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Editorial

Jannis Grimm und Nina-Kathrin Wienkoop, Moritz Sommer
Konflikt, Kompromiss, Konsensus: Das 
ambivalente Verhältnis von Bewegungen 
und Institutionen
https://doi.org/10.1515/fjsb-2019-0020

Wie stark das Verhältnis von sozialen Bewegungen und politische Institutionen 
derzeit im Wandel begriffen ist und dabei die analytische Trennschärfe der beiden 
Konzepte infrage stellt, zeigen jüngste Krisenentwicklungen: Im Februar 2019 
kam es in Venezuela zu Großdemonstrationen von mehreren tausenden Men-
schen, zu denen zum einen der selbsterklärte Interimspräsident Juan Guaidó und 
zum anderen der seit 2013 regierende Staatspräsident Nicolás Maduro aufgerufen 
hatten. Begonnen hatten die Proteste in Venezuela zwar bereits 2014, als Studie-
rende und Angehörige der Mittelschicht gegen die Regierung mobilisierten. Sie 
entwickelten sich zuletzt aber vor allem zum Kräftemessen zweier konkurrieren-
der Politiker um die einflussreichste Institution des Landes – die Präsidentschaft. 
Proteste sollen hier, am institutionellen Regelwerk vorbei, ein angestrebtes Amt 
legitimieren.

In Europa wiederum fordern derzeit populistische Bewegungsparteien das 
als verkrustet angenommene Parteiensystem und den Vertretungsanspruch 
etablierter Organisationen ebenso heraus wie den institutionalisierten und ver-

Hinweis: Dieses Heft ist unserer Kollegin Britta Baumgarten gewidmet, deren geplanter Beitrag 
„Wie kann ich jetzt gegen etwas sein, das ich mit aufgebaut habe? Zur ambivalenten Beziehung 
zwischen traditionellen sozialen Bewegungen und staatlichen Akteuren in Brasilien“ aufgrund 
ihres viel zu frühen Todes in diesem Heft leider fehlt. Eine Würdigung von Brittas vielfältiger 
Forschungstätigkeit im Feld der Bewegungsforschung erschien im letzten Heft 1.2019 des 
Forschungsjournal Soziale Bewegungen in der Rubrik „ipb beobachtet“. Sie ist abrufbar unter 
https://protestinstitut.eu/britta-baumgarten-1975-2018/.

*Kontakt: Jannis Grimm, BGSMCS, Freie Universität Berlin/Institut für Protest- und Bewegungs-
forschung, jj.grimm@fu-berlin.de
Nina-Kathrin Wienkoop, Abteilung Konsens & Konflikt, Deutsches Zentrum für Integrations- und 
Migrationsforschung (DeZIM), wienkoop@dezim-institut.de
Moritz Sommer, Institut für Protest- und Bewegungsforschung/Institut für Soziologie, Freie 
 Universität Berlin, sommer.moritz@fu-berlin.de
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fassungsmäßig kodifizierten Wertekonsens. Explizit basieren die Wahlerfolge der 
Antisystemparteien – beispielweise der Cinque Stelle in Italien, der AFD in der 
Bundesrepublik, oder von VOX in Andalusien – dabei häufig auf Programmen, 
welche die institutionalisierten Grundordnungen der europäischen Demokratien 
kritisieren oder sogar in Frage stellen. Gleichwohl dienen ihnen diese als Steig-
bügelhalter.

Gleichzeitig verteidigten außerhalb Europas, vor allem in vielen afrikani-
schen Staaten, Bürger*innen eben jene institutionellen Ordnungen, so etwa 
jüngst in Algerien, wo Zehntausende für eine Begrenzung der Amtszeit des seit 
1999 regierenden Präsidenten Abd al-Aziz Bouteflika auf die Straße gingen. Hier 
sind es wiederum die Demonstrierenden, nicht die Vertreter*innen der staatli-
chen Institutionen, welche die Einhaltung existierender verfassungsrechtlicher 
Normen, das heißt, institutionalisierter Verfahrensweisen und des bestehenden 
Wahltermins einfordern – gemeinsam mit etablierten Oppositionsparteien.

Insgesamt ist festzustellen, dass die Grenzen zwischen Demonstrierenden 
und Parteien und auch deren (meist konstruierte) Positionierung inner- und 
außerhalb des politischen Systems vielerorts verschwimmen. Diese Entwicklung 
ist nicht erst seit einigen Jahren zu beobachten, wie schon die Institutionalisierung 
der Umwelt- und Friedensbewegung in Deutschland zeigt (siehe auch den Beitrag 
von Grützmacher in diesem Heft), nimmt aber mit der zunehmenden Erosion des 
sozialen Vertrags durch einen galoppierenden Neoliberalismus an Vehemenz zu. 
In seiner Festrede zum Auftakt des neuen Berliner Zentrums für Zivilgesellschafts-
forschung diagnostizierte Hanspeter Kriesi vor diesem Hintergrund, basierend auf 
seiner vergleichenden Untersuchung von Mobilisierungspotenzialen und -effek-
ten im Zuge der europäischen Finanzkrise, gar einen „neuen Pragmatismus“ der 
europäischen Zivilgesellschaft bei der Artikulation sozialer Forderungen. Dieser 
resultiere aus der Einsicht des begrenzten Einflusses von Protest auf politische 
Entscheidungsfindung und schlage sich in einer Rückbesinnung auf das Parteien-
system als zentralem Ort der Interessensvermittlung nieder.

Haben Parteigründungen, das Anstreben staatlicher Ämter, oder das Wirken 
innerhalb von etablierten transnationalen Institutionen somit heute Protest als 
zivilgesellschaftliches Wirkungsfeld abgelöst? Sind sie zu besseren Alternative 
für Aktivist*innen geworden? Und Proteste wiederum zum Instrument von Amts-
inhaber*innen und Oppositionspolitiker*innen, um ihre Popularität zu demons-
trieren? Zumindest stellt die zu beobachtende Institutionalisierung vormals vor 
allem in Protestbewegungen artikulierter Positionen und die hierfür symptoma-
tische Welle neuer Bewegungsparteien in Europa das Mantra von den (neuen) 
sozialen Bewegungen als primärem Ort zivilgesellschaftlicher Assoziation und 
als Gegenpol zu den institutionalisierten Austragungsorten für Politik in Frage. 
Jedoch ist auch dieses Phänomen nicht neu: Oppositionsparteien nutzen in 
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Europa seit geraumer Zeit die „Macht der Straße“, um ihre Interessen in den poli-
tischen Arenen besser durchsetzen zu können, und autoritäre Regime weltweit 
stützen sich häufig auf die Massenmobilisierung von Anhänger*innen außerhalb 
des institutionellen Gefüges, oft zusätzlich oder als Gegengewicht zu starken Sys-
temparteien. Dennoch werden Bewegungen in der Forschung konzeptionell und 
methodisch nach wie vor oft als Gegenstück zu Institutionen gedacht – mit Blick 
auf unser Titelbild sozusagen als Sportler*innen unterschiedlicher Disziplinen in 
der gleichen Arena, statt als Sparringpartner*innen im gleichen Ring.

Alter Wein in neuen Schläuchen?
Die skizzierten Entwicklungen offenbaren einerseits die trennscharfe Abgrenz-
barkeit von Bewegungen und Institutionen als theoretisches Konstrukt, das auf 
der liberalen Vorstellung von zivilgesellschaftlicher Assoziation als bürgerlichem 
Schutzschild gegen die institutionalisierte Macht des Staates basiert – die beob-
achteten Phänomene können hierdurch letztlich kaum erfasst werden. Somit wird 
der Bedarf nach konzeptioneller Weiterentwicklung sichtbar. Andererseits liefern 
sie vor allem für die Bewegungsforschung viel neuen Stoff zum Nachdenken, die 
sich nicht zuletzt auch selbst im Spannungsfeld zwischen Protestakteuren und 
Institutionen befindet. Dies zeigt etwa die kürzlich im Forschungsjournal ange-
stoßene (Teune/Ullrich 2018; Finkbeiner/Schenke 2018) und von Armin Scholl 
(2019) treffend resümierte Kontroverse um den politischen Auftrag von Bewe-
gungsforscher*innen und die Tücken der Finanzierung von Forschungsvorhaben 
durch Institutionen der inneren Sicherheit. Zudem wird der Balanceakt an einer 
Scharnierstelle zwischen Bewegungen und staatlich sanktionierter Wissenspro-
duktion in der Disziplin notgedrungen auch aufgrund der zunehmenden Repres-
sion derer zum Thema, die Zivilgesellschaft weltweit erforschen.

Seit geraumer Zeit schon bildet das ambivalente Verhältnis von Institutionen 
und sozialen Bewegungen das Zentrum für eine Reihe von Forschungsschwer-
punkten. Auch wenn erstere nicht immer explizit als solche benannt werden, sind 
sie doch meist essenzieller Bestandteil untersuchter kollektiver Mobilisierungs-
formen – als Adressaten von Protest, als strukturgebende Arenen und Rahmenbe-
dingungen von Mobilisierung, oder als potentielle Verbündete zivilgesellschaftli-
cher Initiativen bei der Interessenvermittlung. Zudem werden Bewegungen nicht 
selten in ihrer Position zu staatlichen oder transnationalen Institutionen abge-
grenzt, definiert und analysiert. Dieser Blickwinkel fußt nicht zuletzt auf dem 
inhärenten Konflikt zwischen sozialen Bewegungen und politischen Institutionen 
um den sozio-politischen Status quo: Während erstere zumeist einen kollektiven 
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Wunsch nach gesellschaftlichem Wandel ausdrücken, stehen letztere im Kern für 
die Verstetigung der Strukturen, die es aus Bewegungssicht zu verändern gilt. Das 
dynamische, transformative Potenzial von Bewegungen trifft in der Auseinander-
setzung mit Institutionen auf stabile Organisationsformen mit verfassten Rege-
lungen und Hierarchien. Demzufolge wird Erfolg und Einfluss sozialer Bewegun-
gen überwiegend daran beurteilt, inwiefern sich ihre Interessen und Inhalte in 
den politischen Entscheidungen von Institutionen widerspiegeln. Besonders in 
der Analyse zu „Outcomes“ gilt der institutionelle Fußabdruck als Bewertungs-
maßstab für die (Er-)Folge sozialer Mobilisierung.

Hierin zeigt sich nicht zuletzt die starke Prägung der Forschungslandschaft 
selbst: Ihren primären Untersuchungsgegenstand bildeten lange vor allem Mobi-
lisierungsprozesse in den Heimatländern der Forschenden – zumeist repräsenta-
tive Demokratien des globalen Nordens. Forschung zu Bewegungen und Protesten 
in anderen Weltregionen fand (und findet) bis heute weniger Gehör im euro-
zentristisch geprägten Diskurs. Ihre Erkenntnisse wurden vornehmlich in den 
Regionalwissenschaften debattiert. Somit waren sie für Bewegungsforschende 
wiederum explizit als Regionalwissen markiert – und wurden bei Theorie- und 
Methodenentwicklung vernachlässigt. Dabei hätten gerade Fallstudien außer-
halb Europas dazu beitragen können, die konstruierte trennscharfe Abgrenz-
barkeit von Bewegungen und Institutionen zu hinterfragen, und das beidseitige 
Verhältnis dynamischer zu denken. Das zeigt bereits die wenigstens in Teilen 
rezipierte Forschung zu lateinamerikanischen Staaten (vgl. auch den Beitrag 
von Hutter und Kolleg*innen im Heft), sowie jüngere Beiträge zum „Arabischen 
Frühling“ (Grimm 2018).

Auch in der deutschsprachigen Bewegungsforschung fußten Konzeptua-
lisierungsvorschläge lange vor allem auf der historischen Entwicklungen von 
Bürger*innen-Bewegungen in Demokratien. Erst mit dem Aufkommen der neuen 
sozialen Bewegungen in den späten 1980ern begann eine kritische Diskussion 
über das formalisierte und staatszentrierte Demokratieverständnis  – nicht 
zuletzt auch im Forschungsjournal (siehe FJSB 1989, Sonderheft). Hier stellte 
sich etwa Roland Roth die Frage, inwiefern die Unterscheidung von Bewegun-
gen und Institutionen in ihrer Rigidität so noch standhielt oder ob sie innerhalb 
des „Bewegungssektor der BRD“ obsolet geworden war. Schließlich leisteten die 
neuen sozialen Bewegungen wie die Anti-Atomkraftbewegung, die Schwulen-
und-Lesben-Bewegungen, die Frauenbewegung oder die Dritte-Welt-Bewegung 
nicht nur Widerstand gegen das institutionelle Establishment, sondern waren 
vor allem um dessen Beeinflussung bemüht – ein Einfluss, der sich, so die dama-
lige Zeitdiagnose, verstetigte (siehe z.  B. die Beiträge zur Frauenbewegung im 
genannten Heft). Statt Bewegungen versus Institutionen zu diskutieren, wurden 
erstere seitdem verstärkt selbst als Institutionen thematisiert. Zentral für diese 
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Forschung war dabei zunächst die Bewertung, inwiefern die Verstetigung von 
Bewegungen dauerhaft dazu beitragen konnte, die Demokratie- und Repräsen-
tationsdefizite auszugleichen, die Parteien und Verbände mit ihrer thematischen 
Selektivität und ihren Mitgliedschaftshürden hinterließen.

Gleichzeitig stellten einige Autor*innen  – nicht zuletzt auch Roth (1994) 
selbst – anhand vergleichender Längsschnittstudien lokaler Bewegungsmilieus 
die diagnostizierte Institutionalisierung der neuen sozialen Bewegungen wenig 
später wieder in Frage: Statt Verstetigung zeigten sich auf lokaler Ebene höchst 
volatile Mobilisierungsprozesse, einhergehend mit raschen Themenwechseln und 
sozialstrukturellen Umbrüchen. Ebenso heterogen schien das Verhältnis lokaler 
Bewegungsnetzwerke zu ihrem institutionellen Kontext. Einerseits ließ sich seit 
den späten 1980er Jahren durchaus die Stabilisierung einer Art Bewegungs-
infrastruktur beobachten, welche Mobilisierungsstrukturen für unterschiedliche 
Proteste und Kampagnen bot und gleichzeitig Lerneffekte aggregierte und Nie-
derlagen abfederte. Andererseits ging diese Entwicklung aber mit einer Dynami-
sierung und Pluralisierung aktivistischer Praxen einher. Die neuen Bewegungen 
in Deutschland organisierten sich entgegen dem deutlich homogeneren struk-
turellen Angesicht anderer gesellschaftlicher Institutionen wie Nichtregierungs-
organisationen oder Gewerkschaften vor allem als heterogene Netzwerke (siehe 
FJSB 1998, Heft 1). Bereits in den 1990er-Jahren zeigte sich überdies etwas, das im 
heutigen Europa aktueller ist denn je ist: Bewegungen triggerten Gegenbewegun-
gen und diese positionieren sich meist unterschiedlich zum staatlichen Status 
quo (siehe FJSB 1991, Heft 2).

Nach einer Phase der Stagnation wurde diese Forschungsdebatte jüngst, 
bestärkt durch ein neue Welle an Massenprotesten und Regimewechseln, wieder-
belebt. Neue Forschungsprojekte, vor allem zu arabischen und afrikanischen 
(Transformations-)Staaten, zeigten, dass ein zwiespältiges Verhältnis sowie 
kontinuierliche Aushandlungsprozesse zwischen staatlichen Institutionen und 
mobilisierten Bürger*innen kein exklusives Merkmal westlicher Demokratien 
sind: Entgegen der verbreiteten Annahme von Institutionen im globalen Süden 
als dysfunktionalen Fassadestrukturen, die mit Patronage-Netzwerken und tra-
dierten kulturellen Praktiken konkurrieren und daher weniger relevant für die 
Bewegungsforschung sind, identifizierten Arbeiten aus der empirischen Regio-
nalforschung ähnliche Interaktionsmuster wie jene, die bereits für den amerika-
nischen und europäischen Kontext festgestellt wurden (siehe FJSB 2012, Heft 3; 
FJSB 2014, Heft 3). Auch in Südostasien, Lateinamerika, Afrika oder dem Nahen 
Osten ist das Verhältnis von Bewegungen und Institutionen von vielschichtigen 
Interaktionsprozessen geprägt, die von produktivem und geregeltem Austausch 
über wechselseitigen Wettbewerb bis hin zu offener Konkurrenz und Konflikt 
reichen.
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Fäden wieder aufnehmen und Schleifen binden
Obgleich diese Ambivalenzen vielfach thematisiert wurden,¹ mangelt es weiter-
hin an einschlägigen Vorschlägen zur Konzeptualisierung, die Disziplin- und 
Regionen-übergreifend für empirische Forschung fruchtbar gemacht werden 
könnten. Fast zwei Jahrzehnte nachdem die „Institutionalisierungsthese“ zu den 
neuen sozialen Bewegungen den Anstoß gab, ist die Debatte um die Ausformung 
der Interaktionen von Bewegungen und Institutionen aktueller denn je und doch 
merklich eingeschlafen. Statt einer kontinuierlichen Ausdifferenzierung beider 
Konzepte bestimmt stattdessen ein disziplinärer Pluralismus das Forschungs-
feld: So beschäftigt sich etwa die Repressionsforschung mit dem Verhältnis von 
Institutionen der inneren Sicherheit und sozialer Mobilisierung; der Fokus der 
jüngsten Revolutionsstudien liegt dagegen vor allem auf Interimsinstitutionen, 
Organen der Übergangsjustiz, oder dem Wandel von Regierungsinstitutionen im 
Zuge von Regimewechseln; in den Internationalen Beziehungen liegt das Augen-
merk wiederum vor allem auf inter- und transnationalen Organisationen und den 
Einbindungsmöglichkeiten für Vertreter*innen kollektiver Interessen; Gewerk-
schaften und andere organisierte zivilgesellschaftliche Akteure und ihre Positio-
nierung innerhalb staatlicher Opportunitätsstrukturen stehen hingegen im Fokus 
der vergleichenden Politikwissenschaft. Diese Forschungsstränge verlaufen größ-
tenteils parallel zueinander und fließen bislang kaum in eine gemeinsame Fach-
diskussion ein.

Mit dem thematischen Schwerpunkt „Konflikt, Kompromiss, Konsensus: Wie 
Bewegungen und Institutionen miteinander interagieren“ setzt es sich das vorlie-
gende Heft zum Ziel, ein Schlaglicht auf diese Fachdebatten zu werfen, um dabei 
theoretische, methodische und empirische Erkenntnisse aus verschiedenen Sub-
disziplinen in einen fruchtbaren Dialog zu bringen. Es handelt sich dabei um ein 
kollektives Projekt des interdisziplinären Arbeitskreises Bewegungen und Insti-
tutionen,² welcher sich 2015 am Institut für Protest- und Bewegungsforschung 
gegründet hat, um Vorschlägen zur Neubetrachtung ihres Verhältnisses zu ent-
wickeln. Ziel der Ausgabe ist es vor diesem Hintergrund nicht, ein einheitliches 
Schema zur Erfassung des Verhältnisses von Bewegungen und Institutionen 
mit überregionaler Gültigkeit zu postulieren. Ein solches ist aufgrund der Flexi-
bilität und grundlegenden definitorischen Doppeldeutigkeit sowohl des Bewe-

1 Zuletzt u.  a. in der Blogreihe zur Interaktion von Bewegungen und Institutionen des Bret-
terblogs, siehe: bretterblog.wordpress.com/2016/08/23/some-vantage-points-for-rethinking-
movements-and-institutions-introduction-to-a-blog-series/.
2 Siehe https://protestinstitut.eu/uber-das-institut/arbeitskreise/ak-bewegungen-und-
institutionen/.
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gungs- aber vor allem des Institutionenbegriffs in der sozialwissenschaftlichen 
Forschung weder erreichbar, noch erstrebenswert: Politikwissenschaftler*innen 
fassen unter Institutionen vornehmlich formalisierte Regelsysteme, denen ein 
bürokratischer Apparat untersteht, wohingegen soziologische Arbeiten stärker 
die reine Verstetigung von Normen als Institutionalisierung begreifen. Bei stärker 
interaktionsgetriebenen Forschungsansätzen ent- und bestehen Institutionen 
hingegen erst durch (Aus-) Handlungen: Der für die Bewegungsforschung prä-
gende „contentious politics“-Ansatz begreift Institutionen beispielsweise sowohl 
als Akteure innerhalb von Interaktionsbeziehungen wie auch als Arenen, in denen 
Konflikte ausgetragen werden (Jasper/Duyvendak 2015, siehe die Rezension von 
Sorg in diesem Band).

Diese Bandbreite an Konzeptualisierungen findet sich auch im Themen-
schwerpunkt dieses Hefts. Statt unterschiedliche Perspektiven gegeneinander 
abzuwiegen, sollen die empirischen Fallbeispielen aus verschiedenen geographi-
schen Kontexten dabei aber vor allem eines verdeutlichen: Wie die Erforschung 
sozialer Mobilisierungsprozesse von einer expliziteren Verortung ihrer For-
schungssubjekte – soziale Bewegungen – vis-à-vis deren Gegenüber profitierten 
kann – nicht indem Institutionen a priori als externes „Anderes“ zu kollektiven 
Mobilisierungsprozessen definiert und erforscht werden. Sondern indem empiri-
sche Erkenntnisse zu Interaktionsmustern die Konzeptualisierung der wechsel-
seitigen Beziehung a posteriori anleiten.

Zu den Beiträgen in diesem Heft
Die Beiträge in diesem Heft lenken vor allem den Blick auf die Kontextabhän-
gigkeit dieser Funktionsbeziehung. Sie zeichnen ein vielschichtiges Bild, in 
dem zivilgesellschaftliche Akteure staatlichen Institutionen nicht nur als Kon-
trahent*innen begegnen, sondern über ihre Mobilisierungsmuster bisweilen 
selbst an deren Rekonstruktion und Legitimierung beteiligt sind. Bewegungen 
und Institutionen treten mal als Kooperationspartner, mal als Antagonisten und 
mal als gegenseitige Substitute auf – zwischen Konflikt, Kompromiss und Kon-
sensus.

Beginnend greift dabei ein erster Beitrag bereits die eingangs skizzierte 
Thematik der wieder zunehmenden Überlappung von Bewegungen und Par-
teien auf. Darin fragen sich Swen Hutter, Hanspeter Kriesi und Jasmine Lorenzini 
wie sich Bewegungen und Parteien als Institutionen zueinander positionieren. 
Durch Einbezug empirischer Erkenntnisse aus europäischen und lateinamerika-
nischen Staaten zeigen sie auf, dass Repräsentationskrisen neue Interaktions-
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formen generieren und dabei die Grenzen zwischen Parteien und Bewegungen 
verschwimmen – ähnlich wie in der Rubrik Pulsschlag anhand der Grünen dis-
kutiert. Der Blick über Europas Grenzen hinaus zeigt dabei deutlich, dass diese 
Entwicklungen weniger regionalspezifisch sind, sondern vielmehr mit einer glo-
balen Krise der repräsentativen Demokratie einhergehen. Um den verschwim-
menden Grenzen zu Parteien, aber auch zwischen Bewegungen und Institutio-
nen insgesamt gerecht zu werden, schlägt Jannik Pfister im zweiten Beitrag vor, 
letztere stärker Produkt von Interaktionen zu denken. Statt den Erfolg von Bewe-
gungen anhand ihrer Veränderungen der jeweiligen Institutionen zu beurteilen, 
schlägt er vor ihre präfigurativen Praktiken ins Zentrum zu rücken und damit 
nicht nur ihre Institutionenwerdung selbst, sondern ihre kulturellen Prägungen 
zu erforschen, denen konkrete Regierungsapparate schließlich Ausdruck ver-
leihen. In einer ähnlichen Perspektive argumentieren Felix Anderl und Philipp 
Wallmeier, dass mit kontinuierlicher Mobilisierung häufig eine Sedimentierung 
von Protestforderungen und eine Einhegung kollektiver Akteure selbst einher-
geht. Im dritten Beitrag des Themenschwerpunkts zeigen sie auf, wie Institu-
tionen als Scharnierkonzept zwischen Herrschaft und Widerstand verstanden 
werden, und somit als epistemischer Ausgangspunkt für die Rekonstruktion 
transnationaler neoliberaler Herrschaft fungieren können. Auf diese Weise 
werden Institutionen nicht nur als diejenigen begriffen, die Herrschaft ausüben, 
sondern auch als solche, gegen die und in denen sich Widerstand aufbauen 
kann. Wie Neoliberalismus Widerstandsbewegungen dabei dennoch systemisch 
einhegt, beleuchten sie anhand zweier Fallstudien zu Protesten gegen die Welt-
bank und Kommunard*innen der Ökodörferbewegung. Auch die nachfolgende 
Analyse von Micha Fiedlschuster und Christian Schröder beschäftigt sich mit 
transnationalen Institutionen: Anhand des Weltsozialforums als Beispiel einer 
globalisierungskritischen Bewegung wird analog aufgezeigt, wie Bewegungen 
mit ihren Widersachern partiell und temporär kooperieren. Mit dem Ziel ihren 
Einfluss zu erhöhen, sind Aktivist*innen teilweise bereit sich stärker auf die 
institutionelle Handlungslogik und Diskurse einzulassen und büßen so Wider-
standsmacht ein. Wie kenianische Frauenbewegungen wiederum transnationale 
Diskurse lokal für ihre eigenen Forderungen nutzen, zeigte Antje Daniel bereits 
in einer früheren Ausgabe des Forschungsjournals (FJSB 2014, Heft 3). In ihrem 
aktuellen Beitrag arbeitet sie dagegen die Überlappungen von Frauenbewegun-
gen und staatlicher Politik in Kenia und Brasilien heraus. Erneut zeigt sich, dass 
die Vorannahme zweier getrennter Sphären nicht greift, sondern intermediäre 
Protestformen genutzt werden, um Allianzen mit staatlichen Akteuren zu schlie-
ßen und zugleich inner- und außerhalb der parlamentarischen Arena Interessen 
zu artikulieren. Die Relevanz institutioneller Gelegenheiten wird indes deutlich 
in der Studie von Jan Erik Refle zum Einfluss von Bewegungsorganisationen auf 
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Gesetzgebungsprozesse in Tunesien. Der tunesische Fall ist insofern besonders, 
als die post-revolutionäre Verfassung bereits zivilgesellschaftliche Beteiligungs-
formate bei der Verabschiedung von Gesetzen vorsieht. Trotz der dadurch 
geschaffenen institutionalisierten Zugänge nutzen Bewegungen aber weiterhin 
vor allem persönliche und organisatorische Kontakte, oftmals in Kombination 
mit Protesten, zur Einflussnahme. Inwiefern nicht nur Gesetzgebung, sondern 
auch Rechtsprechungen von Protesten beeinflusst werden, illustriert schließ-
lich Carolina Vestena in ihrem Beitrag zu der portugiesischen Anti-Austeritäts-
bewegungen, der den Themenschwerpunkt abrundet. Durch im- und explizite 
Wechselverhältnisse beeinflussten Protestierende in Portugal sowohl den öffent-
lichen Diskurs wie auch die Urteile der Gerichte als staatliche Institution. Zudem 
nutzen Bewegungsakteure selbst rechtliche Wege und schlossen infolgedessen 
neue Allianzen mit Rechtsexpert*innen zur Blockade oder Gestaltung legisla-
tiver Vorhaben. Abermals zeigt sich hier aber auch der ambivalente Charakter 
des Verhältnisses, da Protestforderungen bisweilen über ihre rechtliche Aus-
tragungsform versachlicht und entpolitisiert wurden.

In der Rubrik Pulsschlag rekapituliert Friedel Grützmacher anschließend aus 
auto-biographischer Perspektive anhand ihres eigenen politischen Werdegangs 
die Institutionalisierung der Umwelt- und Friedensbewegung innerhalb der Partei 
„Die Grünen“. Sie zeigt dabei die Ambivalenzen dieses Prozesses auf, der nicht 
zuletzt in der bis heute andauernden Spaltung beider Graswurzelbewegungen 
mündete. Jürgen Grote betont in seinem Beitrag, dass von der globalen neolibe-
ralen Restrukturierung von Governance Arrangements nicht nur Bewegungen 
betroffen sind. Zu den Opfern des Neoliberalismus gehören auch Institutionen. 
Angesichts der Feststellung einer beidseitigen Kontraktion von politischen 
Möglichkeitsräumen  – von „shrinking spaces“  – diskutiert er die Chancen für 
die Herausbildung von Allianzen im Sinne eines „Countermovement“ von Bewe-
gungs- und Institutionsakteur*innen. Martin Sarnow und Norma Tiedemann teilen 
die Diagnose einer Krise des Politischen. Sie konzentrieren sich in ihrem Beitrag 
auf die Entstehungsbedingungen alternativer Modelle politischer Organisierung 
als emanzipatorische Antworten auf den Gestaltungsverlust institutionalisierter 
politischer Gremien. Dazu beschäftigen sie sich schlaglichtartig mit munizipalis-
tischen Praktiken in Barcelona, Zagreb und Belgrad.

Der Pulsschlag wird komplettiert von zwei Debattenbeiträgen, die auf der 
Festveranstaltung anlässlich der Vorstellung des Jubiläumsbandes „Zukunft der 
Demokratie“ (Heft 1–2/2019 FJSB) am 30. August 2018 in Berlin gehalten wurden. 
Adalbert Evers diskutiert die Herausforderungen politischer Repräsentation unter 
Reformdruck und blickt dabei – passend zum Themenschwerpunkt des vorliegen-
den Bandes – auf (fehlende) Verbindungen von Zivilgesellschaft und Parteien. 
Für Britta Haßelmann, parlamentarische Geschäftsführerin der Grünen, ist die 
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Stärkung eben dieser Verbindung ein zentraler Baustein für die Demokratisierung 
der parlamentarischen Arbeit.

In der Rubrik Aktuelle Analyse blicken wir auf zwei viel beachtete Protest-
bewegungen, bzw. Protestereignisse der jüngsten Vergangenheit. Dieter Rucht 
skizziert Profil, Forderungen und Aktionsrepertoires der Gelbwestenbewegung als 
Produkt tiefgreifender Konflikte in der französischen Gesellschaft. Moritz Sommer 
und Simon Teune untersuchen in ihrem Beitrag Unterschiede und journalistische 
Spielräume in der von Gewalt überschatteten Medienberichterstattung zu den 
G20-Protesten 2017 in Hamburg.

In der vom Institut für Protest- und Bewegungsforschung koordinierten 
Rubrik ipb beobachtet diskutiert Elias Steinhilper Licht- und Schattenseiten des 
aktuellen Booms migrationsbezogener Bewegungsforschung, mit einem Fokus 
auf Fragen theoretischer Reflektion, ethischen Herausforderungen und metho-
dischem Pluralismus.

In der Literaturrubrik wird der Themenschwerpunkt dieses Bandes erneut 
aufgegriffen. In einer Doppelrezension bespricht Christoph Sorg die von James 
Jasper und Jan Willem Duyvendak herausgegebenen Sammelbände „Players and 
Arenas: The Interactive Dynamics of Protest“ sowie „Breaking Down the State: 
Protestors Engaged“. Susanne Pernicka bespricht den 2019 von Jürgen Grote und 
Claudius Wagemann herausgegebenen Band „Social Movements and Organized 
Labour. Passions and Interests“. Es folgen Felix Schilk mit einer Rezension zu 
„Arbeiterbewegung von rechts? Ungleichheit  – Verteilungskämpfe  – populis-
tische Revolte“ herausgegeben von Karina Becker, Klaus Dörre und Peter Reif-
Spirek und, schlussendlich, Philipp Knopp mit einer Besprechung von „Protests 
in the Information Age. Social Movements, Digital Practices and Surveillance“, 
herausgegeben von Lucas Melgaço und Jeffrey Monaghan.

Im gleichen Ring
Ein Blick auf die Beiträge des Hefts verdeutlicht die reklamierte Diversität von 
Institutionen und Bewegungen (zueinander): Ob Parteien, Gerichte, interna-
tionale Organisationen oder Ministerien, sie alle interagieren als Institutionen 
mit sozialen Bewegungen, mal als Gegenspieler, oft als temporäre Allianzpartner 
oder Schicksalsgenoss*innen. Gemeinsam handeln sie Konflikte aus, finden Kon-
sensentscheide und gehen Kompromisse ein. Hierbei nutzen Bewegungsakteure 
nicht nur Proteste, sondern meist parallel institutionelle Zugänge und verändern 
sich nicht zuletzt auch selbst. Diese Phänomene zeigen sich sowohl in Brasilien 
als auch in Portugal, sowohl auf nationalstaatlicher als auch auf transnationaler 
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Ebene, gestalten sich aber höchst unterschiedlich – nicht so sehr abhängig von 
ihrer Verortung im globalen Norden oder Süden, sondern vielmehr in Abhängig-
keit von den jeweiligen institutionellen und polit-ökonomischen Arrangements 
und deren Wandel über Zeit. Vor diesem Hintergrund sind nicht nur Bewegungs-
forschende gefragt, stärker über ihre Disziplingrenze hinaus zu schauen, sondern 
auch Regionalwissenschaftler*innen ihre länderspezifischen Erkenntnisse für 
weitere Forschungen fruchtbar zu machen und diese an theoretische Überlegun-
gen rückzubinden. Deshalb plädieren wir für eine kontextsensible Erhebung von 
Bewegungen-Institutionen-Interaktionsdynamiken statt ihrer uniformen Konzep-
tualisierung als Gegenpole. Meist finden sich Protestierende und Vertreter*innen 
zwar im gleichen Ring wieder, dort aber mal als Sparringpartner*innen und dann 
wieder als Widersacher*innen – mit offenem Ausgang.

Jannis Grimm und Nina-Kathrin Wienkoop, Moritz Sommer

Jannis Grimm und Nina-Kathrin Wienkoop sind die Gastherausgeber*innen dieses Hefts. Jannis 
Grimm forscht an der Freien Universität Berlin zu Protest-Repressions-Dynamiken in Nord-
afrika. Nina-Kathrin Wienkoop ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Deutschen  Zentrum für 
Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) in Berlin, wo sie das Projekt zu  „Engagement 
und Zugehörigkeit“ leitet.Gemeinsam koordinieren sie am Institut für Protest- und Bewegungs-
forschung (ipb) den Arbeitskreis „Bewegungen und Institutionen”.

Moritz Sommer ist Redaktionsmitglied des Forschungsjournals Soziale Bewegungen und zu- 
ständig für die redaktionelle Betreuung des vorliegenden Hefts.

In eigener Sache
„Dem aufmerksamen Leser wird auffallen, daß sich mit dieser Ausgabe kleinere 
Veränderungen im out-fit dieser Zeitschrift ergeben haben.“ So hieß es in einer 
Anmerkung der Redaktion im Heft 4/91. Damals hatte Volker Klemm mit seinem 
Satzbüro das erste Mal unser Forschungsjournal gestaltet. Nach 28 Jahren hat 
Volker Klemm sein Satzbüro aufgegeben und daher auch die Gestaltung des For-
schungsjournals abgegeben. Für das Journal, kaum älter als dieser Zeitraum, 
geht also eine Epoche zu Ende. Über lange Zeit hat Volker das Journal gedul-
dig begleitet, Zeitverzüge ertragen, die mal stille und mal laute Verzweiflung 
an unzulänglich vorbereiteten Texten ertragen und manch überüberumfäng-
liches Projekt mitgetragen. Dafür danken wir ihm von Herzen. Mit seiner Ar- 
beit, die über die Gestaltung immer deutlich hinausging, ist er Teil der Journal- 
geschichte.



136   Jannis Grimm und Nina-Kathrin Wienkoop, Moritz Sommer

Mit dieser Ausgabe geht das Journal über in das Layout unseres Verlags de 
Gruyter. Auch dem Verlag gilt unser Dank für die Unterstützung bei dieser Umstel-
lung. Damit verändert sich das Erscheinungsbild deutlich. Der Spaltensatz ist 
verschwunden, der Blick auf das Heft ist ein anderer. Treu bleiben uns aber die 
Karikaturen von Gerhard Mester, der das Journal seit seinem Beginn aufheiternd 
begleitet. Und treu bleibt sich das Journal auch mit seinem Fokus auf die anwen-
dungsnahen, wissenschaftlichen Fragen von Demokratie, Partizipation und ins-
besondere sozialen Bewegungen.

Die Redaktion und die Herausgeber
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Aktuelle Analyse

Dieter Rucht*
Die Gelbwestenbewegung – Stand und 
Perspektiven
https://doi.org/10.1515/fjsb-2019-0021

Zusammenfassung: Seit Monaten steht Frankreich im Bann der Gelbwesten-
bewegung. Der Beitrag beschreibt zunächst das soziale, organisatorische und 
politische Profil der Bewegung, dann die von ihr hervorgerufenen Reaktionen. In 
einer stärker analytischen Perspektive widmet er sich drittens den Ursachen, Aus-
lösern und Verstärkern der Bewegung, um abschließend deren Perspektiven ein-
zuschätzen. Die Leitthese lautet, dass die Bewegung, obgleich doch ohne direkten 
Vorläufer in der Geschichte Frankreichs, ein Produkt der spezifischen sozio-öko-
nomischen, politischen und kulturellen Gegebenheiten des Landes ist. Sie wird 
deshalb auch kaum in anderen Ländern Fuß fassen. In ihrer jetzigen Form werden 
sich die Gelbwesten nicht halten können. In den kommenden Monates wird die 
Bewegung entweder in der Routine der Wiederholung allmählich versanden oder 
aber, und wahrscheinlicher, aufgrund einer Reihe interner Streitfragen (links oder 
rechts; friedlich oder militant; Bewegung oder Partei; moderate Reformen oder 
grundlegende politische Umwälzung) auseinander brechen.

Abstract: Since several months France is shaken by the yellow vests movement. 
The essay first describes the social, organizational and political profile of this 
movement. Then it turns to the reactions to the movement. A third and more ana-
lytical section focuses on causes, triggers and catalysts before discussing the move-
ment’s challenges. The central argument is that this movement, though without 
a direct forerunner in French history, is a product of the specific socio-economic, 
political and cultural conditions in France. Therefore is unlikely to spread to other 
countries. In the next few months, the movement will either experience a gradual 
decay based on its ritual repetition of weekly protest acts or, and probably more 

*Kontakt: Dieter Rucht, Institut für Protest- und Bewegungsforschung.  
E-Mail: dieter.rucht@wzb.eu

Hinweis: Dies ist eine stark gekürzte und aktualisierte Fassung des gleichnamigen Beitrags, der 
im Februar 2019 als ipb-working paper erschienen ist. Siehe: https://protestinstitut.eu/wp-
content/uploads/2019/02/dieter-rucht-gelbwesten.pdf 
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likely, fall apart because of a range of internal conflicts (left or right; peaceful or 
militant; remaining a movement or becoming a political party; moderate reforms 
or fundamental political changes).

Scheinbar aus dem Nichts kommend¹ hat eine neue Protestbewegung die poli-
tische Bühne Frankreichs betreten. Zunächst stellte sie sich gegen die angekün-
digte Erhöhung der Kraftstoffpreise durch die Regierung. Landesweit war sie erst-
mals am 17. November 2018 auf den Straßen. Laut Regierungsangaben beteiligten 
sich an diesem Tag 282.000 Menschen an den Protesten. Äußeres Erkennungs-
zeichen der AktivistInnen waren die übergezogenen Westen in gelber Signalfarbe, 
die jede/r FahrzeughalterIn in Frankreich im Auto mitführen muss. Die gelben 
Westen (gilets jaunes) wurden zum Namensgeber für die Bewegung, waren aller-
dings schon vereinzelt bei vorangegangenen Protesten sichtbar, so am 29. März 
2018 gegen die Hochgeschwindigkeitsstrecke Paris-Rennes.

Ebenso wie bei den spanischen Indignados der Jahre 2011/2012 handelt es 
sich um eine Bewegung der Empörten, die das gut situierte Bürgertum eher zu 
erschrecken als anzuziehen vermag. Was tut sich da? Wie ist diese Bewegung zu 
erklären? Wie wird sie sich weiter entwickeln? Und kann diese Welle auch auf 
Deutschland überschwappen?

1  Das soziale, organisatorische und politische 
Profil der Bewegung

a) Zum sozio-demografischen Profil der Gelbwestenbewegung existieren bislang 
nur bruchstückhafte Informationen. Eine frühe, zwischen dem 24.  November 
und 1. Dezember 2018 durchgeführte Untersuchung² einer vielköpfigen Gruppe 
von ForscherInnen und Studierenden lieferte erste Hinweise auf die Zusammen-
setzung der Gelbwesten; sie hat allerdings aufgrund der kleinen Stichprobe und 
unsystematischer Kriterien für die Auswahl der Befragten nur eine sehr begrenzte 
Aussagekraft. Demnach rekrutieren sich die Protestierenden überwiegend aus 

1 Einen zunächst wenig beachteten Vorlauf der Bewegung bildete eine von der Bankanstellten 
Priscillia Ludoski am 29. Mai 2018 initiierte Online-Petition gegen geplante Treibstoffabgaben, 
die binnen weniger Tage von 200.000 Menschen und bis Mitte Dezember bereits von mehr als 
einer Million Menschen unterstützt worden war.
2 https://www.franceinter.fr/societe/gilets-jaunes-un-mouvement-populaire-une-revolte-
singuliere (09. 04. 2019).
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den classes populaires. Der Altersdurchschnitt beträgt 45 Jahre; die am stärksten 
vertretene Altersgruppe ist die der 35–49 Jährigen. Der Mittelwert des monatli-
chen Einkommens (Median) liegt bei 1 700 Euro und somit rund 30 % unter dem 
Mittelwert der Gesamtbevölkerung. Der Anteil von Männern beträgt 54 %. Auf 
einen allgemeinen Nenner gebracht handelt es sich um eine Bewegung derer, die 
nach Einkommen und Ausbildung eher zur unteren Hälfte der Bevölkerung, aber 
nicht zu den ganz Marginalisierten gehören.

b) Die politisch-ideologische Ausrichtung ist geprägt durch das Selbstverständ-
nis als einer Bewegung der „einfachen Leute“, die sich gegen die herrschenden 
politischen und ökonomischen Eliten richten. Insofern besitzt die Bewegung eine 
populistische Schlagseite. Im Zentrum der Kritik steht Staatspräsident Emmanuel 
Macron, der zu einer regelrechten Hassfigur der Gelbwesten geworden ist.

Das anfängliche Themenspektrum von Forderungen und Kritikpunkten wurde 
schnell erweitert. Die Tageszeitung Le Parisien listete in einem am 11. Dezember 
erschienenen Beitrag 100 Forderungen auf.³ Ein späterer aus Kreisen der Gelb-
westen zusammengestellter Forderungskatalog enthält 42 Punkte, die sich über-
wiegend auf soziale Belange und Maßnahmen der Umverteilung konzentrierten 
(z.  B. Erhöhung der Renten und des Mindestlohns, Wiedereinführung der 2017 
abgeschafften Vermögenssteuer), aber auch auf eine weitere Demokratisierung 
der Politik zielen (Einführung eines Bürger- oder Volksinitiativen-Referendums 
unter Umgehung des Parlaments). Ein zentrales Anliegen, hinter das sich wohl 
alle Gelbwesten stellen, ist die Forderung nach einer Erhöhung der Kaufkraft 
(Augmentation du pouvoir d’achat). Damit verbunden ist die Empörung über eine 
Politik, die die Reichen im Lande begünstigt. Laut Einschätzung des Soziologen 
Luc Rouban haben die Gelbwesten „die neue Form des Klassenkampfs erfunden“.⁴

Die Bewegung ist politisch sehr heterogen. Die auf schmaler Basis durch-
geführte Befragung von Protestierenden zeigte, dass sich ein Drittel der Befragten 
nicht als rechts oder links stehend einordnen kann oder will. Von den übrigen 
zwei Dritteln zählen sich 15 % zur extremen Linken, 42 % Prozent zur (gemäßig-
ten) Linken, 6 % zur Mitte, 12 % zur (gemäßigten) Rechten und 5,4 % zur extremen 
Rechten. Eine eindeutigere politisch-ideologische Positionierung der Bewegung 
steht noch aus. Die defensive sozialpolitische Grundierung der meisten Forderun-
gen der Bewegung wie auch die Gegnerschaft zu einer Regierung, die sich zwar 
liberal-zentristisch gibt, im Zweifelsfall aber konservativen Positionen zuneigt, 
spricht eher für einen Linkskurs der Bewegung. Andererseits ist nicht zu ver-

3 http://www.leparisien.fr/economie/gilets-jaunes-cinquante-nuances-de-revendicati
ons-11-12-2018-7965951.php (09. 04. 2019).
4 https://www.24heures.ch/monde/europe/Les-gi-lets-jaunes-inventent-la-nouvelle-lutte-des-
clas-ses/story/13346986 (09. 04. 2019).
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kennen, dass etliche der bestehenden Forderungen auch den Beifall des rechts-
populistischen bis rechtsradikalen Rassemblement National finden. Der sozial-
strukturelle Kern der Gelbwesten, die classes populaires, kann durchaus einen 
Resonanzboden für den Rechtspopulismus abgeben.

c) Das organisatorische Profil der Bewegung ist atypisch. Weder gibt es bereits 
existierende Formationen und Organisationen, die als Wegbereiter und/oder Res-
sourcenbasis für die Bewegung dienten, noch hat sich innerhalb der Bewegung 
eine Formation herausgeschält, die eine Lenkungsfunktion ausüben könnte. 
Die Mobilisierung erfolgt zu großen Teilen über Facebook-Gruppen und Abspra-
chen lokaler Gruppen. Entsprechend schwankend sind die Größenordnungen 
lokaler Proteste, die in Paris von 800 bis 10.000 Beteiligten reichen, in anderen 
Städten wenige Dutzend, aber auch Zehntausend Demonstrierende (Toulouse am 
19. Januar 2019) umfassen können. Entgegen der Erwartung, dass sich in einen 
zentralistischen Staat wie Frankreich das Protestgeschehen stark auf die Haupt-
stadt verlagern würde, ist die Bewegung völlig dezentralisiert.

Die bestehenden politischen Organisationen blickten mit Staunen auf die 
Selbstläufigkeit der Proteste, welche ganz ohne ihr Zutun zustande kamen. Aller-
dings ist nach einer Phase der Verblüffung auch das Bemühen diverser Parteien 
und Interessenverbände erkennbar, auf den fahrenden Zug aufzuspringen. So ver-
steht sich die von Marine Le Pen angeführte Rechtspartei Rassemblement National 
(vormals Front National) ebenso als ein natürlicher Verbündeter der Bewegung 
wie das linksradikale Pendant La France insoumise unter der Führung von Jean-
Luc Mélenchon. Auch die Gewerkschaften, allen voran die früher stramm kom-
munistische CGT, und die globalisierungskritische Organisation Attac sehen 
sich als Sympathisanten der Bewegung. Bemerkenswert ist die Distanz der Akti-
vistInnen gegenüber etablierten Organisationen. Laut der ersten Studie in der 
Frühphase der Bewegung halten immerhin 84 % der Befragten Abstand zu den 
Gewerkschaften und 81 % glauben sogar, dass politische Parteien in der Gelbwes-
tenbewegung keinen Platz haben sollten.

Von Anfang an waren vor allem die Medien bemüht, OrganisatorInnen und 
SprecherInnen zu identifizieren, um der Bewegung ein Gesicht zu geben. Darun-
ter sind Priscillia Ludosky als die Person, die das vorangegangene Referendum 
gegen die Erhöhung der Kraftstoffsteuer gestartet hatte, und der LKW-Fahrer Éric 
Drouet. Phasenweise war auch von acht bzw. zehn SprecherInnen (porte-parole) 
bzw. offiziellen SprecherInnen (communicants officiels) die Rede, die in einer Ver-
sammlung von 44 AktivistInnen aus unterschiedlichen Regionen in Reaktion auf 
das Angebot der Regierung benannt wurden, mit den Gelbwesten in einen Dialog 
zu treten. Der Streit um die Legitimation dieser Gruppe löste weitere Debatten um 
diverse Verfahren der Bestellung von RepräsentantInnen aus. Einer von mehreren 
Strukturierungsversuchen mündete in Treffen, die als Generalversammlungen 



 Die Gelbwestenbewegung – Stand und Perspektiven   141

(Assemblées Générales) bzw. „Versammlung der Versammlungen“ gedacht waren, 
aber keine Repräsentativität beanspruchen konnten. Viele AktivistInnen verste-
hen die Gelbwesten als eine Basisbewegung, die ohne AnführerInnen und ohne 
zentralen Führungszirkel auskommen solle.

d) Die Mobilisierungsdynamik der Bewegung zeigt einen atypischen Verlauf. 
Der erste Auftritt war der mit Abstand größte. Es fehlt also der Sog eines über 
mehrere Stufen steigernden Vorlaufs, wie er viele andere Protestkampagnen 
auszeichnet. Nach dem Auftakt am 17. November 2018 ist – gemäß den Zahlen 
des Innenministeriums, die sich ausschließlich auf die samstäglichen Proteste 
beziehen – ein unstetig verlaufender Rückgang der Beteiligung mit zuletzt nur 
noch 22.300 Protestierenden am 7.  April 2019 zu verzeichnen. Aus Kreisen der 
Gelbwesten werden seit dem 29. Dezember 2018 eigene und weitaus höhere Teil-
nehmerInnenzahlen genannt, die jedoch, ebenso wie die der Regierung, schwer 
nachprüfbar sind.

Bereits in der Frühphase beschränkte sich der Protest nicht nur auf geordnete 
und friedliche Versammlungen, sondern umfasste auch Straßensperren, Sach-
beschädigungen und teilweise gewaltförmige Zusammenstöße mit Polizeikräften. 
Es gibt kaum Anhaltspunkte dafür, dass die Protestaktionen, mit Ausnahme der 
gezielten Gewaltaktionen, überwiegend von den „üblichen Verdächtigen“, also 
politik- und kampferprobten AktivistInnen getragen werden. In der Frühphase 
der Bewegung gab knapp die Hälfte (47 %) der Interviewten an, es handele sich 
um die erste Demonstration in ihrem Leben.

2  Reaktionen auf die Bewegung
Anfangs sympathisierten fast drei Viertel der Bevölkerung mit den Gelbwesten. 
Inzwischen sind diese Werte deutlich gesunken und lagen in der letzten März-
woche bei Werten zwischen 44 % (OpinionWay) und 53 % (Elabe).⁵ Die höchste 
Unterstützung besteht in den ländlichen Kommunen.

Die Haltung der Printmedien folgt weitgehend den jeweiligen redaktionellen 
Linien. Linke und linksliberale Zeitungen, darunter Libération, Le Monde und 
noch deutlicher Le Monde Diplomatique, signalisieren Verständnis. Konservative 
Blätter, darunter Le Figaro und die katholische La Croix, halten Abstand, verurtei-
len die Protestgewalt, verweisen auf negative Konsequenzen für die Wirtschaft 
und den Staatshaushalt und stellen sich eher hinter die Regierung. Die Boule-
vardzeitung Le Parisien wiederum konzentriert sich stark auf das Spektakel, aber 

5 https://fr.wikipedia.org/wiki/Mouvement_des_Gilets_jaunes_(France) (10. 04. 2019).
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hält sich mit Kritik – vermutlich mit Rücksicht auf eine den Gelbwesten insgesamt 
eher wohl gesonnene LeserInnenschaft – zurück.

Die französische Regierung war offensichtlich von der Stärke der Bewe-
gung überrascht. Nach einer Phase des vorsichtigen Abwartens kam das erste 
Gesprächsangebot von der Regierung, das jedoch die Situation nicht zu beru-
higen vermochte. Anfang Dezember 2018 folgte ein erstes konkretes Zugeständ-
nis mit der Aussetzung der Steuererhöhungen, die den Auslöser für die Proteste 
gebildet hatten, um sechs Monate. Die Gelbwesten, die ihre Zielsetzung bereits 
verbreitert und radikalisiert hatten, empfanden dies als Hohn und Signal zum 
Weitermachen.

Am 10.  Dezember 2018 wandte sich der Staatspräsident in einer Fernseh-
ansprache an die Nation. Dabei schlug er die fortan geltende Linie ein, nämlich 
einerseits die strikte Verurteilung und Bekämpfung der Protestgewalt, anderer-
seits ein gewisses Verständnis für die Nöte und den Ärger auf Seiten der Protestie-
renden. Dem solle durch vier soziale Maßnahmen begegnet werden, darunter eine 
staatliche Subvention des Mindestlohns von bis zu 100 Euro im Monat und eine 
Entlastung von RentnerInnen mit einem Monatseinkommen unter 2 000  Euro. 
Diese Maßnahmen werden den Staatshaushalt mit gut 10  Mrd. Euro belasten. 
Anderen Forderungen der Gelbwesten, darunter die Wiedereinführung der im 
Vorjahr abgeschafften Vermögenssteuer, erteilte Macron dagegen eine Absage.
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Trotz der Zugeständnisse kamen die Proteste nicht zu Erliegen. Nun suchte 
die Regierung dem Protest mit mehr Repression beizukommen. Vor allem im 
Zusammenhang mit Verkehrsblockaden, aber auch zur Kontrolle innerstädtischer 
Räume setzte die Polizei Tränengas, Blendgranaten und die umstrittenen Gummi-
geschosse ein, die als „nicht-tödliche Waffen“ erhebliche Verletzungen nach sich 
zogen und vermutlich zu einer Verhärtung der Auseinandersetzungen beitrugen. 
Medienberichten vom 7. Februar 2019 zufolge wurden seit Beginn der Proteste 
1.200 PolizistInnen und über 1.900 DemonstrantInnen verletzt.

Ergänzend zu partiellen Zugeständnissen und verschärfter Repression, zu 
der auch das am 5. Februar verabschiedete „Anti-Radikalisierergesetz“ (im Volks-
mund loi anti-casseur) gehört, rief Macron zu einer „Großen Nationalen Debatte“ 
auf und konkretisierte dieses Vorhaben in einem „Brief an die Franzosen“, der 
am 13. Januar an alle BürgerInnen des Landes verschickt wurde. In den folgen-
den acht Wochen wurden in allen Teilen des Landes von der Regierung initiierte 
lokale Versammlungen durchgeführt, deren Effekt schwer zu bilanzieren ist.

3  Ursachen, Auslöser und Verstärker der 
Bewegung

Ein sehr allgemein gehaltener Erklärungsversuch der Entstehung der Gelbwes-
tenbewegung, der an Superprozessen wie der Globalisierung ansetzt, hat wenig 
Überzeugungskraft. Er gewönne erst dann an Gewicht, wenn er auf prinzipiell 
gleichartige Proteste in anderen Ländern bzw. Regionen verweisen könnte, die 
in ähnlicher Weise von Globalisierungsprozessen berührt sind. Es ist deshalb 
naheliegender, den spezifisch französischen Kontext für eine Erklärung heran-
zuziehen. Allgemeinere und teils globale Hintergrundfaktoren wirken in diesen 
nationalen Kontext hinein. Aber, so meine These, es ist erst die spezifische natio-
nale Prägung, die in Verbindung mit weiteren und konkreteren Faktoren diese 
Bewegung verständlich macht. Im Zentrum dieser Erklärung steht die Über-
lagerung von ökonomischen, politischen und sozio-kulturellen Bedingungen, 
die, verstärkt durch einzelne Katalysatoren, zu dem führten, was die Gelbwes-
tenbewegung ausmacht.

a) Hinsichtlich seiner generellen ökonomischen Lage bewegt sich Frankreich 
im innereuropäischen Vergleich im Mittelfeld. Entscheidend für politische Mobi-
lisierung ist allerdings nicht die objektive, durch statistische Durchschnittswerte 
beschreibbare Lage, sondern die subjektive Wahrnehmung durch die Individuen 
und Gruppen, die ihre Lage in Beziehung setzen zu früheren Phasen oder auch 
zur Situation anderer und meist besser gestellter Gruppen. Vor diesem Hinter-
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grund kommt es zu Wahrnehmungen relativer Deprivation, verbunden mit dem 
Eindruck ungerechter und sich womöglich verschlechternder Lebensbedingun-
gen.

Dieser Eindruck ist in der unteren Mittelschicht Frankreichs weit verbrei-
tet; er wird gestützt durch ökonomische Daten. Die von den Gelbwesten oft ins 
Zentrum gestellte Kaufkraft stagniert seit vielen Jahren, während ein guter Teil 
der existenznotwendigen Ausgaben für Miete, Strom und – zumal in ländlichen 
Regionen – auch KFZ-Kraftstoffe gestiegen ist. Darauf reagieren die Gelbwesten 
mit Forderungen nach einem Stopp weiterer Verbrauchssteuern, einer Erhöhung 
des Mindestlohns und der Renten im unteren Bereich bei gleichzeitig höheren 
Steuern für die Reichen des Landes sowie der Eindämmung des auf 80  Mrd. 
geschätzten jährlichen Steuerbetrugs.

Der oft aus deutscher Perspektive gegebene Hinweis, in Frankreich bestünde 
ein hervorragendes System sozialer Sicherung (z.  B. ein höherer Mindestlohn 
und ein früheres Renteneintrittsalter), verkennt die in ihrer Summe eher prekäre 
soziale Absicherung von relevanten Teilen der französischen Bevölkerung. Er ver-
kennt auch den Verfall ländlicher Infrastrukturen in einem Land, das 1,8-fach 
größer und nicht einmal halb so dicht wie Deutschland besiedelt ist. Vor allem 
auf dem Land werden Leben und Auskommen zunehmend schwierig. Darin liegt 
auch eine Erklärung, warum die Gelbwesten in der Fläche Frankreichs präsent 
sind.

b) Ein zweiter Ursachenkomplex für das Entstehen der Bewegung sind politi-
sche Strukturen und politische Eliten. Letztere haben zum einen die ökonomischen 
Ungerechtigkeiten zugelassen oder aktiv herbeigeführt; sie werden dafür auch 
verantwortlich gemacht. Zum anderen aber stehen auch politische Strukturen in 
der Kritik, die als intransparent, bürokratisch, zentralistisch und letztlich unde-
mokratisch wahrgenommen werden. Aus dieser Kritik erwächst die Forderung 
nach einer Volksinitiative (Référendum d‘initiative citoyenne, RIC), nach einer Bür-
gerInnenversammlung (Assemblée citoyenne), einer Begrenzung lobbyistischer 
Einflussnahme auf politische Entscheidungen sowie einer Reduzierung der Zahl 
und Ämterhäufung von MandatsträgerInnen. Abgesehen vom RIC finden nicht 
alle dieser Forderungen allgemeine Zustimmung bei den Gelbwesten, ganz zu 
schweigen von einzelnen Vorschlägen wie dem Austritt aus der NATO und der 
EU. Ein gemeinsamer Nenner ist allerdings das Verlangen, politische Macht und 
Kontrolle von oben nach unten zu verlagern.

c) Sozio-kulturelle Faktoren spielen für das Aufkommen der Gelbwesten ledig-
lich eine zweitrangige Rolle. Zwar ist die anti-elitäre Prägung der Bewegung offen-
kundig. Aber sie verbindet sich kaum mit der Stilisierung des Volkes als einer 
homogenen Kraft, der Idealisierung einer ruhmreichen Vergangenheit, der Ver-
klärung von Heimat und Tradition. Xenophobe Ressentiments sind angesichts 
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der Breite der Bewegung und der Präsenz von rechtsorientieren AnhängerInnen 
vorhanden, aber bislang nur in Einzelfällen zutage getreten.

Deutlich ist allerdings der anti-zentralistische Affekt, der vor allem durch die 
Verankerung der Bewegung in ländlichen Regionen genährt wird. Er wird aber 
eher durch eine ökonomische als kulturalistische Sicht geprägt. Es geht vielen 
Gelbwesten darum, das Leben auf dem Land, das sehr stark unter der Ausdün-
nung der Infrastruktur leidet, wieder attraktiver zu machen, also die ländlichen 
Regionen in Relation zu den städtischen Agglomerationen aufzuwerten. Damit 
verbunden werden teilweise auch ökologische Forderungen, etwa nach einer 
Begrenzung von landwirtschaftlichen Monokulturen, des Einsatzes von Pestizi-
den und genmanipulierter Pflanzen, des Plastikverbrauchs etc.

d) Neben diesen tief angelegten Entstehungsgründen sind eine Reihe kon-
kreterer Faktoren mit einer katalysatorischen Wirkung für das Entstehen der Gelb-
westen verantwortlich:

Zum Ersten erlebte Frankreich in den zurückliegenden Jahren eine dramati-
sche Veränderung des Parteienspektrums, welches wiederum die Voraussetzung 
für Macrons En marche-Bewegung bildete. Die bis in die 1990er Jahre bestehende 
duale Grundkonstellation von relativ starken Linksparteien (Sozialisten und Kom-
munisten) auf der einen Seite und konservativ-bürgerlichen Parteien (unter wech-
selnden Namen) auf der anderen Seite, rechtaußen flankiert vom Front national 
und dessen Nachfolger, hat sich weitgehend aufgelöst. Sozialisten und Kom-
munisten erlitten einen rapiden Bedeutungsverlust, sichtbar an schwindender 
Wählergunst, der Abwanderung von Mitgliedern und finanzieller Auszehrung. 
Das bürgerliche Lager, weitgehend auf Abstand zur Rechtsaußen-Partei, verlor 
seinen Status als halbwegs gefestigter Block. Damit entstand ein Vakuum im 
Bereich der politischen Mitte und den beiden angrenzenden Seiten. Davon konnte 
einerseits die extreme Rechte, andererseits auch die extreme Linke profitieren.

Hauptsächlicher parteipolitischer Nutznießer dieser Entwicklung war aber 
die von Macron ins Leben gerufene En marche-Bewegung, die ein relativ unschar-
fes Profil der politischen Mitte mit deutlich wirtschaftsliberaler Tendenz aufweist 
und ein ambitioniertes Reformprogramm vertritt. Einzelne wohlfahrtsstaatliche 
Leistungen sollen gekürzt, die Staatsfinanzen konsolidiert und der Wirtschaft, 
teilweise nach dem Vorbild der Agenda 2010 in Deutschland, neue Impulse 
gegeben werden. Mindestens ebenso ambitioniert ist das außenpolitische Pro-
gramm der Regierung und speziell von Macron, der die europäische Integration 
vorantreiben und der EU mehr Gewicht gegenüber den USA, China und Russland 
verleihen will.

Zum Zweiten gestaltete sich die Durchsetzung des innen- und außenpoliti-
schen Programms schwieriger als erwartet. Die Regierung trat angesichts wach-
sender Widerstände weiterhin entschlossen auf, wirkte aber mit dieser Haltung 
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eher hilflos-trotzig denn strategisch geschickt. Damit verstärkte sich die Entfrem-
dung zwischen Regierung und Teilen der Bevölkerung – ein Effekt, der durch die 
traditionelle Schwäche von intermediären Kanälen und Akteuren in Frankreich 
zusätzlich an Brisanz gewann. Das Vertrauen in Parteien als eines wirksamen 
Mediums politischer Interessenvertretung war ohnehin erodiert. So ist es kein 
Zufall, dass Macron seine neue politische Organisation als eine Bewegung und 
eben nicht als eine Partei präsentierte. Auch Le Pen und Mélenchon bedienen sich 
häufig der Symbolik und Rhetorik von Bewegungen, um damit Volksnähe, Kraft 
und Dynamik zu evozieren.

Zum Dritten wurde die Kluft zwischen Regierung und Regierten durch die 
öffentlichen Auftritte speziell von Macron befördert. Die teilweise pompösen, an 
ein höfisches Zeremoniell erinnernden Inszenierungen, die oft an ein interna-
tionales Publikum gerichteten Botschaften von Erneuerung wurden von vielen 
Franzosen als ein von ihrer Lebensrealität weit entferntes Politikgebaren emp-
funden. Von der bestehenden innerparlamentarischen wie außerparlamentari-
schen Opposition war wenig Druck zu erwarten. Damit verstärkte sich bei Teilen 
der Bevölkerung der Eindruck, man müsse die Dinge selbst in die Hand nehmen. 
Rückblickend ist klar: Rund eineinhalb Jahre nach dem Amtsantritt Macrons hatte 
sich genügend Druck aufgestaut, dass es nur noch eines konkreten, objektiv eher 
unscheinbaren Anlasses wie der anstehenden Erhöhung der Kraftstoffsteuern 
bedurfte, um den Zorn sichtbar zu machen. Hinzu kam die ebenso einfache wie 
geniale Idee, die Bewegung durch die leicht verfügbaren gelben Warnwesten als 
eine optische Einheit erscheinen zu lassen – ein Mittel, das, losgelöst von seinem 
Entstehungskontext, in anderen Ländern wenig Anklang fand.

Es ist die Kombination dieser auf verschiedenen Ebenen angelegten struk-
turellen Bedingungen, einer Reihe verstärkender Faktoren und schließlich eines 
situativen Auslösers, der die Gelbwesten zu einer spezifisch französischen Ange-
legenheit macht und eben keine analogen Bewegungen in anderen Ländern, 
geschweige denn eine Internationale der Gelbwesten in Gang setzen konnte.

4  Herausforderungen und Perspektiven
Die Gelbwestenbewegung steht vor vier großen Herausforderungen, die sie in 
ihrer jetzigen Ausrichtung und Form schwerlich bewältigen kann:

Erstens handelt es sich um eine ad hoc zustande gekommene Bewegung, die 
sich in der plakativen Benennung ihrer Gegner und einem breiten Forderungs-
katalog halbwegs einig wusste, aber in mehrfacher Hinsicht – sozio-demogra-
fische Zusammensetzung, politisch-ideologische Präferenzen – sehr heterogen 
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ist. Die Zentrifugalkräfte, die in der anfänglichen Phase der Euphorie latent 
geblieben waren, werden zunehmen und an die Oberfläche dringen.

Zweitens: Verstärkt wird diese Entwicklung durch die Gravitationskraft der 
Links-Rechts-Orientierung. Mit dem Aufkommen und strahlenden Erfolg von 
Macrons La République en marche (ni gauche, ni droite – weder links noch rechts) 
galt das Links-Rechts-Schema vielen als überholt. Tatsächlich handelt es sich 
jedoch um ein im Grundsatz inhaltlich bedeutungsvolles und Komplexität redu-
zierendes Orientierungsschema, das im Alltagsbewusstsein der Bevölkerung noch 
immer gut verankert ist. Externe Pull-Faktoren wie interne Push-Faktoren werden 
dafür sorgen, dass sich relevante Teile der Bewegung innerhalb dieses Schemas 
positionieren. Dann wird auch offensichtlich, dass engagierte AktivistInnen, die 
sich auf Nachfrage als SympathisantInnen von Le Pen oder von Mélenchon zu 
erkennen geben, nicht längerfristig Seite an Seite stehen wollen und können.

Für weiteren Zünd- und Spaltungsstoff sorgen die diversen Ankündigungen, 
die Gelbwesten in eine parteipolitische Kraft umzuwandeln. Diese Bestrebun-
gen wecken nicht nur internen Widerspruch, sondern lösen auch Kontroversen 
darüber aus, welche programmatischen Aussagen, und damit welche politische 
Richtung mit einem wahlpolitischen Vorstoß verbunden werden sollen. Hinzu 
kommt das Angebot bestehender Parteien im linken und rechten Spektrum, den 
Gelbwesten eine politische Heimat zu bieten.

Das Erfordernis, auf Fragen und Vorschläge zu reagieren, über Zielhierar-
chien und strategische Optionen zu entscheiden, wird, sollte es nicht zu einem 
vorzeitigen Zerfall der Bewegung kommen, eine Strukturbildung erfordern, die 
ihrerseits wiederum Stoff für Spannungen und Streit liefert.

Drittens: Strukturbildung und Strategiefähigkeit sind auch angesichts der 
Doppelstrategie der Regierung gefordert, welche einerseits Zugeständnisse und 
Gesprächsangebote macht, andererseits der Bewegung und insbesondere ihren 
radikalen Teilen mit rüden verbalen Attacken und physischer Repression begeg-
net. In den kommenden Wochen und Monaten wird die Bewegung vor der Ent-
scheidung stehen, ob sie sich von Gewalt distanzieren und damit einen guten Teil 
ihres Drohpotentials preisgeben soll oder vielmehr eine Laissez faire-Haltung mit 
der wahrscheinlichen Folge einnimmt, dass viele ihrer Sympathisanten absprin-
gen. Der amtsseitige Ruf nach „Ruhe und Ordnung“, möglicherweise sogar unter-
stützt durch eine Gegenbewegung, die sich bisher nur einmal auf der Straße 
zeigte, wird umso lauter hallen.

Viertens: Angesichts des Wiederholungsrituals der samstäglichen Proteste 
werden sich Ermüdung und Frustration breit machen. Das Interesse der Medien 
lässt nach; die bisherigen und vielleicht noch weiteren Zugeständnisse der Regie-
rung werden manche Aktivisten ruhigstellen, können bei anderen aber auch den 
Appetit auf immer mehr wecken. Ein Teil der am weitesten gehenden Forderun-
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gen, z.  B. die „sofortige Re-Industrialisierung Frankreichs“, ist allerdings uner-
füllbar.

Die genannten Herausforderungen machen es unwahrscheinlich, dass wir 
es noch in einigen Monaten mit einer machtvollen Bewegung zu tun haben. Die 
Mobilisierung lässt nach. Auch spricht wenig dafür, dass die Bewegung ihren 
ohnehin prekären Zusammenhalt wahren kann. Aber selbst in diesem Fall läuft 
sie Gefahr, wegen Auszehrung und mangelnder Perspektiven zu versanden. Für 
weitaus naheliegender halte ich jedoch ein vorzeitiges Ende der Bewegung, weil 
sie sich entlang einer Reihe von Streitfragen (links oder rechts, friedlich oder mili-
tant, Bewegung oder Partei, moderate Reformen oder grundlegende politische 
Umwälzung) in ihre Einzelteile zerlegen wird.

Dieter Rucht, em. Professor für Soziologie, ist Mitglied im Vorstand des Instituts für Protest- 
und Bewegungsforschung sowie Research Fellow am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozial-
forschung, Kontakt: dieter.rucht@wzb.eu
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1  Einleitung
Eingeschlagene Fensterscheiben, geplünderte Geschäfte, Selfies vor brennen-
den Autos: Das Bild der Demonstrationen gegen den G20-Gipfel in Hamburg 
im Sommer 2017 ist geprägt von eskalierender Gewalt. Die Ausschreitungen im 
Schanzenviertel in der Nacht auf den 8. Juli und die Auseinandersetzungen im 
Anschluss an die Auflösung der „Welcome to Hell“-Demonstration autonomer 
und linker Gruppen am 7. Juli lieferten eindrückliche Bilder für die Titelseiten der 
Zeitungen und die Aufmacher der Nachrichtenportale. Die tatsächliche Vielfalt 
der heterogenen Protestereignisse in Hamburg wurde dabei schnell und nach-
haltig von der medialen Fokussierung auf Gewalt überschattet. Spektakuläre Aus-
schnitte prägten den Blick auf das Ganze.

Diese Verengung des Blicks in der medialen Repräsentation von Protest ist 
keineswegs ungewöhnlich und angesichts des medialen Nachrichtenwerts von 
Gewalt und Konflikt nahezu zwangsläufig. Zahlreiche Studien haben gezeigt, 
dass die mediale Aufmerksamkeit für Protest von spezifischen Faktoren abhängt: 
Neben der Kreativität des Protest oder der Beteiligung bekannter Persönlichkeiten 
und einflussreicher Gruppen, sind das in erster Linie die Zahl der Teilnehmenden 
und die Konflikthaftigkeit der Proteste, oft verbunden mit Personen- oder Sach-
schäden (Hocke 2002; Rucht 2003; Rucht/Teune 2008; Wouters 2013).

Auch wenn sich der alles überragende Nachrichtenwert von Gewalt als all-
gemeingültiges Ergebnis in der Forschung zur Berichterstattung über Protest 
immer wieder bestätigt, treten dabei doch Unterschiede in der Berichterstattung 
in den Hintergrund. So haben gewalttätige Auseinandersetzungen unabhängig 
vom journalistischen Medium einen Einfluss auf die Aufmerksamkeit, aber das 
Ausmaß der Gewaltfokussierung und der Umgang mit dem Thema unterschieden 
sich. Es bleiben journalistische Spielräume (siehe auch: Teune 2018).

Im Rahmen des Forschungsprojekts Mapping #NoG20 haben mehr als zwanzig 
Wissenschafler*innen die Eskalation der G20-Proteste in Hamburg im Juli 2017 in 
den Blick genommen (Malthaner et al. 2018). In einem Modul des Forschungs-
projektes untersuchten die Autoren dieses Artikels die mediale Berichterstattung 
zu den Ereignissen mit Blick auf die mediale Spiegelung und Überformung von 
Eskalations prozessen. In diesem Beitrag untersuchen wir die Bandbreite dieser 
Berichterstattung indem wir mediale Sichtweisen auf die G20-Proteste in sieben 
Tagesszeitungen vergleichen. Dabei wird deutlich, dass sich je nach herangezo-
gener Zeitung sehr unterschiedliche Ausschnitte und Perspektiven auf die Ereig-
nisse in Hamburg ergeben.
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2  Mediale Aufmerksamkeit als Ziel
Unsere Wahrnehmung von Protest entsteht zumeist vor dem Hintergrund seiner 
medialen Berichterstattung. Medial vermittelte Bilder und Deutungsangebote 
prägen das Verständnis der Situation vor Ort; sie helfen uns die Geschehnisse ein-
zuordnen und zu interpretieren. Auch wenn sich die Muster der Mediennutzung 
rasant verändern, bleiben öffentlich-rechtliche und kommerzielle Massenmedien 
für Protestakteure eine wichtige Arena, um eigenen Deutungen Geltung zu ver-
schaffen. Wer Protest organisiert, ist sich der Bedeutung der Medienberichterstat-
tung für die Durchsetzung der eigenen Ziele bewusst. Vor diesem Hintergrund 
betreiben Protestakteure großen Aufwand und nicht selten offensive Medien-
arbeit, um ihre Perspektive zu verbreiten. Mediale Repräsentation ist ein zentraler 
Fixpunkt von Proteststrategien. Die drei von della Porta und Diani (2006: 163  ff.) 
identifizierten „logics of action“ im Protestrepertoire – „logic of numbers“, „logic 
of material damage” und „logic of bearing witness”¹ – zielen auf die zentralen 
medialen Auswahlkriterien.

Ausgehend von diesen Überlegungen lassen sich aus Perspektive der Pro-
testakteure in Anlehnung an Koopmans (2004)² drei zentrale Dimensionen der 
medialen Berichterstattung von Protest identifizieren:

Protestakteure zielen, erstens, auf allgemeine Aufmerksamkeit: Gamson und 
Wolfsfeld (1993: 116) formulieren zugespitzt: „A demonstration with no media 
coverage at all is a nonevent, unlikely to have any positive influence on mobilizing 
followers or influencing the target“. Mediale Aufmerksamkeit ist eine zentrale 
Bedingung, um überhaupt Themen setzen und öffentliche Debatten prägen zu 
können (Andrews/Caren 2010: 843).

Den medialen Raum zu erobern, ist zentral, doch Aufmerksamkeit per se sagt 
noch nichts darüber aus, inwiefern es gelingt, eigene Botschaften zu platzieren 
und damit die Debatte zu prägen. Die zweite Dimension der Berichterstattung ist 
die Resonanz für die eigenen Deutungen und Protestinhalte.

Weder Aufmerksamkeit noch die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem 
Protest und seinen Motiven sind gleichbedeutend mit „Sympathie“ im Sinne 
einer positiven Beurteilung der Proteste und ihrer Inhalte – auch wenn diese oft 
mit der Frage der Resonanz einhergeht. Obgleich Protestakteure in unterschiedli-

1 Diese Logik stellt Hingabe und Einsatz („Commitment“) der Protestierenden in den Vorder-
grund durch besonders ausgefallene oder risikoreiche Aktionsformen.
2 Koopmans unterscheidet die folgenden drei medialen Selektionskriterien für Protestakteure: 
„visibility (the extent to which a message is covered by the mass media), resonance (the extent 
to which others – allies, opponents, authorities, etc.– react to a message), and legitimacy (the 
degree to which such reactions are supportive).”
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chem Maße auf eine positive Beurteilung in den Medien abzielen, lässt sich diese 
Beurteilung der Proteste und ihrer Inhalte als eine dritte Dimension der medialen 
Berichterstattung festhalten.

Im Folgenden untersuchen wir Unterschiede in der medialen Berichterstat-
tung im Hinblick auf diesen Dreiklang aus Aufmerksamkeit, Resonanz und Bewer-
tung. Dafür vergleichen wir erstens den Umfang der Berichterstattung und die 
Fokussierung auf die verschiedenen Protestereignisse in Hamburg; zweitens die 
Sprecher*innen, die in den Berichten zu Wort kommen und die Auseinanderset-
zung mit den inhaltlichen Motiven des Protests, sowie drittens die in der Bericht-
erstattung zu findende Beurteilung der Protestierenden und der Demonstrationen.

3  Forschungsdesign und Methode
Internationale Gipfeltreffen sind zu Medienereignissen geworden, die weltweit 
Aufmerksamkeit binden. Spätestens seit dem WTO-Gipfel in Seattle 1999 ist das 
Medieninteresse für die Treffen der Staats- und Regierungschefs eng mit gegen 
sie gerichtetem Protest verbunden. Der G20-Gipfel in Hamburg bildete hier keine 
Ausnahme: Schon Monate vor dem Gipfel wurde ausgiebig über die Vorbereitun-
gen auf Seiten der Politik, aber auch auf Seiten der Gipfelgegner*innen berichtet. 
Während des Treffens waren rund 5.000 professionelle Journalist*innen im Pres-
sezentrum der Bundesregierung akkreditiert und über 1.000 Medienschaffende 
nutzen das alternative Medienzentrum im Millerntorstadion.

Für die folgende Analyse wurden fünf große, überregionale Tageszeitungen 
(Taz, Süddeutsche Zeitung, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Bild, Welt) sowie die 
beiden Lokalzeitungen Hamburger Morgenpost und Hamburger Abendblatt aus-
gewählt. Die Datenbanken NexisLexis, Wiso Praxis und die Online-Archive der 
Süddeutschen Zeitung und der FAZ wurden nach Artikeln mit den Zeichenfolgen 
„G20“/„G-20“/„G 20“, für den Zeitraum drei Wochen vor dem Protestauftakt (2. 7. 
2017) und vier Wochen nach Protestende (8. 7. 2017), also vom 12. Juni bis zum 
5. August 2017 durchsucht. Es wurden 2.463 Artikel identifiziert, von denen 1.163 
Proteste erwähnten. Kurzmeldungen, Leser*innenbriefe und Kommentare aus 
anderen Zeitungen wurden nicht berücksichtigt.

Den Artikeln wurden Ereignis-Tags zugeordnet, wenn sie sich explizit auf ein 
Protestereignis bezogen. Die Artikel, die im Berichtszeitraum der Protestwoche 
vom 2. 7. bis 10. 7. erschienen sind, wurden zusätzlich nach einem Kodierschema 
erfasst um Sprecher*innen, die Auseinandersetzung mit den Protestmotiven und 
Bewertungen zu erheben. Das Kodierschema orientiert sich an der Studie „Groß-
demonstrationen in der Medienberichterstattung“ (Teune/Sommer 2017).



 Sichtweisen auf Protest   153

4  Aufmerksamkeit: Umfang und Fokus der 
Berichterstattung

Protestakteure zielen darauf ab, mediale Aufmerksamkeit für ihre Anliegen zu 
generieren. Dabei sind sie von medialen Gatekeeper*innen und ihren journalis-
tischen Selektionskriterien abhängig. Diese Kriterien und die generelle Aufmerk-
samkeit für den Protest unterscheiden sich von Medium zu Medium.

Die unterschiedliche Bedeutung, die den Protesten gegen den G20-Gipfel 
beigemessen wird, zeigt sich bereits im Umfang der Berichterstattung. Abbil-
dung 1 vergleicht die Anzahl der Artikel zwischen dem 12. Juni und dem 5. August 
2017, die allgemein oder ereignisspezifisch über die Proteste gegen den G20-Gip-
fel berichten. Die lokale Verankerung der Redaktionen ist für das Ausmaß der 
Berichterstattung ein wesentlicher Faktor. So liegen die beiden Lokalzeitungen 
Hamburger Abendblatt und Hamburger Morgenpost (MOPO) mit 361 Artikeln und 
214 Artikeln auf den Positionen 1 und 3. Durchbrochen wird die Dominanz der 
Hamburger Zeitungen allein durch die protestaffine Taz mit knapp 300 Artikeln, 
die damit weit vor den anderen überregionalen Zeitungen liegt. In der Bild-Zei-
tung finden sich nur 39 Artikel mit Bezug zu den G20-Protesten.

Zusätzlich wurden die Artikel daraufhin untersucht, ob und welche spezifi-
schen Ereignisse erwähnt werden. So haben im Abendblatt rund 60 % der Artikel 
mindestens einen Bezug zu einem oder mehreren spezifischen Protestereignis-
sen; bei der Bild-Zeitung ist es nur knapp jeder vierte Artikel.

Wie verteilt sich nun die Berichterstattung auf die verschiedenen Ereignisse 
während der Protestwoche in Hamburg? Dafür haben wir 20 spezifische Protest-
ereignisse definiert und wiederum die Berichterstattung der Zeitungen vergli-
chen. Bei allen Zeitungen wird den konfliktbeladenen Ereignissen, der „Welcome 
to Hell“-Demonstration, den „Riots“ im Schanzenviertel am Freitag und den 
Protestcamps am meisten Aufmerksamkeit zuteil. Die Gewichtung unterscheidet 
sich aber bereits in dieser Gruppe; so zielen in SZ, Bild und Welt jeweils rund ein 
Viertel aller Ereignisbezüge auf die „Welcome to Hell“-Demonstration – relativ 
gesehen deutlich mehr als im Abendblatt (12 %), der Taz oder der MOPO (jeweils 
16 %).

Weniger konfliktbeladene Ereignisse wie die Abschlussdemonstration – der 
zahlenmäßig größte Protest gegen den G20-Gipfel – erhalten weitaus weniger Auf-
merksamkeit und auch hier unterscheiden sich die Zeitungen. Während in der Taz 
knapp zehn Prozent der Artikel mit spezifischem Protestbezug auf diese Demons-
tration zielen, deckt die Bild-Zeitung diese überhaupt nicht ab. In SZ, Welt, MOPO 
und FAZ sind es zwischen fünf und sieben Prozent und vor dem Hintergrund des 
allgemein geringeren Berichtsvolumens, deutlich weniger Artikel (zwischen drei 
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Artikel in der Welt und zehn in der MOPO). Ähnliches gilt für die Demonstration 
„Protestwelle“, die in 14 Taz-Artikeln, aber in keinem Artikel der FAZ oder der Bild 
und nur in zwei Welt-Artikeln Aufmerksamkeit erfährt und für den Alternativgip-
fel, der in den konservativen Zeitungen FAZ, Welt und Bild keinerlei Resonanz 
findet.

Generell ist das vermittelte Gesamtbild der Proteste in den Hamburger Zeitun-
gen und in der Taz deutlich diverser als insbesondere in der Bild und der Welt. So 
entfallen in der MOPO, in der Taz und im Abendblatt etwa die Hälfte der Ereig-
nisbezüge auf die drei zentralen Events mit der größten Aufmerksamkeit – den 
„Riots“ im Schanzenviertel am Freitag, den Protestcamps und der ‚Welcome to 
Hell‘-Demonstration. In der Bild sind es fast drei Viertel und in der Welt knapp 
zwei Drittel. SZ und FAZ liegen mit rund 58  Prozent dazwischen. Während in 
MOPO, Abendblatt und Taz alle 20 untersuchten Events mindestens in einem 
Artikel erwähnt werden, sind es in der Bild, FAZ und Welt entsprechend zehn, 
sieben und fünf Ereignisse, die überhaupt keine Berücksichtigung finden.

Im Vergleich zu den Hamburger Zeitungen und den Zeitungen aus dem 
liberalen Spektrum sind von Gewalt geprägte Ereignisse wie die „Riots“ oder die 
„Welcome to Hell“-Demonstration in den konservativen Zeitungen und der Bild 
stark überrepräsentiert. Unterrepräsentiert sind dagegen Veranstaltungen wie 
der Alternativgipfel auf dem das Treffen der G20 inhaltlich in Frage gestellt und 
Alternativen zur dort vertretenen Politik diskutiert werden, sowie Demonstratio-
nen ohne größere Konfrontationen wie Bildungsstreik, „Protestwelle“ oder die 
Abschlussdemonstration.

Dass brennende Barrikaden, Molotowcocktails und der Einsatz von Spezial-
einheiten mehr Aufmerksamkeit erhalten als eine Diskussionsveranstaltung, 
liegt auf der Hand. Aber die Unterschiede zwischen den Zeitungen zeigen, dass 
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Journalist*innen Spielräume haben, wenn es darum geht, welcher Protest mit 
Aufmerksamkeit belohnt wird.

Exemplarisch für die unterschiedliche Abdeckung vergleicht Abbildung 2 die 
Erwähnungen von spezifischen Protestereignissen in der G20-Berichterstattung 
von taz und Welt.

3.1 Resonanz: Sprecher*innen und Motive

Die mediale Wirkmächtigkeit von Protest bemisst sich nicht allein auf Grundlage 
der Aufmerksamkeit. Es geht auch darum, Themen zu setzen und mit Argumenten 
in die öffentliche Debatte einzugreifen. Die Frage der Resonanz oder, in anderen 
Worten, die Frage nach der Auseinandersetzung mit den Inhalten des Protests 
betrachten wir aus zwei Perspektiven: Wir vergleichen die Sprecher*innen, die 
in den Medien zu Wort kommen, und wir vergleichen den Raum, den die Protest-
motive in der Berichterstattung einnehmen.
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Sprecher*innen

Neben der eigenen Beschreibung und Deutungen der Protestdynamik, greifen 
Medien auf direkte und indirekte Zitate zurück. O-Töne vermitteln einen unmit-
telbaren Eindruck der Situation. Um unterschiedliche Positionen abzubilden, 
sind sie für Journalist*innen ein wesentliches Gestaltungselement. Für die Spre-
cher*innen bieten Zitate eine Möglichkeit, die eigene Sicht der Dinge darzule-
gen. Die Bandbreite der Argumente und Sichtweisen kann durch die Wiedergabe 
der Aussagen von Polizei und Politik, von Demonstrierenden, Anwohner*innen 
und von anderen Akteuren abgedeckt werden. Die Entscheidung, welche Spre-
cher*innen in einem Beitrag zu Wort kommen und welcher Raum ihnen ein-
geräumt wird, führt zu einem spezifischen Eindruck der Situation. Ob Aussagen 
der Polizei im Zentrum stehen oder die der Protestierenden, formt das Bild, das 
Leser*innen von den Protesten gewinnen.

Welche Akteursgruppen kommen nun in der Berichterstattung zu den G20-
Protesten zu Wort? Für diese und die folgenden Analysen wurde ein Ausschnitt 
der gesamten Berichterstattung, nämlich die Artikel, die vom 3. bis zum 10. Juli 
erschienen, detaillierter analysiert. Aufgrund des großen Umfangs geht aus dem 
Abendblatt und der Taz nur jeder zweite Artikel in die Analyse ein. Über alle Zei-
tungen hinweg ergibt sich folgende Aufteilung nach grob differenzierten Spre-
cher-Kategorien (Tabelle 1): Auf Akteure aus der Bundes- oder Landespolitik ent-
fallen 35,9 Prozent, auf Akteure aus dem Protestspektrum und der G20-kritischen 
Zivilgesellschaft 21,6 Prozent, auf die Polizei und Geheimdienste 14,6 Prozent und 
auf Anwohner*innen 7,8 Prozent. Die verbleibenden knapp 20 Prozent entfallen 
auf die Gruppe anderer und hier nicht kategorisierter Akteure.

Tab. 1: Sprecher*innen

Taz SZ Welt FAZ Bild Abend-
blatt

MOPO Gesamt

Polizei 11,8 % 20,3 % 14,5 % 12,9 % 35,3 %  9,8 % 16,7 % 14,6 %
Protestakteure 32,4 % 37,3 % 10,9 % 22,6 %  5,9 % 17,8 % 16,7 % 21,6 %
Anwohner*innen  4,9 %  3,4 %  0,0 %  3,2 %  5,9 % 16,6 %  6,1 %  7,8 %
Politik 25,5 % 28,8 % 69,1 % 53,2 % 41,2 % 28,2 % 30,3 % 35,9 %
Andere 25,5 % 10,2 %  5,5 %  8,1 % 11,8 % 27,6 % 30,3 % 20,1 %

N 102 59 55 62 34 163 66 541
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Im Vergleich wird eine Trennung der Zeitungen entlang der politischen Orientie-
rung deutlich. Sprecher*innen aus der Politik sind in Welt (69,1 %), FAZ (53,2 %) 
und Bild (41,2 %) deutlich stärker vertreten als in den eher liberalen Zeitungen 
Taz (25,5 %) und SZ (28,8 %) und auch als in den beiden Hamburger Zeitungen. 
Auf der anderen Seite ist die Stimme von Akteuren des Protestspektrums in Taz 
(32,4 %) und SZ (37,3 %) deutlich präsenter. Anwohner*innen finden insbeson-
dere im Hamburger Abendblatt Gehör (16,6 %). Den relativ gesehen größten Anteil 
von Sprecher*innen aus dem Spektrum der Polizei finden wir in der Bild-Zeitung 
(35,5 %). Die Trennlinie zwischen konservativen und liberalen Zeitungen ist in 
diesem Fall allerdings nicht zu erkennen. Die SZ räumt Sprecher*innen aus den 
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Sicherheitsbehörden mit einem Anteil von rund einem Viertel viel Platz ein und 
auch die Unterschiede zwischen Taz und FAZ sind zu vernachlässigen.

Motive

In welchem Umfang Leser*innen von den Gründen und Motiven erfahren, die den 
Protesten zugrunde liegen, wird in unserer Analyse an dem Anteil entsprechen-
der Passagen am Gesamtbericht gemessen. Auch hier zeigt sich, dass die Aus-
einandersetzung mit den Motiven des Protests zwischen den Zeitungen deutlich 
variiert.

Die Thematisierung der Protestmotive wurden auf einer Skala von null bis 
fünf kodiert, wobei ein Wert von 5 eine durchgängige Auseinandersetzung mit 
den Inhalten des Protests anzeigt und ein Wert von 0 keinerlei Auseinanderset-
zung (Abbildung 3; Ausschnitt der 5er-Skala).

Der geringe Durchschnittswert von 0,5 (gestrichelte Linie) verdeutlicht eine 
insgesamt deutlich nachrangige Auseinandersetzung mit den Motiven des G20-
Protests. Erneut zeigt sich zumindest ansatzweise eine Polarisierung zwischen 
liberalen Medien, die den Motiven überdurchschnittlich viel Platz einräumen und 
den konservativen Medien, die weniger oder im Fall der Bild-Zeitung fast gar nicht 
auf die Argumente der Demonstrierenden eingehen. Die Hamburger Zeitungen 
belegen eine mittlere Position.

3.2  Bewertungen

In der Berichterstattung finden sich implizite oder explizite Bewertungen der Pro-
testierenden– in den Aussagen zitierter Sprecher*innen, in der Benennung der 
Beteiligten oder in der Kommentierung. Für die Analyse wurden auf einer sieben-
stufigen Skala³ erfasst, welche Bewertung der Protestierenden sich summarisch 
aus Urteilen und Bezeichnungen in einem Beitrag ergibt. In Abbildung 4 werden 
die durchschnittlichen Bewertungen der Demonstrierenden in der Protestwoche 
vom 3. Juli bis zum 10. Juli grafisch dargestellt.⁴ Die gestrichelte Linie markiert den 
Mittelwert der Zeitungen.

3 3 ‚sehr positiv‘, 2 ‚positiv‘, 1 ‚mehr positive Elemente‘, 0 ‚neutral/gemischt/unklar‘, -1 ‚mehr 
negative Elemente‘, -2 ‚negativ‘, -3 ‚sehr negativ‘
4 Auf Grund der zahlreichen uneindeutigen als ‚0‘ kodierten Bewertungen werden für die 
Berechnung der Mittelwerte nur explizit positive und negative Bewertungen berücksichtigt. Der 
9. Juli 2017 war ein Sonntag.
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Insgesamt zeichnet nur die Taz ein im Durchschnitt leicht positives Bild der 
G20-Protestierenden. Alle anderen Zeitungen liegen zum Teil deutlich unter dem 
ausgeglichenen Wert von 0. Im Vergleich der Zeitungen zeichnen sich auch hier 
zwei kontrastierende Gruppen ab. Die Taz und mit Abstrichen die SZ stehen den 
Protestierenden weniger negativ gegenüber als Welt, FAZ und Bild, die zusammen 
am unteren Ende liegen. Damit wird im Kontext der G20-Proteste ein mediales 
Muster reproduziert, dass auch bei anderen Protestereignissen nachweisbar ist 
(Teune/Sommer 2017). Die beiden Hamburger Zeitungen bilden eine mittlere 
Kategorie. Insgesamt spiegelt die Kurve der Bewertungen das in Abbildung  3 
gezeichnete Bild der Auseinandersetzung mit den Protestmotiven wider.

Abbildung 5 dokumentiert die zeitliche Entwicklung der Bewertungen in der 
Protestwoche. Neben der durchschnittlichen Bewertung aller Zeitungen sind die 
Bewertungen der Taz und der FAZ exemplarisch dargestellt.

Die Bewertungen bewegen sich in den ersten Tagen der Proteste auf einem 
stabilen, leicht negativen Niveau. Dabei liegt die Taz als einzige Zeitung im 
positiven Bereich, die FAZ berichtet bereits im Vorfeld der Eskalation deutlich 
negativ über die Protestierenden. Die Bewertungen steigen am 7. Juli sogar leicht 
an. Die Eskalation der abendlichen „Welcome to Hell“-Demonstration vom 6. Juli 
sind hier auf Grund des Redaktionsschlusses noch nicht berücksichtigt. Mit den 
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Zeitungsausgaben vom 8. Juli und 10. Juli mit den Berichten zu den Ausschrei-
tungen im Schanzenviertel erreichen die Bewertungen ihren Tiefpunkt. Während 
die leicht positive Bewertung der Demonstrierenden in der Taz zunächst auch in 
den Berichten zur „Welcome to Hell“-Demonstration stabil bleibt, dreht sich die 
Bewertung nach den Ausschreitungen im Schanzenviertel, die sich stark negativ 
auf den Gesamt-Eindruck der Protestierenden auswirken.

4  Fazit
Medien formen das Bild von Protest. Das Bild der G20-Proteste in Hamburg wird 
dabei stark von den Ereignissen bestimmt, bei denen es zu gewalttätigen Kon-
frontationen kommt. Das gilt für die mediale Fokussierung auf diese Ereignisse 
ebenso wie für die negative Beurteilung der Demonstrierenden und eine ins-
gesamt sehr geringe Auseinandersetzung mit den Motiven der Demonstrierenden.

Die Unterschiede zwischen den Zeitungen verdeutlichen aber, dass es inner-
halb dieses Rahmens journalistische Spielräume gibt. Der generelle Umfang 
der Berichterstattung variiert ebenso wie der Raum, der Protestakteuren und 
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-motiven eingeräumt wird und die Bewertungen derselben. Und auch eine einsei-
tige Fokussierung auf die von Gewalt und Konflikt bestimmten Ereignisse ist nicht 
zwangsläufig; insbesondere die Hamburger Lokalzeitungen und die Taz zeichnen 
ein (zumindest relativ gesehen) diverses Bild der vielfältigen Proteste in Hamburg.

Insgesamt zeigt sich eine mehr oder weniger stark ausgeprägte Polarisierung 
zwischen dem konservativen Spektrum um FAZ, Welt und Bild auf der einen 
und dem (links-) liberalen Spektrum um die Taz und mit Abstrichen die SZ auf 
der anderen Seite. Letztgenannte berichten ausführlicher und diverser über die 
Proteste, sie geben Protestakteuren eher eine Stimme, setzen sich eher mit den 
Motiven auseinander und bewerten diese im Durchschnitt positiver. Gerade die 
Taz erweist sich so als relativ protestaffin. Das Gesamtbild der konservativen 
Medien und der Bild zeugt im Gegensatz dazu von einem größeren Abstand und 
einer Betonung negativ bewerteter Aspekte des Protests. Protestakteure kommen 
hier seltener zu Wort und ihren Anliegen wird in der Tendenz weniger Raum 
gegeben. Die Hamburger Zeitungen berichten umfassend und divers und bilden 
für Resonanz und Bewertung eine mittlere Kategorie.

Journalist*innen und Zeitungsredaktionen entscheiden, über welche Proteste 
berichtet wird, welche Bilder im Vordergrund stehen und wer in den Berichten 
zu Wort kommt. Diese Entscheidungen prägen das Bild, das die Leser*innen von 
dem Protest vermittelt bekommen und sie beeinflussen die Meinungsbildung 
innerhalb der Leser*innenschaft. Der Vergleich der Berichterstattung in sieben 
Zeitungen hat gezeigt, dass sich der wahrgenommene Ausschnitt und die Per-
spektive auf die Ereignisse in Hamburg nicht zuletzt aus der Wahl des medialen 
Zugangs ergeben.

Moritz Sommer promoviert am Institut für Soziologie der Freien Universität Berlin  
und ist  Geschäftsführer des Instituts für Protest- und Bewegungsforschung. Kontakt:  
sommer.moritz@fu-berlin.de.

Simon Teune ist Ko-Leiter des Bereichs Soziale Bewegungen, Technik, Konflikte am Zentrum 
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Literatur
Andrews, Kenneth/Caren, Neal 2010: Making the News: Movement Organizations, Media 

Attention, and the Public Agenda. In: American Sociological Review, Jg. 75, Heft 6, 
841–866.

Della Porta, Donatella/Diani, Mario (Hg.) 2006: Social movements. An introduction. Malden, 
MA: Blackwell.



162   Moritz Sommer, Simon Teune

Gamson, William/Wolfsfeld, Gadi 1993: Movements and Media as Interacting Systems. In: The 
ANNALS of the American Academy of Political and Social Science, Jg. 528, Heft 1, 114–125.

Hocke, Peter 2002: Massenmedien und lokaler Protest. Eine empirische Fallstudie zur Medien-
selektivität in einer westdeutschen Bewegungshochburg. Wiesbaden: VS Verlag für 
Sozialwissenschaften.

Koopmans, Ruud 2004: Movements and media. Selection processes and evolutionary dynamics 
in the public sphere. In: Theory and Society, Jg. 33, 3/4, 367–391.

Malthaner, Stefan/Teune, Simon/Ullrich, Peter/et al. 2018: Eskalation. Dynamiken der Gewalt 
im Kontext der G20-Proteste in Hamburg 2017. Online: https://g20.protestinstitut.eu/
wp-content/uploads/2018/09/Eskalation_Hamburg2017.pdf

Rucht, Dieter 2003: Die medienorientierte Inszenierung von Protest. In: Aus Politik und Zeitge-
schichte, Jg. 53, 30–38.

Rucht, Dieter/Teune, Simon (Hg.) 2008: Nur Clowns und Chaoten? Die G8-Proteste in 
Heiligendamm im Spiegel der Massenmedien. Frankfurt am Main & New York: Campus.

Teune, Simon 2018: Wo fängt Gewalt an? Unterschiede in der Berichterstattung über Protest 
und Gewalt. Forschungsjournal Soziale Bewegungen, Jg. 31, Heft 1/2: 214–225.

Teune, Simon/Sommer, Moritz 2017: Zwischen Emphase und Aversion. Großdemonstrationen 
in der Medienberichterstattung. Ipb-working paper II.2017. Online: https://protestinstitut.
eu/wp-content/uploads/2017/11/ipb-working-paper-Grossdemonstrationen-in-
den-Medien_web.pdf

Wouters, Ruud 2013: From the street to the screen: Characteristics of protest events as 
determinants of television news coverage. In: Mobilization: An International Journal, 
Jg. 18, Heft 1, 83–105.



 FJSB 2019; 32(2): 163–177

Themenschwerpunkt

Swen Hutter, Hanspeter Kriesi, Jasmine Lorenzini*
Sozialen Bewegungen im Zusammenspiel 
mit politischen Parteien: 
Eine aktuelle Bestandsaufnahme
https://doi.org/10.1515/fjsb-2019-0023

Zusammenfassung: In diesem Beitrag skizzieren wir eine Forschungsagenda, die 
der Frage nachgeht wie sich die Interaktionen zwischen Bewegungen und Par-
teien sowohl quantitativ als auch qualitativ unter Bedingungen funktionierender 
repräsentativer Verbindungen einerseits und einer Repräsentationskrise anderer-
seits unterscheiden. Die zentrale These lautet, dass unter Bedingungen von insta-
bilen Repräsentationsmustern und von Bürger*innen, die sich nicht ausreichend 
politisch vertreten fühlen, diese Interaktionen deutlich häufiger, enger, aber auch 
konflikt- und folgenreicher werden. Dabei werden auch klare Zuordnungen von 
Parteien zum Institutionengefüge und von sozialen Bewegungen zum weniger 
institutionalisierten Bereich peripherer Herausforderer infrage gestellt.

Abstract: In this paper, we outline a research agenda focusing on the question 
how interactions between movements and parties differ quantitatively and qual-
itatively, especially under conditions such as functioning representative connec-
tions or under the auspices of a crisis of representation. Our main argument is 
that, if unstable patterns of representation apply, and citizens believe that they 
are not sufficiently represented, these interactions become significantly more fre-
quent, closely coupled, conflictual and consequential. This has implications for 
common analytical attributions that position political parties within the sphere of 
public institutions, and social movements as ‘peripheral challengers’ within less 
institutionalized arenas.

*Kontakt: Swen Hutter, WZB, Zentrum für Zivilgesellschaftsforschung, Reichpietschufer 50, 
D-10785 Berlin/Freie Universität Berlin, Institut für Soziologie, Garystrasse 55, 14195 Berlin, 
Deutschland, E-Mail: swen.hutter@fu-berlin.de
Hanspeter Kriesi, EUI, SPS Department, Via Roccettini 9, 50014 , S. Domenico di Fiesole,  Italien, 
E-Mail: hanspeter.kriesi@eui.eu
Jasmine Lorenzini, Institut d‘études de la citoyenneté, Université de Genève, 40 boulevard du 
Pont d‘Arve, 1211 Genève 4, Schweiz, E-Mail: jasmine.lorenzini@unige.ch



164   Swen Hutter, Hanspeter Kriesi, Jasmine Lorenzini

1  Einleitung¹

Es steht außer Frage, dass politische Parteien und soziale Bewegungen für das 
Funktionieren demokratischer Repräsentation eine wichtige und sich oft ergän-
zende Rolle spielen (Kitschelt 1993). Gerade in den 1970er und frühen 1980er 
Jahren, einer Ära der neuen sozialen Bewegungen und Gründung der Grünen 
und anderer links-libertärer Parteien, entstanden vermehrt konzeptionelle und 
empirische Arbeiten zum Verhältnis der beiden kollektiven Akteure (u.  a. Kriesi 
1986; Rucht 1987). Dabei wurden die vielfältigen Interaktionen zwischen Bewe-
gungen und Parteien als zentrale Mechanismen des Transfers sozialer Konflikte 
in den institutionalisierten Bereich des politischen Prozesses angesehen. Generell 
kennzeichnet die politische Soziologie aber eine starke disziplinäre Trennlinie 
zwischen sozialer Bewegungsforschung und Parteienforschung. In jüngster Zeit 
wurden jedoch wieder Versuche unternommen, diese Trennlinie zum besseren 
Verständnis der Dynamik und Strukturierung politischer Konflikte zu überwin-
den.

Auf der Grundlage des contentious politics-Ansatzes skizzierten McAdam und 
Tarrow (2010) beispielsweise eine Forschungsagenda zum dynamischen Ver-
hältnis von sozialen Bewegungen und Wahlen. Um die politischen Folgen gesell-
schaftlichen Wandels in der Wahl- und Protestarena nachzuzeichnen, wurde das 
klassische Konzept der Konfliktlinien wieder in die Bewegungsforschung ein-
gebracht (della Porta 2015; Hutter 2014; Kriesi et al.  2012). Schließlich hat der 
Aufstieg neuer politischer Kräfte in Europa das Interesse an hybriden Organisa-
tionsformen wiederbelebt, unter anderem an Kitschelts (2006) Bewegungspar-
teien – definiert als Koalitionen von Aktivist*innen, die aus sozialen Bewegungen 
entstehen und versuchen, die organisatorischen und strategischen Praktiken 
sozialer Bewegungen in der Wahlarena anzuwenden – oder an Almeidas (2010) 
Konzept des social movement partyism (frei übersetzt als bewegungshafte Par-
teien)  – definiert als Oppositionsparteien, die sich mit zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zusammenschließen und ihre Ressourcen unter anderem zur 
Protestmobilisierung nutzen.

1 Dieser Aufsatz basiert auf einer überarbeiteten und gekürzten Fassung unseres Beitrags zu 
„Social Movements in Interaction with Political Parties“ im Wiley Blackwell Companion to 
Social Movements. 2. Ausgabe, hrsg. von David A. Snow, Sarah A. Soule, Hanspeter Kriesi und 
Holly J. McCammon. Wiley & Sons: Hoboken. 2019. Wir danken Jannis Grimm und Nina-Kathrin 
Wienkoop für ihre Anregungen sowie Katja Geiger und Patricia Löffler für ihre Unterstützung bei 
der sprachlichen Überarbeitung des Textes. Zudem bedanken wir uns beim European Research 
Council (ERC) für die finanzielle Unterstützung im Rahmen des Projekts Political Conflict in 
Europe in the Shadow of the Great Recession (POLCON). Swen Hutter bedankt sich zudem für die 
Förderung der VolkswagenStiftung im Rahmen der Lichtenberg-Professur.
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Basierend auf den vorgenannten Vorschlägen schlagen wir in diesem kurzen 
Beitrag eine Forschungsagenda vor, die der Frage nachgeht, wie sich die Wech-
selwirkungen zwischen Bewegungen und Parteien sowohl quantitativ als auch 
qualitativ unter Bedingungen funktionierender repräsentativer Verbindungen 
einerseits und einer „Krise der Repräsentation“ (Mainwaring 2006) andererseits 
unterscheiden. Eine Krise der Repräsentation ist gekennzeichnet durch insta-
bile Repräsentationsmuster und Bürger*innen, die glauben, dass sie nicht aus-
reichend politisch vertreten werden. Beispiele finden sich in Lateinamerika in 
den 1990er und frühen 2000er Jahren (u.  a. Lupu 2014; Roberts 2013), aber auch 
in Südeuropa in den vergangenen Krisenjahren (u.  a. della Porta 2017; Hutter et 
al. 2018; Roberts 2017). Wie die Beispiele bereits andeuten, konzentrieren wir uns 
auf demokratische Kontexte mit mehr oder weniger institutionalisierten Parteien-
systemen.

Unser Beitrag gliedert sich in drei Teile. Im ersten Teil werden drei For-
schungsrichtungen vorgestellt, die von differenzierten und arbeitsteilig agieren-
den kollektiven Akteuren ausgehen, wohingegen der zweite Teil die vermutete 
engere Kopplungen bzw. Hybridisierung von Bewegungen und Parteien in Zeiten 
einer Repräsentationskrise beleuchtet. Im abschließenden Teil skizzieren wir 
mögliche Fragen für die weitere Forschung.

2  Bewegungen und Parteien
Die gängigen Ansätze in der sozialen Bewegungsforschung widmen sich dem Ver-
hältnis von Bewegungen und Parteien unter der Annahme relativ differenzierter – 
sprich analytisch und empirisch voneinander getrennter – Formen der Interes-
sensvermittlung und politischer Arenen (zur Differenzierungsthese vgl. Kitschelt 
2003; Rucht 2000). Hierbei wird eine klassische Zuordnung vorgenommen, die 
Parteien als Teil des etablierten Institutionengefüges versteht und soziale Bewe-
gungen als Teil der außerparlamentarischen Opposition. Es stellt sich mit Blick 
auf das Themas dieses Sonderhefts dann die Frage, in welcher Form und unter 
welchen Bedingungen es zu Interaktionen von Parteien und Bewegungen bzw. 
Wahlen und Protesten kommt. Im Folgenden fassen wir die Antworten von drei 
Forschungssträngen auf diese Frage zusammen:

(1) Der politische Prozessansatz und die Rolle von Verbündeten: Im politi-
schen Prozessansatz treten Parteien vor allem als Teil des politischen Kontextes 
von Bewegungen und Protestmobilisierung in Erscheinung (für einen Überblick 
siehe Kriesi 2004; McAdam/Tarrow 2010). Das heißt, Parteien werden als Teil der 
Bündnis- bzw. Konfliktstruktur betrachtet, in die soziale Bewegungen eingebettet 
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sind. Das Parteiensystem wiederum wird in Abhängigkeit vom institutionellen 
Kontext, vor allem vom jeweiligen Wahlsystem, gesehen. Letzteres bestimmt wei-
testgehend die Anzahl als auch die Ausrichtung möglicher institutioneller Ver-
bündeter außerparlamentarischer Netzwerke.

Die meisten empirischen Studien konzentrieren sich auf die Rolle von Par-
teien als potenzielle Verbündete. Im Idealfall, so die Annahme, tragen soziale 
Bewegungen einen themenspezifischen Konflikt in die Öffentlichkeit, d.  h. sie 
erzeugen öffentliche Kontroversen, wo es bis dahin keine gab, sie lenken die Auf-
merksamkeit gezielt auf ein bestimmtes Thema und beeinflussen die Rahmung 
(framing) desselben nach ihren Vorstellungen. Insgesamt stärken sie damit die 
Position ihrer etablierten Verbündeten. Die Ausweitung des Konflikts im öffent-
lichen Raum wird damit zur zentralen ‚Waffe der Schwachen‘, die es Bewegungen 
ermöglicht, politische Gelegenheiten für Eliten zu schaffen. Dies nicht nur im 
negativen Sinne der Repression, wie Tarrow (1994: 98) beobachtet hat, sondern 
auch im positiven Sinne, wenn Politiker*innen die von den Herausforder*innen 
geschaffenen Chancen nutzen, um die gemeinsame Sache innerhalb etablierter 
politischer Institutionen voranzubringen bzw. zu verteidigen.

Im Einklang mit der Idee von Parteien als Verbündeten haben Studien in der 
Tradition des politischen Prozessansatzes die Rolle ideologisch nahestehender 
Parteien betont. Im europäischen Kontext ging es insbesondere um die Rolle von 
links-libertären Parteien als Bündnispartner der neuen sozialen Bewegungen 
(z.  B. della Porta/Rucht 1995; Kriesi et al. 1995; Maguire 1995). Wie Rucht (1987: 
304) anschaulich aufzeigte, lässt sich das Verhältnis von Bewegungen und Par-
teien im gleichen ideologischen Lager nach zwei Dimensionen unterscheiden: 
(a) treibende Kraft (bewegungs- vs. partei-zentriert) und (b) zeitliche Koexistenz 
(temporär vs. permanent).

(2) Neue Konfliktlinien und unterschiedliche Logiken der Linken und Rechten: 
Ein zweiter Strang der Literatur beschäftigt sich mit der Herausbildung neuer Kon-
fliktlinien (cleavages) (vgl. Rokkan 1999). Ziel des Ansatzes ist es, die langfristige 
Entwicklung und die Beziehungen politischer Konflikte in verschiedenen – immer 
noch klar differenzierten – Arenen zu untersuchen. Ausgangspunkt sind hier neu 
entstehende soziale Spaltungen und deren Politisierung. Es stellt sich die Frage, 
wer von wem und wie mobilisiert wird. Während das Konzept der Konfliktlinien in 
der Literatur zu den neuen sozialen Bewegungen prominent war (Gerhards 1993; 
Kriesi et al. 1995; Rucht 1994), wurde es erst kürzlich wieder für die Analyse sozia-
ler Bewegungen und Proteste in Europa aufgegriffen (u.  a. della Porta 2015; Hutter 
2014; Kriesi et al. 2012). In diesem Sinne haben Kriesi et al. (2008; 2012) gezeigt, 
dass zwei große Wellen der politischen Mobilisierung die Konfliktstrukturen in 
Westeuropa seit den 1980er Jahren grundlegend verändert haben, was zu einer 
neuen Konfliktlinie von Integration versus Abgrenzung führte. In der Wahlarena 
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hat die radikale populistische Rechte diesem neuen strukturellen Konflikt Aus-
druck verliehen, indem sie die Ängste jener sozialen Schichten, die sich durch die 
zunehmende wirtschaftliche, kulturelle und politische Globalisierung bedroht 
fühlen, am erfolgreichsten mobilisiert hat.

Basierend auf der Idee, wie soziale Unterschiede politisch artikuliert werden, 
haben Kriesi und Kollegen eine breitere Sichtweise auf die Beziehungen zwischen 
Bewegung und Partei berücksichtigt (v.  a. Hutter 2014). Sie gehen auch von der 
Annahme der politischen Prozesstradition aus, d.  h. „einem einfachen, positi-
ven Verhältnis zwischen politischen Gelegenheitsstrukturen [in unserem Fall 
der Wahlpolitik] und Protestmobilisierung“ (Meyer/Minkoff 2004: 1484; eigene 
Übersetzung), berücksichtigen jedoch, dass Proteste sowohl Alternative als auch 
Ergänzung zur Mobilisierung im Zuge von Wahlen sein können. Konkret zeigt ihre 
Analyse, dass das Verhältnis zwischen den Arenen von der ideologischen Aus-
richtung der mobilisierenden Akteure abhängt. In Westeuropa folgen die politi-
sche Linke und die politische Rechte unterschiedlichen Logiken in Bezug auf das 
Verhältnis von Wahl- und Protestmobilisierung. Die (radikale) Linke und deren 
Forderungen nahmen gleichzeitig in beiden Arenen zu bzw. ab, währendem das 
Erstarken der radikalen Rechten in der Wahlarena eher mit einem Rückgang ent-
sprechender Proteste einherging. In anderen Worten legen die Resultate nahe, 
dass die Linke einer „Sowohl-als-auch“-Logik und die Rechte einer „Entweder-
oder“-Logik folgt.
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Neuere Entwicklungen in Westeuropa, wie beispielsweise das gleichzeitige 
Erstarken der Alternative für Deutschland und der Protestmobilisierung von 
rechts (u.  a. Rucht 2017; Weisskircher/Berntzen 2019), aber auch Studien zu 
anderen Weltregionen zeigen allerdings, dass die Kontextbedingungen solch 
unterschiedlicher Logiken noch genauer bestimmt werden sollten. McAdam und 
Tarrow (2010) betonen bspw. in ihrer Zusammenfassung der Entwicklungen der 
US-Politik eine sich wechselseitig verstärkende Beziehung zwischen Protest- und 
Wahlpolitik sowohl für die politische Rechte als auch für die Linke. In Überein-
stimmung mit der dominanten Sichtweise im politischen Prozessansatz argumen-
tieren sie, dass die Dominanz der Linken in der Wahlpolitik mit starken links-
libertären Bewegungen einherging, während die Hegemonie der rechten Kräfte 
mit starken rechten und konservativen Bewegungen verbunden war. Im Gegen-
satz hierzu beobachten Císař und Vráblíková (2019) eine tendenziell „negative“ 
Beziehung zwischen den dominanten Konflikten im Parteienwettbewerb und 
dem thematischen Fokus von Protesten in den von ihnen untersuchten Visegrád-
Ländern. In den untersuchten Ländern Osteuropas thematisieren Protestierende 
vor allem Forderungen, welche nicht bzw. nur unzureichend vom etablierten Par-
teienwettbewerb abgedeckt werden (vgl. Minkenberg 2018).

(3) Die Agenda-Setting Funktion von Protesten: Der dritte Ansatz konzentriert 
sich auf die Agenda-Setting Funktion von sozialen Bewegungen und Protesten 
(vgl. Walgrave/Vliegenthart 2012). Dieser Ansatz bietet eine kurzfristigere Sicht 
auf das Verhältnis von Parteien und Bewegungen und betont die sequentielle Auf-
merksamkeit für Themen als zentralen Mechanismus. Empirische Studien zeigen, 
dass politische Eliten einem Thema mehr Aufmerksamkeit schenken, wenn 
Protest- und andere Bewegungsaktivtäten zu diesem Thema zunehmen. Dieses 
Ergebnis wirft die Frage auf, warum sich Akteure – in unserem Fall politische 
Parteien – um die Signale aus der Protestarena kümmern sollten. Vliegenthart 
und Kolleg*innen (2016) argumentieren, dass Proteste als eine besondere Art 
von Information für Eliten über dringende gesellschaftliche Probleme angesehen 
werden können. Das Protest-Signal erscheint insofern besonders attraktiv für Par-
teien, als dass es öffentlich sichtbar, meist eindeutig und negativ ist und einen 
Bezug zum Handlungsfeld der Parteien aufweist.

Ausgehend von der Vorstellung, dass die Wirkung sowohl von den Eigen-
schaften des Signals als auch vom Empfänger abhängt, haben weitere Studien 
gezeigt, dass die Anzahl der Teilnehmer*innen mehr Einfluss hat als die reine 
Häufigkeit an Protesten (z.  B. McAdam/Su 2002), und dass Proteste zu bestimmten 
Themen mehr Einfluss haben als andere (z.  B. Walgrave und Vliegenthart 2012). 
Was die Empfänger betrifft, so vergleicht die vorhandene Literatur in der Regel 
verschiedene Agenden. Studien im US-amerikanischen Kontext zeigen, dass Pro-
teste eher die Agenda des Parlaments beeinflussen (z.  B. Soule und King 2006), 
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wohingegen im Falle Belgiens die Regierung stärker auf Proteste reagiert als das 
Parlament (Walgrave/Vliegenthart 2012). Zudem zeigen Hutter und Vliegenthart 
(2018) in ihrer Studie zu vier westeuropäischen Ländern, dass die Parteien eher 
responsiv auf Proteste reagieren, wenn sie in der Opposition sind sowie wenn ihre 
Konkurrenten zuvor auf das Problem reagiert haben. Sobald für den Einfluss des 
Oppositionsstatus kontrolliert wird, zeigt sich kein signifikanter Zusammenhang 
mehr zwischen der Links-Rechts-Orientierung einer Partei und ihrer Responsivi-
tät gegenüber Protesten.

Insgesamt betonen die drei Ansätze relativ stabile Interaktionsmuster zwi-
schen klar differenzierten politischen Akteuren in ihren jeweiligen Arenen, sprich 
Parteien und Wahlpolitik einerseits und Bewegungen und Protestpolitik anderer-
seits. Gleichzeitig unterscheiden sie sich in ihrem zeitlichen Fokus (lang- vs. kurz-
fristige Interaktionen) und dem spezifischen Interaktionsmuster (Allianzbildung, 
Verstärkung vs. Substitution, Agenda-Setting). Ihnen gemeinsam ist, dass sich die 
theoretischen Ansätze und Beispiele allerdings vor allem auf etablierte Demokra-
tien und relativ institutionalisierte Parteiensysteme beziehen.

3  Bewegungen in und als Parteien
Wie einleitend erwähnt, bezieht sich eine „Krise der Repräsentation“ auf instabile 
Repräsentationsmuster und Bürger*innen, die glauben, dass sie von den politi-
schen Eliten nicht ausreichend vertreten werden (Mainwaring 2006). Eine solche 
Krisensituation lässt sich sowohl auf der Einstellungs- als auch der Verhaltens-
ebene beobachten. Daraus folgt, dass sich eine Repräsentationskrise nicht nur in 
veränderten Einstellungen zeigt, wie plötzlich zunehmendem politischem Miss-
trauen und Unzufriedenheit mit der Funktionsweise der Demokratie, sondern 
auch im politischen Verhalten, u.  a. in Wahlenthaltungen, Volatilität und dem 
Aufstieg populistischer Parteien sowie and Protesten.

Unter diesen Bedingungen erwarten wir, dass das Zusammenspiel von Bewe-
gungen und Parteien (a) häufiger, (b) enger, (c) konfliktreicher und (d) folgenrei-
cher wird. Zudem bildet eine Krise der Repräsentation ideale Bedingungen für das 
Entstehen von Organisationen, die zugleich Charakteristika einer Bewegung und 
einer Partei aufweisen. Unter diesen Bedingungen, so die These, wird auch die 
Zuordnung von Parteien zu den etablierten Institutionen und sozialen Bewegun-
gen zum weniger institutionalisierten Bereich peripherer Herausforderer infrage 
gestellt.

(1) Bewegungs-induzierte radikale Transformationen bestehender Parteien: 
Der erste wahrscheinlichere Fall von Interaktionen in Zeiten einer Repräsentati-
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onskrise betrifft die Fähigkeit von Bewegungen, die Programmatik bestehender 
Parteien radikal zu transformieren. McAdam und Tarrow (2010) sprechen von 
bewegungs-induzierter Polarisierung. Gemeint ist eine Sequenz an Interaktionen 
zwischen Bewegung und Partei, an deren Ende sich die Position der Partei radi-
kalisiert. Dies entsteht zunächst durch die enge Kopplung der Mobilisierung und 
der jeweiligen Basis beider Akteure, die sich besonders im Wahlkampf positiv 
auf die Partei auswirken kann. Gleichzeitig schränkt die enge programmatische 
und personelle Bindung die Partei ein sobald sie Regierungsverantwortung 
übernimmt. Dies wird meist durch eine reaktive Mobilisierung der enttäuschten 
Basis verstärkt. Während die Mobilisierung auf der Straße den Allianzpartner 
im System vor der Wahl stärkt, kann sie nach der Wahl die generelle Spannung 
zwischen der Logik von Bewegungen und von Wahlen verschärfen – oder in den 
Worten von Mair (2013) – die Spannung zwischen „Regierungsverantwortung und 
Responsivität“.

McAdam und Kloos (2014) zeigen für die USA eindrücklich, wie diese bewe-
gungs-induzierte Polarisierung zunächst die Demokraten (u.  a. durch die Bürger-
rechts- und Friedensbewegung) und dann auch die Republikaner (u.  a. durch 
religiöse Gruppierungen und das Tea Party Movement) grundlegend verändert 
hat (vgl. auch Heaney/Rojas 2015; Schwartz 2010). Es ist sicher kein Zufall, dass 
eine solche Transformation gerade in Zweiparteisystemen und unter Bedingun-
gen relativ offener Parteiorganisationen möglich ist. Allerdings sind Transforma-
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tionen politischer Parteien durch Bewegungen nicht begrenzt auf Zweiparteien-
systeme. Ein weiteres Beispiel bietet der Aufstieg der neuen sozialen Bewegungen 
in den 1970er und frühen 1980er Jahren in Europa. Diese sozialen Bewegungen 
spiegelten Veränderungen in der Klassenstruktur und den kulturellen Präferen-
zen der Mittelklasse in den westlichen Demokratien wider. In diesem Zusam-
menhang führte die Auseinandersetzung auf der Straße oft zu einem Bündnis 
zwischen den bestehenden linken Parteien und den neuen sozialen Bewegungen 
(Kitschelt 1988). Insbesondere in Ländern, in denen die Sozialdemokraten nicht 
von einer kommunistischen Partei herausgefordert wurden, reagierten sie auf die 
Forderungen der neuen sozialen Bewegungen, indem sie Fragen der kulturellen 
Liberalisierung und des Umweltschutzes in ihre Programmatik aufnahmen (Kriesi 
et al. 1995). Wie dieses Beispiel aber verdeutlicht, erschöpften sich diese Inter-
aktionen nicht in der Übernahme von Themen, sondern führten letztlich zu einer 
fundamentalen Neuorientierung der Parteien und der Zusammensetzung ihrer 
Wählerschaft. So wurden die sozialdemokratischen Parteien in fast allen west-
europäischen Ländern zu Parteien der neuen Mittelklasse, die sich in ihrer inhalt-
lichen Positionierung kaum von kleineren grünen und links-libertären Parteien 
unterscheiden (z.  B. Gingrich/Häusermann 2015).

(2) Bewegungs-induzierte Neugründungen von Parteien: Der zweite Fall enger 
Interaktionen besteht in der Möglichkeit, dass sich aus Bewegungsnetzwerken 
Parteien bilden. In diesem Sinne ist die Gründung einer Partei als strategische 
Entscheidung der Akteure der sozialen Bewegung anzusehen (Cowell-Meyers 
2014). Die Bildung neuer Parteien ist in Verhältniswahlsystemen wahrscheinli-
cher und eine wesentliche Strategie, um von etablierten Parteien vernachlässigte 
Themen und Forderungen ins politische System zu transportieren. Die Geschichte 
der Gründung der grünen Parteien in vielen europäischen Ländern zeigt dies ein-
drücklich auf. Die grünen Parteien entstanden vor allem in den 1970er und 1980er 
Jahren, nachdem die Engagierten in der Anti-AKW-Bewegung erkannten, dass ihr 
Bündnis mit den linken Parteien nicht die erwartete Veränderung in der Energie-
politik bewirkt hatte (Kitschelt 1989; Poguntke 1993).

Weitere Beispiele finden sich in Lateinamerika, wo soziale Bewegungen am 
Anfang der Entstehung indigener Parteien standen. Die sozialen Bewegungen 
der 1990er Jahre entstanden als Reaktion auf neoliberale Reformen und führten 
zu politischen Umbrüchen in zahlreichen lateinamerikanischen Ländern (u.  a. 
Anria 2019; Almeida 2014; Lupu 2014; Roberts 2013). Diese Studien zu Latein-
amerika zeigen, dass das Versagen bestehender Parteien, die Forderungen ihrer 
Wählerschaften anzugehen, zu einem Klassenbündnis zwischen unteren sozia-
len Schichten und der Mittelschicht führte, die sich gemeinsam gegen die neo-
liberalen Maßnahmen der Regierung zur Wehr setzten. Dabei kam es aufgrund 
der Konvergenz der etablierten Parteien zu einer Art ‚Verwässerung‘ traditionel-
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ler Markenkerne und der Zerstörung etablierter Wählerbindungen, die somit 
den Raum für neue Parteien öffneten. Insgesamt zeigt sich, dass diese Prozesse 
besonders die moderaten linken Parteien betrafen, die neoliberale Reformen in 
der Regierungsverantwortung umsetzten. Unter diesen Bedingungen kam es zu 
einer starken Transformation des Parteiensystems, an deren Ende neue Parteien 
mit einer starken indigenen Basis an Einfluss gewannen. Diese Parteien waren 
eng mit sozialen Netzwerken, die die Rechte indigener Gruppen förderten, ver-
bunden (Rice und Van Cott 2006). Ähnliche Prozesse lassen sich in Südeuropa 
seit Beginn der Eurokrise im Jahr 2010 beobachten. Das extremste Beispiel ist 
PASOK, die zu Beginn der Eurokrise amtierende sozialdemokratische Partei in 
Griechenland, welche sehr stark an Wählerstimmen verloren hat und in ihrer 
Funktion als zentrale linke Partei von der früheren Kleinstpartei Syriza abgelöst 
wurde (vgl. Altiparmakis 2019; della Porta et al. 2017)

(3) Bewegungs- oder Anti-Parteien: Als dritte Form des Verhältnisses von 
Bewegung und Partei werden hybride Organisationsformen in Zeiten einer Reprä-
sentationskrise wahrscheinlicher. Wie eingangs erwähnt, beziehen wir uns hier 
auf Bewegungsparteien, verstanden als Koalitionen von Aktivist*innen, die aus 
sozialen Bewegungen entstehen und versuchen, die organisatorischen und stra-
tegischen Praktiken von Bewegungen in der Wahlarena anzuwenden (Kitschelt 
2006), sowie auf den weniger anspruchsvollen Typus einer bewegungshaften 
Partei (social movement partyism), die Almeida (2010) als Oppositionsparteien 
versteht, die sich mit zivilgesellschaftliche Organisationen zusammenschließen 
und ihre Ressourcen zur Organisation von außerparlamentarischen Protesten 
nutzen. Kriesi (2015) bezeichnet einige dieser hybriden Organisationen als „Anti-
Partei“, da sie das etablierte Parteiensystem und repräsentative Kanäle als Ganzes 
ablehnen, gleichzeitig aber die Form einer Partei annehmen und sich (oftmals 
sehr erfolgreich) an Wahlen beteiligen.

In Italien stellt Movimento 5 Stelle (M5S) ein Beispiel für eine soziale Bewe-
gung dar, die sich rasch zu einer solchen Bewegungs- bzw. Anti-Partei entwickelt 
hat. M5S begann als soziale Bewegung im Zuge der sogenannten V-Day 2007 (Bor-
dignon/Ceccarini 2013). Während dieser Tour durch die italienischen Städte sam-
melten Aktivist*innen Unterschriften für eine Initiative, die eine Reform der Kan-
didatenaufstellung und Amtszeitbegrenzungen forderte. In dieser ersten Phase 
wandte sich die Bewegung gegen die Korruption in der italienischen Politik. Nur 
ein Jahr später beschloss die Bewegung an Wahlen teilzunehmen und zwar mittels 
sogenannter ‚Bürgerlisten‘, die von Beppe Grillo, dem Anführer der Bewegung, 
unterstützt wurden. In den folgenden Jahren beteiligte sich M5S dann auch an den 
regionalen (2012) und nationalen (2013) Wahlen. Obwohl die M5S zunehmend in 
den Wahlkampf eingestiegen ist, behielt sie den Anti-Parteien-Charakter, da die 
Aktivist*innen weiterhin Verfahren der direkten und deliberativen Demokratie 
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anwandten und die politische Klasse insgesamt brandmarkten (z.  B. della Porta et 
al. 2017; Baldini 2013; Biorcio 2013). Die Entwicklung von M5S seit der Regierungs-
beteiligung nach den Wahlen im Frühjahr 2018 verdeutlichen aber, wie schnell 
sich solch hybride Gebilde wandeln können. Ähnliche Befunde zur Gleichzeitig-
keit von Partei- und Bewegungscharakteristika sowie des schnellen Wandels der 
Organisationsformen über Zeit zeigen sich auch bei rechten ‚Bewegungsparteien‘ 
wie Casa Pound in Italien oder Jobbik in Ungarn (Caiani/Císař 2019; Pirro/Castelli 
Gattinara 2018).

4  Ausblick
In diesem Beitrag haben wir ausgewählte Ansätze zur Interaktion von Bewegun-
gen und Parteien vorgestellt. In einem ersten Schritt wurden Zugänge vorgestellt, 
die von einer klaren Differenzierung politischer Interessenvermittlung ausgehen 
und fragen, wie unterschiedliche kollektive Akteure  – politische Parteien und 
soziale Bewegungen – und deren Kernaktivitäten –Wahlen und Proteste – mit-
einander in Beziehung stehen. In einem zweiten Schritt haben wir veränderte 
Interaktionsmuster zwischen Bewegungen und Parteien in Zeiten einer Reprä-
sentationskrise erörtert. Dabei erwarten wir, dass die Interaktionen unter diesen 
Umständen deutlich häufiger, enger, konfliktreicher und teils auch folgenreicher 
werden. Dies haben wir anhand dreier Mechanismen illustriert: partei-induzier-
ter Transformation bzw. Polarisierung etablierter Parteien, der Neugründung von 
Parteien aus Bewegungen heraus sowie der Entstehung hybrider Organisatio-
nen, die zumindest temporär die Grenzen zwischen Bewegung und Partei ver- 
wischen.

Mit Blick auf den Schwerpunkt dieses Sonderhefts deutet sich dabei auch 
für etablierte Demokratien an, dass die klassische analytische Einordnung von 
Parteien ins etablierte Institutionengefüge zumindest in Zeiten zunehmender 
Repräsentationskrisen immer weniger zutrifft. Dabei haben wir uns in unserem 
Beitrag auf kurzfristige und relativ dramatische Veränderungen in der Qualität 
politischer Repräsentation bezogen, wie wir sie jüngst in Südeuropa oder in den 
1990er und 2000er Jahren in Lateinamerika erlebt haben. Allerdings gibt es auch 
Anzeichen für eine latente Repräsentationskrise in den etablierten Demokratien 
Nordwesteuropas, die sich nicht zuletzt im Aufstieg rechtspopulistischer Par-
teien ausdrückt. Zwar führt dieser graduelle Prozess nicht zu so dramatischen 
Zuspitzungen in der Interaktion von Parteien und Bewegungen, dennoch gehen 
wir davon aus, dass sie so auch den Boden für eine deutlich vielfältigere, von 
Konflikten geprägte Interaktion von Parteien und Bewegungen bereiten als dies 
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zumindest in weniger fragmentierten und stabileren Zeiten dieser Parteiensystem 
der Fall war.
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„Ich möchte Teil einer Jugendbewegung sein/ Ich möchte mich auf euch verlassen können/
Und jede unserer Handbewegungen/ hat einen besonderen Sinn/ weil wir eine Bewegung sind“
Tocotronic

Das lyrische Ich in diesem Song von 1995 scheint gefangen zwischen zwei glei-
chermaßen unmöglichen Wünschen: einer Jugendbewegung anzugehören, oder 
einfach ins Nichtstun zu flüchten. Der erste Wunsch wird als Teil eines mythi-
schen Rock-Gestus beschrieben – Musik, Gesten, Tanzen. Der gesellschaftliche 
Kampf um Hegemonie findet gerade auch auf dem Terrain solcher kulturellen 
Phänomene statt.

Im Folgenden soll ein möglicher Weg skizziert werden, das Verhältnis von so-
zialen Bewegungen und Institutionen jenseits des politischen outcome theoretisch 
zu fassen. Nach einer Darstellung des begrenzten Institutionenbegriffs in Teilen 
der Bewegungsforschung wird, unter Verweis auf Institutionen als temporäre 
Gründungen von Gesellschaft und die Institutionalisierung von Hegemoniepro-
jekten als zentrale theoretische Bezugspunkte dieses Artikels, das Potential einer 
Perspektive skizziert, die neben Institutionen als Ergebnis auch instituierende 
Praktiken umfasst: Alle sozialen Institutionen lassen sich als Institutionalisierun-
gen begreifen, als ständig in Bewegung befindliche Prozesse, denen das Potential 
für radikalen Wandel innewohnt – sozusagen Institutionalisierung als soziale Be-
wegung – Prozesse der Institutionenwerdung, die Bewegung ins Soziale bringen.

1  Die Notwendigkeit eines weiter gefassten 
Institutionenbegriffs

Spätestens seit den jüngsten Krisenprotesten nach 2008, mit Occupy, PODEMOS, 
den Anti-Austeritätsprotesten sowie den rechten Krisenantworten in vielen 
Ländern scheinen unsere Gesellschaften auch in der öffentlichen Debatte wieder 
stärker in Bewegung gekommen zu sein. Entsprechend ist ein wichtiges aktuelles 
Forschungsdesiderat, Bewegungsforschung und Gesellschaftstheorie (wieder) 
näher zusammen zu bringen (Leinius et al. 2017).¹ Die Frage nach dem Verhältnis 
von sozialen Bewegungen und Institutionen ist dabei zentral, und in der Bewe-
gungsforschung hat sich seit geraumer Zeit eine stärker kulturwissenschaftliche 
Perspektive herausgebildet, die an den im weiten Sinne kulturellen Folgen sozia-

1 Wie Roose/Dietz 2016 zeigen, gilt dies nicht nur für gesellschaftstheoretische Fragen, sondern 
auch für die zugrundeliegenden Sozialtheorien (vgl. Lindemann 2009: 21  ff. für die Unterschei-
dung).
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ler Bewegungen interessiert ist (siehe Baumgarten et al. 2014). Jenseits dessen 
wird das Verhältnis von sozialen Bewegungen und Institutionen aber häufig 
immer noch auf den politischen outcome reduziert, was die Annäherung an die 
Gesellschaftstheorie erschwert.

So wird oft der Begriff der Institution verwendet, wenn derjenige der Organi-
sation passender wäre, etwa wenn Organisationen der politischen Entscheidungs-
findung gemeint sind, wie eine Regierung, politische Parteien, oder Bürokratieein-
heiten (Amenta et al. 2018: 451). In dieser, der Alltagssprache nahen, Verwendung 
sind Institutionen zentrale organisationsförmige Einrichtungen eines politischen 
Systems, auf die soziale Bewegungen einwirken wollen. Analog meint die Institu-
tionalisierung von sozialen Bewegungen oft Organisationswerdung durch Rou-
tinisierung sowie Formalisierung, Differenzierung und Professionalisierung als 
Entfernung von den radikalen Wurzeln (Rucht et al. 1997: 55; Della Porta/Diani 
2006: 150  f.; vgl. das FJSB Themenheft 3–4/1989 zu „Institutionalisierungsten-
denzen der Neuen Sozialen Bewegungen“, eingeleitet von Nullmeier 1989). So 
beschreibt David Meyer beispielsweise, wie der große „March for Life“, der immer 
am Jahrestag der Entscheidung des US-Supreme Court im Fall „Roe v. Wade“ statt-
findet, mittlerweile so sehr zur Routine geworden ist, dass die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit nachlasse (Meyer 2014).² Ein Beispiel für Institutionalisierung 
als Formalisierung und Professionalisierung wäre die Entwicklung von aktivis-
tischen Umweltschutzbewegungen zu Umweltlobbyorganisationen vielerorts in 
Europa von den 1970ern zu den 1990ern, wie etwa Legambiente in Italien oder die 
Friends of the Earth (FoE) im Vereinigten Königreich (Diani/Donati 1999).

Diese Perspektive auf das Verhältnis von sozialen Bewegungen und Organisa-
tionen, also der lange Zeit dominante Fokus auf politische outcomes (vgl. Giugni 
1998; Bosi/Uba 2009), eignet sich für die Analyse des kurz- und mittelfristigen 
Einflusses von Protestbewegungen auf die politische Entscheidungsfindung. Sie 
hilft auch zu verstehen, wie Parteien und Organisationen sich (zumindest zum 
Teil) aus Bewegungen entwickeln (siehe auch Hutter/Kriesi/Lorenzini in diesem 
Heft), wie zum Beispiel die Grünen aus der Umweltbewegung (Mende 2011: 37  ff.); 
oder in jüngerer Zeit PODEMOS aus der 15-M/Indignados-Bewegung in Spanien 
(Calvo/Alvarez 2015) oder auch die Bewegungspartei AfD, die an die rechte Mobi-
lisierung von Pegida und Co. anknüpft (Rucht 2017).

2 Ähnlich beschreiben Rucht und Neidhart (2002) die Etablierung sozialer Bewegungen als Ele-
mente politischer Interessensvermittlung in modernen „Bewegungsgesellschaften“ als Institu-
tionalisierung. Diese Diagnose (vgl. schon Roth 1989, Eder 1994) bildet den Hintergrund auch für 
die Fragestellung dieses Beitrags. Aber für dessen Zwecke wäre eine Bezeichnung als Stabilisie-
rung von Organisationen (bzw. Netzwerken von Individuen, Gruppen und Organisationen) auf 
der Meso-Ebene zielführender.
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Dabei geraten aber langfristige Prozesse des sozialen und gesellschaftlichen 
Wandels und die Rolle sozialer Bewegungen in diesen aus dem Blick. Im Ein-
klang mit Forschung, die neben den so bezeichneten ‚politischen‘ Folgen auch 
kulturelle outcomes stärker berücksichtigt (siehe Baumgarten et al. 2014; Bosi et 
al. 2016), sollte der Begriff der Institution nicht länger einengend auf Organisa-
tionen beschränkt werden. Ein gleichsam als Minimalkonsens in der Soziologie 
zu findender Begriff der sozialen Institution als „mehr oder weniger formalisierte 
Handlungsregeln, die gegebenenfalls zu Bestandteilen einer organisierten Hand-
lungsstruktur werden können, aber nicht müssen“ (Stachura 2014: 200) scheint 
dagegen besser geeignet, um die gesellschaftliche Bedeutung sozialer Bewegun-
gen zu erfassen. Soziale Institutionen sind in diesem Sinne alle habitualisierten 
Einrichtungen/ sozialen Regelungen, die in Gesellschaften weitreichende Erwar-
tungsstabilität und Handlungsnormierung für soziales Handeln von Individuen 
bereitstellen. Darunter fallen die verschiedensten Phänomene, etwa das Erzie-
hungssystem, die Marktwirtschaft, die Ehe, oder verschiedene Sitten und Gebräu-
che. Dieser Institutionenbegriff ermöglicht es, in der Erforschung von sozialen 
Bewegungen sowohl die Dimension der Normierung und Beschränkung durch 
soziale Institutionen zu berücksichtigen, als auch die der Konstitution von Gesell-
schaft und Ermöglichung von Handeln durch sie. Entsprechend weit kann die 
Wirkung sozialer Bewegungen auf Institutionen gefasst werden.

Darüber hinaus wird das Verhältnis von sozialen Bewegungen zu Organisa-
tionen häufig als äußerliche Gegenüberstellung gedacht, und losgelöst von den 
sie umgebenden sozialen Institutionen und ihrem Wandel. Abgesehen davon, 
dass neben dem unmittelbaren Einfluss sozialer Bewegungen auf politische 
Entscheidungsprozesse seit geraumer Zeit auch andere, biographische oder 
kulturelle Folgen von Mobilisierung Gegenstand der Bewegungsforschung sind 
(Giugni 2008), ist struktureller Wandel durch soziale Bewegungen nicht erst seit 
der jüngsten Krise ein zunehmend wichtiges Forschungsthema (für ein aktuelles 
Beispiel siehe z.  B. Hutter et al.  2018). Aber gerade in empirischen Einzelfall-
studien geraten langfristige strukturelle Veränderungen immer wieder aus dem 
Blick zugunsten einer kurzfristigen Bestimmung des sogenannten politischen 
outcome. Meist wird dann das Verhältnis gemäß dem Paradigma der politischen 
Prozesstheorie (für einen Überblick siehe Caren 2007) als Prozess gedacht, in 
dem Bewegungsforderungen in Politikwandel übersetzt werden oder Verände-
rungen in den adressierten Organisationen in Form eines politischen outcome 
anstoßen (Amenta et al. 2010). Soziale Bewegungen werden demnach als inte-
ressengeleitete Netzwerke von Akteur*innen verstanden, die anhand bestimmter 
Themen mobilisieren, um politische Entscheidungsfindung in zentralen Organi-
sationen zu beeinflussen. Diese Perspektive ist hilfreich, um die unmittelbaren 
Folgen von Protest und Mobilisierung zu erfassen, stößt aber an ihre Grenzen, 
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wenn es um die langfristige gesellschaftliche Bedeutung sozialer Bewegungen  
geht.

Wenn soziale Bewegungen nicht nur auf ihre Mobilisierung und ihren Protest 
beschränkt, sondern als kollektive politische Projekte verstanden werden,³ zeigt 
sich, dass die von ihnen adressierten Organisationen selbst in einem Kontext sich 
wandelnder sozialer Institutionen stehen, auf den soziale Bewegungen ebenfalls 
direkt einwirken. Mit Alf Nilsen und Laurence Cox ließen sich soziale Bewegungen 
dann weiter fassen, und zwar als Prozesse des Wandels: “[W]e propose a wider 
definition of social movements as a process in which a specific social group deve-
lops a collective project of skilled activities centred on a rationality – a particular 
way of making sense of and relating to the social world – that tries to change or 
maintain a dominant structure of entrenched needs or capacities, in part or in 
whole” (Nilsen/Cox 2013: 65  f). Mit diesem erweiterten Begriff von sozialen Bewe-
gungen als kollektive politische Projekte, die auf sozialen Wandel und die Gestal-
tung des Gemeinwesens abzielen, geht indes auch ein anderer Begriff der Institu-
tionalisierung einher, der auf das konstante Werden von Institutionen abzielt.

2  Mehr als politischer outcome: soziale 
Institutionen als Fokus

Die Brasilianische Bewegung der Landarbeiter ohne Boden (MST) ist ein gutes 
Beispiel, um bestehende Vorstellungen vom Verhältnis sozialer Bewegungen 
und Organisationen, hier nationalstaatlicher, zu irritieren. Wie Rebecca Tarlau 
(2014) beschreibt, machten die Sem Tera in ihrem langjährigen radikalen Wider-
stand gegen die ungerechte Landverteilung in Brasilien öffentliche Schulen, also 

3 Meist werden soziale Bewegungen stark auf Mobilisierung und Protest beschränkt verstanden. 
Tarrow z.  B. begreift als contentious collective action vor allem widerständige Handlungen, bei 
denen die Protestation, die Missfallensbekundung zentral ist, wie z.  B. außer bei klassischen 
Demonstrationen bei „‘peasant jacqueries, bread riots and grain seizures, slave revolts, ‘rough 
music,’ eighteenth and nineteenth century democratic societies, urban uprisings, artisanal 
blacklists and workshop turnouts, and revolutionary sects‘” (Roger Gould nach Tarrow 2011: 
xvii). Damit ist das bekundende Handeln gegen etablierte politische Autoritäten zentral, weniger 
soziales Handeln, Aneignung und performative Veränderung oder Präfiguration. Außerdem zeigt 
sich auch hier der für die hiesigen Zwecke problematische Institutionenbegriff, wenn soziale 
Bewegungen als „außerinstitutionelle“ Politik gedacht werden (Tarrow 2011: 7). Der Begriff des 
kollektiven politischen Projekts soll dagegen umfassender ein gemeinschaftliches Unterfangen 
bezeichnen, das auf die Gestaltung des Gemeinwesens abzielt, und das in einer flexiblen, netz-
werkförmigen, entwurfs- bzw. zeithorizontorientierten Organisationsform.
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eigentlich klassische staatliche Einrichtungen, zum Teil des Widerstands gegen 
den Staat. Entgegen geläufiger Definitionen von sozialen Bewegungen als Mobi-
lisierung auf Grundlage nicht-institutioneller Mittel (McAdam 1999: 37) durch 
Gruppen, die außerhalb der polity stehen (Tilly 1978: 53), stellt Tarlau fest: „While 
this distinction might be appropriate for analyzing how activists make demands on 
the state, it is less useful for examining the ways in which activists work both inside 
and outside of the state to institutionalize movement goals“ (Tarlau 2014: 23).

Ähnliche Beispiele solcher Versuche der Institutionalisierung durch soziale 
Bewegungen gibt es, wo immer radikaler sozialer Wandel das Ziel ist. Dabei 
richten sich soziale Bewegungen nicht nur gegen etablierte Organisationen, 
sondern bezwecken auch die Veränderung sozialer Institutionen, welche bis-
weilen von bestehenden Organisationen verkörpert oder reproduziert werden, 
oder gar das Schaffen neuer sozialer Institutionen. Auch was in der Alltags-
sprache oft als anti-institutioneller Protest beschrieben wird, zum Beispiel der 
anti-repräsentative Horizontalismus der Occupy-Bewegung ab 2011, zielt auf die 
Schaffung neuer sozialer Institutionen ab (für eine verwandte Lesart siehe auch 
Anderl/Wallmeier in diesem Heft). Dies zeigt sich zum Beispiel in der Betonung 
präfigurativer Ansätze in Occupy  – also der Versuch, in der Organisation des 
eigenen Protests den angestrebten demokratisch-partizipativen Wandel vorweg-
zunehmen (Graeber 2012: 148  ff.; vgl. Rosenow 2017: 203). Hier zeigt sich, wie sich 
soziale Bewegungen mitunter soziale Institutionen aneignen und sie von unten 
verändern, um ihre Ziele zu verfolgen. Sie zielen dabei nicht nur auf kurzfris-
tige Entscheidungen in politischen Organisationen ab, sondern wollen oft auch 
neue soziale Verhältnisse etablieren. Mit einem Fokus allein auf den politischen 
outcome sozialer Bewegungen gegenüber zentralen Organisationen des politi-
schen Systems und dem einhergehenden engen Institutionenbegriff wäre es nicht 
möglich, diese Dynamik zu erfassen.

Die Forschung zur kulturellen Perspektive in der Bewegungsforschung 
(Baumgarten et al. 2014) hält zur Erforschung dieser Dynamiken wichtige Ein-
sichten bereit, indem sie betont, dass Folgen sozialer Bewegungen sich nicht 
auf klassische politische outcomes beschränken, sondern auch kulturelle Ver-
änderungen wichtig sind. Ausgehend von einem Verständnis von Kultur als alle 
symbolisch vermittelten Bereiche der Gesellschaft umfassend, lässt sich so besser 
fassen, wie soziale Bewegungen die Gesellschaft durch eigene kulturelle Prakti-
ken und Diskurse verändern, wie etwa Weltdeutungen und kollektive Identitäten, 
Rituale, Emotionen, oder Erinnerungen (Ullrich et al. 2014). Doch jenseits dessen 
bleibt die Bewegungsforschung in weiten Teilen durch den beschriebenen engen 
Institutionenbegriff geprägt. Und was in ihrer Gegenüberstellung von Bewegun-
gen und Organisationen oft noch fehlt, ist der Blick auf langfristige Prozesse des 
Wandels sozialer Institutionen. Darüber hinaus kann die Bewegungsforschung 
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auf dem Weg zu einem besseren theoretischen Verständnis sozialer Bewegungen 
auch von einer noch systematischeren Auseinandersetzung mit der Sozialtheorie 
profitieren, um bisher vernachlässigte Aspekte sozialer Bewegungen – die oft vor 
allem basierend auf Theorien mittlerer Reichweite erforscht wurden – besser zu 
erfassen (Roose 2016: 7).

Wie können wir besser verstehen, wie soziale Bewegungen auf lange Sicht 
alle Bereiche der Gesellschaft beeinflussen und gesellschaftliche Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse rekonfigurieren können  – etwa der Feminismus als 
Bewegung, die zu verschiedenen Zeitpunkten auf konkrete Politikveränderungen 
zielte, aber über die Zeit so verschiedene Bereiche der Gesellschaft wie Arbeit, 
Familie, Bildung und viele andere mehr umfassend geprägt hat?

Um diese langfristigen Veränderungsprozesse fassen zu können, bieten sich 
entsprechend weit begriffene Institutionen als Ansatzpunkt an. Sie bilden den 
weiteren Rahmen für das Wirken von Protestbewegungen, und sind auch für die 
Annäherung von Bewegungsforschung und Gesellschaftstheorie zentral, wie sie 
Leinius et al. unter Verweis auf Antonio Gramsci (2012) und den gesellschaft-
lichen Kampf um Hegemonie in diesem Journal vorgezeichnet haben (Leinius 
et al. 2017: 13). Denn Hegemonie beruht auf der Durchsetzung symbolisch-kul-
tureller Deutungshoheit in dem, was Gramsci „Zivilgesellschaft“ nannte (vgl. 
Demirović 2007).

3  Gesellschaft in Bewegung
Wenn nicht nur politische Organisationen, sondern auch soziale Institutionen 
betrachtet werden sollen, und nicht nur äußerliche Konfrontation von Bewegun-
gen und Organisationen, sondern auch die Durchdringung von Institutionen und 
Bewegungen, um „[s]oziale Ordnung […] als Resultat von vorherigen politischen 
Kämpfen sichtbar“ (Leinius et al. 2017: 11) zu machen, scheint es sinnvoll, Institu-
tionen als stets im Wandel begriffene Institutionalisierungen zu beschreiben statt 
als Institutionen (Seyfert 2011). Damit wird einerseits der Unterschied betont zum 
Begriff der Institution als Organisation der politischen Entscheidungsfindung. 
Andererseits wird aber gegenüber dem in der Soziologie etablierten Begriff von 
Institutionen als Handlungsregeln das konstante Werden sozialer Institutionen, 
das Prozesshafte (Seyfert 2011: 12  f.) betont. Dieser konstante Wandel, inklusive 
des Potentials für radikalen sozialen Wandel, lässt sich auch als soziale „Bewe-
gung“ fassen. Denn soziale Bewegungen sind kommunikative Projekte, die Insti-
tutionen politisieren, sie in Bewegung bringen, darauf abzielen, sie gemäß einem 
bestimmten politischen Ziel zu de- und reinstitutionalisieren.
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Dabei stehen verschiedene soziale Bewegungen sich als Antagonist*innen im 
Kampf um gesellschaftliche Hegemonie gegenüber, und wir können ihre Institu-
tionalisierungen nachverfolgen. Gesellschaftstheoretisch betrachtet sind für 
Oliver Marchart (2013) soziale Bewegungen Ausdruck der sozialen Konflikte, die 
das konstante Werden der Gesellschaft prägen: alle sozialen Bewegungen bringen 
ihre Vorstellungen von der Organisation der Gesellschaft in die politische Arena. 
Aber es stehen immer unterschiedliche Vorstellungen gegeneinander, so dass vor 
einem demokratischen Horizont keine endgültige Definition des Gemeinwohls 
möglich ist. Gesellschaft bleibt das „unmögliche Objekt“ politischer Projekte, 
und Gesellschaftstheorie ist deshalb „nur als Konflikttheorie zu haben“ (Marchart 
2013: 206). Die antagonistische Natur der Gesellschaft bedeutet, dass soziale 
Institutionen niemals vollständig instituiert sind, und immer offen gegenüber 
fundamentalen Konflikten. Das ist in der Betrachtung scheinbar stabiler Insti-
tutionen leicht zu übersehen, wenn eine „Vielzahl von sozialen Bewegungen […] 
zu einem ‚instabilen Kompromissgleichgewicht‘ (Gramsci) gefunden haben“ und 
so „den täuschenden Eindruck von Stabilität vermitteln“ (Marchart 2013: 449).

Auf der Herstellung solcher Kompromisse, eben von Hegemonie, sollte also 
das Augenmerk bei der Erforschung des Verhältnisses von sozialen Bewegun-
gen und Institutionen liegen. Damit gerät die Institutionalisierung politischer 
Differenzen in den Blick. Nilsen und Cox‘ bereits zitierte Definition von sozialen 
Bewegungen umfasst alle Praktiken, die darauf gerichtet sind, gesellschaftliche 
Institutionen durch ein gemeinsames politisches Projekt zu verändern. Und es ist 
diese weite Definition, die es ermöglicht, soziale Strukturen und soziale Forma-
tionen als „Sedimente von Bewegungskämpfen“ (Nilsen/Cox 2013: 66) zu sehen. 
Soziale Bewegungen sind also kollektive Praktiken, die darauf abzielen, gesell-
schaftliche Hegemonie zu erlangen. Sie verfolgen dieses Ziel, indem sie politische 
Differenzen den verschiedensten Institutionen einschreiben, die in unterschied-
lichen Bereichen der Gesellschaft soziales Handeln normieren und ermöglichen.

4  Hegemonie und Apparate
Institutionen lassen sich also als das Ergebnis von Auseinandersetzungen um 
Hegemonie verstehen. Aber es scheint unbefriedigend, nur über das Verhältnis 
von sozialen Bewegungen und Institutionen Aussagen treffen zu können. Wie 
lässt sich in diesem Rahmen die Beziehung sozialer Bewegungen zu ihrem kon-
kreten politischen Gegenüber fassen, das heißt zu jenen Akteur*innen, die in der 
outcome-Forschung oft als staatliche „Institutionen“ bezeichnet werden? Eine 
Möglichkeit wäre, diese als Apparate der Regierung zu begreifen.
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Dazu wird in einem ersten Schritt der Begriff des Staatsapparats aus der 
materialistischen Staatstheorie nach Nicos Poulantzas (2002) entlehnt. Aufgrund 
ihrer hegemonietheoretischen Ausrichtung ist sie für die Zwecke dieses Beitrags 
besonders anschlussfähig (vgl. Marchart 2013: 375), und führt einen entscheiden-
den Schritt weiter. Denn Marchart beschreibt zwar gesellschaftstheoretisch, wie 
der Kampf um Hegemonie zu prekären institutionellen Stabilisierungen führt, 
doch geraten dann (staatliche) Organisationen als Bewegungsgegenüber aus dem 
Blick. Sonja Buckel et al. (2014) aber erforschen als ‚Hegemonieprojekte‘ nicht nur 
diskursive Formationen in Kämpfen um Hegemonie, sondern auch deren Mate-
rialisierung und komplexes Einschreiben in (oft widersprüchliche) Staatsappa-
rate – und wie diese wiederum relative Autonomie von den sie konstituierenden 
Interessen erlangen. Soziale Struktur unterliegt aus dieser Perspektive der kon-
stanten Reproduktion in sozialen Kämpfen, in denen eben auch institutioneller 
Wandel entsteht.⁴

Das von der Forschungsgruppe am Beispiel des „re-bordering“ Europäischer 
Migrationskontrolle seit der Mitte der 1990er Jahre beschriebene Staatsprojekt 
Europa ist zwar mittlerweile in der Krise. Es bleibt aber ein gutes Beispiel dafür, 
wie ein politisches Projekt (hier das utilitaristische Migrationsmanagement) auf 
ein neoliberales Hegemonieprojekt aufbaute. Im Mittelpunkt stand dabei der 
Versuch, die einzelnen Staatsapparate in einem europäischen Rahmen neu anzu-
ordnen  – jenseits ihres ursprünglichen nationalstaatlichen Gefüges und unter 
Hinzunahme neuer, supranationaler gouvernementaler Organisationen (Buckel 
et al.  2014: 80–84). Als Hegemonieprojekte lassen sich dabei „Strategien von 
Akteur_innen zusammenfassen, die sich teils bewusst aufeinander beziehen, sich 
aber auch voneinander abgrenzen und sich selbst nicht als Teil eines ‚gemein-
samen Projektes‘ begreifen würden […]. Das entscheidende Zuordnungskriterium 
ist die Frage, ob die Strategien von Akteur_innen in einem Konfliktfeld signifikant 
übereinstimmen, ob sie eine bestimmte, gemeinsame Richtung teilen“ (Buckel 
et al. 2014: 46). Aufbauend auf sich ausbreitenden neoliberalen Überzeugungen 
wurden bei dem von Buckel et al. beschriebenen Projekt neue Politiken und Orga-
nisationen, wie etwa Frontex, eingeführt oder gestärkt, um die Migration nach 
und in Europa gemäß einer auf Bereitstellung von „Humankapital“ bezogenen 
Kosten/Nutzen-Rechnung neu zu regulieren, und in eine Kräfteverschiebung 
von nationalen zu europäischen (quasi)staatlichen Organisationen einzubetten. 
Die Stärke dieser Perspektive liegt in der Möglichkeit, zwei Dimensionen in der 
Analyse zu verbinden: Einerseits kann sie als Kämpfe um Hegemonie beschreiben, 

4 Damit weist diese Forschung nicht nur über Marcharts Kritik an den ‚Gramscianer*innen‘ 
hinaus, sondern auch über die Kritik, diese würden nur eine rein negative Institutionentheorie 
vorweisen können (Seyfert 2011: 29  ff.).



 Institutionalisierung als soziale Bewegung   187

wie sich langfristige gesellschaftliche Konfliktkonstellationen mit sich gegenüber-
stehenden politischen Projekten/sozialen Bewegungen auf soziale Institutionen 
auswirken. Zugleich kann sie fassen, wie sich ebendiese Projekte und Bewegun-
gen mit Staatsapparaten auseinandersetzen, also spezifischen Organisationen, 
die in die weiter gefassten sozialen Institutionen eingebettet sind.

Um dieses Konzept von einem allzu engen, und letztlich ökonomisch domi-
nierten Staatsverständnis zu lösen, ließen sich in einem zweiten Schritt die 
besagten Organisationen statt als Staatsapparate mit Michel Foucault (z.  B. 2005: 
171) als Apparate der Regierung fassen. So können auch solche Organisationen 
als Gegenüber von kollektiven politischen Projekten begriffen werden, die nicht 
zum Staat im engen oder erweiterten Sinne gehören, aber wohl regieren, also zum 
Beispiel Unternehmen oder Expertengremien.

Regierung wäre, zunächst eng an Foucault, die Summe der Praktiken, die 
darauf abzielen, Individuen und Kollektive in Bezug auf ein bestimmtes Problem 
zu führen (vgl. Lemke 2007). Aber für die Zwecke dieses Beitrags muss der Begriff 
der Regierung eingeschränkt werden, um nicht wieder alle gesellschaftlichen 
Beziehungen zu bezeichnen. Zwar zielte Foucault mit seinem Konzept des Regie-
rens gerade darauf ab, die Vorstellung vom „kaltherzigen Monstrum“ Staat, das 
der Gesellschaft gegenübersteht, durch eine Vorstellung von allgegenwärtigen 
Machtverhältnissen abzulösen, welche die gesamte Gesellschaft durchziehen 
(Foucault 2006: 360). Doch der Begriff des Apparats verweist auf die „materielle 
Verdichtung“ (Poulantzas 2002: 159), also die widersprüchliche Materialisierung 
von gesellschaftlichen Konflikten in spezifischen Organisationen. Der Begriff 
der Regierungsapparate kombiniert die Idee der ubiquitären Machtverhältnisse 
als horizontale, alle gesellschaftlichen Bereiche durchziehende Dimension, und 
andererseits das Moment der Materialisierung und damit temporärer Einhegung 
von Konflikten als vertikale Dimension, im Sinne einer Verdauerung von Macht-
asymmetrien (vgl. Burmeister/Pfister 2014). Der Begriff scheint daher besonders 
geeignet, um in einer hegemonietheoretisch informierten, aber nicht staatsfixier-
ten Perspektive die Organisationen zu fassen, denen Bewegungen oft unmittelbar 
gegenüberstehen.

5  Auf dem Weg zur Institutionalisierung als 
soziale Bewegung?

Der Kampf um Hegemonie vermittels Institutionalisierung sowie die materielle 
Verdichtung in Apparaten der Regierung ergeben zusammengenommen eine 
potentiell produktive Perspektive auf die Beziehung von sozialen Bewegungen, 
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Institutionen, und staatlichen und anderen Adressat*innenorganisationen. Um 
die Institutionalisierung von Kämpfen um Hegemonie zu verstehen, ist es vielver-
sprechend, über ein Verständnis von Institutionalisierung als Etablierung, Orga-
nisationswerdung, oder Einbringung in bestehende Institutionen hinauszugehen. 
Statt bei staatsähnlichen Apparaten zu beginnen, um ihre Entstehung zu ergrün-
den, oder bei letztlich von ökonomischen Fragen abhängigen Herrschaftsformen, 
sollten wir noch mehr auf Prozesse der Materialisierung und instituierende Prak-
tiken blicken, also soziale Bewegungen im weiteren Sinne.

Der eingangs zitierte Tocotronic-Song verweist auf soziale Bewegungen als 
Kulturphänomene im Austausch mit sich stetig wandelnden Institutionen. Es 
bedarf eines entsprechend weit gefassten, kulturellen Institutionenbegriffs, um 
soziale Bewegungen und sozialen Wandel auch über Forderungen, politische 
Opportunitäten und politischen outcome hinaus zu denken. Innerhalb der For-
schung zum kulturellen outcome hat dieser Beitrag eine spezifische Perspektive 
auf das Verhältnis von sozialen Bewegungen und Institutionen skizziert: Soziale 
Bewegungen als kollektive politische Projekte verändern gesellschaftliche Insti-
tutionen durch ihre Forderungen ebenso wie durch präfigurative Praktiken; 
dabei bringen sie (mitunter) radikal neue Institutionen in die Welt, die ihrem 
Bild von Gesellschaft entsprechen; und Apparate der Regierung sind als zen-
trale Bezugsorganisationen in diesen Prozess institutionellen Wandels einge- 
bettet.

Offen bleibt vorerst die Frage nach dem „Leben der Institutionen“ selbst. Mit 
diesem Begriff beschreibt Robert Seyfert (2011), dass Institutionen als schöpferi-
sche Arrangements verstanden werden müssen. Sie entstehen und wandeln sich 
nicht nur als Folge des sinnhaften menschlichen Handelns (wie es etwa in kollek-
tiven politischen Projekten auftritt). Vielmehr affizieren sie einander, das heißt, 
Übertragungen finden direkt zwischen ihnen statt: „Affekte emergieren aus Inter-
aktionen, die auf verschiedenen Frequenzen der Übertragung institutionalisiert 
sind: haptisch, olfaktorische, ästhetische, psychische, semiotische, elektrische 
etc.“ (Seyfert 2011: 210).

Lässt die in diesem Beitrag vorgeschlagene Perspektive ausreichend Raum 
für diese schöpferische Kontingenz und dieses beständige Werden (Seyfert 2011: 
14; vgl. Delitz 2018)? Vor dieser Herausforderung scheint das Verständnis sozialer 
Formationen als „Sedimente von Bewegungskämpfen“ (Nilsen/Cox 2013) proble-
matisch zu werden. Auf dem Weg zu einem Begriff von Institutionalisierung als 
sozialer Bewegung ist sie aber ein wichtiger nächster Schritt.

Jannik Pfister ist Doktorand am Fachbereich Gesellschaftswissenschaften der Goethe-Univer-
sität Frankfurt. Kontakt: jannik.pfister@normativeorders.net.
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Zusammenfassung: Soziale Bewegungen fordern Herrschaftsstrukturen heraus 
und werden gleichzeitig von diesen geprägt und eingehegt. Im Rahmen dieses Auf-
satzes machen wir einen konzeptionellen Vorschlag zur empirischen Erforschung 
dieses dialektischen Verhältnisses indem wir „Institution“ als Scharnierkonzept 
zwischen Herrschaft und Widerstand vorstellen. Wir zeigen an zwei Fallstudien, 
dass sich auf diese Weise auch die ansonsten schwer greifbare Ausformung trans-
nationaler neoliberaler Herrschaft in ihrer Wirkungsweise verstehen lässt. An den 
Extrembeispielen eines stark institutionalisierten transnationalen Advocacy-
Netzwerks bei der Weltbank und der anti-institutionellen Kommunenbewegung 
in den USA zeigen wir, dass Bewegungen – ob sie Institutionen nahestehen oder 
sich von diesen zurückziehen – von neoliberaler Herrschaft durch einen institu-
tionellen Umarmungsgestus eingehegt werden.

Abstract: Social movements challenge structures of rule. At the same time, they 
are shaped by them and embedded within them. In this article, we empirically 
explore this dialectical relationship through a focus on “institutions” as a hinge 
concept between domination and resistance. Drawing on two case studies, we 
show that this conceptualization enables us to understand otherwise elusive 
modes of transnational neoliberal rule. Drawing on the extreme cases of a trans-
national advocacy network that is firmly integrated into the World Bank, and the 
anti-institutional Communal Movement in the USA, we show that social move-
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ments – including those close to institutions as well as those that keep their dis-
tance to them – are being drawn into neoliberal modes of rule via encompassing 
institutional embraces.

1  Einleitung
Soziale Bewegungen fordern Herrschaftsverhältnisse heraus und werden gleich-
zeitig von diesen geprägt und eingehegt. Besticht die Bewegungsforschung ins-
besondere durch Einsichten in die innere Organisations- und Vorgehensweise 
von sozialen Bewegungen und ihren Akteuren, so bleibt die politische Bedeu-
tung ihrer Praxis bisher eher unterbelichtet (Meyer 2004). Studien, die explizit 
argumentieren, dass sich soziale Bewegungen „nur unter Berücksichtigung ihres 
jeweiligen gesellschaftlichen und politischen Umfeldes angemessen begreifen“ 
(Rucht 1991: 9) lassen, fokussieren häufig lediglich auf den nationalen Rahmen 
(z.  B. Roth 1989, Rucht 1991). Da sich Proteste und soziale Bewegungen zuneh-
mend transnational vernetzen, an globalen Problemlagen entzünden und inter-
nationale Organisationen kritisieren, reicht eine solche nationale Perspektive 
aber immer weniger aus.

Aus unserer Perspektive erscheint es sinnvoll, davon auszugehen, dass 
soziale Bewegungen innerhalb eines transnational organisierten Herrschafts-
systems agieren. Schon wenn wir in den Supermarkt gehen, um einen Apfel zu 
kaufen, nehmen wir Teil an einem System, das sich aus Regeln, Finanz- und 
Warenströmen, Wahrnehmungsweisen und Subjektivitäten zusammensetzt, 
und transnationale Über- und Unterordnungsverhältnisse (re)produziert. Wer in 
einem westlichen Industriestaat lebt, kann etwa seinen Alltag kaum bewältigen, 
ohne indirekt auf Sklaven- und Kinderarbeit zurückzugreifen und die Umwelt 
über Gebühr zu belasten.

Zuletzt wurden unterschiedliche Vorschläge unterbreitet, dieses Herrschafts-
system analytisch zu fassen. Besonders prominent im deutschsprachigen Raum 
beschreiben etwa Ulrich Brand und Markus Wissen diesen Zusammenhang als 
„Imperiale Lebensweise“ (Brand/Wissen 2017). Über- und Unterordnungsverhält-
nisse scheinen ihnen sowohl in Produktionsverhältnisse wie auch den Alltag von 
Menschen fest eingeschrieben. Stephan Lessenich (2016) spricht von der „Exter-
nalisierungsgesellschaft“, um diese Verhältnisse zu begreifen und legt damit 
deutlicher den Fokus auf den hierarchisch geprägten Zusammenhang zwischen 
globalem Norden und globalem Süden. Während diese Theorien hilfreich sind, 
um den größeren Rahmen zu verstehen, gegen den sich Widerstand regt, zeich-
nen die genannten AutorInnen jedoch ein eher undurchdringliches Bild trans-
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nationaler Herrschaft, in dem soziale Bewegungen – wenn überhaupt – eher die 
Rolle von NebendarstellerInnen übernehmen.

Im Folgenden wollen wir die bisher zumeist auf den nationalen Rahmen 
bezogenen Einsichten der Bewegungsforschung mit bestehenden Konzeptualisie-
rungen von transnationaler Herrschaft zusammenführen. Stärker als Lessenich, 
Brand und Wissen schärfen wir unsere Herrschaftsanalyse dadurch, dass wir 
Institutionen und ihre Wirkungsweise, sowie die Möglichkeiten ihrer Irritation 
in den Blick nehmen. Stärker als die Bewegungsforschung, wiederum, wollen 
wir den politischen Rahmen herausarbeiten, in und gegen den soziale Bewegun-
gen vorgehen. Um beide Seiten – Herrschaft und Widerstand – in einem solch 
dynamischen Verhältnis zu verstehen, halten wir den Vorschlag von Daase und 
Deitelhoff (2015) für vielversprechend, Herrschaft aus dem Widerstand zu rekon-
struieren. Konkretisierend schlagen wir vor, Institutionen als „Scharnierkonzept“ 
zu verstehen, welches die Beziehung von Herrschaft und Widerstand entzifferbar 
macht.

Diesen Vorschlag wollen wir im Folgenden in drei Teilen darstellen. Erstens 
argumentieren wir, dass die internationale Ordnung als eine in Institutionen 
verfestigte Herrschaftsordnung verstanden werden sollte. Zweitens zeigen wir, 
dass soziale Bewegungen ein Ansatzpunkt für ForscherInnen sein können, um 
Herrschaftsverhältnisse aus deren Institutionenkritik zu rekonstruieren. Drittens 
zeigen wir an zwei Fällen – die sich darin unterscheiden, ob sie Institutionen von 
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innen verändern oder von außen transzendieren wollen – wie neoliberale Herr-
schaft soziale Bewegungen umarmt und damit radikaler Kritik den Stachel zieht.

2  Institutionalisierte Herrschaft
Die transnational organisierte polit-ökonomische Ordnung wird von verschie-
denen und sich überlagernden Institutionen bestimmt. Selbst der Protest gegen 
diese „Bürokratisierung“ der Welt wird von Institutionen normiert und begrenzt. 
Auch wer sich aktiv an deren Kritik beteiligen will, kann sich also jenen Institu-
tionen nicht entziehen, die oft radikale Kritik in konventionelle Aktivitäten oder 
gar Rituale verwandeln (Boltanski/Chiapello 2005; Fraser 2013: 239). Gleichzeitig 
steuern oder kooptieren Institutionen jedoch Kritik nicht nur, sondern ermögli-
chen sie auch. Widerstand kann sich gegen Institutionen richten, und in Insti-
tutionen können die normativen Gründe sedimentiert sein, auf die sich Wider-
stand bezieht und an die er sich halten kann. Dieses Dreiecksverhältnis zwischen 
Widerstand, Herrschaft und Institution wollen wir im Folgenden ausleuchten.

Mit Boltanski (2010: 75) definieren wir Institutionen als Wesen ohne Körper, 
denen Menschen die Aufgabe übertragen, zu sagen und zu bestätigen, was in der 
Welt vor sich geht und welche Bedeutung diese Geschehnisse haben. Wir gehen 
also davon aus, dass die Bedeutung sozialer Interaktionen nicht objektiv vorliegt, 
sondern immer auch mit Hilfe von Institutionen hergestellt und fixiert wird. Sie 
sind damit ein notwendiger Bestandteil des menschlichen Lebens, weil sie Ver-
halten koordinieren und so Unsicherheit unter Handelnden verringern. Mehr 
noch – ohne die epistemische Arbeit der Kategorisierung, die durch Institutio-
nen geleistet wird, wären Individuen permanent dazu genötigt, Entscheidungen 
über das Wesen ihrer Umwelt zu treffen und würden somit handlungsunfähig. 
Insbesondere kommt Institutionen die Aufgabe zu, Grenzen zu ziehen. In einem 
Wettbewerb ziehen Institutionen zum Beispiel die Grenze zwischen der Letzten, 
die sich für eine nächste Runde qualifiziert, und der Ersten, die trotz fast gleicher 
Leistungen ausscheidet (Boltanski 2008: 135). So entscheiden Institutionen über 
die Möglichkeiten und Zugänge zu Bildung, Eigentum oder Gütern. Im Zuge dieser 
Leistung machen Institutionen bestimmte Handlungen und Denkweisen möglich 
und schließen andere aus. In diesem Sinne erfüllen sie eine Aufgabe, die von 
Bourdieu (2001) als „symbolische Gewalt“ beschrieben wurde.

Eng mit dieser Gewalt verbunden ist der Begriff der Herrschaft. Er wurde 
seit Weber vor allem mit Blick auf Nationalstaaten als Folgebereitschaft inter-
pretiert. Allerdings beeinflussen auch nichtstaatliche Institutionen die Bildung 
von Gruppen, Identitäten und Handlungsweisen, indem sie definieren, was in der 
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Welt vor sich geht und welche Bedeutung diese Geschehnisse haben. So entstand 
z.  B. das Selbstverständnis unterschiedlicher transnational agierender Gruppen 
als „Non-Governmental Organisations“ (NGOs) durch eine Klassifikation der Ver-
einten Nationen, die unter diesem Begriff neue Stakeholder einzubinden hoffte. 
Damit wurden neue Handlungszusammenhänge einer „internationalen Zivil-
gesellschaft“ hergestellt, die wiederum Exklusionen erzeugt. In diesem Sinne 
manifestiert sich Herrschaft nicht (nur) in Befehlen und Anweisungen. Wie das 
Beispiel der „NGOisierung der Weltpolitik“ (Brunnengräber 2015) zeigt, können 
auch Definitionen, Richtlinien und Klassifizierungen Ordnung erzeugen indem 
sie Verhalten koordinieren. Fokussiert man den Blick auf diese semantische Funk-
tion von Institutionen und ihre Wirkung, geraten unterschiedliche, transnatio-
nale und sich überlappende Formen der Hierarchie in den Blick.

Um die herrschaftliche Wirkung solcher eher informeller Zusammenhänge 
analytisch einzufangen, nutzen wir eine breite Definition von Herrschaft als 
„Strukturen institutionalisierter Über- und Unterordnung“ (Daase/Deitelhoff 
2015: 149). Offensichtlich handelt es sich dabei nicht notwendigerweise um 
Beherrschung. Im globalisierten Kapitalismus gibt es nicht die eine regelset-
zende Autorität. Stattdessen setzen eine Reihe von Akteuren und Organisationen 
Regeln für andere und gestalten Diskurse und materielle Verteilungen so, dass 
sie in Institutionen sedimentieren. Diese beeinflussen und steuern wiederum das 
Verhalten anderer. Wir sprechen also von Herrschaft, wenn diese ineinander-
greifenden Institutionen zu einer Über- und Unterordnung der Akteure führen; 
das heißt, wenn die diskursive und/oder materielle Möglichkeit der Einbeziehung 
bestimmter Akteure zu einem Ausschluss anderer führt, oder wenn sie deren sym-
bolische oder materielle Ressourcen untergräbt.

Diese Definition ist bewusst weit gewählt, weil Unterbestimmtheit und 
Fluidität ein wesentliches Merkmal der Herrschaft im transnational organisier-
ten Neoliberalismus sind. Die Hirtin „führt sanft“ und ihre Schafe bleiben ganz 
ohne Zaun beieinander und arbeiten aus vermeintlich eigenem Willen (Bröck-
ling 2017). Dabei stellt sich die Frage ob Herrschaft nicht noch komplexer ist als 
diese Metapher suggeriert; Schafe haben schließlich auch Angst vor dem Schä-
ferhund, fühlen sich also sehr wohl beherrscht. Wie Bröckling (2007) an anderer 
Stelle beschreibt ist das „unternehmerische Selbst“ jedoch darauf abgerichtet, 
am Projekt Ich zu arbeiten, so dass es Herrschaft weniger als Schäferhund und 
mehr als mit Chancen gespicktes Anreizsystem erfährt. Das Subjekt erfährt diese 
Individualisierung von Verantwortung bei gleichzeitiger Aushöhlung von zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen mithin als „Empowerment“ (Brown 2015).

Wir bauen mit diesem Konzeptualisierungsvorschlag auf Teilen der bestehen-
den Forschungsliteratur zu Bewegungen und Institutionen auf. Erstens machen 
wir mit dem Begriffspaar Herrschaft/Widerstand explizit, was in vielen Studien 
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zu Bewegungen und Institutionen implizit angelegt ist: Bewegung und Institution 
werden meist als „Elemente eines Gegensatzpaares“ (Nullmeier 1989: 9) betrach-
tet (siehe auch Della Porta/Diani 2006; Evers und Leggewie 2015). Hierüber 
lassen sich politische Effekte von Bewegungen zeigen (Bosi et al. 2016: Teil III). 
In unserer Terminologie richten sich Bewegungen gegen Institutionen, weil sie 
diese als Teil eines Systems betrachten, das Herrschaft ausübt. Damit schließen 
wir nicht prinzipiell aus, dass soziale Bewegungen selbst Institutionen darstellen 
können (Roth 1989, Nullmeier, 1989). Wir legen in diesem Aufsatz den Fokus aber 
stärker auf ihren Widerstandscharakter. Die „Institutionalisierung von sozialen 
Bewegungen“ (grundlegend: Michels 1987) ist für uns nur dann interessant, wenn 
sie sich als Herrschaftseffekt – und daher als „Zähmung“ darstellt. Wie Rucht und 
Roose (2001) herausarbeiten, ist das nicht für alle Formen der „Institutionalisie-
rung“ der Fall.

3  Herrschaft aus dem Widerstand rekonstruieren
Das dargelegte Verständnis von Herrschaft ist eine notwendige Ergänzung beste-
hender Forschung zu transnationaler Politik, welche diese häufig lediglich als 
Governance beschreibt, die durch fachlich legitimierte Autoritäten aufrecht-
erhalten wird (z.  B. Zürn 2018). Durch den Begriff der Herrschaft werden hingegen 
systemische Verschränkungen hervorgehoben, die zu dauerhaften Hierarchien 
und Machtunterschieden führen. Dieser Ansatz geht jedoch mit der Schwierigkeit 
einher, dass transnationale neoliberale Herrschaft so allumfassend gedacht wird, 
dass sie kaum mehr analytisch zu greifen ist. Um die bestehende Herrschaftsord-
nung dennoch so präzise wie möglich zu bezeichnen, definieren wir Herrschaft 
nicht nur abstrakt, sondern rekonstruieren diese aus konkreten Widerstands-
bewegungen. Momente des Widerstands gegen Institutionen stellen in diesem 
Kontext einen konkreten Bruch mit der Ordnung dar, der sich analytisch nutzen 
lässt. Widerstand gegen Institutionen ist dementsprechend ein epistemischer 
Zugangspunkt für die Theoretisierung transnationaler Herrschaft (Anderl et 
al. 2019).

Doch lassen sich Herrschaftsverhältnisse nicht einfach an Protesten gegen 
eine spezifische Institution ablesen. Soziale Bewegungen sind oft nicht im eigent-
lichen Sinne „gegen“ eine Institution gerichtet, sondern gegen eine hierarchische 
Ordnung, von der sich die AktivistInnen beherrscht fühlen. Institutionen sind 
zwar die Adressaten von Protest. Jedoch nur, weil sie eine Ordnung zu repräsen-
tieren scheinen oder weil sie Aspekte derselben verdichten. Die Blockupy-Pro-
teste in Frankfurt „gegen“ die Europäische Zentralbank (EZB) sind ein passendes 
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Beispiel hierfür: Die Protestbewegung machte deutlich, dass die EZB nicht ihre 
Hauptgegnerin war, sondern eher als Symbol des „dezentralisierten, globalen 
Kapitalismus“ adressiert wurde.¹ Für eine Theorie transnationaler Herrschaft 
reicht es dementsprechend nicht aus, ein Mosaik verschiedener Institutionen zu 
zeichnen gegen die sich Protest richtet. Vielmehr muss das diese Institutionen ver-
bindende Ordnungsprinzip ebenso rekonstruiert werden. Umgekehrt ist es aber 
auch nicht ausreichend, lediglich ein Prinzip zu identifizieren, dem eine globale 
Herrschaftsfunktion zugeschrieben wird, ohne benennen zu können, wie dieses 
Prinzip institutionalisiert wird. So lässt beispielsweise Stephan Lessenichs über-
zeugende Rekonstruktion des Herrschaftsprinzips der „Externalisierung“ doch 
die Frage offen, wie genau selbiges in unseren Gesellschaften institutionalisiert 
ist und wie dieses Herrschaftsprinzip getragen, legitimiert und reproduziert wird.

Soziale Bewegungen können hier die Funktion übernehmen, auf Herrschafts-
verhältnisse hinzuweisen und deren Institutionalisierung zu skandalisieren 
(und damit die aktive Rolle der Institutionen aufzuzeigen). Soziale Bewegungen 
fordern Institutionen heraus, weil sie die bestehenden Herrschaftssysteme heraus-
fordern. Im System transnationaler neoliberaler Herrschaft fällt diesem Moment 
eine besondere Signifikanz zu, weil sich die adressierten Institutionen nicht als 
herrschaftlich gerieren, sondern „nur“ einen regulativen Rahmen setzen. Proteste 
gegen diese Institutionen verweisen dagegen auf das restriktive, unterdrückeri-
sche Moment in diesem Prozess. Sie bringen zum Ausdruck, dass sie so nicht 
regiert werden wollen – und damit auch, dass sie regiert werden. Auch wenn die 
Analysen der Bewegungsakteure oftmals unausgegoren sein mögen, beinhalten 
sie doch einen Sensor für die in den Institutionen verdichtete Machtasymmetrie: 
Sie zeigen auf, dass hier eine Über- und Unterordnung vorliegt, die a) durch Insti-
tutionen hergestellt oder verstetigt wird und die sie b) nicht zu akzeptieren gewillt 
sind.

Institutionen können folglich als „Scharniere“ von Konflikten verstanden 
werden. Ihre Scharnierfunktion besteht darin, dass sie einerseits Über- und 
Unterordnungsverhältnisse verstetigen und rechtfertigen. Andererseits sind in 
Institutionen als gesellschaftlichen Knotenpunkten aber auch die Werte, Prinzi-
pien, Verfahren und Definitionen festgelegt, auf die sich die Rechtfertigung von 
Widerstand stützt. Herrschaftskritik bezieht sich somit notwendigerweise in ihren 
Begründungen auf eben jene Institutionen.

Entsprechend dieser Konzeptualisierung schlagen wir vor, die latente oder 
manifeste Einordnung von Institutionen durch soziale Bewegungen in eine Herr-
schaftsordnung zum epistemischen Ausgangspunkt der Erforschung von Herr-

1 https://www.youtube.com/watch?v=SUVzTTE2M68 (letzter Zugriff: 30 März 2018).
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schaft und Widerstand zu machen.² Hierfür bedarf es eines methodologischen 
Ansatzes an, der sensibel für die subjektiven Ansichten widerständiger Akteure 
ist, deren Meinungen er allerdings nur zum Ausgangspunkt einer Herrschafts-
rekonstruktion macht. Wie eine solche Rekonstruktion gelingen kann, zeigen 
wir im Folgenden an zwei Fallstudien, die sich fundamental dahingehend unter-
scheiden, wie sich die Akteure auf Institutionen beziehen: Der erste Fall (4.) illus-
triert dabei die widerständige Praxis eines transnationalen Advocacy-Netzwer-
kes (TAN), das die Weltbankgruppe kritisch begleitet, bzw. sich ihren Politiken 
widersetzt; der zweite Fall (5.) beleuchtet hingegen kollektive Akteure, die sich 
innerhalb Kommunen, Gemeinschaften und Ökodörfern herrschenden Institu-
tionen – dem Staat, der dominanten Kultur oder dem Markt – teilweise zu ent-
ziehen versuchen. Ungeachtet ihrer divergenten Widerstandspraxen sehen sich 
beide Akteursgruppen institutioneller Vereinnahmung ausgesetzt, welche sie 
über Zeit zähmt und die Funktionslogik des transnationalen Herrschaftssystems 
kontinuierlich in die Realität einschreibt.

4  Der Versuch, die Welt im Streit mit Institutionen 
zu verändern

Die AktivistInnen gegen die Weltbankpolitik, welche hier portraitiert werden, 
arbeiten heutzutage zumeist in NGOs. Dazu gehört etwa das Bank Information 
Center (BIC), Urgewald, Environmental Defense und viele weitere. Diese Indivi-
duen und ihre Organisationen unterhalten ein enges TAN. Bei Strategiesitzun-
gen, an denen wir teilnahmen, trafen sich zwischen 40 und 60 AktivistInnen. Die 
meisten dieser AktivistInnen waren um die Jahrtausendwende Teil der globalisie-
rungskritischen Bewegung. Sie teilen eine Leidenschaft für globale Gerechtigkeit 
und die Ablehnung der neoliberalen Globalisierung. Einige wurden im Zuge der 
Strukturanpassungsprogramme der Weltbankgruppe politisiert, andere waren 
Teil von Mobilisierungen gegen Umsiedlungsprogramme, einige bekämpfen die 
Verschärfung des Klimawandels durch so genannte „Entwicklungsprojekte“, 
wieder andere beschäftigen sich mit der Verantwortung der Weltbank für die 
Aushöhlung der Demokratie in „Entwicklungsländern“. Obwohl viele der radi-
kaleren Gruppen das Netzwerk im Laufe der 2000er Jahre verlassen haben, um 
sich anderen Aufgaben zuzuwenden, sieht sich die Mehrheit dieser Akteure in der 

2 Insbesondere, da sich Widerstand im Vergleich zu Protest auch im Verborgenen abspielen 
kann.
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Tradition der Bewegung und sieht nach wie vor die Weltbank als Instrument des 
„Westens“ zur Verbreitung des Kapitalismus und zur Aufrechterhaltung bestehen-
der Ausbeutungsmechanismen.

4.1  Institutionenkritik in der Praxis

Die Koalition geht zwar nicht davon aus, dass die Weltbank die einzige Gegne-
rin ist, betrachtet aber die von Weltbank-Projekten verursachten Schäden noch 
immer als dringendes Arbeitsgebiet. Ihr Hauptanliegen ist, dass sich die Welt-
bank in Richtung demokratischer Entscheidungsfindung bewegt und die Rechte 
von Projekt-AnwohnerInnen achtet. Darüber hinaus fordern sie, dass die Insti-
tution die Finanzierung von extraktiven Industrieprojekten wie dem Kohleberg-
bau einstellt, die Menschenrechte – insbesondere die der oftmals stark negativ 
betroffenen indigenen Bevölkerung – schützt und Regierungen nicht mehr zur 
Austerität drängt. Kurz gesagt: Sie kämpfen für globale Gerechtigkeit und sind 
der Auffassung, dass sie diese gegen die gängige Entwicklungslogik erstreiten 
müssen. Die derzeitig hegemoniale Entwicklungslogik ist in dieser Analyse auf 
einem neoliberalen Wachstumsglauben aufgebaut. Dieser zerstört lokale Tradi-
tionen und die Umwelt und führt kurz- oder langfristig zu einer Verarmung der 
Menschen, selbst wenn das BIP kurzfristig steigen sollte. Diese Entwicklungslogik 
wird von einem Netzwerk von Institutionen vorangetrieben in deren Zentrum sie 
die Weltbank verorten.

Das TAN hatte in den 90er Jahren große Erfolge bei der Mobilisierung im 
Zuge massiver Proteste der globalisierungskritischen Bewegung. Danach öffnete 
sich die Weltbank in erheblichem Umfang und bot den NGOs Dialog und mehr 
Rechenschaftspflicht an. Dies hatte einen großen Einfluss auf die Mittel des Netz-
werks: Die NGOs mit besonderem Fokus auf diese Institutionen haben seither die 
Sprache der Weltbank erlernt. Sie werden seit den 1990ern zunehmend zu Mee-
tings eingeladen und seit 2003 findet ein eigenes Zivilgesellschaftsforum parallel 
zum Jahrestreffen der Institution statt. Auf dieser Basis gehen die KritikerInnen 
in der Weltbank-Zentrale mit einem klassischen Lobbying-Ansatz ein und aus. Der 
Habitus der KritikerInnen hat sich über Zeit an diese Formate angepasst. Dies 
zeigt sich beispielsweise darin, dass die Akteure Forderungen quantifizieren und 
Machbarkeits-Kriterien unterwerfen, um in den Augen der Institution als „seriös“ 
zu gelten.
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4.2  Institution und Herrschaft

Am hier beschriebenen Beispiel zeigt sich der umarmende Gestus neoliberaler 
Herrschaft. Fundamentale Kritik wird in externe Innovation umgewandelt. Dieje-
nigen, die bereit sind, sich dieser Sprache zu bedienen, um „etwas zu erreichen“ 
werden einbezogen und gar gefördert; die anderen werden ausgeschlossen oder 
verweigern sich der Mitarbeit. So spaltet sich die Bewegung in jene, die sich habi-
tuell professionalisieren, und jene, die sich ob dieser Vereinnahmung vom TAN 
entfremden.

Der Effekt des spezifischen Herrschaftsmechanismus ist dementsprechend 
als Spaltung der Bewegung zu verstehen, während die Kritik innerhalb der herr-
schenden Ordnung in produktive und nicht produktive Innovation kategorisiert 
wird. So wurden frühe Forderungen des TAN, wie etwa nach mehr Transparenz 
in der Projektabwicklung und der Einbeziehung lokaler Zivilgesellschaft in die 
Implementierung, aufgenommen und als produktive Innovation gelobt. Wesent-
liche andere Forderungen, etwa nach einer Einwilligungspflicht für Betroffene 
bei Umsiedlungsmaßnahmen oder einer Beendigung der Finanzierung extrakti-
ver Ressourcen hingegen wurden als illusionär abgetan. Legitimiert werden diese 
unterschiedlichen Reaktionen der Institution damit, dass manche Forderungen 
nicht „quantifizierbar“ oder verallgemeinerbar seien (ausführlich: Anderl 2018).

Wie wir oben beschrieben haben, ist professionelle Kategorisierung von 
Wissen eines der zentralen Momente institutioneller Arbeit. Hier wird entschie-
den was in der Welt vor sich geht und welche Bedeutung diese Geschehnisse 
haben. Produktive Kritik wird also von „Genörgel“ unterschieden und die Akteure 
der Kritik an dieser Trennlinie für Inklusion und Exklusion aufgeteilt. Deshalb 
haben Teile des TAN gelernt, ihre Kritik auf eine spezifische Art und Weise vorzu-
tragen und von Maximalforderungen abzusehen. Diese Über- und Unterordnung 
von KritikerInnen wird – hier zeigt sich das Herrschaftsmoment – von der kriti-
sierten Institution selbst übernommen. Die Kritik hat sich im Folgenden nach der 
semantischen Trennlinie zu verhalten; und tut dies auch, um den eigenen Iden-
titätsansprüchen zu entsprechen. Subjektivierungsformen der „kritischen Refor-
merIn“ oder der „radikalen KritikerIn“ spalten sich dementsprechend entlang 
der Grenze konstruktiv/radikal und entfernen sich in der Folge zunehmend von-
einander. Mit zeitlicher Verschiebung hat die Institution Kritik gegen ein Herr-
schaftssystem produktiv nutzbar gemacht und die radikale Kritik demobilisiert. 
Die Institution fungiert hier als Scharnier zwischen Herrschaft und Widerstand, 
da sich die Bewegung ständig auf sie beziehen muss, sowohl in ihrer Hinwendung 
zur Institution (das moderate TAN, dessen Wissen institutionalisiert wird), als 
auch in ihrer Abwendung (diejenigen Teile der Bewegung, deren Anliegen als 
nicht verallgemeinerungsfähig disqualifiziert werden). Ihre jeweiligen Recht-
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fertigungen gegenüber der Institution sind der Zugangspunkt für eine akteursori-
entierte Herrschaftsanalyse.

5  Der Versuch, die Welt durch alternative Lebens-
formen zu verändern

Im Gegensatz zu diesem TAN, richten sich die BewohnerInnen sozial-ökologi-
scher Gemeinschaftsprojekte, die sich selbst häufig als „ÖkodörflerInnen“ oder 
als „KommunardInnen“ bezeichnen, gerade nicht primär gegen eine bestimmte 
Institution. Vielmehr versuchen sie, sich der Herrschaftsordnung zu entziehen, 
um im Kleinen gerechter und nachhaltiger zu leben. Diese Praxis konnten wir 
durch die Teilnahme an Netzwerktreffen, durch den Besuch einiger Gemeinschaf-
ten und mithilfe verschriftlichter Gedanken der AktivistInnen nachvollziehen. Die 
ÖkodörflerInnen engagieren sich zwar teilweise auch in der Lokalpolitik oder in 
Demonstrationen  – der hauptsächliche Modus ihrer Gegenbewegungen gegen 
die bestehenden Verhältnisse drückt sich aber in dem Versuch aus, anders zu 
leben. Sie sind der Meinung, dass die derzeitige Einrichtung der Gesellschaften 
des globalen Nordens die Umwelt zerstört und globale Ungerechtigkeiten hervor-
bringt. Dabei erscheint ihnen das bestehende Institutionengeflecht als so dys-
funktional und pathologisch, dass es von innen heraus kaum verändert werden 
kann (Dawson 2006: 17).

Die Bewegung ist ein Zweig der Kommunen- und Gemeinschaftsbewegung, 
die in den USA der langen 1960er Jahre eine Blütezeit erlebte und sich seitdem im 
globalen Norden ausbreitete. Betrachtet man die Entwicklung dieses Bewegungs-
zweigs, so fällt auf, dass sich die Kommunenbewegung von einer Widerstands-
bewegung gegen die Mehrheitsgesellschaft in eine Innovationsbewegung für die 
Veränderung derselben gewandelt hat (siehe Wallmeier 2017). Erstaunlicherweise 
geschah dies, obwohl die AktivistInnen die dominante Lebensform, welche sie an 
der Mehrheitsgesellschaft kritisiert, immer noch als ein großes Problem für die 
Menschen und die Umwelt betrachten. In dieser Veränderung des Protests zeigen 
sich nicht zuletzt Aspekte des Charakters transnationaler Herrschaft.

5.1  Alternative Lebensformen in der Praxis

Obwohl ÖkodörflerInnen die Diagnose mit den KommunardInnen der langen 
1960er Jahren teilen, dass die bestehenden institutionellen Arrangements so 
pathologisch sind, dass sie von innen nicht verändert werden können, besteht 
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ein wesentlicher Unterschied zu den VorgängerInnen. Die KommunardInnen der 
langen 1960er Jahre verstanden sich als Gegenbewegung zur Mehrheitsgesell-
schaft und deren Institutionen. Sie wollten ihre eigene Vorstellung von einem 
guten Leben – Gemeinschaft, Authentizität, Selbstverwirklichung, Nachhaltig-
keit etc. – gegen die vorherrschenden Ideen und Machtverhältnisse durchsetzen 
(Miller 1992). Im Gegensatz dazu, verstehen sich die BewohnerInnen sozial-öko-
logischer Gemeinschaften heute eher als Pioniere oder „Experimentierfelder“ 
für die Mehrheitsgesellschaft. Aus ihrer Perspektive sind Kommunen jene Orte, 
an denen getestet werden kann, wie die im Mainstream vertretenen und propa-
gierten Werte auch wirklich umgesetzt werden könnten (Wallmeier 2015). Dabei 
gehen manche Strömungen in der Bewegung davon aus, dass die in Gemein-
schaften geschaffenen Innovationen schon heute die Gesellschaft verändern 
können; andere sehen diese Innovationen als Vorarbeit für die Zeit nach einem 
zu erwartenden fundamentalen Zusammenbruch der Ordnung. Gemeinsam ist 
beiden Strömungen, dass sie sich nicht primär antagonistisch auf die Mehrheits-
gesellschaft beziehen.

Insgesamt hat sich die Kommunenbewegung also von einer Gegenbewegung 
in eine Innovationsbewegung verändert (ausführlich: Wallmeier 2019). Das liegt 
einerseits daran, dass sich die Alternativprojekte über die Jahre der Mehrheits-
gesellschaft angepasst haben. Finanzieller Druck und die Notwendigkeit neue 
Mitglieder zu finden, haben insbesondere in den späten 1980er und frühen 1990er 
Jahren zu einer Hinwendung vieler Gemeinschaftsprojekte zur Mehrheitsgesell-
schaft geführt. Andererseits hat sich auch die Mehrheitsgesellschaft den Werten 
der Bewegung über die Jahrzehnte angenähert: so wurden etwa die Forderungen 
von Aktivistinnen nach Autonomie und Selbstverwirklichung in der Arbeit zuneh-
mend von Unternehmen aufgenommen und so ein „neuer Geist des Kapitalismus“ 
geschaffen (Boltanski/Chiapello 2005). Zudem wurde auch die Forderung nach 
einer nachhaltigeren Organisation der Gesellschaft zumindest programmatisch 
als gesellschaftliche Leitlinie aufgenommen und als Zukunftsvision proklamiert 
(wenn auch nicht umgesetzt).

5.2  Institution und Herrschaft

Obwohl sich die Gegenbewegung der ÖkodörflerInnen von jener des beschriebe-
nen TAN darin unterscheidet, wie sich die Gruppen auf Institutionen beziehen, 
zeigt sich auch hier der umarmende Gestus neoliberaler Herrschaft. Fundamen-
tale Kritik wird in externe Innovation umgewandelt. Zwar nehmen Institutionen 
hier keine klare Trennung zwischen vernünftiger und unvernünftiger Kritik vor; 
die „unvernünftigen“ KritikerInnen blieben aber zu weiten Teilen einfach auf der 
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Strecke weil sie nicht in der Lage waren, ihre Gemeinschaften zu finanzieren oder 
keine neuen Mitglieder fanden. So wandelte sich die vormals antagonistische 
Bewegung in eine Innovationsbewegung.

Die Gegenbewegung wird ihrer radikalen Widerständigkeit beraubt, indem 
ihre Forderungen als zukünftig zu erreichende Ziele in die Institutionen ein-
geschrieben (dabei aber kaum umgesetzt) werden. Wer heute etwa fordert, er 
wolle nachhaltiger wirtschaften, mehr Möglichkeiten der Selbstverwirklichung 
im Beruf schaffen und gemeinschaftlich Leben, kann sich damit kaum gegen die 
bestehenden Institutionen positionieren. Diese geben schließlich vor, in dieselbe 
Richtung zu arbeiten. Obwohl die KommunardInnen ihre fundamentale Ableh-
nung der bestehenden Verhältnisse aufrechterhalten, haben sie sich daher von 
radikalen KritikerInnen in VorreiterInnen gewandelt und somit (über Teilerfolge) 
selbst eingehegt. Die Institutionen fungieren also auch in diesem Beispiel als 
Scharniere. Sie etablieren einerseits Über- und Unterordnungsverhältnisse und 
stellen gleichzeitig den Grund dar, auf den sich Kritik stützen kann. Als jedoch 
Institutionen begannen, Über- und Unterordnungsverhältnisse mit denselben 
Gründen zu rechtfertigen, auf die sich ehemals der Widerstand stützte, wurde 
dieser seiner antagonistischen Positionierung beraubt und somit teilweise ent-
zahnt.

6  Schlussfolgerung
Wir haben in diesem Beitrag dafür plädiert, die Bewegungsforschung stärker in 
einen sozialtheoretischen Rahmen zu stellen, um die Bedeutung von Protest und 
Widerstand besser zu verstehen. Konkret haben wir vorgeschlagen, Herrschafts-
strukturen aus dem Widerstand zu rekonstruieren. Für dieses Vorhaben spielen 
Institutionen eine wesentliche Rolle. Sie stabilisieren und ko-produzieren Herr-
schaft indem sie festschreiben, was der Fall ist und wer oder was Bedeutung hat. 
Soziale Bewegungen setzen sich gegen diese Praxis zur Wehr. Wir haben argu-
mentiert, dass sich Herrschaftsstrukturen anhand dieser Proteste rekonstruieren 
lassen. Die kritisierten Institutionen herrschen jedoch nicht, sondern nehmen 
eine Scharnierposition zwischen Herrschaft und Widerstand ein: Sie etablieren 
Über- und Unterordnungsverhältnisse während sie gleichzeitig den Grund dar-
stellen, auf den sich Widerstand stützen kann.

In einem System neoliberaler Herrschaft funktionieren diese Institutionen 
typischerweise über den Modus der Umarmung. Wie wir an zwei Fallstudien illus-
triert haben, kategorisieren Institutionen externe Kritik anhand deren Nützlich-
keit und Innovationskraft. Sie verleiben sich Teile der Kritik ein und exkludieren 
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andere. Dies führt dazu, dass wir für zwei Bewegungen, die sich in ihrer Bezug-
nahme auf Institutionen fundamental unterscheiden, eine ähnliche Veränderung 
über Zeit feststellen konnten: Durch die Einbindung von Kritik und die Propa-
gierung neuer Werte hat das neoliberale Herrschaftssystem soziale Bewegungen 
demobilisiert und ihre Kritik entschärft.
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rungskritischer Bewegungen, die gegen die Auswirkungen des globalen Neo-
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rungskritik betrachtet werden kann. Basierend auf den empirischen Einsichten 
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ten Normen und Werte auf den Veranstaltungen als auch im Organisationsprozess 
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1  Einleitung
Das Weltsozialforum (WSF) ist das Gipfeltreffen der globalisierungskritischen 
Bewegungen der Jahrtausendwende, die bis heute weltweit in Veranstaltungen 
ihren Protest gegen die Auswirkungen des neoliberalen Weltsystems und anderer 
Formen der globalen Ausbeutung artikulieren. Neben den bislang dreizehn Welt-
sozialforen wurden in der Folge des ersten WSF auch nationale, regionale und 
lokale Sozialforen weltweit von voneinander unabhängigen Gruppen organi-
siert. Durch diese Verbreitung formte sich ein transnationales Netzwerk, dessen 
Gipfeltreffen bis heute das zweijährlich stattfindende Weltsozialforum darstellt 
(Schröder 2017). In diesem Artikel untersuchen wir die Relationen des WSF zu 
(anderen) transnationalen Institutionen und fragen, inwiefern das WSF selbst als 
eine transnationale Institution der Globalisierungskritik betrachtet werden kann. 
Unter transnationalen Institutionen verstehen wir länderübergreifende Rege-
lungssysteme, die eine soziale Ordnung stabilisieren und Erwartungssicherheit 
„im Sinne einer Institutionalisierung grenzüberschreitender pluri-lokaler Hand-
lungsregelmäßigkeiten und Normen“ (Pries 2010: 120) herstellen. Unter Institu-
tionalisierung soll hier nicht nur die Dauerhaftigkeit und der Organisationsgrad 
verstanden werden, sondern auch der Prozess, in dem Verhaltensregulierung und 
Erwartungssicherheit durch soziale Regelungssysteme hergestellt werden (vgl. 
Czada 2002: 354), die durch soziale Normen des Miteinanders, der Diskussions-
kultur, der Kooperation und die Teilnahmebedingungen ihren Ausdruck finden.

Bisher wurde das Verhältnis des WSF zu Institutionen über die Analyse der 
Protestgegnerschaft und der Einstellungen der Teilnehmenden zu bestehenden 
Organisationen wie zum Beispiel zu den Vereinten Nationen und zu Politiken wie 
beispielsweise zu Freihandelsabkommen untersucht (vgl. Herkenrath 2009; Reese 
et al. 2008; für die europäischen Sozialforen vgl. della Porta/Giugni 2009). Mit 
unserer Forschungsperspektive hingegen, die das WSF selbst als transnationale 
Institution fasst, kann das WSF als ein Versuch der Gegeninstitutionalisierung 
von Werten und Normvorstellungen gegenüber einer neoliberalen Globalisierung 
verstanden werden. Deutlich wird dies beispielsweise am Gründungsdokument 
des WSF, der Charta der Prinzipien¹. Darin ist dargelegt, dass es im WSF statt um 
Konkurrenz um kooperatives Handeln gehen, hegemoniale Beziehungen durch 
Begegnungen auf Augenhöhe abgelöst werden, und dass der Mensch in den Mit-
telpunkt der Wirtschaft gerückt sowie der Umgang des Menschen mit der Natur 
respektvoller werden soll.

1 Siehe https://wsf2018.org/en/carta-de-principios-do-forum-social-mundial/ [24. 01. 2019].



 Eine Institution der Globalisierungskritik?   209

Mit dem Ziel einen Gegenentwurf zur derzeitigen Werteordnung voran-
zutreiben, werden durch die fortlaufende Organisation von WSF-Events diese 
Werte und Normen über Zeit institutionalisiert. Denn auch die Teilnehmenden 
verinnerlichen zunehmend den Wertekanon durch ihre Handlungspraktiken, 
die erst in Aushandlungsprozessen mit Anderen zutage treten. Aufgrund dieser 
wechselseitigen Prägung von Aktivist*innen und Institution plädieren wir für 
eine Konzeptualisierung des Verhältnisses, die der Komplexität gerecht wird, 
indem sie nicht nur die Relationen mit außenstehenden Institutionen und Akteu-
ren in den Blick nimmt, sondern stärker die interne Institutionalisierung von 
Normen berücksichtigt. Unser Fokus liegt daher auf den Auseinandersetzungen 
zwischen den Beteiligten in der Organisation und während der Veranstaltungen 
selbst. Hierbei zeigen wir auf, dass vorherrschende hegemoniale Herrschafts-
strukturen aufgelöst, aber zum Teil auch (meist ungewollt) reproduziert werden. 
Wie Conway (2013) eindrücklich demonstriert, müssen hegemoniale Strukturen 
zwischen den Teilnehmenden erst offen zu Sprache gebracht werden, um eine 
Begegnung auf Augenhöhe zu ermöglichen. Solch eine offene Aussprache findet 
im WSF allerdings nicht immer ausreichend statt, was zu Spannungen und 
interner Kritik führt, wie wir im Folgenden diskutieren (vgl. auch Stephansen  
2013).

Gleichzeitig gibt es aber auch keine zentrale Instanz, die die normativen Vor-
stellungen der Charta durchsetzen könnte. Stattdessen findet eine dynamische 
Aushandlung von Kooperationsregeln und -bedingungen im Kontext einer 
extrem diversifizierten und konfliktiven transnationalen Akteurskonstellation 
statt. Dies liegt unter anderem daran, dass die (Welt-)Sozialforen von Akteuren 
organisiert und veranstaltet werden, die sich zwar in gleicher Weise gegen eine 
neoliberale Ideologie richten, sich aber grundlegend in ihrer Organisationsform 
(Nichtregierungsorganisationen [NROs], Gewerkschaften, Basisbewegungen), 
thematischen Ausrichtung (beispielsweise Frauen-, Öko- oder Arbeiter*innen-
bewegung) und geografischen Herkunft oder übergeordneten Ziele (Reform oder 
Revolution) unterscheiden. Trotz dieser Vielfalt weisen alle Veranstaltungen aber 
eine gemeinsame Grundidee auf, die letztlich das WSF selbst zu einer Institution 
der Globalisierungskritik formt (Schröder 2015).

Die nachfolgenden Erkenntnisse basieren auf zwei ethnografischen Feldfor-
schungen der Autoren. Die Daten wurden unabhängig voneinander im Zeitraum 
von 2011 bis 2015 erhoben und ausgewertet. Die erste Studie beschäftigte sich mit 
der Frage, wie es dem WSF – anders als es bei vielen sozialen Bewegungen der 
Fall ist – gelingt fortzubestehen, ohne seinen Bewegungscharakter zu verlieren 
(Schröder 2015). Die zweite Studie, auf die wir zurückgreifen, analysierte das 
Demokratiekonzept im WSF und ging der Frage nach, wie die Organisierenden 
letztlich Demokratie im Forum selbst umsetzen (Fiedlschuster 2018).
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Wir werden zunächst die gemeinsame Vorstellung jener Normen und Werte, 
auf die sich Akteure im WSF berufen, diskutieren. Anschließend illustrieren wir 
das ambivalente Verhältnis des WSF zu Institutionen der Politik und Wirtschaft 
als auch interne Ungleichheiten, um zu verdeutlichen, wie diese Normetablie-
rung von den Akteuren im WSF selbst zurückgestellt oder unterlaufen wird. Zum 
Schluss zeigen wir, wie die Teilnehmenden die Normen und Werte des WSF trotz 
aller Ambivalenzen in ihren Handlungspraktiken umsetzen und somit institu-
tionalisieren.

2  Die WSF-Idee
Das erste WSF wurde 2001 als Gegengipfeltreffen der Zivilgesellschaft parallel 
zum Weltwirtschaftsforum im brasilianischen Porto Alegre veranstaltet. Zur 
selben Zeit, als die mächtigsten Politiker*innen und einflussreichsten Geschäfts-
führer*innen transnationaler Unternehmen hinter verschlossenen Türen im 
schweizerischen Davos tagten, wurde als zugänglicher Gegenpol zu dem Eliten-
zirkel-Treffen das WSF abgehalten (vgl. Whitaker 2007). Von Anfang an bestand 
das WSF aus einem transnationalen Bündnis aus sozialen Bewegungen, NROs 
und Gewerkschaften, die aus verschiedenen Ländern wie Brasilien, Frankreich 
oder Indien kamen. Auf der Agenda stand vornehmlich die Diskussion über Alter-
nativen zu einer neoliberalen und neoimperialistischen Globalisierung. Ziel des 
Zusammenschlusses war es, sich gegen eine Globalisierung, die von Interessen 
multinationaler Konzerne bestimmt ist, zu richten. Aus dieser Gegnerschaft gegen 
die vorherrschenden Werte des Neoliberalismus und Imperialismus entstanden 
Anschlussmöglichkeiten für diverse Protestanliegen, sodass sich rasch neben den 
zweijährlich stattfindenden Weltsozialforen weitere Sozialforen zu bestimmten 
Themen wie Migration oder Medien, als auch zu einzelnen Regionen bildeten.

Den zentralen Referenzpunkt für die Veranstaltung von Sozialforen bildet bis 
heute die Charta der Prinzipien, welche im Rahmen des ersten WSF verfasst wurde. 
Darin wird das Forum als ein offener Raum für zivilgesellschaftliche Gruppen 
beschrieben, die sich gegen Neoliberalismus, die Vorherrschaft des Kapitalismus 
und alle Formen des Imperialismus aussprechen: „Das Weltsozialforum ist ein 
offener Raum für die Vertiefung der Reflexion, die demokratische Debatte von 
Ideen, die Formulierung von Vorschlägen, den freien Austausch von Erfahrun-
gen und die Artikulation für Aktionen, für Organisationen und Bewegungen der 
Zivilgesellschaft, die sich dem Neoliberalismus und der Weltherrschaft durch das 
Kapital oder irgendeine andere Form des Imperialismus widersetzen und sich für 
den Aufbau einer planetarischen Gesellschaft engagieren, in der der Mensch im 
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Mittelpunkt steht.“² Das Prinzip des offenen Raumes bestimmt somit nicht nur 
die Form der WSFs, sondern stellt auch die normative Grundlage einer politischen 
Methodik dar, die zum Aufbau einer neuen politischen Kultur führen soll. Der 
Kernpunkt des offenen Raumes ist, dass Akteure mit einer möglichst großen 
Vielfalt an politischen Einstellungen zusammenkommen, sich austauschen und 
voneinander lernen (Patomäki/Teivainen 2004). So sollen die Räume nicht nur 
im wahrsten Sinne des Wortes offen für jede*n Interessierte*n sein, sondern 
darüber hinaus Begegnungen ermöglichen, die auf Augenhöhe, das heißt unter 
Gleichberechtigten, stattfinden. Somit steht nicht die ergebnisorientierte Fassung 
eines konsensualen oder mehrheitlichen Beschlusses im Vordergrund, sondern 
der gemeinsame Austausch über eine andere mögliche Welt jenseits neoliberaler 
Herrschaftsordnung. Dadurch, dass im WSF keine Resolutionen im Sinne eines 
Gegendogmas zu vorherrschenden Grundsätzen verabschiedet werden soll, 
fördert das Prinzip des offenen Raumes die Wahrung der Vielfalt. Denn zum 
einen wird niemand aufgrund ideologischer Einstellungen ausgeschlossen und 
zum anderen müssen sich Akteure nicht einem Mehrheitsbeschluss oder Kom-
promiss beugen.

Mit dem Konzept des offenen Raumes sind aber auch zwei grundlegende 
Herausforderungen verbunden: Erstens bleibt das Ideal einer horizontalen 
Zusammenarbeit in der praktischen Umsetzung oft unerfüllt und zweitens gehen 
aus Sicht einiger Teilnehmer*innen zu wenige konkrete Aktionen aus den Treffen 
hervor.

2.1  Unerfüllbarkeit der Wertvorstellungen?

Die Erfüllung des Ideals eines offenen Raumes ohne Macht- oder Wertehierarchien 
zwischen den Akteuren trifft auf die Herausforderung ganz unterschiedlicher 
(politischer) Herkunft der Teilnehmenden. Denn die sozialen Bewegungen des 
WSF agieren in einem historisch ungleichen Spielfeld, das durch die „Kolonialität 
der Macht“ gebildet wird (Conway 2011). Mit der Kolonialität der Macht sind die 
gegenwärtigen globalen Hierarchien von Wissen und Macht gemeint, die einen 
privilegierten Status ehemaliger Kolonialmächte fortschreiben (Quijano 2016). 
Um die Begegnung auf Augenhöhe zu verstetigen, bedarf es folglich erst einer Ent-
kolonialisierung, die bei den Teilnehmenden der Weltsozialforen selbst beginnt. 
Ein Schritt in diese Richtung war die Einrichtung eines Solidaritätsfonds, in den 

2 Charta der Prinzipien des WSF, Übersetzung aus dem Portugiesischen, https://wsf2018.org/
en/carta-de-principios-do-forum-social-mundial/ [24. 01. 2019].
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finanzstärkere, meist aus dem globalen Norden stammende Akteure, freiwillig 
einzahlen, um finanziell weniger gut ausgestattete Gruppen die Teilnahme an 
den Treffen zu ermöglichen. Des Weiteren werden Workshops zum Thema Deko-
lonialisierung des WSF veranstaltet (vgl. Stephansen 2013). Dennoch kommt es 
mitunter zu Protesten, wenn sich bestimmte Akteure im WSF unterrepräsentiert 
fühlen (für Mumbai 2004 vgl. Caruso 2007: 237  ff.; für Tunis 2013 vgl. Schröder 
2015: 242  ff.).

2.2  Das WSF – ein zahnloser Tiger?

Der offene Raum allein führt noch zu keiner Zusammenarbeit und bietet auch 
keine Leitlinien für die Zusammenarbeit auf transnationaler Ebene. Die Organi-
sator*innen stehen somit vor der Herausforderung der praktischen Umsetzung 
im Spannungsfeld zwischen dem Bedarf an gemeinsamen transnationalen Kam-
pagnen auf der einen und der Wahrung der Vielfalt und Gleichwertigkeit sozialer 
Kämpfe auf der anderen Seite (vgl. Pleyers 2004). Dieser Herausforderung wird 
mit Konvergenzprozessen begegnet, das heißt der Einrichtung horizontaler 
Netzwerke unter heterogenen Akteuren, ohne hierbei Ergebnisse durch Kon-
sensentscheide oder zentrale Entscheidungsgewalt zu forcieren (vgl. Conway/
Singh 2009). Dadurch kann der Meinungsaustausch innerhalb der Workshops im 
Rahmen des WSF über die Form von reinen Talk Shops hinausgehen und trans-
nationales kollektives Handeln fördern, ohne das Prinzip des offenen Raumes zu 
verletzen.

Drei Kernprinzipien, die das Verhalten der Teilnehmenden anleiten sollen, 
sind i) die Gleichwertigkeit sozialer Kämpfe, das heißt in den gemeinsamen 
Positionspapieren soll keine Hierarchisierung der Themen stattfinden; ii) die 
Abwesenheit einer (anleitenden) Koordination, die Aktionsformen oder -inhalte 
vorschreibt, um eine möglichst vielfältige und größtmögliche Mobilisierung zu 
erreichen; iii) eine breite ideologische Aufstellung in den Positionspapieren.³

Ein Beispiel für ein Ergebnis eines Konvergenzprozesses ist der 2013 ver-
abschiedete Aufruf zur Steuergerechtigkeit, der von diversen Akteuren mitgetra-
gen wurde, darunter katholische Entwicklungshilfeorganisationen, Gewerkschaf-
ten und Think Tanks (vgl. Fiedlschuster 2018: 150). Das Positionspapier endet 
mit folgendem Appell: „The new Global Alliance for Tax Justice can serve as a 
platform to coordinate and create global synergy for advocacy and campaigns and 

3 Die Eigenschaften und Prinzipien von Konvergenzprozessen lassen sich auf die Erfahrungen 
lateinamerikanischer sozialer Bewegungen der letzten Jahrzehnte und jüngerer transnationaler 
Graswurzelnetzwerke zurückführen (vgl. Caruso 2007: 117; Routledge 2003).
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citizen mobilisation for tax justice.“⁴ Somit schreiben die Verfasser*innen keine 
konkreten Aktionen vor, sondern überlassen es den Unterzeichner*innen, welche 
Aktionsform sie wählen und wie sie sich in die Allianz einbringen.

Jedoch basiert die Einhaltung der oben genannten Prinzipien größtenteils auf 
einer gegenseitigen Kontrolle der Teilnehmenden, da es keine zentrale Durchset-
zungsmacht als Kontrollmechanismus im WSF gibt. Die Veranstaltungen im WSF 
sind selbstorganisiert und werden sowohl inhaltlich als auch strukturell nicht 
koordiniert – und damit auch nicht hinsichtlich der Übereinstimmung mit den 
Prinzipien überprüft.

Das WSF-Organisationskommitee, welches aus einer Koalition lokaler 
Bewegungsorganisationen besteht und für übergreifende Organisationsfragen 
zuständig ist, setzt lediglich Rahmenbedingungen, die die Konvergenzprozesse 
und die Umsetzung des offenen Raumes begünstigen. In Bezug auf die Konver-
genzprozesse empfehlen die Leitlinien für die Organisation eines Sozialforums⁵, 
dass die Organisierenden mit den Teilnehmenden thematische Achsen erar-
beiten, um abgeschottete Diskussionen zu vermeiden und einen besseren Aus-
tausch zu erzielen. Die Leitlinien empfehlen auch Konvergenzversammlungen am 
Ende eines Forums zu veranstalten, in denen die Ergebnisse der Veranstaltungen 
erneut aber final zur Diskussion gestellt und gegebenenfalls in einem Dokument 
festgehalten werden. Obwohl diese Empfehlungen keine Durchsetzungsmacht 
haben, so stellen sie einen Versuch dar, Konvergenzprozesse im Einklang mit der 
WSF-Idee zu institutionalisieren und so die normativen Ideale praktisch umzu-
setzen.

Neben den Herausforderungen der organisatorischen Umsetzung der Leit-
linien nach innen, werden wir im Folgenden einige Schwierigkeiten in der Orga-
nisation des WSF illustrieren, die mit der meist notwendigen Kollaboration mit 
staatlichen Stellen und Financiers einhergehen.

3  Zwischen Abgrenzung und Abhängigkeit
Neben dem Ideal horizontaler Aushandlungen unter den Teilnehmenden, weisen 
die Selbstbeschreibungen der Sozialforen ein idealtypisches Selbstbild auf, dass 
wir metaphorisch als „Inseln der Utopie” fassen. Auf diese „Inseln der Utopie” 

4 Siehe http://taxjustice.blogspot.de/2013/04/world-forum-declaration-on-tax-justice.html 
[24. 01. 2019].
5 Leitlinien zur Organisation von WSF-Veranstaltungen http://openfsm.net/projects/ic- 
methodology/metcom-principiosguias-versao2011-en/#_Toc304497698 [24. 01. 2019].



214   Micha Fiedlschuster, Christian Schröder

kann man sich zurückziehen, um die Welt von einer distanzierten Position aus zu 
betrachten und dabei zugleich eine alternative, utopische Welt zu erleben (Schrö-
der 2015: 111). Diesem Ideal können Sozialforen in der Regel kaum gerecht werden 
und entsprechen ihm in der Praxis auch nur selten. Denn die Schaffung solcher 
„Inseln“ erfordert mitunter einen pragmatischen Umgang mit dem politischen 
Kontext des Veranstaltungsortes und oft ein diplomatisches Geschick der Orga-
nisator*innen, sodass stets die Gefahr der politischen Vereinnahmung besteht. 
Beispielsweise wurde auf dem WSF 2003 in Porto Alegre der Wahlsieg des Oppo-
sitionskandidaten gefeiert; auf einem Sozialforum in Venezuela 2006 wiederum 
wurde dem Präsidenten Hugo Chavez ein prominentes Podium geboten. Solche 
politischen Auftritte führten stets zu ausufernden Debatten zwischen den Teil-
nehmenden über die politische Instrumentalisierung des WSF.

Ferner entstehen bei einer Veranstaltung wie dem WSF, an der zehntausende 
Aktivist*innen teilnehmen, meist Kosten von mehreren Millionen Euro. Um 
diese Kosten zu decken, werden auch kooperative Beziehungen zu Institutionen 
geknüpft, die eher als Träger jener Normen und Werte gelten, die im WSF bekämpft 
werden sollen. So findet sich unter den Sponsoren der ersten Foren zum Beispiel 
die Ford Foundation und der Rockefeller Brothers Fund (de Sousa Santos 2006: 
208  f). Die Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit Regierungen und Financiers, 
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um ein WSF erfolgreich durchzuführen, verursacht immer wieder kontroverse 
Auseinandersetzungen im Forum, inwiefern hierdurch die Prinzipien des WSF 
verletzt werden (Schröder 2015).

Neben der Finanzierung bedarf es meist politischer Verhandlungen im 
Vorfeld, um die Einreise einer größtmöglichen Anzahl an internationalen Teil-
nehmenden zu ermöglichen. Entsprechend müssen die Organisator*innen mit 
der jeweiligen Regierung über eine temporäre Lockerung der Einreiseregelungen 
verhandeln. Wie relevant dieser Aspekt ist, zeigt das erste im globalen Norden 
durchgeführte WSF 2016 in Montreal bei dem zahlreiche Visaanträge abgelehnt 
und dadurch viele Teilnehmende an ihrer Mitwirkung gehindert wurden. Die res-
triktive Visavergabe der kanadischen Regierung zeigt, dass das WSF in einem 
kapitalistischen Kontext und restriktivem Migrationsregime eingebettet ist, was 
die konsequente Umsetzung der Werte und Normen des WSF unterminieren kann 
(vgl. Mac Lorin/Schall 2018: 71  f). Am Beispiel der Visavergabe zeigt sich zudem 
die Abhängigkeit der Institutionalisierung der Prinzipien des offenen Raumes 
von staatlichen Institutionen. So kann eine Konfrontation mit Letzteren kontra-
produktiv für die Durchführung zukünftiger Weltsozialforen sein.

Entsprechend gehen die Organisator*innen häufig Kooperationen mit linken 
(Regierungs-)Parteien ein oder sind zumindest bemüht mit den gastgebenden 
Regierungen einen Modus Vivendi zu finden, um eine notwendige Infrastruktur 
beispielsweise für Transporte zu den Veranstaltungsorten oder die Sicherheit der 
Teilnehmenden zu gewährleisten. In Brasilien zum Beispiel wurde und wird die 
Organisation der Foren etwa durch die Arbeiterpartei (Partido de los Trabajado-
res, PT) unterstützt. Das jüngste WSF fand im Jahr 2018 deshalb in Bahia statt, 
dem bis dato einzigen noch von der PT regierten Bundesstaat (Schröder 2018).

Folglich führt die Organisation eines Forums meist selbst zu Debatten über 
Werte und deren Verletzung, die den Teilnehmenden diese Normen aber auch 
wieder ins Bewusstsein rufen. Hierdurch werden selbige permanent neu verhan-
delt und inhärente Gegensätze der Teilnehmenden treten zutage.

4  Interne Ungleichheiten
Die komplizierte und mitunter zwiespältige Rolle, die NROs innerhalb des WSF ein-
nehmen, ist ein weiteres Beispiel dafür, welche internen Schwierigkeiten bei der 
Institutionalisierung der normativen Grundlagen des offenen Raumes auftreten 
können. Das Forum in Nairobi 2007 beispielsweise war durch eine hohe Anzahl 
von professionalisierten internationalen NROs geprägt, was zu der Kritik führte, 
dass das WSF von diesen NROs vereinnahmt und Graswurzelbewegungen margi-
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nalisiert würden (vgl. auch Pleyers 2012: 176).⁶ Die Kritik basiert darauf, dass diese 
NROs im Vergleich höhere finanzielle und organisatorische Ressourcen haben und 
sich dadurch mehr Gehör verschaffen können (Bond 2007: 85). Die Gefahr einer 
Kommodifizierung des Forums besteht; das heißt, dass über die Reichweite und 
Präsenz von Themen die finanzielle Ausstattung derjenigen entscheidet, die die 
Themen hinreichend mit Plakaten und Flyern bewerben und ihre Veranstaltungen 
mit professioneller Übersetzung ausstatten können. Von einer Gleichberechtigung 
der Teilnehmenden und einem offenen Austausch auf Augenhöhe im Sinne des 
offenen Raumes kann hier nur noch eingeschränkt die Rede sein.

Allerdings kann die Kritik an NROs und das Bewusstsein über die Gefahr 
einer möglichen Kommodifizierung des Forums auch dazu führen, dass von den 
Organisator*innen Gegenmaßnahmen getroffen werden. Durch niedrige Eintritts-
preise für die lokale Bevölkerung, gestaffelte Raummieten und den Einsatz kosten-
günstiger oder gar kostenloser Lösungen für organisatorische Herausforderungen 
(vgl. auch nächsten Abschnitt) wird der global ungerechten Ressourcenverteilung 
entgegengewirkt. Die Kritik an dem Forum in Nairobi hat beispielsweise zu einer 
Sensibilisierung bei den Organisierenden geführt, solche Maßnahmen praktisch 
und konsequent umzusetzen und somit die Bedingungen für die Verwirklichung 
eines offenen Raumes aktiver mitzugestalten. Allerdings hängt nicht selten die 
Umsetzung vieler Maßnahmen wiederum von einer ausreichenden Finanzierung 
des WSF durch finanzstarke internationale NROs, wie Oxfam oder Brot für die 
Welt, ab, die zudem oft von staatlicher Seite mitfinanziert sind. Es besteht also 
die berechtigte Kritik, dass das Forum und die Qualität des offenen Raumes von 
den Fördertöpfen und -schwerpunkten der Geldgeberinstitutionen des globalen 
Nordens abhängig sind. Nehmen jedoch weniger Personen aus bestimmten Welt-
regionen aufgrund fehlender finanzieller Mittel am WSF teil, wirkt sich dies auf 
die thematische Gestaltung des WSF und die Diversität der Teilnehmenden aus.

5  Jenseits von Geldfragen
Fragen, wie die nach der gerechten Verteilung von Ressourcen, können zur Zer-
reißprobe innerhalb der Teilnehmenden im WSF werden. Eine Strategie solche 
Verteilungskämpfe zu meiden, ist die Ausklammerung von Geldfragen, die mit-
unter als „neoliberal talk” diffamiert werden (Schröder 2015: 246). Statt sich 
kleinlich über Geldfragen zu streiten, suchen die Teilnehmenden im WSF nach 

6 Diese Kritik wurde, wenngleich in weniger drastischer Form, auch an späteren Foren geübt 
(vgl. z.  B. Rahmani 2015).
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Lösungen, wie weitgehend auf Finanzmittel verzichtet werden kann. Durch diese 
nicht-kommerziellen und solidarischen Ansätze entkommt das WSF ein Stück 
weit der Logik des Marktes.

Ein Beispiel hierfür ist die Simultanübersetzung der Redebeiträge in ver-
schiedene Sprachen. Auf einem WSF kommen meist mehrere tausend Teilneh-
mende mit unterschiedlichen Sprachkenntnissen zusammen, sodass die Verstän-
digung zwischen den Teilnehmenden nicht selbstverständlich gegeben ist. Um 
dennoch einen Austausch zu ermöglichen, hat sich das Übersetzungsnetzwerk 
babels gegründet.⁷ Freiwillige stellen hier kostenlos ihre Übersetzungsfähigkei-
ten zur Verfügung, um den multilingualen Austausch zu ermöglichen. Die Über-
setzenden sehen sich dabei nicht als Dienstleister*innen, sondern als politische 
Aktivist*innen, die durch ihre Arbeit gewährleisten, dass keine Teilnehmer*innen 
in deliberativen Prozessen marginalisiert werden (vgl. Doerr 2008). Das nötige 
Equipment für ihre Arbeit wiederum stellte zum Beispiel die Initiative NOMAD, 
die sich auf dem WSF 2013 formierte, zur Verfügung. So wurde für die Simultan-
übersetzung auf den Treffen in Tunis 2013 und 2015 eine kostengünstige tech-
nische Lösung aus Radios, Kopfhörern und selbstgebauten Übersetzungskabinen 
entwickelt (Schröder 2014). Jenseits von Geldfragen werden durch Engagement 
und Kreativkraft Lösungen gefunden, die vor allem auf dem Know-how, Engage-
ment und dem Wert gegenseitiger Hilfsbereitschaft basieren. Auch wenn diese 
Initiativen als Dienstleistungen für das WSF verstanden werden können, so trans-
portieren ihre Handlungen die zugrunde liegende politische Botschaft einer soli-
darischen, nicht-kommodifizierten Welt.

Ein anderes Beispiel ist das Netzwerk für freie Medien, das seit Beginn des 
WSF über die Treffen berichtet. Hintergrund war die rückläufige Berichterstattung 
über das WSF in nationalen und internationalen Medien. Da der Erfolg des WSF 
aber auch abhängig von der medialen Aufmerksamkeit ist, ist es den Akteuren des 
Netzwerks freier Medien ein Anliegen, dem Forum über eigene Kommunikations-
kanäle wie Blogs und freie Radios mediale Präsenz zu ermöglichen. Ziel hierbei 
ist es nicht nur die Anliegen des WSF als Ganzes, sondern auch die aller teil-
nehmenden sozialen Bewegungen medial zu verbreiten (Schröder 2017). Darüber 
hinaus veranstaltet dieses Netzwerk freier Medien selbst thematische Sozialforen, 
wie das Weltforum für freie Medien, um sich unter anderem für verfolgte Jour-
nalist*innen und gegen die Monopolisierung der Presselandschaft einzusetzen. 
In dieser Dynamik des solidarischen Zusammenwirkens zeigt sich vielleicht am 
deutlichsten, wie sich Normen und Werte auf Augenhöhe auf und zwischen den 
WSF-Events durch Handlungspraktiken institutionalisieren.

7 Siehe http://www.babels.org/ [25. 01. 2019].
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6  Fazit
Mit Blick auf die Diskussions- und Kooperationskultur innerhalb des WSF kann 
von einer Institutionalisierung, verstanden als die Durchsetzung sozial-norma-
tiver Regeln, gesprochen werden. Folglich kann das WSF als eigene Institution 
der Globalisierungskritik analysiert werden und nicht nur in seiner Beziehung 
zu Institutionen. Allerdings wird in der Umsetzung des offenen Raumes deutlich, 
dass das WSF selbst in institutionelle Rahmenbedingungen eingebunden ist, die 
nur schwer zu durchbrechen sind.

Oftmals werden aus pragmatischen Gründen der Organisation kooperative 
Verhältnisse zu politischen Akteuren und Financiers, die zumindest aus Sicht 
mancher Teilnehmenden im WSF eher Gegenstand der Globalisierungskritik sein 
sollten, eingegangen. Eine eindeutig konfrontative Einstellung zu diesen Akteuren 
ist jedoch kaum möglich, da mit der gastgebenden Regierung eine Umgangsweise 
gefunden werden muss, um überhaupt die Durchführbarkeit eines Großevents 
mit einigen zehntausend Teilnehmenden garantieren zu können. Der Aufbau 
eigener Formate wie dem Netzwerk freier Medien zeigt, wie sich aus ungünstigen 
politischen Bedingungen, in denen das WSF stattfindet, Räume für kreative Ini-
tiativen öffnen, in denen eigene Werte und Normen realisiert werden, die eher 
den idealtypischen Vorstellungen der Teilnehmenden dieser Foren entsprechen.

Zusammenfassend formuliert das WSF im Zusammenhang mit der Neo-
liberalismuskritik eigene Wert- und Normvorstellungen und versucht diese im 
Sinne einer globalen Zivilgesellschaft, die sich auf gegenseitige Solidarität und 
Gleichheit stützt, umzusetzen. Die Institutionalisierung dieser Werte und Normen 
ist jedoch ein Prozess, in dem die Beteiligten voneinander lernen müssen, wie 
sie dieses Ideal praktisch und in der Aushandlung mit Institutionen des Neo-
liberalismus umsetzen können. Das Aufrechterhalten des Prozesses der Kritik 
an neoliberalen Werten und Normen, sowie ihre (temporäre) Auflösung in den 
Begegnungen der Teilnehmenden selbst, charakterisiert das WSF als Institution 
der Globalisierungskritik.
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Zusammenfassung: Anhand der Fallstudien zu Brasilien und Kenia arbeitet der 
Beitrag Unterschiede und Gemeinsamkeiten in der Relation zwischen politischen 
Institutionen und Frauenbewegung heraus und beschreibt damit kontextspezifi-
sche Besonderheiten und kontextübergreifende Tendenzen im globalen Süden. 
Im Fokus stehen die spezifischen Geschlechterpolitiken und die institutionellen 
Interaktionsräume sowie die Allianzen für die Interaktion mit politischen Insti-
tutionen. Die Analyse zeigt, dass Frauenbewegungen in einem vergleichbaren 
politischen Kontext agieren, denn beide Länder werden durch eine Überlappung 
der gesellschaftlichen und politischen Sphäre geprägt. Ebenso greifen Frauen-
bewegungen in beiden Ländern auf intermediäre Protestformen zurück und sind 
von ähnlichen geschlechtsspezifischen Machtmechanismen im Zugang zum poli-
tischen System geprägt. Jenseits der Gemeinsamkeiten kristallisieren sich kon-
textspezifische Aspekte heraus und somit Unterschiede, welche Brasilien als „par-
tizipative Demokratie“ charakterisieren und Kenia als „politische Gesellschaft“.

Abstract: Drawing on a selection of case studies, this article analyses differences 
und commonalities between Brazil and Kenya regarding the type of relations that 
persist between political institutions and the women’s movement. The article 
thus accounts for contextual and supra-contextual specificities and trends in the 
global South. In particular, the article focuses on the politics of gender, the insti-
tutional setting and alliances that facilitate interaction with political institutions. 
The analysis shows that the two case studies similarly contextualize women’s 
movements as both the social and the political sphere overlap in both countries. 
Furthermore, women’s movements use intermediary protest forms and face com-
parably gendered power dynamics within both political systems. Beyond such 
similarities, the two cases vary in that Brazil can be described as „participatory 
democracy“, and Kenya as „political society“.
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1  Einleitung
Weltweit reagieren Frauenbewegungen auf geschlechtsspezifische Benachtei-
ligungen im privaten, gesellschaftlichen, ökonomischen und politischen Bereich 
und setzen sich für die Verbesserung ihrer Lebensrealitäten ein; so auch in 
Kenia und Brasilien.¹ Die kenianische Frauenbewegung engagiert sich für die 
Umsetzung der 2010 verabschiedeten und in weiten Teilen Geschlechterparität 
postulierenden Verfassung. Unter den AktivistInnen Brasiliens dominieren wie-
derum Forderungen nach körperlicher Selbstbestimmung und der Kampf gegen 
geschlechtsbasierte Gewalt. Zu welchen staatlichen Interaktionsräumen haben 
diese Frauenbewegungen jedoch Zugang zur Durchsetzung ihrer Interessen? 
Inwieweit sind hierfür welche Allianzen von Bedeutung? Welche Gemeinsam-
keiten und Unterschiede lassen sich zwischen diesen Fallbeispielen des globalen 
Südens ausmachen?

Um sich diesen Fragen anzunähern, führt die Analyse aus vergleichender Per-
spektive in beide Länder ein und betrachtet die Relation zwischen Frauenbewe-
gung und den politischen Institutionen in zwei Kontexten des globalen Südens.² 
Dies ist insoweit ein ungewöhnlicher Zugang, als dass die bisherige Theorieent-
wicklung der Protest- und Bewegungsforschung vorwiegend auf Fallstudien des 
globalen Nordens fußt (zur Kritik siehe Daniel 2016; Engels/Müller 2015; Fadaee 
2016). Damit wird nicht nur angestrebt einen Einblick in die Aktivitäten zweier 
Frauenbewegungen, die bisher kaum wissenschaftlich beachtet wurden, zu 
geben, sondern auch Fallstudien vergleichend gegenüberzustellen, um kontext-
spezifische Aspekte herauszuarbeiten und zugleich über kontextübergreifende 
Tendenzen in der Relation der Frauenbewegungen zu politischen Institutionen 
zu reflektieren.

Die Protest- und Bewegungsforschung hat das Verhältnis zwischen Institu-
tionen und Bewegungen zunächst strukturalistisch durch den Political Oppor-
tunity Structures-Ansatz analysiert (Giugni 2009). Während frühe Analysen 

1 In beiden Ländern umfasst die Frauenbewegung eine Vielzahl an Akteuren, wie Einzel-
aktivistInnen, Frauengruppen, - Nichtregierungsorganisationen oder - Netzwerke bzw. institu-
tionalisierte Frauenbewegungen. In Kenia treten als Bewegungsorganisatoren die Frauen-Nicht-
regierungsorganisationen des Frauenrechtsbereiches auf, wie Federation of Women Lawyers, 
Coalition on Violence against Women oder African Women and Child Feature Service. In Brasi-
lien wird die Frauenbewegung durch institutionalisierte Frauenbewegungen dominiert wie bei-
spielweise durch Marcha Mundial das Mulheres oder Articulação de Mulheres Brasileiras.
2 Mit der Länderauswahl werden zwei Staaten des globalen Südens gewählt, deren Entwicklung 
für die jeweilige Region von Relevanz ist. Darüber hinaus existiert in beiden Staaten eine aktive 
und vitale Zivilgesellschaft mit einem öffentlich sichtbaren Engagement der Frauenbewegung, 
welches einen Vergleich ermöglicht. 
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kausale Zusammenhänge von politischen Bedingungen und sozialen Bewegun-
gen postulierten und deswegen als zu strukturalistisch kritisiert wurden (vgl. 
della Porta 2014), veranschaulichen neuere Studien die Vielzahl an Merkmalen, 
welche die Interaktionen zwischen Institutionen und sozialen Bewegungen kenn-
zeichnen. Diese Forschungen stehen wiederum vor der Schwierigkeit direkte 
kausale Zusammenhänge durch die Pluralität an Einflussfaktoren in der Relation 
zwischen Protest und Institutionen nachweisen und die gegenseitig wirkenden 
Mechanismen erklären zu können (Giugni 2009; Meyer 2004).³ Neuere Analysen 
untersuchen, unabhängig von Kausalitätsansprüchen, die politischen Prozesse, 
welche die Mobilisierung von sozialen Bewegungen beeinflussen (McAdam et 
al.  2001). Jenseits dieser reichen Literatur zum Verhältnis zwischen sozialen 
Bewegungen und Institutionen ist insbesondere für Proteste des globalen Südens 
eine kontextsensible Annäherung notwendig, denn Institutionen und Protest 
sind historisch und kulturell anders geprägt (vgl. Ellis/von Kessel 2009).

Folglich beschreibt der vorliegende Beitrag die Relation zwischen politischen 
Institutionen und Frauenbewegungen in Kenia und Brasilien kontextsensibel 
für zwei Länder des globalen Südens. Es wird nicht angestrebt herauszuarbei-
ten, welche Wirkung die Frauenbewegungen auf die Geschlechterpolitiken hat; 
vielmehr steht die Frage im Vordergrund, unter welchen politisch strukturellen 
Bedingungen, Frauenbewegungen mit wem interagieren, wenn sie ihr Forderun-
gen in politische Entscheidungen einbringen wollen. Dabei sollen jene Strukturen 
und Prozesse im Verhältnis zwischen Frauenbewegung und politischen Institu-
tionen herausgearbeitet werden, welche für die AktivistInnen besonders von 
Bedeutung sind und von diesen als zentral benannt werden. Demnach prägen 
in Brasilien die institutionalisierten staatlichen Rahmenbedingungen die Inter-
aktion zwischen Staat und Frauenbewegung, während in Kenia die Allianz zur 
politischen und zivilgesellschaftliche Elite entscheidend ist.⁴ Mit der Analyse der 
staatlichen Interaktionsräume knüpfe ich an die Überlegungen der Protest- und 
Bewegungsforschung an, welche argumentieren, dass soziale Bewegungen ihre 
Ziele, Strategien und Taktiken nicht im Vakuum realisieren, sondern in einen 
politischen Kontext eingebettet sind, dessen institutionellen Räume für die Inter-
aktion vorteilhaft sein können (vgl. Kern 2008: 153). Inwieweit staatliche Räume 

3 Für einen Überblick über die Debatte zur Relation zwischen Institutionen und Bewegungen 
siehe della Porta 2013, Giugini 2009, Meyer 2004.
4 Weitere Dimensionen, welche die Interaktion zwischen politischen Institutionen und Frau-
enbewegung beeinflussen sind u.  a. die Öffentlichkeit, denn erst über diese kann eine breiten-
wirksame Legitimation von Forderungen eingebracht werden (vgl. Kern 2008: 155  ff.) oder die 
kulturellen Deutungsmuster und Erwartungen an den Staat (vgl. Baumgarten et al. 2014). Diese 
werden von Seiten der AktivistInnen als prägend, jedoch nicht als primär charakterisiert.
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existieren und inwieweit diese die Aktivitäten der Frauenbewegung positiv beein-
flussen, soll somit untersucht werden. Die Berücksichtigung von Allianzen, greift 
auf jene Studien zurück, welche argumentieren, dass die Handlungschancen und 
der Einfluss auf politische Entscheidungen einer sozialen Bewegung größer sind, 
je differenzierter und dezentralisierter sich das Bezugssystem von politischen und 
zivilgesellschaftlichen Allianzen darstellt (vgl. Rucht 2010). Die politische und 
zivilgesellschaftliche Elite kann idealerweise für die Interaktion zwischen Insti-
tutionen und Frauenbewegung eine wesentliche Funktion übernehmen, indem 
sie zur Fürsprecherin wird. Welche Allianzen die Frauenbewegung eingeht, und 
inwieweit diese die Frauenbewegung im Dialog mit dem Staat unterstützt, soll 
ebenso analysiert werden. Mit dem Blick auf die 1) staatlichen Interaktionsräume 
und die 2) Allianzen, werden also zwei Aspekte in der Relation zwischen Frauen-
bewegung und politischen Institutionen ausgewählt, welche diese prägen und 
kontextspezifisch beschreiben. Vor diesem Hintergrund tritt Kenia als „politische 
Gesellschaft“ hervor, während Brasilien als „partizipative Demokratie“ zu cha-
rakterisieren ist.

Basierend auf einer qualitativen Datenerhebung⁵ analysiere ich aus verglei-
chender Perspektive zwei Dimensionen der Relationen zwischen Institutionen 
und Frauenbewegung: die staatlichen Interaktionsräume zwischen Staat und 
Frauenbewegung (für Kenia siehe Abschnitt 2 und Brasilien Abschnitt 3) und die 
Interaktion zwischen Frauenbewegung und politischer bzw. zivilgesellschaftli-
cher Elite (für Kenia siehe Abschnitt 2 und Brasilien Abschnitt 3). Vor dem Hinter-
grund lassen sich Gemeinsamkeiten und kontextspezifische Besonderheiten der 
Relation zwischen Frauenbewegung und politischen Institutionen erkennen (4).

2  Kenia als politische Gesellschaft: staatliche 
Interaktionsräume und Allianzen

Nach der Unabhängigkeit Kenias 1963 zentralisierte das de facto Einparteien-
regime unter der Kenya African National Union (KANU) die Macht und begann 
zivilgesellschaftliche Akteure zu kontrollieren, so auch die existierenden Frauen-

5 Die Forschung basiert auf qualitativen Interviews und teilnehmender Beobachtung, welche 
ich seit 2009 in Kenia und 2010 in Brasilien durchführe und kontinuierlich aktualisiere (vgl. 
Daniel 2016). Die Interaktion zwischen Institutionen und Frauenbewegung umfasst in Brasilien 
nicht die Regierungsperiode unter Michel Temer (2016–19) und Jair Bolsonaro (seit 2019). In 
Kenia wird die Regierung unter Uhuru Kenyatta (seit 2013) miteingeschlossen, weil sich hier eine 
Kontinuität in der Relation zwischen Frauenbewegung und Institutionen zeigt.



 Same same but different   225

organisationen.⁶ Wanjiku Kabira und Akinyi Nzioki (1994: 43) argumentieren, 
dass die Regierung Frauen in ihrer familiären Rolle stärkte, sie als Trägerinnen 
des gesellschaftlichen Wohlstands wahrnahm und somit politisch kontrollieren 
wollte. In diesem Zusammenhang ist die Gründung der ersten Institution für 
Geschlechterpolitik, das Women’s Bureau, als Teil des Ministry of Culture and 
Social Services im Jahr 1976 zu sehen. Das Women’s Bureau kooperierte eng mit 
der Frauenbewegung, förderte ihr Potential für die Wohlfahrtssteigerung des 
Landes und vereinnahmte diese zunehmend (Nzomo 1998: 171). Eine regierungs-
kritische Position entwickelte die Frauenbewegung erst infolge der Weltfrauen-
konferenz 1985 durch die ideelle und finanzielle Unterstützung aus der Entwick-
lungszusammenarbeit (Oduol/Kabira 1994: 194  ff.). Daraus ergaben sich neue 
politische Räume für die Selbstorganisation von Frauen, sodass sich diese an 
der Demokratisierungsbewegung der 1980er Jahre beteiligten. 1992 erfolgte der 
Übergang zum Mehrparteiensystem, wenngleich die KANU-Herrschaft fortgesetzt 
wurde.

Erst nach den Wahlen 2002 entstand eine dezidierte Gender-Politik unter der 
neuen Regierung, der National Rainbow Coalition (NARC). Die NARC-Regierung 
unter Mwai Kibaki (2002–07) wertete Gender-Themen auf und verankerte diese 
institutionell. 2004 wurde das Women’s Bureau dem neu gegründeten Depart-
ment of Gender in dem Ministry of Gender, Culture, Sports and Social Service 
unterstellt und erhielt zum ersten Mal ein eigenes Budget.⁷ Die Aufgaben des 
Department of Gender sind bis heute der Entwurf von Geschlechterpolitiken. Im 
Jahr 2002 etablierte die Regierung auch die National Gender and Development 
Commission (NCGD), die einerseits zur Aufgabe hatte, die Ministerien bei den 
Entwürfen von Politiken zu unterstützen. Andererseits ist die NCDG die einzige 
Schnittstelle zwischen Regierung und Frauenbewegung und fördert eine tempo-
räre Interaktion mit AktivisInnen in task forces, wenn Politikpläne oder Gesetzes-
vorlagen erarbeitet werden (ADB 2007: 6).

Einen vorübergehenden Einschnitt erlebte die Frauenbewegung infolge der 
ethnisch gewaltvollen Wahlkonflikte 2007/08 (Daniel/Neubert 2014). Jedoch 
konnte die Frauenbewegung die Aufbruchsstimmung der Postkonfliktphase 
nutzen, indem sie an der neuen Verfassung von 2010 entscheidend mitwirkte 
(Daniel 2011). Diese Verfassung gewährt Frauen weitgehende Land-, Ehe- und 
StaatsbürgerInnenrechte. Umstritten ist allerdings, die durch die Verfassung ein-
geleitete Zusammenlegung der NCGD mit der Kenya National Human Rights and 
Equality Commission zur National Gender and Equality Commission. Vor dem 

6 Die autoritäre Herrschaft von Jomo Kenyatta (1964–78) setzte Daniel arap Moi (1978–2002) fort.
7 2008 wurde es umbenannt in Ministry of Gender, Children and Social Development.
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Hintergrund der weitreichenden Sicherung von Frauenrechten durch die Verfas-
sung sei ein explizites Gender-Mandat nicht mehr zu rechtfertigen, argumentiert 
die Regierung (NGEC-Bill 2011). Die neue Kommission verfolgt das Ziel, alle margi-
nalisierten Gruppen, wie Frauen, ethnische Minoritäten, Kindern und Menschen 
mit Behinderung zu schützen. Fort an sind AktivistInnen der Frauenbewegung 
nicht mehr Teil der NGEC, behalten allerdings ein Anhörungsrecht.

Jenseits dieser institutionalisierten Schnittstellen kooperiert die Regierung 
mit der Frauenbewegung bei der nationalen Berichterstattung gegenüber der 
Commission on the Status of Women der Vereinten Nationen. Seit der Ratifizierung 
des Frauenmenschenrechtsprotokolls Convention on the Elimination of All Forms 
of Discrimination Against Women (CEDAW) von 1984 existiert eine Berichtspflicht 
über die Fortschritte bei der Verwirklichung von Frauenrechten.

Insgesamt existieren in Kenia also im Dialog zwischen politischen Institu-
tionen und Frauenbewegung wenige institutionalisierte Interaktionsräume. Die 
Abschaffung der zivilgesellschaftlichen Konsultation in der NDGC kann einerseits 
als ein mangelnder Wille der Regierung gedeutet werden, Geschlechterthemen 
in die Politik einzubeziehen und spiegelt somit eine Persistenz androzentrischer 
Positionen in der Regierung wider. Andererseits kann argumentiert werden, 
dass die wesentlichen Interaktionen zwischen Regierung und Frauenbewegung 
ohnehin jenseits der von der Regierung etablierten staatlichen Interaktionsräu-
men stattfinden. Wie zu zeigen sein wird, spielen vielmehr die zivilgesellschaftli-
chen Allianzen und der Dialog mit der politischen Elite im Rahmen bestehender 
ethnisch-politischer Netzwerke eine Rolle: Über welche Allianzen verfügt folglich 
die Frauenbewegung?

In Kenia existieren in nahezu allen Parteien Frauenflügel, die potenziell den 
Zugang der Frauenbewegung zur Regierung erleichtern. Jedoch erweisen sich die 
Parteien nicht immer als Advokaten von Frauenbewegungsinteressen. Insgesamt 
werden Gender-Themen in Parteien wenig verhandelt und die Frauenflügel sind 
finanziell schlecht ausgestattet. Die Benachteiligung von Politikerinnen in Par-
teien äußert sich zudem darin, dass Frauen häufig hintere Listenplätze erhalten, 
oder bei der Wahlkampfinanzierung oder im politischen Dialog diskriminiert 
werden. Die Relevanz von Parteien für die Frauenbewegung im Zugang zu politi-
schen Institutionen ist daher gering. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass die Par-
teien schwach sind (vgl. Elischer 2008).

Dagegen spielen politisierte Frauenorganisationen (Frauen-NROs) eine wich-
tige Rolle, denn sie übernehmen im Geflecht zwischen Staat und Gesellschaft, 
wesentliche Funktionen, welche eigentlich Parteien zukämen: Frauen-NROs 
leisten eine wesentliche politische Bildungsarbeit (Sozialisierung); fördern die 
Wahlbeteiligung (Mobilisierung), rekrutieren Kandidatinnen (Rekrutierung) und 
integrieren deren Agenda in den politischen Willensbildungsprozess (Aggrega-
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tion). Infolgedessen kompensieren Frauen-NROs die Schwächen der Parteien. 
Frauen-NROs unterstützen also Politikerinnen im Vorfeld der Wahlen durch 
Kampagnen, finanzieren ihren Wahlkampf und mobilisieren AnhängerInnen. Für 
Politikerinnen sind diese NROs wiederum eine wichtige Plattform, um öffentlich 
bekannt zu werden und Loyalitäten für die Wahlen zu bündeln. Viele Politike-
rinnen sind deshalb NRO-Mitglieder. Diese NROs gehören zugleich zu den wesent-
lichen Bewegungsorganisationen der Frauenbewegung.

AktivistInnen der Frauenbewegung treten in ihrer politischen Lobbyarbeit 
auch direkt mit ParlamentarierInnen in Kontakt. Entweder es bestehen persönli-
che Beziehungen durch die NRO-Zusammenarbeit oder sie nutzen ethnisch-poli-
tische Netzwerke. Die Repräsentation von Gender-Themen durch Parlamentarie-
rInnen wird jedoch von einigen AktivistInnen als unzureichend angeprangert. 
Da Parlamentarierinnen mit einer androzentrischen Haltung im Parlament kon-
frontiert seien, könnten sie eine Geschlechter-Agenda kaum durchsetzen, so die 
Rechtfertigung. Darüber hinaus sind Allianzen nicht per se vorteilhaft – so der 
Vorwurf der AktivistInnen, denn Parlamentarierinnen würden häufig parteipoliti-
schen bzw. ethnischen Loyalitäten oder karriererelevanten Zielen Vorrang geben. 
An dieser Stelle zeigt sich, dass Politikerinnen (die früher Aktivistinnen waren 
oder sind) nicht notwendigerweise die Interessen der Frauenbewegung in den 
Parteien und oder im Parlament vertreten.

Dieses Verhältnis zwischen Staat und Frauenbewegung kann in Anlehnung 
an Stepan (1988: 4) als „politische Gesellschaft“ charakterisiert werden. In der 
politischen Gesellschaft existiert keine klare Trennung zwischen dem politischen 
Bereich, indem um Macht gestritten wird und dem zivilgesellschaftlichen Bereich, 
welcher für selbstorganisierte (politisch unabhängige) Interessen steht. Indem 
Frauen-NROs Parteifunktionen substituieren, übernehmen sie die Scharnier- 
und Vermittlungsfunktion zwischen Staat und Gesellschaft, üben politische 
Macht aus und kompensieren die schwachen Parteien in ihrer Funktion. Zugleich 
verlieren sie damit ihre politische Unabhängigkeit. Damit ersetzen wesentliche 
Frauen-NROs den Staat nicht, aber sie schaffen „islands of order“ (Neubert 2009: 
54) politischer Herrschaft.

Diese Form der Verwebung stellt jedoch nicht eine Kooptation der Frauen-
bewegung dar, vielmehr zeigt sich eine grundsätzlich andere Relation von Staat 
und Gesellschaft, denn diese sind in ihrer Funktion miteinander verwoben und 
überlappen sich. Kennzeichen dieser Verwobenheit sind ethnisch-klientelisti-
sche Netzwerke, welche das politische System und die Zivilgesellschaft in glei-
cherweise prägen (Neubert 1999). Da AktivistInnen der Frauenbewegung Teil 
dieser Netzwerke sind, nutzen sie insbesondere diese, um ihre Forderungen in 
den politischen Dialog einzubringen – sowohl in NROs als auch in Verhandlung 
mit ParlamentarierInnen. Dies wirkt sich wiederum auf die Frauenbewegung aus, 
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denn mit der Einbindung in diese Netzwerke schwindet ihre oppositionelle Kraft, 
was in intermediären Protesten zum Ausdruck kommt. Durch die Überlappung 
der zivilgesellschaftlichen und politischen Sphäre in der politischen Gesellschaft 
lassen sich intermediäre Proteste dadurch erklären, dass die Frauenbewegung 
weniger in Konfrontation zu den politischen EntscheidungsträgerInnen agiert, 
sondern stets darauf bedacht ist, sich Räume der Interaktion über ethnisch-poli-
tische Loyalitäten zu erstreiten.

3  Brasilien als partizipative Demokratie: 
staatliche Interaktionsräume und Allianzen

In Brasilien reicht die Frauenbewegung bis ins 19. Jahrhundert zurück, hatte ver-
schiedene Höhepunkte und wurde schließlich unter der Militärregierung (1964–
85) unterdrückt (Soares et al.  1994). Als diese in den 1960er Jahren aufgrund 
einer ökonomischen und politischen Krise an Legitimation verlor, eröffneten sich 
Räume für eine Widerstandsbewegung. Es formierte sich eine Frauenbewegung, 
welche sich am Widerstand gegen die Militärdiktatur beteiligte und schließlich 
die Verfassung von 1988 mitprägte. In diesem Rahmen entstand 1985 die erste 
Institution, welche sich mit Geschlechterpolitik auseinandersetze, der Nationale 
Frauenrat – Conselho Nacional dos Direitos da Mulher als Teil des Justizministe-
riums ebenso wie bundesstaatliche Frauenräte. Die Frauenräte setzen sich aus 
AktivistInnen der Frauenbewegung und Mitgliedern der Regierung zusammen 
und haben zum Ziel Geschlechterpolitiken zu formulieren (Soares et al. 1994: 314).

Nach der demokratischen Transition, wechselten viele AktivistInnen in die 
Regierung. Die Frauenbewegung institutionalisierte und professionalisierte sich 
und zersplitterte jedoch in den 1990er Jahren (Alvarez 1994: 33–44). Erst unter der 
Regierung der ArbeiterInnenpartei von Inacío Lula da Silva (2003–11) und Dilma 
Rousseff (2011–16) erhielten Geschlechterpolitiken eine erneute Aufwertung. Die 
Regierung förderte Geschlechterpolitiken, und festigte die Kooperation mit der 
Frauenbewegung. 2003 gründete die Regierung das Ministerium Secretaria de 
Políticas para as Mulheres (SPM), das zur Aufgabe hat, die Regierung zu beraten 
und an Gender-Politiken mitzuwirken. Der Frauenrat wurde fortan dem SPM 
unterordnet. Er solle die zivilgesellschaftliche Beteiligung weiterhin sicherstel-
len; allerdings verlor er seine legislative Funktion an das SMP (SPM 2010: 10). Die 
Regierung schränkte hiermit die institutionalisierte zivilgesellschaftliche Vertre-
tung ein, stärkte jedoch andere weniger institutionalisierte Räume der Interaktion 
(Daniel/Graf 2015). Beispielsweise werden AktivistInnen auf den sogenannten 
Nationalen Konferenzen für Frauenpolitik in die Formulierung von Gesetzesvor-
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lagen einbezogen (CFEMEA 2010: 71). Jenseits der Frauenkonferenzen engagieren 
sich AktivistInnen in der Berichterstattung im Rahmen des CEDAW-Prozesses. 
Seit der Ratifizierung des Frauenrechtsabkommens 1984 formuliert die Frauen-
bewegung einen Schattenreport über die Fortschritte der Regierung bei der Etab-
lierung von Geschlechterpolitiken gegenüber den Vereinten Nationen.

Aufgrund der Pluralität an Interaktionsmöglichkeiten und der Wertschät-
zung des zivilgesellschaftlichen Engagements durch die Regierung, bezeichnet 
Avritzer (2009: 2) Brasilien als „partizipative Demokratie“. Die staatlich ange-
regte Integration der Frauenbewegung führt hier nicht zu einer Demobilisierung, 
sondern zur vermehrten Integration von Bewegungsinteressen in den politischen 
Dialog. Die Charakteristika der partizipativen Demokratie sind ihre partizipativen 
Institutionen, welche auf den Prinzipien der Repräsentation und Partizipation 
basieren. Frauenräte als partizipative Institutionen ermöglichen eine politische 
Beteiligung der Frauenbewegung. Zugleich wird durch offene Foren, wie Frauen-
konferenzen, die Mitsprache erweitert und einer breiten gesellschaftlichen Basis 
geöffnet. Die Beteiligung der Frauenbewegung am politischen Prozess ist damit 
institutionell verankert und basiert auf variierenden repräsentativen und direkt-
demokratischen Mechanismen. Die langjährige Kooperation in diesen politischen 
Räumen begünstigt die Nutzung von moderaten, sprich intermediären Protest-
formen durch die Frauenbewegung.

Welche Rolle spielen neben den institutionellen Interaktionsräumen, jedoch 
die Allianzen, die den Zugang der Frauenbewegung zu politischen Entschei-
dungen bestimmen? In Brasilien existiert eine historisch weit zurückreichende 
links-ideologische Verbindung zwischen Frauenbewegung und linken Parteien. 
Beispielsweise sind Frauenanliegen in der ArbeiterInnenpartei mit einem Frauen-
sekretariat verankert. Dennoch werden Frauen in der Partei immer wieder mit 
Geschlechterstereotypen, der ablehnenden androzentrischen Haltung von Par-
teifunktionären und mit Diskriminierung konfrontiert. Dies bedingt oftmals, dass 
Politikerinnen mit weniger Ressourcen ausgestattet sind, Frauenquoten übergan-
gen oder Frauen am unteren Ende der Wahllisten platziert werden. Des Weiteren 
existiert zwischen der ArbeiterInnenpartei und der Frauenbewegung eine hohe 
personelle Überschneidung. Die Kooperation der ArbeiterInnenpartei mit der 
Frauenbewegung, so Leubolt (2004: 146), wirke sich damit positiv für die Frauen-
bewegung aus, denn sie trage zur Beständigkeit der Bewegung bei und eröffne 
einen weiteren Zugang zum politischen System.

Dieser Zugang zum politischen System wird erneut erweitert durch die Ver-
bindung zwischen Frauenbewegung und Gewerkschaft, denn neben Parteien 
können GewerkschaftlerInnen zu Verbündeten werden. Dass GewerkschaftlerIn-
nen unter der Regierung Lulas an Entscheidungsmacht gewonnen haben, wird 
mit der Besetzung von Funktionären der Gewerkschaft Central Única dos Trabal-
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hadores in zwölf Ministerien deutlich (Melleiro/Steinhilber 2012: 221). Arbeite-
rInnenpartei, Gewerkschaft und Frauenbewegung bilden somit ein sich überlap-
pendes Feld von AktivistInnen und PolitikerInnen, welche sowohl über eigene 
Zugänge zur Regierung verfügen als auch über die potentielle Unterstützung des 
jeweils anderen Akteurs.

Die enge Kooperation zwischen Frauenbewegung und ArbeiterInnenpartei 
verweist darauf, dass im Vergleich zu Kenia die Frauenbewegung die Funktionen 
der Parteien nicht substituieren, sondern allenfalls komplementär wirken: Die 
Sozialisations- und Rekrutierungsfunktion verbleibt den Parteien. Die Mobilisie-
rungs- und Aggregationsfunktion wird von den Parteien, der Frauenbewegung 
und den Frauenräten ausgeübt: Für die Mobilisierung von WählerInnen greifen 
die Parteien auf die Unterstützung der Frauenbewegung zurück. Die Frauen-
bewegung wiederum spricht sich für eine bestimmte KandidatIn aus und über-
nimmt damit die Mobilisierung. Während sich einige AktivistInnen bei der Unter-
stützung der PolitikerInnen an der jeweiligen Geschlechterpolitik der KandidatIn 
orientieren, folgen andere parteipolitischen Loyalitäten. Ferner konkurrieren 
Parteien in ihrer Aggregationsfunktion mit den Frauenräten: In zahlreichen Bun-
desstaaten, in welchen die Frauenräte eine gewisse Stärke im politischen Gefüge 
haben, werden sie zu Konkurrenten der Parteien, denn sie bieten eine alternative 
Interessensvertretung. Demzufolge übernehmen Parteien, Frauenräte und Frau-
enbewegung gemeinsam die Aggregation von politischen Anliegen. Inwieweit 
die Akteure miteinander kooperieren oder konkurrieren, ist situationsspezifisch 
bedingt; häufig wirken sie komplementär und arbeiten überwiegend kooperativ. 
Die Frauenbewegung sucht ebenso den Dialog mit PolitikerInnen, um für ihre 
Agenda zu werben und um weitere Verbündete zu gewinnen. Während zahl-
reiche AktivistInnen diese enge Verbindung begrüßen, wird die Vereinnahmung 
mancher ParlamentarierInnen durch parteipolitische Interessen kritisiert.

4  Same same but different
Zusammenfassend lässt sich argumentieren, dass die Frauenbewegungen in 
einem vergleichbaren politischen Kontext agieren, denn beide Länder des glo-
balen Südens kennzeichnet erstens eine Überlappung der gesellschaftlichen 
und politischen Sphäre. Dies zeigt, dass Staat und Frauenbewegung nicht von-
einander getrennte Sphären sind, sondern Überschneidungsbereiche existieren. 
Damit führen die Fallstudien vor Augen, dass eine Gegenüberstellung von sozia-
ler Bewegung und Institutionen, wie im liberalen Demokratieverständnis häufig 
angenommen, durch die präsentierten Fallstudien des globalen Südens in Frage 
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gestellt werden kann. Zweitens wirkt sich die Überlappung zwischen gesellschaft-
licher und politischer Sphäre in einer ähnlichen Art und Weise auf die Strategie 
aus, denn Frauenbewegungen beider Länder nutzen vermehrt intermediäre Pro-
testformen. Drittens wird deutlich, dass AktivistInnen, unabhängig vom Kontext, 
in ihren Allianzen mit Geschlechterhierarchien und androzentrischen Positionen 
konfrontiert werden. Allianzen nutzen der Frauenbewegung damit nicht per se, 
sondern müssen in ihren geschlechtsspezifischen Machtdynamiken analysiert 
werden.

In diesen Gemeinsamkeiten zeigen sich Unterschiede, denn die Überlap-
pungsbereiche zwischen Frauenbewegung und politischen Institutionen sind 
kontextspezifisch geprägt: In Kenia weitet sich das ethnisch-politische Netzwerk 
in die Gesellschaft aus ebenso wie NROs wesentliche politische Funktionen von 
Parteien übernehmen, was Kenia als politische Gesellschaft charakterisiert. In 
Brasilien wird die Frauenbewegung vermehrt in das politische Feld einbezogen 
und in ihrer kritischen Haltung wertgeschätzt, was der Begriff der partizipativen 
Demokratie beschreibt. Diese Verwebungen der gesellschaftlichen und politischen 
Sphäre geht jedoch nicht notwendigerweise mit einer Einschränkung der Frauen-
bewegung, der Demobilisierung und ihrer Kooptation einher. Vielmehr zeigt sich, 
dass Macht- und Einflusssphären situationsspezifisch ausgehandelt werden und 
nicht durch die strukturellen Bedingungen bestimmt werden. Die politischen 
Interaktionsräume veranschaulichen wo ggf. Konflikte und Kooperationen aus-
getragen werden: Die Frauenbewegung in Kenia steht vor der Herausforderung 
ethnisch-politische Loyalitäten im Einklang mit Bewegungsinteresse zu bringen. 
Die Aushandlungsprozesse finden vermehrt in der gesellschaftlichen Sphäre 
statt. In Brasilien schätzt die Frauenbewegung die Allianz zu Gewerkschaft und 
ArbeiterInnenpartei, positioniert sich jedoch unabhängig von diesen ohne ver-
einnahmt zu werden und kann diese Allianzen im Rahmen der existierenden par-
tizipativen Institutionen für sich nutzen. Die Aushandlungsprozesse finden somit 
vermehrt in der politischen Sphäre, den staatlichen Interaktionsräumen statt.

Inwieweit Frauenbewegungen ihre Interessen in den politischen Dialog ein-
bringen können, muss demnach kontextspezifisch bewertet werden. Denn insti-
tutionelle staatliche Räume können wie im Fall Brasiliens eine Relevanz entfal-
ten, während in Kenia diese kaum eine Rolle spielen – selbst, wenn sie existieren 
würden. Zugleich wird deutlich, dass die Interaktion zwischen Staat und Frauen-
bewegung einem ständigen Aushandlungsprozess unterliegt, indem strategisch 
Koalitionen ausgehandelt werden, die Gefahr der Vereinnahmung droht und die 
AktivistInnen zwischen Unabhängigkeit, Allianz und Vereinnahmung navigieren. 
Ethnische Loyalitäten spielen für Kenia eine wesentliche Rolle, während in Bra-
silien ideologische Koalitionen hervortreten. An beiden Fallstudien wird somit 
die Bandbreite und Komplexität der Beziehungen zwischen Protestakteuren, 
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zivilgesellschaftlichen Allianzen und politischer Elite deutlich. Erst die Analyse 
dieser Komplexität an Allianzen und staatlichen Interaktionsräumen lässt also 
ein kontextspezifisches Verständnis von politischen Institutionen und sozialen 
Bewegungen im globalen Süden zu.

Antje Daniel ist Vertretungsprofessorin für Politikwissenschaftliche Entwicklungsforschung am 
Institut für Internationale Entwicklung der Universität Wien. Kontakt: antje.daniel@univie.ac.at.

Literatur
African Development Bank (ADB) 2007: Kenya. Country gender profile. Tunis: Human 

Development Department.
Alvarez, Sonia 1994: The (trans)formation of feminism(s) and gender politics in democratizing 

Brazil. In: Jacquette, Jane (Hg.): The women’s movement in Latin America. Boulder: 
Westview Press, 13–64.

Avritzer, Leonardo 2009: Participatory institutions in democratic Brazil. Washington: Woodrow 
Wilson Center Press.

Baumgarten, Britta/Daphi, Priska/Ullrich, Peter 2014: Conceptualizing Culture in Social 
Movement Research. Houndmills: Palgrave Macmillan.

Centro Feminista de Estudos e Assesoria (CFEMEA) 2010: Trilhas feministas na gestão pública. 
Brasília: CFEMEA. Daniel, Antje 2011: Frauenorganisationen in der Post-Konflikt-Situation 
in Kenia im Spannungsfeld zwischen neuen und tradierten Handlungsräumen. In: 
Engels, Bettina/Grayer, Corinna (Hg.): Geschlechterverhältnisse, Frieden und Konflikt. 
Baden-Baden: Nomos, 113–133.

Daniel, Antje/Neubert, Dieter 2014: Middle classes and political instability in Kenya. Civil 
society organizations during the post-election violence of 2007/2008. In: Darbon, 
Dominique (Hg.): Les classes moyennes en Afrique. Paris: Éditions Karthala, 155–184.

Daniel, Antje/Graf, Patricia 2015: Gender and politics in Brazil. In: De la Fontaine, Dana/
Stehnken, Thomas (Hg.): The political system of Brazil. Wiesbaden: Springer, 381–403.

Daniel, Antje 2016: Organisation – Vernetzung – Bewegung: Frauenbewegungen in Kenia und 
Brasilien. Münster et al.: LIT Verlag.

della Porta, Donatella 2013: Political opportunity/political opportunity structures: In: Snow, 
David/della Porta, Donatella/Klandermans, Bart/McAdam, Doug (Hg.): Encyclopedia of 
social and political movements Volume III. Sussex: Wiley-Backwell, 956–961.

Elischer, Sebastian 2008: Ethnic Coalitions of Convenience and Commitment: Political Parties 
and Party Systems in Kenya. In: Giga-Working Papers 68, 1–28.

Ellis, Stephen/von Kessel, Ineke (Hg.) 2009: Movers and shakers. Social movements in Africa. 
Leiden & Boston: Brill.

Engels, Bettina/Müller, Melanie (Hg.) 2015: Globale Krisen – lokale Konflikte. Baden-Baden: 
Nomos.

Fadaee, Simin 2016: Understanding Southern Social Movements. London/New York: Routledge.
Giugni, Marco 2009. Political Opportunities: From Tilly to Tilly. In: Swiss Political Science 

Review 15(2), 361–367.



 Same same but different   233

Kabira, Wanjiku/Nzioki, Akinyi 1994: Celebrating women’s resistance. Nairobi: New Earth 
Publications.

Kern, Thomas 2008: Soziale Bewegungen. Wiesbaden: VS Verlag.
Leubolt, Bernhard 2004: Wettbewerbshegemonie oder demokratische Öffentlichkeit? Zur Rolle 

der Sozialen Bewegungen in Brasilien. In: Kaltmeier, Olaf/Tuider, Elisabeth/Kastner, 
Jens (Hg.): Neoliberalismus – Autonomie – Soziale Bewegungen. Münster: Westfälisches 
Dampfboot, 141–151.

McAdam, Doug/Tarrow, Sidney/Tilly, Charles 2001: Dynamics of contention. Cambridge: 
Cambridge University Press.

Melleiro, Waldeli/Steinhilber, Jochen 2012: Zur Sonne, zur Freiheit? Gewerkschaftspolitik 
in Brasilien. In: De la Fontaine, Dana/Stehnken, Thomas (Hg.): Das politische System 
Brasiliens. Wiesbaden: VS Verlag, 209–232.

Meyer, David 2004: Protest and political opportunities. In: Annual Review of Sociology Heft 30, 
125–145.

National Gender and Equality Commission (NGEC-Bill) 2011: The National Gender and Equality 
Commission Bill 2011. Nairobi: NGEC.

Neubert, Dieter 1999: Demokratisierung ohne Zivilgesellschaft? Zur Rolle von Patron-
Klient-Beziehungen in den neuen afrikanischen Mehrparteiensystemen. In: Lauth, 
Hans-Joachim/Liebert, Ulrike (Hg.): Im Schatten demokratischer Legitimität. Wiesbaden: 
Westdeutscher Verlag, 258–276.

Neubert, Dieter 2009: Local and regional non-state actors on the margins of public policy 
in Africa. In:  Peters, Anne/Förster, Till/Köchlin, Lucy/Fenner, Greta (Hg.): The role of 
non-state actors in standard setting. Cambridge: Cambridge University Press, 35–60.

Nzomo, Maria 1998: Kenya. The women’s movement and democratic change. In: Villanón, 
Leonard/Huxtable, Phillip (Hg.): The African state at a critical juncture. Boulder: Lynne 
Rienner Publishers, 167–185.

Oduol, Wilhelmina/Kabira, Wanjiku 1994: The mother of warriors and her daughters. The 
women’s movement in Kenya. In: Basu, Amrita (Hg.): Women’s movements in global 
perspective. Boulder, Westview, 187–209.

Rucht, Dieter 2010: Movement Allies, Adversaries, and Third Parties. In: Snow, David/Soule 
Sarah/Kriesi, Hanspeter (Hg.). The Blackwell Companion to Social Movements. Malden et 
al.: Blackwell Publishing, 197–217.

Secretaria de Políticas para as Mulheres (SPM) 2010: Com todas as mulheres, por todos os seus 
direitos. Brasília: SPM.

Soares, Vera/Costa, Ana/Buarque, Christina/Dourado, Dora/Wania, Sant’Anna 1994: Brazilian 
feminism and women’s movements. In: Basu, Amrita (Hg.). Women’s movements in global 
perspective. Boulder: Westwiev Press, 302–322.

Stepan, Alfred 1988: Rethinking military politics. Brazil and the Southern cone. Princeton: 
Princeton University Press.



FJSB 2019; 32(2): 234–247

Themenschwerpunkt

Jan-Erik Refle*
Ein tunesisches Erfolgsmodell? 
Einflussnahme von Bewegungen auf den 
tunesischen Staat
https://doi.org/10.1515/fjsb-2019-0028

Zusammenfassung: Dieser Artikel behandelt die Interaktionsmöglichkeiten von 
Bewegungen mit dem tunesischen Staat. Interviews helfen verschiedene Wege 
der Einflussnahme durch soziale Bewegungen wie über ehemalige Mitglieder in 
Ministerien oder institutionalisierte Konsultationen zwischen Zivilgesellschaft 
und Staat zu identifizieren. Das Beispiel Tunesien zeigt, dass es auf den Zeit-
punkt im Gesetzgebungsprozess ankommt. Verschiedene Einflusswege werden 
hintereinander oder gleichzeitig genutzt, um staatliche Entscheidungen zu beein-
flussen. Es wird zwischen Vorschlägen seitens der Zivilgesellschaft, sowie Protest 
und Widerspruch unterschieden.

Abstract: This article discusses the opportunities for interaction between Tuni-
sian movements and the Tunisian state. Drawing on research interview data, I 
identify different pathways through which social movements can exert political 
influence, such as via former government officials or institutionalized consulta-
tions involving the state and civil society. The Tunisian example shows that timing 
is pertinent within the legislative process. Different channels are used either in 
succession or simultaneously in order to influence the state’s decision-making 
processes. A distinction is made between policy suggestions formulated by civil 
society as well as repertoires of protest and opposition.

1  Einleitung
Tunesien ist als einzige arabische Demokratie aus dem arabischen Frühling 
herausgegangen. Während seine Nachbarländern entweder eine autoritäre 
Restauration (Ägypten), eine Eskalation politischer Gewalt (Libyen), oder nur 
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kosmetische Reformen erlebten (Marokko), bietet Tunesien den einzige Fall in 
Nordafrika, in dem soziale Mobilisierung ein mehr an Demokratie, bezüglich 
Meinungsfreiheit aber auch individueller Freiheiten, erreichte. Als ein Grund für 
diese demokratischen Transformationen wird oft Tunesiens „starke“ Zivilgesell-
schaft angeführt (Stepan 2012). Speziell das sogenannte Quartett  – bestehend 
aus der größten Gewerkschaft UGTT (Union Générale Tunisienne du Travail), der 
Anwaltsvereinigung ONAT (Ordre National Des Avocats De Tunisie), der Unter-
nehmervertretung UTICA (Union Tunisienne de l’Industrie, du Commerce et de 
l’Artisanat) sowie der Menschenrechtsorganisation LTDH (Ligue Tunisienne des 
Droits de l’Homme) – war für die weitgehend friedliche Konfliktlösung im Zuge 
der Konsolidierung der tunesischen Demokratie wichtig (Brownlee et al. 2015). 
Während die wichtige Rolle der Zivilgesellschaft als Säule im tunesischen 
Demokratisierungsprozess und bei der Konfliktmediation aber gut beleuchtet ist 
(Gelvin 2015), gibt es indes wenig Literatur zum Spannungsfeld zwischen Zivil-
gesellschaft und Staat nach 2011. Vor diesem Hintergrund stellt dieser Artikel die 
Interaktions- und Einflussmöglichkeiten tunesischer Bewegungen im Zeitraum 
nach 2011 in den Vordergrund. Er basiert auf einem an Charles Tilly angelehnten 
Ansatz, der die Interaktionsprozesse zwischen insiders und challengers betrachtet 
(Tilly 2000; Tilly 1995). Seine analytische Unterscheidung erlaubt die Bewertung 
von Einflusschancen zivilgesellschaftlicher Akteure auf Gesetzgebung anhand 
ihrer Interaktion mit Entscheidungsträgern und Integration in deren Entschei-
dungsfindungsprozesse.

2  Insider und Challenger
Die Beeinflussung der Gesetzgebung seitens sozialer Bewegungen ist zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten des Gesetzgebungsprozesses zu unterschiedlichem 
Grad möglich. Selbiger besteht idealtypisch aus verschiedenen Phasen, wie 
dem agenda setting, der Formulierung von Gesetzesvorschlägen, sowie der Ver-
abschiedung, Implementierung und Evaluierung. In der Praxis ist Gesetzgebung 
indes ein komplexer und teils chaotischer Prozess, der nicht notwendigerweise 
entlang dieser Phasen verläuft (Weible et al. 2011; siehe auch Amenta et al. 2010). 
Aufgrund der unterschiedlichen Phasen können Bewegungen an unterschied-
lichen Punkten Einfluss nehmen – sei es, wenn Gesetze ausgearbeitet werden, 
oder wenn es um deren Verabschiedung und Umsetzung geht (Cress/Snow 2000). 
Forscher*innen heben hier vor allem die institutionelle Einbindung von Bewe-
gungsakteuren als Experten hervor, sowie die Nutzung von bewegungsgenerier-
ten Informationen seitens staatlicher Akteure (Kriesi et al. 1995; Burstein/Hirsh 
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2007). Ich argumentiere hierauf aufbauend, dass Austausch und die Anhörung 
von Experten, etwa durch Ministerien, zwar eine starke Rolle bei agenda setting 
und der Ausarbeitung von Gesetzesinhalten spielen. Ist ein Gesetz erst einmal 
verabschiedet bzw. dabei, umgesetzt zu werden, verliert direkter Austausch an 
Bedeutung und wird in seiner eine Rolle als primäres Mittel der Einflussnahme 
für soziale Bewegungen von Protest abgelöst.

Tilly unterscheidet Bewegungsorganisationen (social movement organi-
sations, SMO) und soziale Bewegungen in insider (Integrierte) und challenger 
(Herausforderer), basierend auf deren Integration in politische Entscheidungs-
prozesse (Tilly 2000). Diese Einteilung ist dabei nicht als strikte binäre Unter-
scheidung zu verstehen, sondern vielmehr als ein Kontinuum von Akteuren, die 
mehr oder weniger in politische Prozesse integriert sind: Insider haben weitest-
gehenden direkten Einfluss auf politische Entscheidungsprozessen, während 
challenger keinen Zugang zu den Entscheidungszirkeln und staatlichen Insti-
tutionen haben; Vorschläge für Gesetzgebungsvorhaben können einfacher von 
insidern eingebracht werden, da sie häufiger mit staatlichen Stellen interagieren 
(siehe auch Melucci/Lyyra 1998 zur Integration in die Politikelite). Durch media-
tisiere Forderungen können allerdings auch challenger Einfluss auf Gesetzgebung 
nehmen (Amenta 2005). Generell haben insider andere und vor allem direktere 
Interaktionsmöglichkeiten mit staatlichen Akteuren als challenger. Während 
challenger zum Beispiel stärker auf Protest und Medienarbeit setzen, nutzen 
insider vor allem Kontaktpersonen in Ministerien und gemeinsame Gremien mit 
Ministerialbeamt*innen, um ihre Vorschläge einzubringen. Gleichzeitig können 
insider auch typische outsider-Taktiken anwenden, um den Druck auf Entschei-
dungsträger zu erhöhen (Baumgartner/Mahoney 2005).

Im Folgenden werden die Interaktionen der tunesischen Zivilgesellschaft 
mit Ministerien betrachtet, da selbige im Gesetzgebungsprozess eine entschei-
dende Rolle in fast allen Phasen der Gesetzgebung spielen. Der Artikel fragt 
dabei, welche Interaktionsmöglichkeiten eine Beeinflussung der Gesetzgebung 
erlauben. Dabei wird argumentiert, dass der Status als insider und challenger 
sich grundlegend auf die Möglichkeitsbedingungen von Bewegungsakteuren zur 
proaktiven Einbringung, Gestaltung oder auch Blockade von Gesetzgebungen 
zu unterschiedlichen Phasen des Gesetzgebungsprozesses auswirkt. Bevor die 
Analyse aber auf die verschiedenen Einflussmöglichkeiten von challengern und 
insidern eingeht, werden im Folgenden zunächst einige ausgewählte Bewegungen 
näher betrachtet, die im Zentrum dieses Artikels stehen und sein zentrales Argu-
ment illustrieren. Zudem wird die Datengrundlage erläutert, auf der die Einschät-
zung der Effizienz verschiedener Interaktionsmechanismen fußt.
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3  Datengrundlage
Die Daten, die der Analyse in diesem Artikel zugrunde liegen, wurden über Inter-
views im Zuge mehrerer Feldforschungsaufenthalte von 2015 bis 2016 in Tunis 
gesammelt.¹ Im Rahmen der Aufenthalte wurden 38 Interviews durchgeführt. 
Dabei wurden vier SMO ausführlicher betrachtet: Die Gewerkschaft Union Géné-
rale Tunisienne du Travail (UGTT), die Frauenbewegung Association Tunisienne de 
Femmes Démocrates (ATFD), die Menschenrechtsorganisation Ligue Tunisienne 
pour la Défense des droits de l’Homme (LTDH), sowie das Forum Tunisien pour 
les Droits Économiques et Sociaux (FTDES), eine Organisation für wirtschaftliche 
und soziale Rechte. Im Rahmen der Interviews wurden zudem oft die zivilgesell-
schaftlichen Watchdog-Organisationen Al Bawsala und I Watch thematisiert, die 
erst nach der tunesischen Revolution gegründet wurden und vor allem zu Trans-
parenz und Korruptionsbekämpfung arbeiten. Diese Auswahl ist indes nicht all-
umfassend. Sie repräsentiert nicht die gesamte tunesische Zivilgesellschaft, da 
zum Beispiel islamisch geprägte zivilgesellschaftliche Organisationen und Bewe-
gungen nicht betrachtet werden. Die untersuchten Fälle stehen aber für einige der 
wichtigsten tunesischen SMO. Sie unterscheiden sich in Größe und geografischer 
Abdeckung, stehen aber weitestgehend stellvertretend für Tunesiens soziale 
Bewegungslandschaft des nicht-religiösen Spektrums: Während die UGTT die 
nahezu gesamte Arbeiterbewegung in Tunesien abdeckt und regelmäßig Streiks 
und andere Protestveranstaltungen organisiert, steht die ATFD (nebst anderer 
Organisationen wie der AFTURD) für die tunesische Frauenbewegung. Die LTDH 
(und in Teilen auch die ATFD und UGTT) repräsentiert dagegen die tunesische 
Menschenrechtsbewegung und das FTDES hat einen Fokus auf soziale und wirt-
schaftliche Rechte. Der Artikel basiert auf der qualitativen Analyse anonymisierter 
Interviews mit Anführer*innen dieser Organisationen sowie Vertreter*innen von 
Ministerien. Führungskräfte wurden anhand ihrer Positionen in der jeweiligen 
SMO identifiziert, ergänzt durch eine Schneeballmethode, bei der am Ende jedes 
Interviews nach Bekannten in ähnlichen Positionen gefragt wurden.²

1 Davon 25 mit Vertreter*innen zivilgesellschaftlicher Organisationen sowie 13 weitere mit Ver-
tretern von Ministerien.
2 Zu den Themen der Interviews zählte das Thema Demokratie im Allgemeinen sowie Fragen 
zu spezifischen Gesetzen und dem jeweiligen Einfluss der Organisation auf selbige. Außerdem 
wurden Informationen zu Netzwerkkonfigurationen und Koalitionen behandelt.
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4  Interaktionsmöglichkeiten und Einflussnahme
Es gibt eine ganze Reihe von Interaktionsmöglichkeiten zwischen tunesischem 
Staat und Bewegungen. Im Folgenden werden institutionalisierter Austausch, 
Protest und offene Konsultationen detailliert betrachtet. Diese drei Einflusswege 
wurden ausgewählt, da sie verschiedene Momente des Gesetzgebungsprozesses 
betreffen und Probleme und Möglichkeiten der Einflussnahme für unterschied-
liche SMO zeigen. Es wird zudem gezeigt, an welchen Punkten formalisierte, 
bestehende Interaktionen wichtig sind und an welchem auch Newcomer Einfluss 
haben können. Bevor auf die drei ausgewählten Einflusswege eingegangen wird, 
soll kurz der tunesische Gesetzgebungsprozess erklärt werden, um ein Verständ-
nis für den Ablauf der Gesetzgebung und mögliche Ansatzpunkte sozialer Bewe-
gungen im tunesischen Fall zu bekommen.

4.1  Gesetzgebungsprozess

Am Anfang des Gesetzgebungsprozesses steht die Initiierung eines Gesetzes-
projekts, normalerweise von einem Ministerium oder einer Partei. Das Parlament 
schlägt nur wenige Gesetze oder Ideen für die Ausarbeitung vor, da Parlamenta-
rier oft nicht die nötige Expertise hierzu haben. In einigen Fällen – etwas beim 
Gesetz gegen Gewalt an Frauen, welches die tunesische Frauenbewegung seit 
Jahren einforderte – kann daher die Initiative auch von der Zivilgesellschaft aus-
gehen. Der Regierungsvorsitz wird normalerweise bei jedem Gesetzesvorschlag 
informiert. Bei Budgetauswirkungen eines Gesetzesvorschlages muss zudem das 
Finanzministerium unterrichtet werden. Hierauf folgt eine Konsultationsphase: 
Ministerien beraten sich untereinander, konsultieren Organisationen, mit denen 
regelmäßige Kooperationen bestehen und/oder führen offene Konsultationen 
durch, beispielweise mit SMO, welche die Umsetzung eines Gesetzes potenziell 
blockieren oder erschweren könnten. An dieser Stelle bieten sich somit weitere 
Interaktionsmöglichkeiten zwischen Bewegungen und dem Staat. Wenn kein 
Konsens zwischen den Ministerien erzielt wird, geht der Gesetzesvorschlag an 
den Ministerrat; im Falle verbleibender Konflikte trifft schließlich der Regierungs-
vorsitz eine Entscheidung. Gesetzesinitiativen können auch zwischen den Minis-
terien hin und hergeschickt werden und erst spät an den Ministerrat weitergeleitet 
werden. In diesen Fällen diversifizieren sich die Ansatzpunkte für zivilgesell-
schaftliche Einflussnahme.

Wenn das Gesetz vorbereitet ist, wird es von den Ministerien akzeptiert und 
dem Parlament übermittelt. Das Parlament kann beschließen, das Gesetz an spe-
zifische Fachausschüsse weiterzuleiten. Bewegungen und Organisationen können 
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sich dann erneut im Rahmen von Ausschussanhörungen am Gesetzgebungsprozess 
beteiligen. Hier können nicht nur Konflikte zwischen Bewegungen und Parlament, 
sondern auch zwischen Ministerien und dem Parlament sowie Parteien entstehen. 
Zur Regelung solcher Konflikten gibt es die Konsenskommission. Wenn es einen 
Kompromiss gibt, übermittelt ihn die Konsenskommission an das Plenum. Wird 
das Gesetz im Parlament akzeptiert, unterschreibt der Präsident. Danach wird es 
im Amtsblatt veröffentlicht und tritt in Kraft. Allerdings kann sich die Unterschrift 
des Präsidenten, sowie die Veröffentlichung (absichtlich oder unabsichtlich) ver-
zögern; dies ist ein Punkt, an dem Protest entstehen kann – Bewegungen also 
erneut in (indirekte) Interaktion mit staatlichen Institutionen treten.

Nachfolgend werden die drei zentralen Interaktionsmöglichkeiten zwischen 
der organisierten Zivilgesellschaft und Gesetzgebern im Verlauf dieses Prozesses 
näher betrachtet, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten des Gesetzgebungs-
prozesses stattfinden: Zunächst werden institutionalisierte Austauschmöglich-
keiten vorgestellt, die besonders in frühen Phasen wichtig sind, oder aber mit 
einer gewissen Regelmäßigkeit ein Gesetzesvorhaben über den gesamten Prozess 
begleiten. Hiervon setzen sich offene Konsultationen ab, die normalerweise auf 
den institutionalisierten Austausch von Institutionen mit festen Partnern folgen. 
Sie eröffnen einerseits Zugänge für neue Akteuren zum Gesetzgebungsprozess, 
bieten andererseits aber auch den gleichen Akteuren, die bereits institutionali-
sierte Austauschformate nutzen, eine weitere Plattform. Zuletzt soll Protest näher 
betrachtet werden, der besonders in späteren Phasen, etwa bei der Verabschie-
dung umstrittener Gesetzesvorlagen, eine Rolle spielt. Während der erste dieser 
drei Interaktionswege nur insidern offen steht, sind der zweite und dritte auch für 
challenger verfügbar, wobei besonders Protest eine typische challenger-Taktik ist.

4.2  Institutionalisierter Austausch

Seitens der Ministerien erhöhen institutionalisierte Kooperationen mit zivilgesell-
schaftlichen Akteuren die eigene Legitimation oder beugen Protest vor. Sie tragen 
überdies zu gemeinsamen Ansichten und Problemwahrnehmungen bei. Während 
sich einige Ministerien auf die Beratung durch spezialisierte Organisationen 
berufen und sehr themen- und organisationsspezifisch sind, gehen die Einfluss-
möglichkeiten bei anderen Ministerien darüber hinaus. Hier steht nicht die Erhö-
hung der eigenen Legitimität, sondern die Zivilgesellschaft als Ideengeber und 
Inspiration im Vordergrund. Somit ist der Einfluss auf Gesetzgebung im zweiten 
Fall weitreichender.

Bei institutionalisiertem Austausch zwischen Ministerien und Bewegun-
gen kann überdies zwischen individuellem und organisatorischem Austausch 
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unterschieden werden. Auf individueller Ebene sind (Ex-)Mitglieder der Zivil-
gesellschaft, die in die Staatsverwaltung eintreten, hervorzuheben. So haben 
beispielsweise das ‚Ministerium für Beziehungen mit der Zivilgesellschaft und 
den Institutionen‘ sowie das ‚Ministerium für Frauen und Familie‘ Teile ihres 
Personals aus der Zivilgesellschaft rekrutiert und integriert. Unter den befragten 
Organisationen war diese Art des Austausches am intensivsten bei der Frauen-
bewegungen ATFD. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass das Portfolio einiger 
Ministerien mögliche Kooperationen auf bestimmte Organisationen beschränkt 
und jene ausschließt, die nicht zum Thema arbeiten. Die ATFD qualifiziert sich in 
diesem Sinne aufgrund ihrer Expertise besonders für einen engen Austausch mit 
dem Frauenministerium und ist als insider nah in dessen Entscheidungsprozesse 
und in die frühen Phasen der Gesetzgebung eingebunden. Die Bewegung hat 
heute sogar eine Kontaktperson im Frauenministerium, die selbst weiterhin Mit-
glied der Frauenbewegung und in selbiger gut vernetzt ist. Durch Nutzung ihrer 
Netzwerke, aber auch durch Parlamentsanhörungen war es der Frauenbewegung 
möglich, ein Gesetz gegen Gewalt an Frauen, eine Verbesserung der Stellung von 
Frauen im Erbrechts sowie Schritte gegen sexuelle Belästigung voranzubringen. 
Über diese kontinuierliche Kooperation institutionalisierte sich der Kontakt zwi-
schen der Bewegung und dem Ministerium stetig, sodass er mittlerweile kaum 
noch von einzelnen Personen abhängt.

Der Austausch auf Organisationsebene stellt demgegenüber einen weiteren 
Einflussweg dar. Er basiert nicht notwendigerweise auf persönlichen Kontakten, 
nicht zuletzt auch da dieser Mechanismus auch durch die seit 2014 vor allem in 
Artikel 139 in der Verfassung festgeschriebene zivilgesellschaftliche Beteiligung 
befördert wird.³ In den Interviews unterstrichen die befragten Beamt*innen diesen 
Aspekt zwar besonders, in der Praxis zeigt sich indes keine Vereinheitlichung des 
Prinzips: Kooperationen reichen von gemischten Kommissionen, über Partner-
schaften in gemeinsamen Projekten, bis hin zu einem dauerhaft formalisierten 
organisatorischen Status einzelner Bewegungen als offizielle Experten für ein 
bestimmtes Thema. Einige der Bewegungsorganisationen, die am institutionellen 
Austausch teilnehmen, gelten vor diesem Hintergrund gar als formelle Verbündete 
der Ministerien wie im Falle der ATFD. Ein besonderer institutionalisierter Zugang 
auf Organisationsebene ist die regelmäßige 4+4/5+5-Konfiguration, die allerdings 
nur der UGTT offensteht. Abhängig vom Thema treffen sich dabei jeweils 4 (oder 
5) Minister*innen und Vertreter der UGTT zu Konsultationen. Interviews zeigen, 
dass man mindestens einmal im Monat zusammensitzt.

3 Eine englische Übersetzung ist unter https://www.constituteproject.org/constitution/Tunisia_ 
2014.pdf abrufbar.
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Die Auswahlverfahren für SMO sind unterschiedlich und basieren größten-
teils auf Reputation, Fachwissen und Professionalisierung. Dadurch werden meist 
etablierte, hochprofessionalisierte Organisationen bevorzugt. Unter den unter-
suchten SMO profitiert indes vor allem die UGTT hiervon am stärksten. Sie hat 
auch aufgrund der Rolle als mitgliederstarker Gewerkschaft, ihrer historischen 
Rolle und der damit verbundenen Drohkulisse naturgemäß eine besondere Posi-
tion. Forscher*innen wie Antonakis-Nashif (2016) sehen sie als insider mit einer 
großen Verhandlungsmacht. Diesen Eindruck stützen eine Reihe von Interviews 
mit Beamt*innen: Faktisch übersteigt der politische Einfluss der UGTT auf Regu-
lierung aber das klassische Aktionsfeld von Gewerkschaften. Bereits unter Ben Ali 
hatte die UGTT eine besondere beratende Funktion und wurde konsultiert. Diese 
Position bestand im post-revolutionären Kontext fort. Die UGTT verfügt über 
einen privilegierten, informellen und direkten Zugang zum Regierungsvorsitz 
um Ideen einzubringen (oder zu blockieren). Die Kontakte zum Regierungsvor-
sitz sind wegen einer Reihe von Gesetzen, die vom Vorsitz entschieden werden, 
zu betonen und ermöglichen Gesetze zu modifizieren oder zu stoppen. Die his-
torische Rolle der UGTT und ihre Beteiligung am Nationalen Dialog (Yousfi 2013) 
werden dabei als Rechtfertigung für ihre besondere Einbeziehung herangezogen.

Andere Akteure, wie die LTDH und vor allem das FTDES, sind verglichen mit 
der UGTT wesentlich weniger in Komitees vertreten. Dies hängt einerseits mit 
ihrem besonders sensiblen Wirkungsfeld (Menschenrechte) und dem damit ver-
bundenen Konflikten mit dem weiterhin als autoritär wahrgenommenen Innen-
ministerium zusammen. Andererseits ist vor allem die FTDES vor allem in lokalen 
Projekten engagiert und wird dadurch als Ansprechpartner auf nationaler Ebene 
vernachlässigt. Noch seltener werden Organisationen einbezogen, die erst nach 
der Revolution gegründet wurden und denen einerseits bislang die Reputation, 
häufig aber auch die Ressourcen fehlen, um sich sichtbar zu machen oder Zugänge 
zu erkämpfen.⁴

4.3  Offene Konsultationen

Im Gegensatz zu institutionalisierten Einflusswegen stehen offene Konsultatio-
nen durch Ministerien in den meisten Fällen allen AkteurInnen offen. Während 
institutionalisierter Austausch generell wenigen ausgewählten Organisationen 
vorbehalten ist und bilateral stattfindet, werden bei offenen Konsultationen 

4 Der Regimewechsel von 2011 bedeutete zudem keinen kompletten Bruch, sodass viele Kon-
takte zwischen staatlichen Institutionen und zivilgesellschaftliche Kontakten aus der Vorzeit 
unter Ben Ali fortbestehen.
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mehr SMO eingeladen und auch gleichzeitig angehört. In einigen Fällen können 
auch Organisationen Konsultationen beantragen. Unter den Organisationen, die 
im Fokus der vorliegenden Analyse stehen, nutzt insbesondere die ATFD offene 
Konsultationen (zusätzlich), um ihre Ideen zu platzieren.

Der Zugang ist dabei von Ministerium zu Ministerium unterschiedlich. Einige 
Ministerien informieren alle ihnen bekannten Organisationen über Konsulta-
tionen, andere laden nur wenige renommierte Organisationen ein. Parteinähe 
scheint dabei keine Rolle zu spielen. Zumeist, so zeigen die Interviews, erfolgen 
Einladungen indes unkoordiniert, das heißt bekannte SMO oder solche, die nach 
kurzer Recherche als thematisch relevant erachtet werden, werden eingeladen. 
Somit muss eine Organisation es oft zunächst nur auf die Mailingliste des Minis-
teriums schaffen, um über offene Konsultationen informiert zu werden. Wie auch 
beim institutionalisierten Austausch werden dadurch Organisationen mit einem 
professionalisierten Auftreten und klar nach außen erkennbarem (und online 
leicht auffindbaren) Profil und Ansprechpartner strukturell bevorzugt. Die Teil-
nahme einzelner SMO an offenen Konsultationen basiert in einigen Fällen auch 
auf trial and error: Das heißt, viele Ministerien streuen ihre Einladungen zunächst 
breit und werten nachträglich den Mehrwert aus dem Einbezug einzelner Organi-
sationen in ein Gremium aus. Ein Beispiel für diese nachträgliche Selektion bietet 
der Fall der ATFD, die zwar im Frauenministerium als wichtiger Kooperations-
partner gilt, von anderen Ministerien aber negativ wahrgenommen wird, da sie 
trotz Einladung nicht zu offenen Konsultationen erschien.

Insgesamt stehen offene Konsultationen Insidern und Challengern offen. 
Sie bieten Organisationen mit Expertise die Möglichkeit vom Challenger mehr 
in Richtung Insider zu gehen. Darüber hinaus bieten sie eine niedrige Eintritts-
schwelle für Newcomer: So werden in Tunesien beispielsweise die beiden nach 
2011 gegründeten SMO Al Bawsala und I Watch regelmäßig konsultiert. Aus Sicht 
der Beamt*innen ist vor allem Transparenz und Akzeptanz wichtig, um Legi-
timität für eigene Vorhaben zu erzeugen und Protest vorzubeugen. Mittlerweile 
werden fast alle ministeriellen Entscheidungen in Tunesien online gestellt, was 
den PR-Effekt der Konsultation zivilgesellschaftliche Vertreter*innen potenziert.

Dieser Bereich wird gut von I Watch und Al Bawsala bedient, scheint aber von 
der „alten“ Zivilgesellschaft, d.  h. den SMO im Fokus meiner Untersuchung, nicht 
ausreichend abgedeckt. So haben I Watch und Al Bawsala es geschafft, sich über 
offene Konsultationen eine Reputation zu erarbeiten, die sie auch für institutio-
nalisierten Austausch seitens der Ministerien interessant macht.
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4.4  Protest als Weg für Veränderung

Protest wird zu einem anderen Zeitpunkt genutzt als Konsultationen. Einigen 
Organisationen, die weniger als insider bei Interaktionen zwischen Staat und 
Zivilgesellschaft zu sehen sind, bleibt zudem nur dieser Einflussweg. Während 
Protest wirksam sein kann, da Ministerien angehalten sind zu reagieren, kann 
der gleiche Effekt oft schon durch Protestdrohung erreicht werden. Proteste 
berühren nicht alle Ministerien gleichermaßen, doch zeigen sich diese in Inter-
views durchweg prinzipiell offen für Forderungen, die durch Protest an sie heran-
getragen werden. Einige Beamt*innen lehnen zwar besonders disruptiven Protest 
als kontraproduktiv ab, womit das Medium Protest auch zivilgesellschaftlichen 
Einfluss erschweren kann. Insgesamt sind Beamt*innen aber relativ empfänglich 
für Forderungen von Demonstranten und bereit, die Anregungen seitens demons-
trierender Organisationen zu respektieren oder selbige sogar zu beteiligen – wenn 
auch bisweilen nur zur Vermeidung weiterer Proteste.

Aus Sicht der untersuchten sozialen Bewegungen bedeutet die Einbeziehung 
in Konsultationen indes nicht, dass Protest nicht genutzt werden kann. Protest gilt 
als komplementäres Mittel: Die UGTT beispielsweise nutzt Protest, wenn Dialog 
fehlschlägt. Ähnlich sehen es die anderen Organisationen, die Protest komple-
mentär zu Konsultationen nutzen, um gewünschte Ergebnisse zu erzielen. Dabei 
wird Protest entweder wie bei Streiks von den Organisationen selbst organisiert, 
oder gemeinschaftlich als Koalition. Letzteres ist insbesondere bei der ATFD im 
Rahmen der Frauenbewegung aber auch bei der Menschenrechtsbewegung der 
Fall. Speziell die LTDH und das FTDES organisieren Proteste, wenn sie bereits 
erreichte Rechte bedroht sehen. Das FTDES, das für wirtschaftliche und soziale 
Rechte eintritt, greift darüber hinaus oft spontanen und lokalen Protest, etwa für 
bessere sanitäre Versorgung oder mehr Umweltschutz, auf und nutzt diesen als 
Indikator für Themen, die als politische Forderungen artikuliert werden können. 
So stellt sich das FTDES explizit selbst als Rahmen dar, der Proteste kanalisiert 
und die Anliegen der Protestierenden unterstützt. Diese Mediationsarbeit in 
Zusammenhang mit Protest bleibt indes eine outsider-Taktik: Aufgrund mangeln-
den Austausches auf persönlicher und/oder organisationaler Ebene mit staat-
lichen Akteuren stützt sich das FTDES vor allem auf Medienarbeit, um Protest-
forderungen im politischen Prozess Gehör zu verschaffen. Somit nutzt das FTDES 
Protest auch für agenda-setting. Für die meisten Organisationen ist Protest indes 
vor allem ein Mittel zur Blockade von Gesetzesvorhaben, das vorwiegend in den 
späteren Phasen der Gesetzgebung genutzt wird.

Prinzipiell beeinflusst Protest gesetzgebende Institutionen darüber hinaus 
nicht nur direkt, sondern auch indirekt über die öffentliche Meinung. Allerdings 
gilt das Mediensystem in Tunesien Medien oft als mit Partikularinteressen ver-
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bunden, unprofessionell oder als sensationalistisch und Meinungs-orientiert – 
nicht nur seitens der Zivilgesellschaft, sondern auch seitens der Ministerien (Klaus 
2017; Dakhli 2013). Vor diesem Hintergrund ist die Hemmschwelle hoch, ab der 
mediatisierte Proteste überhaupt erst ernst genommen werden und zu politischen 
Reaktionen etwa seitens von Ministerien führen. Die fehlende Professionalisie-
rung der tunesischen Medienlandschaft erscheint somit als limitierender Faktor – 
zumindest was den Einfluss von SMO auf Ministerien über Proteste angeht.

5  Fazit
Die genannten Einflusswege sind nicht die Einzigen um an der Entscheidungs-
findung teilzunehmen. Zu den anderen Einflussmöglichkeiten gehören die 
Beteiligung in Rekrutierungsprozesse, Seminare oder gemeinsame Projekte der 
internationalen Zusammenarbeit, sowie Interaktionen mit dem Parlament. Keine 
dieser Einflussmöglichkeiten spielt aber eine vergleichbar wichtige Rolle im tune-
sischen Gesetzgebungsprozess, wie am Beispiel der Beziehungen zum Parlament 
deutlich wird: Keiner der Interviewten SMO-Anführer*innen machte einen großen 
Einfluss auf Parlamentarier*innen geltend. Dies liegt nicht zuletzt auch daran, 
dass die Rolle des Parlamentes im tunesischen Gesetzgebungsprozess aufgrund 
fehlender Ressourcen und Informationen generell relativ beschränkt ist (Interna-
tional Crisis Group 2018).

Doch auch bei der Beeinflussung von Ministerialbürokratien über die drei 
vorgestellten Mechanismen gibt es keine Erfolgsgarantie. Festzuhalten ist indes, 
dass bei allen Interaktionen nicht nur persönliche, sondern auch kollektive Kon-
takte wichtig sind. Essenziell für die Beeinflussung von Gesetzgebungsprozessen 
ist die Mischung beider Formen, wie sie auch Giugni und Passy (1998) in einem 
anderen Kontext fanden. Der Status als insider oder challenger kann überdies 
nicht generell beschrieben werden, sondern ist von Ministerien abhängig. Der 
Einfluss hängt einerseits davon ab ob für die betreffenden Organisationen the-
matische Anknüpfungsmöglichkeiten bestehen: Die UGTT ist weitestgehend ein 
insider und dies Ministerien-übergreifend. Der Gesamteinfluss der Gewerkschaft 
ist damit weitreichend, wenn auch nicht allumfassend. Sie operiert auf einem 
anderen Level, auch aufgrund ihrer Kontakte zum Regierungsvorsitz. Andere 
Organisationen haben nur Zugang zu bestimmten Ministerien. Bei der Frauen-
bewegung ist dies etwa das Frauenministerium: Bezüglicher gemeinsamer Visio-
nen ist die Beziehung zwischen ATFD und dem Frauenministerium äußerst eng. 
Während der Einfluss der UGTT aber vor allem auf ihrer Mitgliederstärke und ihrer 
historischen Integration basiert, platziert die ATFD ihre Ideen vor allem durch 
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direkten Kontakt mit dem Frauenministerium. Für die FTDES und die LTDH sind 
dagegen die Beziehungen zum Ministerium für Beziehungen zur Zivilgesellschaft 
essentieller. Die LTDH ist zudem in Bezug auf die Menschenrechte gut vernetzt 
und arbeitet prinzipiell mit dem Justizministerium und dem Innenministerium 
zusammen. Die Beziehungen zum Innenministerium sind allerdings distanziert, 
wie von einer Beamtin im Ministerium bestätigt wurde. Andere Bewegungen 
(darunter auch größtenteils das FTDES) haben dagegen insgesamt wenig Zugang 
zu Ministerien und wirken damit weitestgehend als challenger.

Des Weiteren hängen verschiedene Phasen des Gesetzgebungsprozesses mit 
proaktiven und reaktiven Forderungen zusammen und implizieren unterschied-
liche Repertoires. Diese Abhängigkeit wurde in der Theorie zu sozialen Bewe-
gungen und deren Einfluss auf Gesetzgebung (Amenta, sowie Kriesi et al. 1995) 
bislang nur unzureichend betrachtet. Dies bedeutet auch, dass insider über ihre 
Kontakte besonders die frühen Phasen der Gesetzgebung über institutionalisier-
ten Austausch beeinflussen, während Protest zum Beispiel als Koalition der Men-
schenrechtsbewegung in späteren Phasen sowohl von insidern und challengern 
kommen kann. Challenger können kaum Einfluss auf frühe Phasen der Gesetz-
gebung nehmen. Amenta (2006) hat Recht, wenn er hervorhebt, dass die Ein-
flussmöglichkeiten in frühen Gesetzgebungsphasen am höchsten sind. Dies ist 
jedoch nicht der einzige Zugangspunkt und könnte irrelevant werden, wenn ein 
Vorschlag später blockiert wird. Ich argumentiere zudem, dass die Möglichkeit 
der Einflussnahme davon abhängig ist, ob sie proaktiv oder reaktiv ist, wie auch 
Kolb (2007) skizziert.

Ein Teil dieser Erkenntnisse zu den Einflussmöglichkeiten in verschiedenen 
Abschnitten des Gesetzgebungsprozesses kann auch auf andere nationale Kon-
texte transferiert werden, allerdings ist die Generalisierbarkeit aufgrund der 
besonderen Verankerung von Beteiligungsrechten in der tunesischen Verfassung 
mitunter begrenzt. Selbige hat dazu geführt hat, dass die Zivilgesellschaft in 
Gesetzgebungsprozessen letztlich konsultiert werden muss. Dies sollte insbeson-
dere für andere Länder, die sich in Transformationsprozessen befinden, ein wirk-
sames Instrument sein um eine Beteiligung der Zivilgesellschaft zu erreichen. 
Einfluss ist jedoch von den Ministerien abhängig, sowie von Engagement, Fach-
wissen und Reputation der Organisation. Weniger organisierte Akteure haben es 
schwerer, in Entscheidungsgremien einzutreten. Persönliche Kontakte zu Minis-
terien sind entscheidend um politische Vorschläge einzubringen. Institutionali-
sierte Kontakte und Mitgliedschaft in Kommissionen helfen, einen Gesetzesvor-
schlag zu begleiten oder zu blockieren. Um Opposition zu etablieren sind mehrere 
Einflusswege gleichzeitig nützlich, einschließlich institutionalisierter Kontakte, 
aber auch Protest gemeinsam mit anderen Organisationen.
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1  Einführung
Transnationale Massenproteste haben die Jahre nach der Finanzkrise ab 2010 
weltweit gekennzeichnet (u.  a. Fominaya/Cox 2013; Della Porta 2015).¹ Im europäi-
schen Kontext nahmen der Anti-Austeritätsdiskurs und die daran anknüpfenden 
Bewegungen einen zentralen Raum ein. Die Indignados in Spanien² oder Precá-
rios in Portugal wollten nicht nur eine „andere Demokratie“ in der Praxis umset-
zen, sondern reagierten auf die von staatlichen Institutionen vorangetriebenen 
Reformprojekte mit der Botschaft: Die Zivilgesellschaft wird die wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Krise nicht allein tragen (vgl. Allende 2016; Baumgarten 2013). 
Im Fall Portugals prägte diese Forderung ebenfalls die Auseinandersetzungen im 
Rahmen der rechtlichen Institutionen.

Zwischen 2011 und 2014, als die portugiesische Finanzkrise ihren Höhepunkt 
erreichte, hatte das Verfassungsgericht  – Tribunal Constitucional (TC)  – eine 
Reihe von Urteilen erlassen und damit bestimmte Sparmaßnahmen für verfas-
sungswidrig erklärt (vgl. von Homeyer/Kommer 2013; Coutinho 2017). Diese Ent-
scheidungen, welche die Regierung unter Druck setzten, neue Verhandlungen 
mit den Institutionen der „Troika“ aufzunehmen, können nicht unabhängig von 
den sozialen Mobilisierungen analysiert werden (vgl. Fasone 2014; Engelhardt 
2017). Das portugiesische Verfassungsgericht zeigte sich responsiv gegenüber 
den Protesten auf den Straßen und erwies sich als Vermittlungsort unterschied-
licher Interessen: Einerseits der empörten Bürger*innen, die keine weiteren Ein-
schränkungen ihrer Arbeitnehmer*Innenrechte mehr hinnehmen wollten; ander-
seits der Regierung, die die vorgesehenen Ziele für die Staatsverschuldung und 
Finanzdefizite entsprechend der europäischen Richtlinien einhalten musste, 
um weitere Kredite aufnehmen zu dürfen (ebd.). In diesem Sinne legte das Ver-
fassungsgericht Portugals ein Veto gegen bestimmte Sparmaßnahmen ein und 
beteiligte sich dabei als aktiver Akteur am politischen Entscheidungsprozess zur 
Umsetzung der Austeritätspolitik (vgl. Coutinho 2017).

Anhand des portugiesischen Beispiels theoretisiert dieser Artikel die Rolle 
rechtlicher Institutionen in ihrer Interaktion mit sozialen Bewegungen und 
nimmt darüber hinaus die Struktur der Rechtsform in den Blick. Institutionen des 
Staats und der Justiz werden stetig mit den von sozialen Bewegungen artikulier-

1 Spanien war einer der am meisten diskutierten Fälle. Diese Proteste finden aber sowohl im 
globalem Norden als auch im globalen Süden statt. Eine Rekonstruktion des Stands der For-
schung zu Anti-Austeritäsprotesten übersteigt das Ziel dieses Beitrags, kann aber z.  B. den vielen 
Beiträgen des FJSB und des Journal Social Movements Studies zum Thema entnommen werden.
2 Zu den Protesten in Spanien und den Assembleas vgl. Lorey 2012, 2016; Candeias/Vöpel 2013; 
Fominaya/Cox 2013.
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ten Anliegen konfrontiert. Nicht selten gelten rechtliche Instanzen als locus der 
Austragung politischer Auseinandersetzungen. Strategisch setzen Bewegungen 
die vorhandenen Rechtsmittel ein, um sich Gehör in der Öffentlichkeit zu ver-
schaffen, drastische Missstände zu skandalisieren, oder in Fällen von gewalttäti-
gen Konfrontationen, Aktivist*innen im Rahmen von Strafverfolgungsverfahren 
zu schützen oder zu verteidigen (z.  B. Kaleck/Saage-Maaß 2010; Fischer-Lescano/
Möller 2012; Saage-Maaß/Rau 2015). Dies wird in der rechtssoziologischen Debatte 
häufig unter den Bezeichnungen „Rechtsmobilisierung“ oder „Strategische Pro-
zessführung“ diskutiert. Wie in Abschnitt drei des Artikels dargelegt, lassen diese 
Ansätze mit ihren vielfältigen Interpretationen jedoch Leerstellen für die Analyse 
des widersprüchlichen Charakters des Rechts, was in den Interaktionen mit sozia-
len Bewegungen besonders zu beobachten ist.

Wie oben erwähnt, sind diese Interaktionen nicht ohne Ambivalenz. Mate-
rialistische Rechtstheorien haben seit längerer Zeit den widersprüchlichen und 
klassenzentrierten Charakter der Rechtsform bloßgelegt.³ Aus ihrer Perspektive 
lässt sich behaupten, die Rechtsform verdecke und neutralisiere durch ihre Abs-
traktheit, ihre Verfahrensweise und das Konstrukt eines individuellen und iso-
lierten Rechtssubjekts die politischen Auseinandersetzungen.⁴ Andersherum 
beweisen die Erfahrungen von sozialen Bewegungen (wie z.  B. der US-Bürger-
rechtsbewegung) und deren gelungene Kämpfe um Rechte, dass eben dieser 
widersprüchliche Charakter des Rechts ein poröses Gewebe für die Verarbeitung 
gegenhegemonialer Interessen bietet (Buckel 2007, 2008a, b). Rechtliche Institu-
tionen prozessieren sozial-relevante Forderungen von kollektiven Akteur*innen 
und liefern in manchen Fällen unmittelbare Antworten auf Ansprüche, die bei 
anderen staatlichen Institutionen kein Gehör finden. Die Urteile des portugiesi-
schen Verfassungsgerichts konditionieren letztlich das Handeln von Institutio-
nen der Exekutive und Legislative als ausführende Organe, deren weitere Ent-
scheidungen entweder im Einklang mit den Ansprüchen sozialer Bewegungen 
stehen oder neue Konfrontationen eröffnen. Diese Annahmen werden in viertem 
Abschnitt dieses Artikels diskutiert und bilden die Basis für weitere Überlegungen 
zu den Potenzialen des Einsatzes von Rechtsmitteln durch soziale Bewegungen. 
Dabei werden Formen der Rechtsmobilisierung jenseits der strategischen Prozess-
führung beleuchtet, und es wird bewertet, inwiefern sie einen emanzipatorischen 
Beitrag vermittels des Rechts leisten können.

3 Dazu z.  B. Maihofer 1992; Paschukanis 2003; Rechtskritik 2017; Buckel 2007.
4 Ebenfalls Buckel 2007. Darüber hinaus sind die Beiträge der feministischen deutschsprachigen 
Rechtstheorie und Rechtssoziologie diesbezüglich relevant, vgl. z.  B. Holzleithner 2008; Elsuni 
2009; Fuchs 2010, 2012; Kocher 2010.
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2  Sparmaßnahmen, soziale Bewegungen und das 
Verfassungsgericht: Der Fall Portugal

Portugal galt als Land, das von der globalen Finanzkrise 2008 besonders betroffen 
war (vgl. Lourtie 2011: 62  ff). Die damalige, durch die sozialistische Partei geführte 
Regierung war mit gravierenden Problemen, wie einem Mangel an Wirtschafts-
krediten und steigender Arbeitslosigkeit, konfrontiert.⁵ Die Reaktion der Regie-
rung auf die Krise umfasste eine Reihe von Kürzungsmaßnahmen, vor allem im 
öffentlichen Sektor, welche Arbeitnehmer*Innenrechte beschnitten, sowie Haus-
haltseinschnitte beim Gesundheitswesen, im Bildungssystem und in der Sozial-
versicherung (Varela 2012; Lühmann 2015). Das „Rettungsprogramm“ wurde 
vom Internationalen Währungsfonds, der Europäischen Union sowie der Euro-
päischen Zentralbank in Verhandlungen mit der portugiesischen Regierung aus-
gearbeitet. Diese Austeritätsmaßnahmen bedeuteten indes weitere Hindernisse 
für den Zugang zu grundlegenden sozialen Rechten in einer bereits von scharfen 
Ungleichheiten geprägten Gesellschaft (vgl. Baumgarten 2013; Martins 2015). Die 
Reformen wurden daher von einer Vielzahl sozialer Akteur*innen – soziale Bewe-
gungen, Gewerkschaften, NGOs – mittels Protest bekämpft (u.  a. Estanque 2014; 
Varela et al.  2013), die zu einer Politisierung der Gesellschaft beitrugen. Infol-
gedessen gelang es Bewegungen und politischen Gruppen, eine kritische Hinter-
fragung des „Pro-Austeritätsdiskurses“ zu erzwingen und die Implementierung 
von Austeritätsmaßnahmen zu erschweren oder wenigsten zu verlangsamen 
(ebd.; Engelhardt 2017a; Duarte/Baumgarten 2015).

Reaktionen auf die Austeritätspolitik gab es jedoch nicht nur auf der Straße. 
Das Verfassungsgericht Portugals wurde ebenfalls angerufen, in einer Reihe von 
mehr als zehn Verfassungsbeschwerden über die Verfassungsmäßigkeit unter-
schiedlicher Maßnahmen zu entscheiden (vgl. Canotilho/Violante/Lanceiro 2015; 
Maduro/Pierdominici/Frada 2017). Seine zwischen 2012 und 2015 erlassenen 
Urteile kippten indes nicht nur einmalig den „Sparhaushalt“, sondern hatten 
weitreichende Folgen. Sie werden daher in der rechtswissenschaftlichen Literatur 

5 Seit 2015 wird Portugal von einer Minderheitsregierung geführt. Die sozialistische Partei (Par-
tido Socialista – PS, mitte-links) kann ihre Politik dabei vor allem auf die Tolerierung durch zwei 
andere kleine linke Parteien (der kommunistischen Partei – Partido Comunista, PCP – und dem 
Linksblock  – Bloco de Esquerda, BE) stützen. Vor der Krise war Portugal  – wie andere euro-
päische Länder  – von einem Zweiparteiensystem geprägt: der PS und der PSD (Sozialdemo-
kratische Partei, Partido Social Democrata, mit einer konservativ-liberalen Ideologie). Andere 
kleine Parteien existieren ebenfalls in Portugal, spielen aber eine weniger relevante Rolle bei den  
Wahlen.
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überwiegend in drei Phasen eingeordnet:⁶ Die erste Phase umfasst die Entschei-
dungen zwischen 2010 und 2011, in denen die Arbeitsreformen und die daraus 
folgenden Lohnkürzungen des öffentlichen Sektors vom Verfassungsgericht 
bestätigt wurden.⁷ In einem zweiten Moment stellte das Gericht die Verfassungs-
widrigkeit bestimmter Maßnahmen fest – aber mit aufschiebender Wirkung für 
den nächsten Haushalt. Das bedeutete praktisch, dass die Regierung die vorgese-
henen Maßnahmen im Rahmen der Arbeitsreform implementieren durfte, aber 
nur für den Haushalt von 2012.⁸ Ab 2013 erklärten erste Urteile dann unterschied-
liche Maßnahmen des Sparprogramms für verfassungswidrig.⁹ Sie charakterisie-
ren die dritte Phase rechtlicher Auseinandersetzung, in der die Entscheidungen 
des Verfassungsgerichts aus einer Mischung von Verboten und Erlaubnissen 
bestanden, welche die Regierung letztendlich zwang, auf bestimmte Maßnahmen 
zu verzichten – so z.  B. auf weitere Lohnkürzungen im öffentlichen Sektor (vgl. 
Martins 2015).

Die entsprechenden Anträge auf verfassungsrechtliche Überprüfung der Reform-
gesetze wurden einerseits vom portugiesischen Staatspräsidenten und dem Vor-
sitzenden des Parlamentes gestellt, andererseits vom Ombudsmann auf Initiative 
progressiver politischer Parteien, wie der sozialistischen Partei oder dem Links-
block. Soziale Bewegungen verfügten gemäß der portugiesischen Verfassung 
dagegen nicht über die rechtliche Kompetenz, eine Verfassungsbeschwerde 
zu erheben (Vgl. Rathenau 2013: 13; Constitutição da República Portuguesa, 
Art. 222  ff.). In diesem Sinne geschah die Interaktion zwischen sozialen Bewegun-
gen und Gerichtsbarkeit vor allem in einer vermittelten Form: Bewegungen blieb 
der Weg des Protests und der Kritik in der Öffentlichkeit übrig, um organisierte 
Akteur*innen mit entsprechenden rechtlichen Kompetenzen zu einer Verfas-
sungsbeschwerde zu bewegen. Sie waren in der Lage, mittels breiterer Demons-
trationen, während derer sie die dramatische Lage der portugiesischen Bevölke-
rung skandalisierten, eine Form von Druck auf die politischen und rechtlichen 
Institutionen auszuüben und Veränderungen im Kurs der Austeritätspolitik zu 
verlangen: Die Verfassungsinitiativen der politischen Akteur*innen vermittelten 
die Forderungen der Proteste in Form von Anträgen an das Verfassungsgericht. 

6 Die Literatur zur Rechtsprechung der Krise ist sehr umfassend, vgl. Ribeiro/Coutinho 2014; 
Fasone 2014; Kilpatrick/De Witte 2014; Fabbrini 2014; Martins 2015; Canotilho/Violante/Lanceiro 
2015.
7 Urteile (Acórdão) 399/2010 und 396/2011.
8 Urteil  (Acórdão) 353/2012.
9 Weitere wichtige Urteile: Acórdão 187/2013, Acórdão 474/2013, Acórdão 862/2013. Alle Urteile 
stehen Online zur Verfügung unter: http://www.tribunalconstitucional.pt/tc/home.html.
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Und deswegen mussten sich auch die Richter*innen mit den stark mediatisierten 
Forderungen der (teilweise vor dem Gerichtsgebäude) Demonstrierenden be- 
fassen.

Die Beschlüsse des Verfassungsgerichts können in diesem Sinne als Ein-
trittspunkt für die Stimme „äußerer Akteur*innen“ interpretiert werden, die im 
Beschlussverfahren gewöhnlich nicht repräsentiert sind. Obgleich sie nicht alle 
Maßnahmen für verfassungswidrig erklärten, konnten die Beschlüsse des Verfas-
sungsgerichts doch die gesellschaftliche Empörung in das Verfahren übersetzen. 
Entgegen des Vorwurfs, die Rechtsprechung sei daher Resultat eines „juridischen 
Aktivismus“, taten die Urteile des Verfassungsgerichts zwar teils nicht mehr als 
bestimmte Grundrechte aufrechtzuerhalten (vgl. von Homeyer/Kommer 2013).¹⁰ 
Doch mussten alle folgenden Sparmaßnahmen ihrem Inhalt genügen. Somit 
konnten bestimmte Beschneidungen von Arbeitnehmer*innenrechten nicht 
länger durchgesetzt werden (vgl. Coutinho 2017).

3  Herausforderungen für die Debatte zur 
Rechtsmobilisierung

Die skizzierte rechtliche Auseinandersetzung um die Austeritätspolitik in Por-
tugal wirft Fragen nach den Interaktionsprozessen zwischen rechtlichen Insti-
tutionen und sozialen Bewegungen auf, die häufig unter dem Label „Rechts-
mobilisierung“ diskutiert werden. Aktuell zeichnet sich im deutschsprachigen 
Raum eine Revitalisierung der Debatte zur Rechtsmobilisierung ab. Diese stellt 
sich als Wiederbelebung der schon längst in den USA betriebenen Auseinan-
dersetzung über das politische Potenzial der Aufarbeitung politisch und sozial 
relevanter Fragen durch Obergerichte dar, wie zum Beispiel in der Bürgerrechts-
bewegung der 1950er Jahre.¹¹ In Anbetracht der zunehmenden Rolle engagierter 
Rechtsanwält*innen in den Bereichen von Migrations-, Arbeits- und Sozialrecht 
und in der Bearbeitung von Menschenrechtsverstößen durch Unternehmen, ist 
diese Debatte im derzeitigen europäischen Kontext höchst aktuell.¹² Die strate-

10 Wie Martins (2015) argumentiert, stellten sie eine notwendige Reaktion auf die Intensivie-
rung der Maßnahmen zur Lohnkürzung und auf die Überbelastung des öffentlichen Sektors dar.
11 Zur Debatte über die Bürgerrechtebewegung in den USA, siehe z.  B. McAdam 1999. Zur 
Debatte über Rechtsmobilisierung, siehe Cummings 2018; Vestena 2017.
12 Bei diesen Fällen spielen Rechtsanwält*innen eine zentrale Rolle sowohl für die Praxis als 
auch für die theoretische Konzeptualisierung des Begriffs „Strategische Prozessführung“ (siehe 
z.  B.: Kaleck/Saage-Maaß 2010; Saage-Maaß/Rau 2015).
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gische Führung von rechtlichen Verfahren wird gerade Gegenstand kritischer 
Reflexion (vgl. Kaleck 2018). Ihr Fokus liegt dabei vor allem auf der Unter-
suchung strategischer Klageführung, der Frage nach der Gemeinnützigkeit der 
Rechtsverfahren (z.  B. ob individuell geführte Klagen dem Gemeinwohl dienen) 
sowie der Analyse von „politisierten“ rechtlichen Tätigkeiten, die in adminis-
trativen Institutionen ausgeübt werden. Dieses Spektrum spiegelt letztlich eine 
Kombination von Praxen wider, die den politischen Charakter des Rechts auf-
zeigen. Darüber hinaus problematisieren Autor*innen die Auswirkungen indivi-
dueller rechtlicher Klagen in einem breiteren gesellschaftlichen Zusammenhang 
(z.  B. Müller 2011, 2016). Diese Forschungsperspektiven spielen eine wichtige 
Rolle innerhalb des juristischen Feldes, insbesondere der Rechtssoziologie. Sie 
dienen einerseits der Anerkennung dieser Praxen, andererseits zeigen sie ihre 
Grenzen und Herausforderungen auf. Zugleich wirken sie als Incentive für die 
politisch-engagierte Arbeit von Jurist*innen (z.  B. Kaleck/Saage-Maaß 2010; 
Fuchs 2010). Allerdings bleibt die Diskussion häufig auf den Rahmen der selbst-
reflexiven und bereits kritischen Communities engagierter Jurist*innen be- 
schränkt.

In diesem Sinne gibt es in dieser Debatte eine Überbetonung der konkreten 
Tätigkeit von Jurist*innen, die Verfahren begleiten oder „konstruieren“, ohne eine 
gleichwertige Analyse der spezifischen sozialen, politischen und wirtschaftlichen 
Konstellation, in der sich soziale Bewegungen, d.  h. die real Betroffenen von Men-
schenrechtsverstößen oder Träger*innen rechtlicher Ansprüche, befinden. Zuge-
spitzt argumentiert: Bewegungen werden aufgrund des analytischen Fokus auf 
rechtlichen Praxen in ihrer Komplexität kaum berücksichtigt.

Für die Bewegungsforschung stellt sich ebenfalls eine Herausforderung. Sie 
fokussiert vorwiegend auf die Spitze der Proteste, auf den Moment der starken 
Mobilisierung, in dem soziale Akteur*innen ihre Kritik gegen die Institutionen 
artikulieren und der Konflikt offensichtlich ausgetragen wird. Daraus entste-
hen typisch analytische Wege. Einer ist die Beschreibung der Mobilisierungs-
formen, ihrer Teilnehmenden, Slogans, performativen Akte und Widerstands-
strategien. Dadurch wird es möglich zu erschließen, wie die Bewegungen sich 
intern organisieren, wie sie ihre Diskurse „framen“, auf welche Ressourcen sie 
zugreifen können und letztendlich wie sie die Proteste gegenüber den staatli-
chen Institutionen und anderen sozialen Akteur*innen ausführen (siehe u.  a. 
McCarthy/Zald 1977; Benford/Snow 2000; McAdam/Tarrow/Tilly 2001; Tilly/
Tarrow 2006; Kern 2008). Rechtliche Strategien werden allerdings unter diesem 
Blickwinkel bestenfalls auf unmittelbare Ergebnisse von Rechtsstreitigkeiten 
reduziert. Die Einbettung dieser Prozesse in einen breiteren gesellschaftlichen 
Zusammenhang, der die Analyse der rechtlichen Strategien der Bewegungen in 
ihrem politischen Kontext ermöglicht, bleibt mit einigen wichtigen Ausnahmen  
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aus.¹³ Aus der Debatte um „Rechtsmobilisierung“ folgt indes, dass diese Strate-
gien einer langfristigen Untersuchung bedürften: Juristische Verfahren haben 
aufgrund der Eigendynamik des Rechts selbst (argumentative schriftliche Aus-
einandersetzungen, unterschiedliche Schritte des Verfahrens, Anhörungen bis 
zur Entscheidungsphase u.  a.) eine von den Protestzyklen sozialer Bewegungen 
abgesonderte zeitliche Dimension. Den Einsatz rechtlicher Strategien durch 
soziale Bewegungen zu begreifen, erfordert daher eine kontinuierliche und lang-
fristige Auseinandersetzung mit den Verfahren, die weit über den Moment des 
Protests hinausgehen.

In diesem Sinne sollte es angestrebt werden, soziale Mobilisierung in einer 
anderen Zeitskala zu denken (Engelhardt/Moore 2017): Jenseits von Protest-
spitzen, tragen langfristige soziale Kämpfe auf dem rechtlichen Terrain etwa zur 
Kristallisierung neuer Rechtsfiguren bei, die (gleichwie in Verfassungen verankert 
oder nicht) als diskursive Ausrüstung die Kämpfe sozialer Bewegungen inmitten 
des rechtlichen Terrains unterstützen können. Um dieses Potenzial und ebenfalls 
die Grenze des Einsatzes von Rechtsmitteln zu begreifen, ist eine materialistische 
Betrachtung der Rechtsform aufschlussreich.

4  Die Eigenlogik des Rechts: Das Rechtliche als 
Terrain der Kämpfe um Hegemonie

Kritische und materialistische Rechtstheorien haben die ambivalente Rolle des 
Rechts und seiner Eigenlogik hinsichtlich sozialer Auseinandersetzungen her-
vorgehoben (vgl. Buckel 2007, 2008b): Einerseits wird das Recht als Grundlage 
für autoritäre Praxen des Staats sowie Voraussetzung seiner gesellschaftlichen 
Legitimität analysiert (Bruff 2014; Oberndorfer 2016). Im Gegensatz dazu – jedoch 
in der gleichen Eigenlogik – gilt das Recht als Ort des Widerstands, in dessen 
Raum „juristische Intellektuelle“ (Buckel 2007: 150, 306) von unterschiedlichen 
rechtlichen Strategien Gebrauch machen können, mit dem Ziel, sozial benach-
teilige Gruppen und soziale Bewegungen in ihren Forderungen zu unterstützen 
(vgl. Buckel 2013). In Anlehnung an Buckel (2013: 37) sind Gerichtshöfe „Orte der 

13 Der political opportunity structures-Ansatz zielt darauf ab, gesellschaftliche Zusammenhänge 
für die Analyse sozialer Bewegungen und ihrer Entstehungsbedingungen zu untersuchen. Trotz 
der Erkenntnisgewinne dieses Ansatzes bleibt der Fokus m.  E. überwiegend auf einer analyti-
schen Meso-Ebene. Dabei zeigen sich Grenzen für eine theoretische Reflexion über die Rechts-
form. Für weitere kritische Auseinandersetzungen mit dem POS-Ansatz, siehe z.  B. Laubenthal/
Leggewie 2007: 30  ff.; Haunss 2004: 27  ff.
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Ausarbeitung hegemonialer Projekte“ und gleichzeitig bedeuten sie einen „Auf-
schub der Macht“, insofern auch hegemoniale Projekte sich auf die argumentative 
und diskursive Logik des Rechts und auf ihre Universalisierungs-Struktur ein-
lassen müssen und deswegen ihre Interessen nicht willkürlich oder unmittelbar 
einsetzen können.¹⁴ Gegenhegemoniale Projekte können sich in dieses Terrain 
ebenfalls einschreiben, indem progressive soziale Bewegungen mit dem Einsatz 
von Rechtsmitteln und unter Rückgriff auf die progressive Rechtsprechung inter-
nationaler und transnationaler Gerichtshöfe zum Beispiel staatliche Institutionen 
zur Verantwortung ziehen können, ihren Forderungen nachzugeben (vgl. Buckel 
2008b: 70) oder bestimmte negative Maßnahmen zu blockieren.

Eine hegemonietheoretische Betrachtung des konkreten Zusammenhangs, 
in dem sich Kämpfe um Rechte entfalten, ist in jedem Fall nicht nur deskriptiv 
wichtig, sondern auch analytisch gewinnbringend. Dabei kann gezeigt werden, 
dass anscheinend rein formal-rechtliche Streitigkeiten, eigentlich immer einen 
gesellschaftlichen Konflikt in transformierter Form zum Gegenstand haben. 
Sofern die Rechtsform als „materielle Verdichtung gesellschaftlicher Kräftever-
hältnisse“ zu verstehen ist, wird es sich dabei dann nicht mehr um „die normative 
Frage des Rückgriffs auf das Recht“ handeln, sondern um die strategische Frage 
nach der Arbeitsweise jedes Rechts – danach, wo genau soziale Akteur*innen 
ihre Forderungen vorbringen oder worauf sie zurückgreifen, um ihre Rechte 
durchzusetzen (Buckel 2008b: 56). Dieser Ansatz baut auf der Prämisse des 
Rechts als Rechtsform mit widersprüchlicher Grundstruktur auf – als Potenzial, 
aber zugleich auch als Barriere für politische Interessenartikulation. Gleichzeitig 
erfordert er eine langfristige und historisch fundierte Analyse der Entfaltung von 
Bewegungen, damit die Klageführung, nicht nur als rein „rechtliches“ Moment 
verstanden wird, sondern auch als „politisches“ Moment im Rahmen eines Mobi-
lisierungsprozesses.

Die Untersuchung einer rechtspolitischen Auseinandersetzung erfordert 
die gemeinsame Betrachtung zweier auf unterschiedlichen Ebenen sich ent-
faltender Momente: Auf einer theoretisch-abstrakten Ebene liegt einerseits die 
Analyse des Rechts als Rechtsform in ihrer Grundstruktur und Eigenlogik sowie 
in ihrer Offenheit für hegemoniale Rechtskämpfe. Anderseits ist auf einer kon-
kreten-empirischen Ebene die Analyse der Lage und der Entwicklung sozialer 
Bewegungen, ihrer Forderungen und rechtlichen Strategien, verankert in ihrem 
gesellschaftlichen Zusammenhang, erforderlich. Dieser doppelte Anspruch stellt 

14 Mit „Universalisierungs-Struktur“ wird auf das Grundmerkmal bürgerlichen Rechts ver-
wiesen, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu berechtigen. Das Prinzip umfasst das Streben 
nach formeller Gleichheit aller Rechtssubjekte und bietet dadurch eine strategische Ressource 
für soziale Bewegungen in ansonsten asymmetrischen sozialen Konflikten.
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eine Herausforderung für die Operationalisierung der Forschung dar. Ohne eine 
solche Bemühung aber besteht weiter das Risiko einer entweder nicht tiefgreifen-
den Betrachtung des rechtlichen Phänomens als politisch-gesellschaftliches oder 
einer Überbeleuchtung der konkreten Bewegungsstrategien abgesondert vom 
Gesamtbild der rechtspolitischen Auseinandersetzung (vgl. Buckel 2007; 2013).

5  Das ewige Dilemma: Der ambivalente Charakter 
der Anwendung des Rechts durch soziale 
Bewegungen

Die bisher vorgestellten Annahmen können mithilfe des Beispiels der rechtlichen 
Auseinandersetzung um die Austeritätspolitik in Portugal weiter ausgelotet 
werden. Anhand eines hegemonietheoretischen Ansatzes wäre zu erforschen, 
ob und in welchem Ausmaß die verfolgten Strategien und daraus entstandenen 
Ergebnisse im Rahmen der rechtlichen Konflikte die Grenzen des bloß strategi-
schen Einsatzes von Rechtsmitteln überschreiten. Aus dieser Perspektive wurden 
die Entscheidungen des portugiesischen Verfassungsgerichts nicht ohne Einfluss 
der Politik auf den Straßen und jenseits des öffentlichen und von den Verfas-
sungsrechten geprägten Diskurses getroffen. Somit wäre es möglich, die Urteile 
als Folge einer Konstellation von direkter und indirekter Interaktion zwischen 
sozialen Bewegungen und Institutionen zu interpretieren. Diese Interaktion, die 
sowohl Exekutive, Legislative, Judikative, also auch Parteien und Bewegungs-
akteur*innen involvierte, fand zunächst auf den Straßen in Form von Protesten, 
Kritik und politischen Konflikten statt. Dabei wurden erste Forderungen artiku-
liert und Allianzen gebildet. Im Laufe der Zeit wurden diese Forderungen dann 
in die Form von rechtlichen Klagen übersetzt. Dafür bedurfte es Akteur*innen 
mit rechtlicher Kompetenz, eines entsprechenden rechtlichen Rahmens und 
juristischer Expert*innen. Das heißt, es entstand eine grundlegend andere Inter-
aktionsform mit teilweise neuen Akteur*innen und Strategien.

Wird eine rechtliche Klage erhoben, verschiebt sich zudem der Konflikt-
charakter. Gerichte prozessieren den Konflikt nach der Verfahrensweise und 
Eigenlogik des Rechts. Im Verlauf des Rechtsverfahrens werden politische Ele-
mente durch die Normen und die Rechtsprechung abstrahiert bzw. neutralisiert 
und es wird der Eindruck erzeugt, es ginge um keine politische Auseinander-
setzung mehr, weil selbstverständlich die rechtlichen Entscheidungen lediglich 
der etablierten Rechtsprechung folgen oder aus dem genauen „Wortlaut“ der 
Normen abgeleitet werden können. Dennoch kann, wie oben ausgeführt, anhand 
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eines materialistischen Verständnisses der Rechtsform der politische Charakter 
dieser Verfahren nicht verdeckt bleiben. Bei der rechtlichen Auseinanderset-
zung um die Austeritätspolitik in Portugal wird diese Ambivalenz deutlich: Es 
handelte sich dabei nicht nur um die unmittelbare strategische Anwendung von 
geeigneten Rechtsmitteln durch soziale Bewegungen. Vielmehr ging es um einen 
bedeutsamen politischen Wendepunkt, in dessen Rahmen eine politisierte Kon-
stellation gesellschaftlicher Akteur*innen ihre Forderungen erkämpfte, indem sie 
sich Gehör durch rechtliche Institutionen verschaffte. Dennoch stützten sich die 
Urteile des Verfassungsgerichts formal lediglich auf vergangene Interpretations-
muster des Gerichts, ohne den offensichtlichen politischen Konflikt überhaupt zu 
erwähnen. Die Analyse der Interaktionsformen zwischen sozialen Bewegungen 
und rechtlichen Institutionen im Rahmen der Anti-Austeritätsproteste unter-
streicht somit den widersprüchlichen Charakter der Anwendung des Rechts durch 
soziale Bewegungen: Ihre Mobilisierung wird z.  B. durch Ergebnisse des Verfah-
rens abstrahiert und entpolitisiert. Immerhin steht den sozialen Bewegungen die 
strategische Entscheidung offen von anderen politischen Akteur*innen zu ver-
langen, ihre Forderungen innerhalb des Rechtssystems zu erkämpfen. Dies zeigt 
die politischen Merkmale dieser Praxen und ihr strategisch-emanzipatorisches 
Potenzial jenseits der Neutralität des Rechtsdiskurses auf.

Die Ambivalenz des Rechts ist indes kein Alleinstellungsmerkmal des hier 
geschilderten Falls: Sie stellt die Grundstruktur der Rechtsform dar. Diese Ein-
sicht ist eine Grundvoraussetzung, um den politischen Charakter der Interaktio-
nen zwischen sozialen Bewegungen und rechtlichen Institutionen offenzulegen. 
Gleichzeitig bietet sie einen Ausgangspunkt für empirische Forschungen zu den 
Grenzen und Potenzialen von rechtlichen Institutionen als Wirkungsräumen für 
(sowohl progressive – aber auch konservative) soziale Bewegungen. Fest steht: 
Rechtliche Institutionen können für selbige wichtige Orte politischer Auseinan-
dersetzungen in der spezifischen Form des Rechtlichen bieten. Hierauf dürfen 
soziale Bewegungen nicht verzichten. Gleichzeitig birgt das rechtliche Terrain 
aber auch das Risiko, dass seine spezifische Arbeitsweise soziale Kämpfe abs-
trahiert, entpolitisiert und neutralisiert. Diese Fallstricke dürfen soziale Bewe-
gungen ebenfalls nicht ignorieren.

Carolina Alves Vestena ist Juristin und Politikwissenschaftlerin. Sie arbeitet an der Universität 
Kassel am Fachgebiet für Politische Theorie. Kontakt: carolina.vestena@uni-kassel.de.
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Wie die meisten politischen Parteien in Deutschland, haben sich auch die Grünen 
aus außerparlamentarischen Bewegungen entwickelt. Primär und am stärksten 
diskutiert entstanden die Grünen aus der Umweltbewegung, aber einen ganz ent-
scheidenden Anteil bei der Entstehung der Partei hatten auch die Friedensbewe-
gung sowie die sogenannten K-Gruppen, linksradikale kommunistische Splitter-
gruppen, die besonders an den Universitäten aktiv waren.

Am Beispiel der Anti-Atomkraftbewegung wird deutlich, wie diese noch vor 
Parteiwerdung als Gegenspieler zur staatlichen Politik wahrgenommen wurde. 
Denn Ende der 1970iger Jahre standen ausnahmslos alle parlamentarischen Par-
teien hinter der Nutzung von Atomkraft mit der Unterstützung einflussreicher Wirt-
schaftsakteure in Deutschland wie der Deutschen Bank, der Allianz Versicherung 
bis hin zum Autohersteller Daimler Benz. Durch die Planung eines Atomkraft-
werkes in Reichweite zu meinem Wohnort Wörth in Rheinland-Pfalz begann ich 
mich als Aktivistin mit dem Thema auseinanderzusetzen und merkte schnell, wie 
verheerend mögliche Folgen eines Unfalls oder die Produktion und Lagerung des 
Atommülls wären. Im aktivistischen Diskurs galt die Atomkraft schnell als hohes 
Risiko für Umwelt und Mensch, für die etablierten Parteien hingegen war sie das 
Sinnbild für Fortschritt und Moderne. Trotz kontinuierlichem Wachsen der Anti-
Atombewegung in den 1970iger Jahren, gingen weder die FDP oder die SPD noch 
die christlichen Unionsparteien auf die Proteste ein, sondern im Gegenteil zeigte 
die Staatsmacht in der Auseinandersetzung mit den Atomkraftgegner*innen ihre 
ganze Härte. Demonstrierende wurden von Polizeikräften nicht nur geknüppelt, 
sondern bei eisigen Temperaturen mit Wasserwerfern beschossen. Um Protestie-
rende voneinander zu trennen, wurden sie durch stundenlange Einkesselung mit 
bellenden Polizeihunden auseinandergetrieben. Zeitgleich sollten Aussagen wie 
die des damaligen Bundeskanzlers Helmut Kohl, dass ohne Atomstrom 1984 in 
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Deutschland die „Lichter ausgehen“ würden, der Bevölkerung Angst einjagen, 
um sie so auf die Seite der staatlichen Politik zu bekommen.

Entgegen dem Zeitgeist
Solche und ähnliche Aussprüche fügten sich insofern in den Zeitgeist, als dass 
die 1970iger Jahre politisch von dem unbedingten Glauben an den technischen 
Fortschritt geprägt waren, der sich vor allem durch immer schnellere und mas-
sigere Autos für jede*n manifestierte. Die erste Ölpreiskrise 1973 führte zwar 
zu kurzzeitigen umweltpolitischen Reaktionen wie zum Beispiel den vier auto-
freien Sonntagen, aber keine der bestehenden politischen Parteien zeigte ernst-
haft Bemühungen, strukturelle Veränderungen anzustoßen – beispielweise die 
Abhängigkeit vom Öl zu verringern. Anders in der Bevölkerung: Hier gewann 
der Gedanke, dass wir dabei waren, mit unserer Wirtschafts- und Agrarpolitik 
unsere Umwelt zu zerstören, immer mehr besorgte Anhänger*innen. Und es 
gab ermutigende Beispiele dafür, dass man auch außerhalb der parlamentari-
schen Strukturen etwas bewirken konnte. In den USA gab beispielsweise Rachel 
Carsons Buch „The Silent Spring“, das bereits 1962 veröffentlicht wurde, den 
Ausschlag für das weltweite Verbot des Insektizids DDT aufgrund seiner schä-
digenden Wirkung auf Vögel und unklaren gesundheitlichen Auswirkungen auf 
Menschen. Hier kam der Impuls für institutionelle Veränderung eindrucksvoll 
von außen.

Wer sich hierzulande dagegen Sorgen um das Waldsterben machte, das auch 
im Bienwald und im Pfälzer Wald rund um meine damalige Heimat Wörth sichtbar 
wurde, fand keine politische Partei, die bereit war, dagegen etwas zu unterneh-
men. Wer nicht mehr bereit war, den höllischen Lärm der amerikanischen Tief-
flieger über der Südpfalz zu ertragen, oder wer amerikanische Pershing Raketen, 
die das erste Ziel eines sowjetischen Raketenangriffs in Europa sein würden, 
nicht in seiner Nachbarschaft akzeptieren wollte, fühlte sich von der Politik allein 
gelassen. Parteipolitisch gab es hierfür keine Interessenvertretung.

Außerhalb der parlamentarischen Arena hingegen war man nicht allein: Die 
1980iger Jahre waren in der Pfalz nach der Annahme des NATO Doppelbeschlus-
ses durch den Deutschen Bundestag im November 1983 von großen Demons-
trationen gegen die amerikanische Militärpräsenz geprägt, vor allem gegen die 
Verlegung von Pershing II von ihren bisherigen Standorten in Baden Württemberg 
in den Pfälzer Wald zu Manöverzwecken. Eine Menschenkette zwischen Stuttgart 
und Neu-Ulm gegen die Stationierung brachte am 22. 10. 1983 mehr als 250 000 
Menschen auf die Straße. Ihre Teilnehmer*innen, größtenteils aus der Umwelt- 
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und Friedensbewegung, fühlten sich politisch von keiner der etablierten Parteien 
vertreten. So ergab es sich fast zwangsläufig, dass sich in dieser großen Lücke 
eine neue Partei konstituierte.

Eine umstrittene Entscheidung
Die Parteiwerdung der Grünen sorgte indes für leidenschaftliche Diskussionen 
und grundsätzliche Konflikte innerhalb der Umwelt- und Friedensbewegung. 
Seit Ende der 1970iger Jahre war intensiv darüber diskutiert worden, ob man 
weiterhin außerparlamentarische Bewegung bleiben, oder sich in die bestehen-
den Strukturen einordnen sollte. Die damaligen Protagonist*innen der grünen 
Bewegung hatten durchaus genügend Realitätssinn, um zu erkennen, dass eine 
Eingliederung in die bestehenden Strukturen als Partei zwar die Veränderung 
derselben von innen heraus ermöglichen würde, gleichzeitig war aber klar, dass 
dieser Schritt auch die grüne Bewegung selbst verändern würde. Die entschei-
dende Frage war dabei nicht nur, in welcher Arena man mehr bewirken konnte, 
auf der Straße oder in den Parlamenten, sondern vor allem, ob durch die Institu-
tionalisierung der grünen Bewegung nicht auch deren Identität gefährdet würde. 
Schließlich wäre ein grünes Stadtrats-, Landtags- oder Bundestagsmitglied nicht 
nur für Umweltthemen, den Atomausstieg oder für Friedenspolitik zuständig, 
sondern auch für Finanzen, Wirtschaft und die Bundeswehr.

In Anbetracht dieser Herausforderung versuchten die Grünen sich (zunächst) 
als Anti-Partei im bundesrepublikanischen Parteiensystem zu behaupten. Beson-
ders drei strukturelle Neuerungen sollten diesen Status festigen: Erstens, das 
Rotationsprinzip, nach dem Abgeordnete auf Landes- und Bundesebene ihren 
Sitz nach der Hälfte der Legislaturperiode für eine*n Nachrücker*in räumen 
sollten. Dies sollte verhindern, dass Abgeordnete jahrzehntelang immer wieder 
aufgestellt würden. In seiner extremen Form wurde das Rotationsprinzip aller-
dings nur einmal durch die erste grüne Bundestagfraktion umgesetzt. Doch gibt 
es in einigen grünen Landesverbänden auch heute noch Regularien, die es den 
„Amtsinhaber*innen“ erschweren, wiederaufgestellt zu werden. So brauchen 
sie, um erfolgreich erneut zu kandidieren, eine 2/3 Mehrheit der Delegierten der 
Wahlversammlung und nicht nur eine einfache Mehrheit. Als zweite Neuerung 
beschlossen die jungen Grünen die Trennung von Amt und Mandat, wonach 
Abgeordnete zeitgleich kein Parteiamt innehaben können sollten. Dieses Prinzip 
gilt auch heute noch und steht im Gegensatz zur Praxis aller anderen Parteien in 
Deutschland. Die dritte strukturelle Neuerung war die bis heute fortbestehende 
Quote: Bei der Aufstellung der Wahllisten auf jeder politischen Ebene müssen 



 Zwischen Protest und Parlament   265

alle ungeraden Plätze von Frauen besetzt werden. Man kann sich vorstellen, wie 
gerade dieses Prinzip in den 1980iger Jahren, in denen Politik noch fast reine 
Männersache war, bekämpft wurde – auch von Männern innerhalb der grünen 
Bewegung. Aber gerade diese Quotierung hat sich als außerordentlich erfolg-
reich erwiesen. Heute gibt es Ähnliches in fast allen Parteien, wenn auch in 
unterschiedlicher Ausformung. Vor kurzem verabschiedete auch der Landtag in 
Brandenburg, als erstes deutsches Landesparlament, ein Paritätsgesetz, wonach 
die Listenplätze aller Parteien abwechselnd mit Männern und Frauen besetzt 
werden müssen.

Gründung einer Bewegungspartei
Damals in der Gründungszeit der Partei hingegen fühlten sich die Grünen als Teil 
der Umweltbewegung und weniger als Teil des politischen Establishments. Und 
insbesondere als rheinland-pfälzische Grüne fühlten wir uns eng mit der Frie-
densbewegung verbunden. Wir organisierten Demonstrationen gegen die Per-
shing Raketen im Pfälzer Wald, und es gelang uns sogar, einen Pershing Konvoi 
zu blockieren. Auch vor dem Giftgaslager, das wir – wie sich später herausstellte 
fälschlicherweise – in Fischbach vermuteten, wurde, oft mit prominenter Unter-
stützung, gegen Krieg und Militär demonstriert, unter anderem mit Sitzblockaden. 
Der Streit über die Legalität von Sitzblockaden wurde von meiner grünen Kolle-
gin aus Wörth bis vor das Bundesverfassungsgericht getragen, wo sie schließlich 
recht bekam: Die Richter urteilten, dass Blockaden nicht mit der Ausübung von 
Gewalt gleichzusetzen seien und daher auch keine Straftat darstellen. Mit solchen 
und anderen Aktionen fühlten wir uns als Speerspitze der Friedensbewegung und 
vertraten parallel dazu in den Parlamenten all jene, die auf der Straße für die 
Umwelt und den Frieden demonstrierten. Auf der Bundesebene der Partei wurde 
unser Engagement gemeinsam mit der Friedensbewegung allerdings sehr skep-
tisch gesehen. Joschka Fischer prägte dann auch den Spruch: „es gibt Fundis und 
Realos und die rheinland-pfälzischen Banalos“, der uns lange anhaftete.

Die Etablierung der Grünen als Partei war aber auch für nicht parteilich orga-
nisierte Umwelt- und die Friedensaktivist*innen von großer Bedeutung. Denn 
über diese hatten die Aktivist*innen erstmals direkten Zugang zur Politik, also 
dorthin, wo ihre Forderungen in Anträgen und Gesetzesentwürfen formuliert 
und in die Realität überführt werden konnten – obgleich dies de facto selten pas-
sierte, solange die Grünen überall in der Opposition waren. Aber es änderte sich 
etwas in der öffentlichen Wahrnehmung. Die Forderungen der Umweltbewegung 
wurden in den Parlamenten und damit auch stärker als zuvor in den Medien dis-
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kutiert und verbreitet  – und das auf allen politischen Ebenen, vom Ortsbeirat 
bis zum Europaparlament: Nachdem sich im Januar 1980 die Partei „die Grünen“ 
gegründet hatte, entstanden auch auf kommunaler Ebene grüne Stadt- und Kreis-
verbände. Durch das Ausscheiden einer Kollegin wurde auch mein Engagement 
auf die parlamentarischen Institutionen ausgeweitet und ich wurde 1981 Mitglied 
im Ortsbeirat Wörth. Für mich als Friedensaktivistin war eine parteipolitische 
Mitarbeit bei den Grünen die logische Fortsetzung meines Engagements in der 
Friedens- und Antiatombewegung.

So beteiligten sich die grünen Parteirepräsentant*innen auch weiterhin an 
Protestaktionen. So ließen wir beispielweise Luftballons aus unseren Dachfens-
tern steigen, um gegen die amerikanischen Tiefflieger zu protestieren, die in 
150m Höhe über die Südpfalz hinweg donnerten, oder malten Einladungsplakate 
zum Waldspaziergang, mit dem wir auf das Waldsterben aufmerksam machen 
wollten. Auch widersetzten wir uns der Volkszählung von 1987. Daraus sprachen 
noch die Lehren, die wir aus dem totalitären Überwachungsstaat der National-
sozialist*innen gezogen hatten. Der Ungehorsam sollte unsere Distanz zur zen-
tralstaatlichen Kontrolle illustrieren. Auch darüber hinaus gab es Synergieeffekte 
zwischen Partei und Bewegung: Als grüne Mandatsträger*innen nutzten wir bei-
spielsweise das Fachwissen der Umweltbewegung und der Naturschutzverbände 
für unsere Anträge und Gesetzentwürfe für eine andere Verkehrs- und Abfallpoli-
tik. Wir entwickelten gemeinsam mit der Umweltbewegung neue Abfallkonzepte 
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und brachten sie in die entsprechende politische Ebene ein, um den geplanten 
Neubau einer Müllverbrennungsanlage in Pirmasens überflüssig zu machen.

Auf lokaler Ebene war dies die Zeit der Bürgerinitiativen, die sich zumeist mit 
konkreten Missständen vor Ort auseinandersetzten. Wir fühlten uns als Grüne 
diesen Bürgerinitiativen eng verbunden. So konnten wir beispielsweise unseren 
politischen Einfluss im Stadtrat Wörth nutzen, um den Weltkonzern „Daimler-
Benz“, der in Wörth das größte LKW Montagewerk Europas betrieb und nach 
„Gutsherrenart“ herrschte, wie wir es nannten, in die Schranken zu weisen. Wir 
stoppten mit Hilfe der von uns alarmierten Bezirksregierung die Abholzung einer 
Streuobstwiese durch den Konzern und sammelten zusammen mit der Bürgerini-
tiative Wörth über 1000 Unterschriften für die Offenhaltung des letzten Fußwegs 
von Altwörth zum Rhein, den der Konzern bebauen wollte. Ein anderes Mal 
kämpften wir zusammen mit der Bürgerinitiative Bienwald gegen einen geplanten 
Autobahnausbau quer durch das Waldgebiet.

Insgesamt fühlten wir uns bei unserer Arbeit in den kommunalen Parlamen-
ten stets von den größeren außerparlamentarischen Bewegungen unterstützt, 
beziehungsweise verstanden uns eigentlich als ihr verlängerter Arm. Ohne diese 
Unterstützung wäre der Ausstieg aus der Atomkraft beispielsweise nie gelungen. 
Ohne das Zusammenwirken mit der außerparlamentarischen Bewegung, die ihre 
Stärke bei großen Demonstrationen zeigte, hätten wir als Minderheit in den Par-
lamenten nichts ausrichten können.

Allerdings realisierten wir auch, dass es in der parlamentarischen Praxis 
nicht nur darauf ankam, gegen etwas zu sein, sondern auch realistische Alterna-
tiven anbieten zu können: Statt nur gegen Atomkraft zu kämpfen, setzten wir uns 
zunehmend für erneuerbare Energien aus Wind und Sonne ein.

Erste Brüche zwischen Partei und Bewegung
Gemäß ihren Grundwerten – ökologisch, sozial, gewaltfrei und basisdemokra-
tisch – fühlte sich die Grüne Partei lange auch als Vertreterin aller friedensbeweg-
ten Menschen in Deutschland. Als dann die Konfrontation zwischen den USA und 
UdSSR durch den Fall der Mauer 1989 plötzlich endete, schien es so, als würden 
kriegerische Auseinandersetzungen der Vergangenheit angehören. Diese Illusion 
währte allerdings nur kurz bis zum ersten Golfkrieg 1991. Noch konnten wir als 
Oppositionspartei die Abschaffung der NATO und die Auflösung der Bundeswehr 
fordern. Zum großen Bruch zwischen den Grünen und der Friedensbewegung kam 
es, als die Grünen 1998 Regierungsverantwortung in einer Koalition mit der SPD 
übernahmen. Schon zuvor hatte der Fraktionsvorsitzende der Grünen im Bundes-
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tag, Joschka Fischer, nach dem Massaker in Srebrenica im Juli 1995 gefordert, dass 
Deutschland militärisch in den sogenannten Jugoslawienkrieg eingreifen müsse. 
Kurz darauf beteiligte sich Deutschland mit Zustimmung der grünen Regierungs-
fraktion vom Februar 1998 bis zum Juni 1999 am Kosovo-Krieg.

Dies führte zum endgültigen Bruch zwischen den Grünen und der Friedens-
bewegung: Auf dem folgenden Bundesparteitag in Bielefeld kam es zu handgreif-
lichen Auseinandersetzungen zwischen Parteimitgliedern und Aktivist*innen. 
Der Höhepunkt der erbitterten Auseinandersetzung war der Farbbeutelwurf auf 
Joschka Fischer – natürlich mit roter Farbe. Die Friedensbewegung fühlte sich 
nach dem „Sündenfall“ des Kosovokrieges verraten, viele grüne Mitglieder ver-
ließen damals die Partei, so auch viele enge grüne Freund*innen von mir. Die 
Frage, wie man noch mit der Friedensbewegung zusammenarbeiten könnte; wie 
man das inhaltliche Potential, das diese Bewegung mitbringt, für die Grünen 
nutzen könne, treibt die Partei und auch mich persönlich seitdem um. Auch wenn 
für mich die Zustimmung zur Teilnahme deutscher Soldat*innen am Kosovokrieg 
falsch war, und ich auf dem Parteitag dagegen gestimmt habe, so stand ich den 
Maximalforderungen der Friedensbewegung wie „Abschaffung der Bundeswehr“ 
und „Raus aus der NATO“ skeptisch gegenüber. Ich hatte durch meine Arbeit in 
den lokalen Parlamenten gelernt, dass man etwas Bestehendes nicht einfach 
ohne Ersatz anzubieten abschaffen kann. Denn sonst entsteht ein Vakuum, das 
sehr schnell unkontrollierbare Kräfte anzieht. Bei der Energiepolitik war uns das 
mit der Einführung der erneuerbaren Energien gelungen. Aber auf der Ebene der 
staatlichen Gewalt, sei es im Zivilen die Polizei oder im militärischen Bereich 
die Bundeswehr, sahen wir sehr schnell, dass das Gewaltmonopol des Staates 
zum Schutz der Bürger*innen notwendig war, dass diese Institutionen also nicht 
abgeschafft sondern verändert werden mussten. Dennoch blieb auch für mich die 
große Frage bestehen, wie wir als grüne Partei unserem Grundsatz der Gewalt-
losigkeit weiter treu bleiben konnten: Welcher Kompromiss führte uns näher an 
dieses Ziel, mit welchem Kompromiss entfernten wir uns davon?

In zahlreichen kontroversen Diskussionen jener Zeit schälte sich für mich 
heraus, dass Bewegungen und Parteien unterschiedliche Aufgaben im Spektrum 
einer demokratischen Gesellschaft haben: Eine Bewegung wird keine Kompro-
misse eingehen, sondern ihrem Ziel – in diesem Fall Abschaffung von Krieg und 
Gewalt – alle anderen (An-)Forderungen unterordnen. Das soll nicht heißen, dass 
eine Bewegung nur aus ihren Maximalforderungen besteht. Auch Bewegungen 
formulieren erste Schritte hin zum übergeordneten Ziel. Aber anders als eine 
Partei müssen sie nicht ständig auf aktuelle gesellschaftliche Ereignisse reagie-
ren. Sie sind nicht ständig gefordert, sich zu aktuellen Anträgen und Gesetzent-
würfen zu positionieren. Vor allem als kleinerer Partner einer Koalitionsregierung 
mussten die Grünen als Partei schmerzhafte Kompromisse eingehen. Dabei ist 
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erst in den letzten Jahren die Erkenntnis gewachsen, dass diese „Regierungskom-
promisse“ und unser Parteiprogramm auf zwei unterschiedlichen politischen 
Ebenen liegen: ein Kompromiss, den wir als Regierungspartner eingehen, heißt 
nicht, dass dieser jetzt zu unserem Parteiprogramm wird.

Ich persönlich, wie einige andere Landtagsabgeordnete auch, habe versucht 
in den zwei Jahrzehnten seit dem Kosovokrieg den Kontakt zur Friedensbewegung 
zu halten und ihr die Vorteile meiner Stellung als Abgeordnete zur Verfügung 
zu stellen. Meine Kontakte ins Innenministerium nutzte ich beispielsweise, um 
Abschiebungen zu verhindern. Für Initiativen, die vom Verfassungsschutz beob-
achtet wurden, übernahm ich die Anmeldung zu Demonstrationen – und nahm 
dann natürlich auch an selbigen teil. Trotz vereinzelter persönlicher Bindungen 
haben sich die Fronten zwischen der Friedensbewegung und der Grünen Partei 
aber kaum aufgeweicht. Die Einsicht, dass Bewegung und Partei zwei gesell-
schaftlich Akteure sind, die sich ergänzen und gemeinsam das gleiche Ziel verfol-
gen können, wenn auch auf unterschiedlichem Wege, hat sich nicht durchsetzen 
können. Vielleicht ist das ja auch richtig so. Denn so kann die Friedensbewegung 
immer ein Stachel im Fleisch der Grünen bleiben.

Friedel Grützmacher war von 1991 bis 2006 Mitglied im rheinland-pfälzischen Landtag für die 
Grünen, in den letzten fünf Jahren als Vizepräsidentin. Sie lebt seit 2007 in Berlin und engagiert 
sich in der Landes- und Bundesarbeitsgemeinschaft Frieden/Internationales der Grünen und 
vor allem im Verein „Givat Haviva Deutschland“, der die gleichnamige Institution in Israel unter-
stützt, die sich für das friedliche Zusammenleben von Juden und Palästinensern in Israel ein-
setzt. Kontakt: friedel.gruetzmacher@posteo.de.
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Der Call for Papers für den vorliegenden Band des Forschungsjournals verweist 
auf die Tatsache, dass Institutionen und soziale Bewegungen „häufig als Gegen-
pole (…) entgegengesetzter Enden des Spektrums sozialer Organisation gedacht“ 
werden, wobei Erstere mit dem Attribut stabil, verfestigt und hierarchisch ver-
sehen und Letztere als transformativ-dynamisch dargestellt werden. Ziel sei es, zu 
einer „Konzeptualisierung der Interaktion von Bewegungen und Institutionen (zu 
kommen), die disziplinübergreifend für empirische Forschungsvorhaben frucht-
bar gemacht werden“ kann. Dieser Kurzbeitrag setzt sich zum Ziel, die Rigidität 
der genannten Kontrastierung dadurch zu entschärfen, dass zunächst auf die 
Makroebene (Governance) und anschließend kurz auf die Mikroebene (soziale 
Ausgrenzung und Abstiegsangst) eingegangen wird. Abschließend soll erörtert 
werden, inwiefern sich Entwicklungen auf Mikro- und Makroebene ergänzen, neu-
tralisieren, oder gegebenenfalls derart zusammenwirken, dass das Potential und 
der Handlungsspielraum für zivilgesellschaftliche Aktivitäten und Bewegungs-
ansätze auf der Meso-Ebene von Kollektivhandlungen erweitert wird. Das in der 
Bewegungsforschung zunehmend diskutierte Konzept der Shrinking Spaces wird 
dabei genutzt, das Verhältnis von Institutionen und Bewegungen zu überdenken.

Deinstitutionalisierung und Governance
Als Makroebene sollen hier nicht Institutionen verstanden werden, sondern 
vielmehr diejenigen Formen sozialer Ordnung, in denen staatliche Institutionen 
neben Markt- und zivilgesellschaftlichen Akteuren mit dem Ziel eingebunden sind 
Good Governance-kompatible Politik zu generieren. Wie jede andere gesellschaft-
liche Ordnungsform unterliegen auch Institutionen – und zwar sowohl formale 
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Strukturen wie auch informelle Regelsysteme – ständiger Veränderung und sind 
damit erheblichem Anpassungsdruck ausgesetzt. Es sind dabei nicht nur regel-
mäßig changierende politische Mehrheiten, die zu Kurswechsel, partiellem Aus-
tausch politischen Personals und institutionellen Veränderungen führen. Es ist 
vor allem die direkte Umwelt von Institutionen, die transformierend auf deren 
(partielle) Autonomie und Handlungsmöglichkeiten einwirkt, genauso gut aber 
auch durch sie selbst beeinflusst werden kann. Institutionen sind also letztlich 
genauso eingebettet (Polanyi 1957) in größere marktliche und gemeinschaftliche 
Zusammenhänge wie dies umgekehrt für die konkurrierenden Formen von Markt 
und Gemeinschaft gilt. Es ist aus diesem Grund möglicherweise zu einseitig, Insti-
tutionen grundsätzlich als stabile und verfestigte Formationen zu betrachten. 
Zumindest aus einer auf Governance und Governance-Arrangements (GAs) rekur-
rierenden Perspektive dürfte sich dies als problematisch erweisen.

Im Gegensatz zu veralteten Vorstellungen, denen zufolge Gesellschaften 
funktional in verschiedene Dimensionen differenziert sind, die je eigene Hand-
lungslogiken ausprägen und relativ unabhängig voneinander existieren (Adloff 
2018: 306), können GAs funktionaler, territorialer oder sektoral- und Policy-spe-
zifischer Art als sich überlappende Kreise imaginiert werden, wobei jeder Kreis 
für ein spezifisches Ordnungsprinzip steht – Staat, Markt und Gemeinschaft. Die 
dabei entstehenden Schnittmengen entscheiden darüber, welcher dieser Mecha-
nismen im Einzelfall dominiert und damit die Regeln vorgibt. Dort wo sich alle 
drei mehr oder weniger gleichgewichtig überlagern, ließe sich vom eigentlichen 
Kern eines GAs sprechen. In sogenannten Good Governance Arrangements, wie sie 
von internationalen Organisationen (Weltbank, UN, UNDP u.  a.) seit langem für 
den entwicklungspolitischen Bereich propagiert werden, unterstützen sich diese 
Mechanismen gegenseitig und tragen damit sowohl zur Stabilisierung ihrer je 
eigenen Strukturen und Regeln wie auch der des Gesamtsystems bei.¹

So (ökonomisch) produktiv, (politisch) demokratiefördernd und (gesell-
schaftlich) partizipatorisch derartige Arrangements auch sein mögen, so negativ 
und destabilisierend erscheinen ihre Effekte im Fall unilateraler, beziehungs-
weise nicht abgestimmter Einmischung – oder Usurpation – seitens eines „Part-
ners“ in die Belange des anderen. In derartigen Fällen verändert sich nicht nur 
das Gesamtformat eines GAs und dessen innerer Kern, sondern auch das der 
jeweiligen Teilbereiche und individuellen Trägersysteme. Es kann dabei zu ähn-
lichen Schrumpfungsprozessen kommen, wie dies im Bereich der Bewegungsfor-
schung unter dem Begriff der Shrinking Spaces, das heißt der Einschränkung von 

1 Für eine detaillierte und dabei zugleich sehr konzise Darstellung des positiven und negativen 
Wirkungszusammenhangs der drei Ordnungssysteme siehe: Schmitter/Streeck 1985: 1–29.
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Möglichkeitsräumen für zivilgesellschaftliche Aktivitäten beschrieben worden ist 
(z.  B. Heinrich Böll Stiftung 2017).

Zivilgesellschaft und Institutionen: Shrinking 
Spaces
Spätestens mit der Finanzkrise ist deutlich geworden, dass es zu erheblichen 
Verschiebungen im Machtgefüge von GAs gekommen ist und zwar vorwiegend 
zugunsten der Dimension des Marktes, von Marktakteuren und der dazugehöri-
gen neoliberalen Mantras. Die diesem Prozess entsprechenden Schlüsselbegriffe 
sind Deinstitutionalisierung, Desorganisation und Fragmentierung. Dies kann im 
Folgenden nur kurz angedeutet werden.

Die Teildimension Gemeinschaft kann generell in zwei weitere Bereiche unter-
teilt werden, die beide mit durch den Markt induzierten Einflüssen zu kämpfen 
haben. Auf der einen Seite frei gewählte Assoziationen, Verbände, Vereine und 
weniger formal strukturierte soziale Bewegungen (communities of choice) – auf 
der anderen Seite Schicksalsgemeinschaften (communities of fate) wie etwa fami-
liäre Zusammenhänge, Nachbarschaften oder religiöse Zugehörigkeiten. Aus einer 
Governance-Perspektive würde das Phänomen der Shrinking Spaces nun nicht nur 
bedeuten, dass der dem Bereich Gemeinschaft zuzuordnende Teil von GAs unter 
Bedingungen neoliberaler Markthegemonie zunehmend kleiner wird, sondern 
dass das Gewicht kollektiver Akteure selbst dabei abzunehmen droht. Man denke 
etwa für den Bereich abhängig Beschäftigter an den oft konstatierten Rückgang 
gewerkschaftlicher Mitgliederzahlen sowie an den generellen Einflussverlust, 
den sowohl Gewerkschaften als auch soziale Bewegungen erfahren. Communities 
of fate leiden ihrerseits unter durch Kommodifizierung sozialer Beziehungen aus-
gelöste Entwicklungen wie etwa Individualisierungsprozessen und dem Zerfall 
tradierter und identitätsstiftender Netzwerke.

Diese Entwicklung ist weder selbstverschuldet noch vollzieht sie sich nur 
in weniger entwickelten oder autokratisch-regierten Gesellschaften.² Vielmehr 
macht sie auch vor Ländern wie der Bundesrepublik nicht halt, wie das kürz-
lich erfolgte Verdikt des höchsten deutschen Finanzgerichts im Fall Attac zeigt. 

2 Die Shrinking Spaces-Debatte geht bisher davon aus, dass restriktive Finanzregeln, die den 
Status von NGOs daran binden, dass diese sich nicht in bestimmte politisch sensible Bereiche 
einmischen, vorwiegend für Länder wie Russland, Ägypten, Äthiopien, aber auch in Lateiname-
rika und anderen Ländern in Asien und Afrika Gültigkeit besäßen. Der Fall Attac zeigt, dass dem 
keineswegs so ist.
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Mit der Versagung des Status der Gemeinnützigkeit wird der NGO praktisch die 
Existenzgrundlage entzogen, da damit ca. 90 Prozent ihrer Einnahmen auf dem 
Spiel stehen (Graf Strachwitz 2019). Die gegenwärtige Krisensituation in Rech-
nung stellend, kann es kaum Zufall sein, dass es ausgerechnet Attac trifft – eine 
Organisation, die sich massiv gegen Prozesse der Vermarktlichung in sozialen 
und politischen Zusammenhängen einsetzt. Zufall ist es sicherlich ebenso wenig, 
dass die Initiative für das Urteil des Bundesfinanzhofes ursprünglich aus dem 
damaligen Hause Schäuble, das heißt dem Finanzministerium, kam.

Wie angedeutet, bietet sich der Begriff der Shrinking Spaces nicht nur für die 
Beschreibung von Versuchen an, zivilgesellschaftlichen Einfluss zurückzudrän-
gen, sondern durchaus auch für die Analyse politischer Institutionen – zumindest 
derjenigen, die traditionell eher mit der Einhegung marktlicher Dominanz zu tun 
hatten. Das Transnational Institute (TNI 2017) betrachtet dies als „part of a wider 
struggle within contemporary neoliberalism to marketize the state, hollow-out 
democracy and reduce opposition by (re)defining the contours of legitimate, 
extra-parliamentary political activity and redefining space for policy (…).” Die 
Kommodifizierung politischer Institutionen schlägt sich besonders in Prozessen 
der Deinstitutionalisierung nieder. Wie von einer Reihe von Autoren (besonders 
Streeck 2009, 2014) dokumentiert, sind diese Prozesse überdurchschnittlich aus-
geprägt in der Sozialpolitik, der Unternehmensführung, der öffentlichen Finan-
zen sowie im Bereich mit Sozialpartnern besetzter Verhandlungssysteme. Hin-
zuzufügen wären aus eher demokratietheoretischer Sicht Verschiebungen in den 
entsprechenden Rollenverteilungen, durch die Marktkräften geneigtere Institu-
tionen bevorteilt werden: Machtverschiebungen zwischen Exekutive und Legis-
lative, die partielle Marginalisierung parlamentarischer Entscheidungsgremien, 
Verrechtlichung von Politik, die wachsende Bedeutung parlamentarischer Kon-
trolle entzogener Expertengremien, sowie die Verschiebung von Kompetenzen 
von unteren auf höhere Ebenen (vor allem Papadopoulos 2014, aber auch Rucht 
2018: 43–44; Grande 2018: 52–53). Entscheidungsräume für autonomes Handeln 
politischer Institutionen unterliegen damit nicht insgesamt einem Schrumpfungs-
prozess. Mit dem Verlust von Handlungsmöglichkeiten auf Seiten einiger Insti-
tutionen geht letztlich ein Zuwachs von Souveränität und Autonomie auf Seiten 
anderer einher, die Prozessen neoliberaler Politik gegenüber eher aufgeschlossen 
erscheinen. Ähnlich wie diejenigen des Marktes im Gesamtzusammenhang von 
Governance, weiten sich deren Handlungsräume innerhalb des staatlichen Teil-
bereichs weiter aus.

Bezüglich des Verhältnisses von Institutionen und Bewegungen hat Adloff 
(2018: 303) in diesem Zusammenhang auf die Notwendigkeit „intelligenter 
Bündnisse“ mit denjenigen Fraktionen staatlicher Institutionen hingewiesen, 
die Zukunftsvisionen gegenüber nicht völlig abgeneigt sind und in diesem 
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Zusammenhang auf die Bedeutung eines bedingungslosen Grundeinkommens 
verwiesen. Ganz ähnlich argumentiert Roose (2018: 366) mit Blick auf Political-
Access-Mechanismen im Kontext der Verbindung von Institutionensystem und 
Bewegung, dass es auch innerhalb der Institutionen potentielle Allianzpartner 
gäbe, die im Interesse einer Re-Stabilisierung wohlfahrtsstaatlicher Politik ein-
zubinden wären.

Objektive und subjektive Effekte räumlicher 
Verschiebungen
Bis hierher ist auf die Makroebene einer sich aus meiner Sicht durchaus als eine 
„Triple Crisis of Governance“ (Erosion marktkorrigierender Institutionen, Post-
demokratie, Zerfall sozialer Netze) darstellenden Situation rekurriert worden. 
Anschließend wurde argumentiert, dass sich im Kontext dieser organischen Krise 
neue Möglichkeiten für Allianzen zwischen (bestimmten) Institutionen und sozia-
len Bewegungen herausschälen könnten, wobei die Bestimmung der konkreten 
Konturen derartiger Allianzen zukünftiger Forschung überlassen werden muss. 
Wie stellen sich nun aber die Effekte räumlicher Verschiebungen innerhalb von 
GAs auf der Mikroebene dar? Auch hier ergeben sich gemeinsame Handlungs-
optionen für die jeweils relevanten Akteure. Hinsichtlich der objektiven (Abstieg) 
wie subjektiven Betroffenheit (Abstiegsangst) der durch die Krise induzierten und 
weiter verstärkten räumlichen Verschiebungen in GAs ist viel publiziert worden 
(Castel 2003; Dörre 2014; siehe auch: Grote 2018). Die Schlüsselbegriffe sind hier 
zweifellos Prekarität und Prekarisierung, und zwar in einem umfassenden und 
nicht nur den Arbeitsmarkt betreffenden Sinn. Selbst in Ländern wie Deutsch-
land changieren die Zahlen für subjektiv empfundene Abstiegsangst zwischen 
40 und 60  Prozent (Eurofound 2018; Anderson/Pontusson 2007; Kania 2013; 
Hense 2018), umfassen damit einen Großteil der Bevölkerung, und deuten auf 
die hohe Relevanz sozialer Aspekte bei der Frage nach subjektiven Befindlich-
keiten in der Bevölkerung hin. Für die Bewegungsforschung hieße dies, den 
Zusammenhang von „Künstlerkritik“ und „sozialer Kritik“ (Boltanski/Chiapello 
2005), beziehungsweise von „postmateriellen“ und „materiellen“ Konflikten und 
Interessenslagen (Inglehart 1998, 2018; Grande 2018: 53) neu aufzurollen. Beson-
deres Augenmerk müsste dabei auf Formen psychischer, sozialer und politischer 
Anomie gelegt werden, die zumindest partiell als Resultate individueller Selbst-
ausbeutung, Selbstoptimierung, Eigenverantwortung und damit zusammenhän-
gender Verwischung von Arbeits- und Lebenssphäre zu verstehen sind. Hinzu 
kommt die Verankerung derartiger Befindlichkeiten in geographisch eher peri-
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pheren Räumen. Dies sind meines Erachtens diejenigen Bereiche, in denen mate-
rielle und sozial verankerte Interessen dabei sind, eher postmateriell orientierte 
Bedürfnisse zu überlagern. Die Bedeutung kultureller Identitäten spielt in diesem 
Zusammenhang ebenfalls eine, wenn auch nur sekundäre Rolle.

Darüber hinaus wäre eine Antwort darauf zu finden, wie es zu erklären ist, 
dass die Straßen heute scheinbar mehrheitlich mit Anhängern sogenannter 
rechtspopulistischer Bewegungen gefüllt sind³  – wobei das „sogenannt“ hier 
nicht zufällig gewählt wurde. Die Forschung sollte mit dem Populismusbegriff 
vorsichtiger umgehen. Wenn wir dezidiert faschistische oder xenophobe Kräfte 
ausnehmen, dann ließe sich der Rest dessen, was als Rechtspopulismus durch 
die Presse geistert, präziser als eine Form sozialer Bewegung bezeichnen, die 
im Wesentlichen retrotopischen, das heißt rückwärtsgewandten (Bauman 2017) 
Vorstellungen und Idealen anhängt, die nicht tout court als rechtsextrem diffa-
miert werden können. Es käme dann für die Forschung darauf an, genauer zu 
spezifizieren, wie und wodurch sich retrotopische von real-utopischen (Wright 
2017), beziehungsweise emanzipatorischen Vorstellungen unterscheiden, wo sie 
sich möglicherweise annähern, und wie ein beiden Seiten vermittelbares Narrativ 
aussehen könnte, das zugleich markteinhegend wie auch demokratiefördernd zu 
sein hätte. Laurence Cox und Alf Gunvald Nilsen (2014) haben versucht, dies als 
„neoliberale Abenddämmerung“ theoretisch auszumalen und entsprechende 
strategische Optionen aufzuzeigen.

Kollektive Antworten
Nach dieser tour de force durch die Höhen und Niederungen von Makro und Mikro 
wäre nun in der Tat die Frage nach den Implikationen der beschriebenen Entwick-
lungen für die Meso-Ebene (organisierter) Kollektivhandlungen zu beantworten. 
Trotz, und möglicherweise gerade wegen der dramatischen Herausforderungen 
ließe sich argumentieren, dass diese nicht notwendigerweise in Apathie und Rück-
zugsgefechten enden müssen. Gerade die Tatsache, dass es nicht nur soziale Bewe-
gungen, sondern durchaus auch spezifische politische Institutionen, aber auch 
Gewerkschafts- und andere mit der Verteidigung sozialer Rechte befasste Orga-

3 Für Rucht (2018: 42) ist das Erstarken rechter Bewegungen das „markanteste und einschnei-
dendste Ereignis im Bewegungssektor seit den 1990-ern.“ Edgar Grande hat ebendies dazu ver-
anlasst, die Frage zu stellen, ob die bisherige Bewegungsforschung damit nicht „(…) in mehrerlei 
Hinsicht an ihr Limit“ gerät, so dass „ihre analytischen Kategorien und dominanten Forschungs-
ansätze (…) hinterfragt werden“ müssten (Grande 2018: 55).
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nisationen sind, die durch polit-ökonomische Interventionen von oben („move-
ments from above“; siehe Cox/Nielsen 2014) in ihren Handlungsmöglichkeiten 
beschränkt werden, sollte neue Räume für gemeinsame Aktivitäten eröffnen.

Neben den von Adloff und Roose (s.  o.) erwähnten opportunity spaces für 
potentielle Allianzen im Bereich der Politik gibt es auch im Umfeld der Gewerk-
schafts- und Bewegungsforschung ein wachsendes Interesse an der Spezifizierung 
der Konturen, die über Organisationsgrenzen hinweg verlaufende Bündnisse zu 
einer Art von Polanyi’schem Countermovement machen könnten (Grote/Wage-
mann 2018: 1–22; Wagemann/Grote 2018: 211–223). Obwohl Gewerkschaften aus 
Sicht der Bewegungsforschung lange eher als institutionelle Akteure, beziehungs-
weise als „incarnation of an anti-movement that obstructs free and unconstrained 
deliberation“ (Fantasia/Stepan-Norris 2004: 562) gesehen wurden, sind Ansätze 
für Allianzen von einer ganzen Reihe von Autoren besonders für den südeuropäi-
schen Raum identifiziert worden (Della Porta 2017; Mexi 2016; Seferiades/Johnston 
2012; Giugni/Grasso 2015; Montana/Perugorria 2017) ohne im Rest der EU bisher 
eine entsprechende Resonanz gefunden zu haben. Ob dies, wie von Manow (2018) 
argumentiert, im Wesentlichen der Tatsache geschuldet ist, dass Südeuropa über 
erheblich schwächer ausgeprägte soziale Sicherungssysteme verfügt, ist eine 
zentrale Frage, der weiter nachzugehen wäre. Zugleich wäre danach zu fragen, 
ob es u.  a. hierauf zurückzuführen ist, dass Bündnisse zwischen Institutionen 
und sozialen Bewegungen möglicherweise mehr Aussicht auf Erfolg im Norden 
Europas haben. Die Anti-Austeritätsbewegungen in Südeuropa jedenfalls stellen 
eine adäquate (organisationspolitische) Antwort auf die gegenwärtigen neolibera-
len Verwerfungen dar und widersprechen keinesfalls den etwa von Erik O. Wright 
(2017) avisierten kommunitaristischen und in den kleinteiligen Räumen und 
Rissen innerhalb kapitalistischer Wirtschaften zu verortenden emanzipatorischen 
Alternativen, in denen antizipatorisch mit realen Utopien experimentiert wird. Im 
größeren Kontext von Governance und von Governance Arrangements wäre fest-
zuhalten, dass es im Kontext eines bereits seit längerem anhaltenden Prozesses der 
Restrukturierung von Governance Arrangements nicht nur soziale Bewegungen 
sind, die unter der Kontraktion von Möglichkeitsräumen (für kollektives Handeln) 
leiden. Zu den Opfern neoliberaler Versuche eines rollback gehören auch Institu-
tionen und stärker formal strukturierte Organisationen wie etwa Gewerkschaften. 
Die Frage, inwieweit dies zur Herausbildung gemeinsamer Interessen beitragen 
und damit Möglichkeiten für breitere Koalitionen erschließen könnte, wird zentral 
für die Institutionen-, die Gewerkschafts- und die Bewegungsforschung bleiben.

Jürgen Grote ist Senior Researcher und Topic Leader (Global Inclusive Development)  
am Dialogue of Civilizations Research Institute (DOC Research) in Berlin. Kontakt:  
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Nach den Protesten 2011/12 in Reaktion auf das autoritär-neoliberale Krisen-
management der Europäischen Union und der nationalen Regierung gründeten 
sich in vielen spanischen Städten neuartige Zusammenschlüsse von Bewegungs-
akteur*innen und Parteien, die munizipalistischen Listen, die vielfach einen Brü-
ckenschlag zwischen Bewegung und Staat auf lokaler Ebene herstellen konnten 
(Rubio-Pueyo 2017). Mit den Kommunalwahlen 2019 endet dort ein erster Zyklus 
dieses „Angriffs“ sozialer Bewegungen auf die Institutionen während in vielen 
anderen Ländern erst vor ein, zwei Jahren ähnliche Plattformen entstanden. Auch 
im post-jugoslawischen Raum haben sich Menschen nach verschiedenen Protest-
höhepunkten in den letzten Jahren dazu entschlossen, die Stadtparlamente zu 
einem strategischen Ort der Auseinandersetzung zu machen. Schlaglichthaft 
widmen wir uns im Folgenden den gesellschaftlichen Entstehungsbedingungen der 
munizipalistischen Projekte in Barcelona, Zagreb und Belgrad und argumentieren 
aus der Perspektive materialistischer Staats- und Demokratietheorie, dass dieser 
Ansatz konkrete soziale Verbesserungen ermöglichen kann, aber strukturelle Ver-
änderungen an der Materialität institutioneller Apparate abzuprallen drohen.

Barcelona
Den monatelangen Platzbesetzungen und Arbeitskämpfen Anfang der 2010er in 
Spanien, die als Antwort auf die austeritäre Kürzungspolitik entstanden sind, 
folgte eine Verschiebung der politischen Organisierung der Bewegungen in die 
Nachbarschaften. Dort entstanden solidarische Netzwerke der Selbsthilfe und 
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der politischen Artikulation. So etwa die Plattform der Hypotheken-Betroffenen 
(PAH), die sich gegen die Zwangsräumungen von Wohnraum einsetzt und Betrof-
fene organisiert und unterstützt. Während die PAH viele Zwangsräumungen ver-
hindern konnte, nahm die Zahl der Räumungen insgesamt jedoch nicht ab – die 
Beziehung zwischen staatlichen Apparaten und sozialer Mobilisierung schien 
vollständig gekappt und die Idee, selber in das institutionelle Feld einzustei-
gen, immer notwendiger in den Kreisen spanischer Aktivist*innen. Durch eine 
Ausweitung des bewegungspolitischen Terrains sollten Transmissionsriemen 
von den Nachbarschaften in die Apparate gespannt werden, mit dem Ziel, den 
Staat zu demokratisieren und Kapazitäten für Selbstorganisierung zu stärken. In 
vielen Städten bildeten sich Zusammenschlüsse lokal verankerter Bewegungs-
akteure – die sogenannten munizipalistischen Konfluenzen. Bei den Kommunal-
wahlen 2015 konnten viele Vertreter*innen der neugegründeten Plattformen in 
die Rathäuser einziehen und dort teilweise die stärkste Kraft stellen. Die Plattform 
Barcelona en Comú ist hierfür das bekannteste Beispiel und Triebkraft hinter der 
internationalen munizipalistischen Vernetzung. Bei der Wahl 2015 erhielt Bar-
celona en Comú 25 % der Stimmen und konnte mit weiteren Parteien eine linke 
Koalition bilden (Candeias 2015). Nach vier Jahren kann der erste „institutionelle 
Zyklus“ dieser linken Minderheits-Stadtregierung vorsichtig bilanziert werden.

Statt eines eindeutigen Bruchs, deutet die munizipalistiche Praxis im besten 
Falle auf langfristig tiefgreifende Veränderungen als Summe kleiner Trans-
formationen hin: Um der „Touristifizierung“ Barcelonas zu begegnen, hat die 
Stadtregierung ein Moratorium auf Hotellizenzen erlassen (Vooght 2015). Zudem 
werden Banken, die Apartments leer stehen lassen, strafrechtlich verfolgt und 
zwischen 2016 und 2017 wurden mehr als 2.300 illegale AirBnB-Wohnungen 
vom Markt genommen (Gilmartin 2018). Auch das Budget für den öffentlichen 
Wohnungsbau wurde vervierfacht (Bazurli/Tierno 2018). Bezüglich der Stärkung 
feministischer Politiken, ein weiterer Eckpfeiler des Ansatzes von Barcelona en 
Comú, lässt sich auf die Einrichtung eines eigenen Departments für Geschlechter-
politik und LGBTQ-Rechte verweisen, welches eine Geschlechterperspektive in 
alle Politikbereiche integrieren soll. Das Budget im Kampf gegen geschlechtsspe-
zifische Gewalt wurde um 1,6 Millionen Euro erhöht (BComú Global 2016). Teil-
weise konnte auch das Projekt der Demokratisierung durch die Förderung von 
Nachbarschaftsversammlungen als „Kraftwerke der Begegnung” (Zechner 2016) 
angeschoben werden.

Statt weitreichende Veränderungen durchzusetzen, kann häufig jedoch 
nur Schlimmeres verhindert werden und Widersprüche bleiben angesichts der 
unterschiedlichen Perspektiven von sozialen Bewegungen gegenüber dem real-
politischen Alltag nicht aus. So bleiben der Mangel von bezahlbarem Wohnraum 
und Wohnungsnot zentrale Probleme in Barcelona, dennoch kommt es auch 
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unter Barcelona en Comú, wenngleich in verringerter Anzahl, weiterhin täglich 
zu Zwangsräumungen, die durch Protest begleitet oder gar verhindert werden.

Vier Jahre sind aus der Perspektive von Akteur*innen innerhalb der schwer-
fälligen, hegemonial programmierten Staatsapparate wenig, aus Sicht der pre-
kären Selbstorganisierten jedoch eine kleine Ewigkeit. So lässt sich sagen, dass 
bisher zwar punktuell neoliberale Politik politisiert, skandalisiert, und reduziert 
werden konnte, aber kaum Veränderungen der Institutionen erfolgen. Die Gefahr 
quasi im Treibsand der Institutionen zu versinken ist also real.

Zagreb und Belgrad
Oftmals kaum wahrgenommen in westeuropäischen Debatten sind die Auswir-
kungen der Krise ab 2008 in Kroatien und Serbien. Nur das BIP Griechenlands 
brach stärker ein als das kroatische (Global Property Guide 2017), in Serbien 
wuchs die Ungleichheit auf den höchsten Wert innerhalb Europas (Arandarenko 
et al.  2017). Neben den sozial verheerenden Krisen(-management)-Auswirkun-
gen haben auch die Proteste vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit erhalten. 
Seit 2008 wachsende Umwelt-, Recht-auf-Stadt-, Gewerkschafts-, Studierenden- 
und feministische Bewegungen wehrten sich gegen die Neoliberalisierung ihrer 
Lebensrealitäten, bis hin zur Besetzung öffentlicher Plätze in Zagreb im Jahr 2010 
(Dolenec et al. 2017). Mit dieser wurde gegen profitorientierte Stadtentwicklung 
Widerstand geleistet, die alltägliche soziale Reproduktion prekärer werden lässt. 
Weder in Serbien noch in Kroatien gibt es erwähnenswerten sozialen Wohnungs-
bau (Bežovan 2013, Petrović 2013), urbaner Raum wird vor allem von privatwirt-
schaftlichen Interessen und ideologisierter Repräsentationspolitik geprägt.

In den Jahren des Protests wurden die Grenzen außerparlamentarischen 
Aktivismus deutlich. Einerseits verhallten große Mobilisierungen ohne Reaktion, 
andererseits stellte sich die zivilgesellschaftliche Arbeit ohne stabile Strukturen 
als unzureichend dar, um grundlegenden Wandel zu erreichen. In beiden Kon-
texten ist die Ausweitung der politischen Aktivität ins formal-institutionelle Feld 
nicht ohne Risiko, da die politischen Systeme als durchzogen von privaten Parti-
kularinteressen gelten.

Seit Mai 2017 hat die Plattform Zagreb Je NAŠ! („Zagreb gehört uns!“) einen 
Vertreter in der höchsten Ebene der Stadt, sowie viele weitere in Nachbarschafts- 
und Bezirksräten (Rilović 2017). Insgesamt sind vier Stadtratsmitglieder Teil 
des „Linken Clubs“, der Koalitionsliste, mit der die Plattform antrat. Als kleine 
Opposition lässt sich substantiell nicht viel verändern, daher stellt sich die Arbeit 
der Zagreber Plattform als Mix aus einem disruptivem Ansatz und dem Befolgen 
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der Regeln des Spiels dar: Konkret zielen die Aktivitäten der Nachbarschafts-, 
Bezirks- und Stadtratsmitglieder z.  B. darauf ab, Privatisierungen zu stoppen 
und Menschen bei der Selbstorganisierung in Nachbarschaften zu unterstützen. 
Neben dieser eher klassisch-institutionellen Arbeit verfolgen sie Strategien wie 
das bewusste In-die-Länge-Ziehen der Ratssitzungen, indem nicht wie üblich 
schlicht durchvotiert, sondern jeder Antrag tatsächlich besprochen wird. Nach 
einem Jahr in den Institutionen entwickelte sich jedoch auch Frust bei den Vertre-
ter*innen der Plattform in den verschiedenen Gremien der städtischen Demokra-
tie, beispielsweise über den hohen Grad an Zentralisierung sowie die Blockaden 
der etablierten Repräsentant*innen gegenüber den inhaltlichen und prozedura-
len Änderungsvorschlägen der Ratsmitglieder von Zagreb Je NAŠ!. Allerdings ist 
der Zugang für die Plattform zu Informationen erleichtert, und das verbesserte 
Verständnis für das Funktionieren der Apparate kann für zivilgesellschaftliche 
Mobilisierung genutzt werden.

In Belgrad wurde nach vier Jahren großer Mobilisierung gegen das Stadt-
erneuerungsprojekt Belgrade Waterfront im März 2018 aus der Initiative Ne da(vi)
mo Beograd (In etwa „Lasst uns Belgrad nicht ertränken“) eine lokale Wahlplatt-
form, also keine formalisierte Partei, sondern ein Zusammenschluss von Gruppen 
und Individuen. Die lange Phase der Auseinandersetzung mit Institutionen zuvor 
lässt erkennen, dass nicht das geschmeidigere Funktionieren staatlicher Appa-
rate das Ziel von Ne da(vi)mo Beograd ist, sondern das Skandalisieren der neo-
liberalen Agenda serbischer politischer Eliten und prozeduraler Defizite der for-
mal-demokratischen Entscheidungsabläufe in Belgrad und Serbien. Der Ansatz 
der Protestinitiative reichte vom restlosen Ausschöpfen aller rechtlichen Mittel 
bis zur lautstarken Störung von Stadtratssitzungen. Der Schritt Richtung elekto-
raler Beteiligung folgte der Einsicht, dass die Unzufriedenheit mit den politischen 
und sozialen Verhältnissen sehr hoch, aber keineswegs durch politische Parteien 
vertreten ist, insbesondere nicht aus einer emanzipatorischen Perspektive. Die 
Staatsapparate scheinen undurchdringbar für den Druck von der Straße. Trotz 
gewisser Skepsis wuchs durch die Wahl-Kampagne das Vertrauen innerhalb der 
fragmentierten serbischen Linken. Die Plattform konnte zwar nicht ausreichend 
Stimmen bei der Wahl im März 2018 gewinnen, um ins Belgrader Stadtparlament 
einzuziehen, doch nach der Wahl wurde das Knüpfen von Beziehungen zu wei-
teren Bewegungen z.  B. gegen die seit einer Gesetzesänderung auf Nationalebene 
vor wenigen Jahren zunehmenden Zwangsräumungen (Krov Nad Glavom – Dach 
über dem Kopf) oder Anti-Privatisierungs-Kampagnen in anderen Städten intensi-
viert, um mit diesen eventuell an zukünftigen Wahlen teilzunehmen.

Zagreb Je NAŠ! und Ne da(vi)mo Beograd versuchen mit Taktiken sozialer 
Bewegungen – Öffentlichkeitsarbeit, Aktionen und Proteste, Recherchen – als 
auch über den institutionellen Weg der lokalstaatlichen Intervention einen 
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Gegenentwurf zur neoliberal-autoritären Verformung städtischen Raums und 
lokaler Demokratie voran zu treiben. Gemeinschaftliche Verwaltung von Infra-
struktur statt Privatisierung sowie Dezentralisierung von Macht durch kollektive 
Selbstbestimmung von Bewohner*innen statt Rückbau demokratischer Mecha-
nismen sind hierbei die zentralen Ansatzpunkte der munizipalistischen Praxis 
in Südosteuropa.

Bewegungen im Staat
Trotz lokaler Spezifika gibt es also Ähnlichkeiten zwischen den verschiedenen 
Munizipalismen in Barcelona, Zagreb und Belgrad. Diese resultieren aus einem 
weltweit sich zuspitzenden Widerspruch einer dialektischen Beziehung von 
Demokratie und Kapitalismus. Mit der Radikalisierung neoliberaler Formeln nach 
der Krise geht nicht nur eine Prekarisierung der Arbeits-, sondern umfassender 
auch der Lebensverhältnisse einher, während demokratische Mechanismen 
zurückgedrängt werden (Buckel 2017). Urbaner Raum und lokale Staatlichkeit 
werden hier wie dort durch Akkumulationsimperative und autoritäre Tendenzen 
geformt. Welche Beziehung können also emanzipatorische Akteure zum (lokalen) 
Staat einnehmen?

Im bürgerlichen Staat müssen dessen tragende Akteure und Institutionen ein 
Interesse an fortlaufender Kapitalakkumulation entwickeln. Das Ensemble staat-
licher Institutionen ist trotzdem nicht einfach die Übersetzung ökonomischer in 
politische Macht, sondern ein vermittelnder Prozess (Poulantzas 2017), denn über 
die repräsentative Demokratie sind die Beherrschten Teil der Aushandlungspro-
zesse. Wenn die Kapitalakkumulation jedoch ins Stocken gerät, sind demokrati-
sche Zugeständnisse in Gefahr. Wir sehen daher seit einigen Jahren als Antwort auf 
die multiple Krise die Herausbildung eines „Autoritären Wettbewerbsetatismus“ 
(Oberndorfer 2017), das heißt: Erkämpfte Demokratisierungen werden fallengelas-
sen, um mit Macht die Abpressung von Mehrwert durchzusetzen. Diese Krise des 
Politischen hat zu Debatten darüber geführt, ob die autoritären Entwicklungen 
Widersprüche innerhalb und zwischen verschiedenen staatlichen Akteuren und 
Institutionen erzeugen. Risse in zuvor hegemonialen Konstellationen lassen sich 
z.  B. daran ablesen, dass stabile Zwei-Parteien-Systeme aufbrechen oder dass 
rechtsstaatliche Prozedere infrage gestellt, Exekutiven gestärkt und Parlamente 
geschwächt werden. Statt gegen diese Tendenzen nur auf dem außerparlamenta-
rischen Feld zu agieren, zielen emanzipatorische Kräfte direkt auf und in die staat-
lichen Apparate. Dies geschieht jedoch nicht unter der Maßgabe eines „langen 
Marsches durch die Institutionen“, der vor allem die Akteure, nicht jedoch die 
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Institutionen verändert. Stattdessen solle auch die Materialität des Staates ver-
ändert werden. Folgen munizipalistische Akteure diesem Anspruch, wenn sie 
davon sprechen, staatliche Institutionen grundlegend modifizieren zu wollen?

Aus den Parlamenten heraus können institutionalisierte Abläufe nur langsam 
beeinflusst werden und ein ursprünglich radikales Programm droht schnell abge-
schliffen zu werden durch die bloße Notwendigkeit des Bestehens in den Appa-
raten. Dies steht der Einbindung und Selbstermächtigung subalterner Akteure im 
Weg. Zudem besteht ein strukturelles Problem in der Einbettung der Städte in ein 
multiskalares Austeritätskorsett, denn es liegen nur wenige Kompetenzen gegen 
soziale Kürzungen bei der Stadtregierung selbst.

In Zeiten einer autoritären Schließung des Nationalen gilt es jedoch für eman-
zipatorische Akteure alternative Modelle politischer Organisierung zu erproben, 
die daran geknüpft sein können, real Verbesserungen zu erreichen und zugleich 
grundlegendere Strukturveränderungen im Blick zu behalten. Auch wenn sie es 
mit einer Staatlichkeit zu tun haben, die sich nicht ohne weiteres aufbrechen 
lässt, können neue Formen von Vergesellschaftung nur aus dem Wissen und 
durch Erfahrungen von Selbstorganisierung gegen, mit und in staatlichen Insti-
tutionen entstehen.

Martin Sarnow ist Stadtgeograph und promoviert zur Produktion urbaner Räume in einer sich 
verstetigten Krise in Berlin und Barcelona. Kontakt: sarnow@geographie.uni-kiel.de.

Norma Tiedemann ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Fachgebiet Politische Theorie an 
der Universität Kassel und promoviert zu Munizipalismus in Südosteuropa. Kontakt: norma.
tiedemann@uni-kassel.de.
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Die beiden nachfolgenden Texte von Adalbert Evers (CSI, Universität Heidelberg) 
und Britta Haßelmann (MdB, Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen) wurden 
als Vorträge auf der Festveranstaltung anlässlich drei Jahrzehnten „Forschungs-
journal Soziale Bewegungen“ und der Vorstellung des Jubiläumsbandes „Zukunft 
der Demokratie“ (Heft 1–2/2018 FJSB) am 30. August 2018 in Berlin gehalten. Wir 
danken Anne Ulrich und der Heinrich-Böll-Stiftung sowie der GLS Bank als Gast-
geber der Festveranstaltung und als Partner der Dokumentation.

Das Tagungsprogramm kann eingesehen werden auf der Homepage des For-
schungsjournals unter http://forschungsjournal.de/30-jahre-fjsb

 Ansgar Klein (für die Herausgeber)/Alexander Flohé (für die Redaktion)
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Adalbert Evers*
Falsch verbunden? Repräsentation unter 
Reformdruck
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Ich habe die Debatte vor der Mittagspause so empfunden, dass einerseits – von 
Tom Schimmeck – der Rat kam: Cool down! Wir brauchen angesichts des Auf-
stiegs der extremen Rechten einen ganz langen Atem. Das waren gewissermaßen 
sozialpsychologische Ermutigungen. Auf der anderen Seite kam von Karin Priester 
etwas äußerst Unbequemes, nämlich die Aufforderung, mit einer Selbstbefragung 
herkömmlicher Denkweisen gewissermaßen auf offener See das Boot umzubauen 
und auch umzusteuern – bei starkem Gegenwind.

Vor allem an diesem zweiten Beitrag möchte ich jetzt anknüpfen. Ja, wir 
müssen Dinge, die wir eigentlich als positiv zu wertende Überzeugungen ange-
sehen haben, sehr viel stärker als bisher in Frage stellen. Worum es mir an dieser 
Stelle vor allem geht, habe ich kürzlich in einem Beitrag von Claus Leggewie und 
mir so beschrieben: „Von der Qualität der Verbindungen zwischen in den Par-
teien organisierter Politik und zivilgesellschaftlichen Organisationen hängt auch 
die Qualität der Beiträge beider Seiten ab und darüber hinaus die Fähigkeit der 
Gesellschaft, sich selbst zu regieren. Mit dem Signum ‚falsch verbunden‘ wollen 
wir darauf hinweisen, dass vieles an der Art und Weise, wie die jeweiligen Seiten 
die Verbindung zur anderen sehen und suchen, in die falsche Richtung treibt“ 
(Evers/Leggewie 2018). Das ist die einfache, aber, wie ich finde, auch selbstkriti-
sche Aussage, die ich hier mit vier Thesen noch einmal erläutern möchte.

*Kontakt: Prof. em. Dr. Adalbert Evers, Centrum für Soziale Investitionen und Innovationen, 
Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg, Bergheimer Str. 58, 69115 Heidelberg, Deutschland, 
E-Mail: adalbert.evers@csi.uni-heidelberg.de
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Das Verhältnis von Parteien und Zivilgesellschaft 
als Herausforderung
Die erste These lautet: Wir haben eine unkritisch positive Sicht der real existie-
renden Zivilgesellschaft und ihres Verhältnisses zur durch die Parteien organi-
sierten staatlichen Politik. Zivilgesellschaft funktioniert mit manchmal sehr laut-
starken, aber andererseits auch wirksamen Formen, die Parteien zur Räson zu 
rufen. Will man diese positive Sicht nuancieren und in Frage stellen, brauchen wir 
etwas mehr Nachdenklichkeit zu unserer besonderen jüngeren bundesrepublika-
nischen Vergangenheit. Ein Denken in den Kategorien „hier die Zivilgesellschaft 
als eine Art Sektor und dort Staat und Parteien“ ist fragwürdig.

Zu anderen Zeiten, sei es nun in den 1920er Jahren oder auch in den 1950er 
und frühen 1960er Jahren dieser Republik, funktionierte Gesellschaft nämlich 
in einem anderen Modus. Es war der Modus einer versäulten Gesellschaft mit 
starken Verbindungen zwischen den Sphären von Staat und Parteien auf der 
einen und gesellschaftlichen Organisationen auf der anderen Seite. Die großen 
politischen Parteien und auch deren Politik waren eng verbunden mit kulturellen 
und sozialen Milieus und Vorfeldorganisationen, ob das nun die Zugehörigkeit 
eines Großteils der Gewerkschaften oder auch der sozialdemokratischen Frauen-
organisation war oder im konservativen Lager eine entsprechend enge Verbin-
dung mit Organisationen von der Kirche über studentische Verbindungen bis zu 
den Pfadfindern.

Mit anderen Worten: Es gab in diesen früheren Etappen unserer Demokratie 
mehr oder minder gut funktionierende, aber sehr zentrale und auch hoch institu-
tionalisierte Verbindungen zwischen der politisch-staatlichen Ebene, der Par-
teien-Ebene als die der Meinungsbildung und dem gesellschaftlichen Bereich. 
Deshalb war damals der heute populäre Konflikt Zivilgesellschaft versus Staat 
auch kaum ein Thema. Konflikte über das genaue Funktionieren dieser Verbin-
dungen – etwa das Verhältnis von SPD und Gewerkschaften oder von christdemo-
kratischer Politik und kirchlichen Organisationen – waren ein sekundäres Thema. 
Derartige Lagerbildungen quer zur Spannungslinie Staat – Zivilgesellschaft gab 
es übrigens auch in vielen anderen Ländern, wie z.  B. den Niederlanden, Öster-
reich oder Schweden.

Wie immer man diese damaligen engen Verbindungen zwischen Staat und 
Zivilgesellschaft bewerten will, sie erlauben uns, über die heutigen Verbindun-
gen zwischen beiden Seiten kritisch nachzudenken. Die nach den 1968er Jahren 
einsetzende Modernisierung unserer Demokratie und auch unserer Gesellschaft 
erscheint dann als eine recht ambivalente Entwicklung. Das Positive: Wir hatten 
breite soziale Bewegungen, die so etwas wie eine Unabhängigkeitserklärung der 
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Gesellschaft gegenüber der staatlichen Parteienpolitik durchsetzten. Was wir, 
die gesellschaftlichen Akteure und Assoziationen, machen, die Themen, die wir 
setzen – ob bei Umwelt- oder Sozialpolitik, die Art, wie wir diese Themen artiku-
lieren, müssen nicht länger wie bei Gewerkschaften, oder Frauenunion nach dem 
Gusto der Parteien zurechtgeschnitten werden. Das hat natürlich bis heute große 
Vorteile mit sich gebracht.

Man sollte aber darüber nicht die Kosten einer Modernisierung der Ver-
bindung Staat-Parteien-zivilgesellschaftliche Organisationen nach liberalem 
angelsächsischem Vorbild vergessen. Das, was sich mit der historischen Entwick-
lung des Sozialstaats, mit der engen Allianz von Wohlfahrtsverbänden mit den 
Parteien, AWO und SPD, Caritas und CDU entwickelt hatte – eine spezielle Form 
der engen Verflechtung von gesellschaftlicher Interessenartikulation und par-
teipolitischer Willensbildung und Programmatik –, funktioniert heute sehr viel 
weniger. Neue Organisationen zum Schutz von Kindern, zum Schutz von sozialen 
Rechten, für kulturelle Einrichtungen u.  a.  m. sind zwar unabhängig von der prio-
ritären Bindung an eine Partei, aber um den Preis, dass ein fester und verläss-
licher Zugang zur politischen Willensbildung in den Parteien sehr viel prekärer 
geworden ist und kaum mehr garantiert werden kann.

Zivilgesellschaftliche Organisationen sehen sich einem Parteiensystem 
gegenüber, das am ehesten noch im Bereich des Lobbyismus gesellschaftlich 
geerdet ist und ansonsten nur über offene und unsichere öffentliche Meinungs-
bildungen erreicht werden kann. Unser Ausgangsargument ist also die tiefe 
Ambivalenz dieses Sezessionsaktes und ein Denken in Parteien und Staat dort 
und Zivilgesellschaft hier. Wohlgemerkt, es gibt kein Zurück zu den alten Ver-
hältnissen, die bis in die 1960er Jahre hielten. Aber der stärkere Schnitt zwischen 
Parteienstaat und Zivilgesellschaft ist eine Veränderung mit Kosten.

Die schwachen Verbindungen heutiger Parteien 
zur „organisierten Zivilgesellschaft“
Der zweite Punkt, auf den ich nun zu sprechen kommen möchte, betrifft zunächst 
einmal jene Kosten, die beim Agieren der Parteien sichtbar werden. In Hinblick 
auf die skizzierten prekären Verbindungen zu zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen sind sie gleichzeitig Betroffene und Akteure. Drei Probleme will ich kurz 
nennen, die das veranschaulichen.

Da ist zunächst die Art und Weise, wie – speziell auch in der kommunalen 
Politik – an alten paternalistischen Beziehungen zu zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen festgehalten wird. Noch immer versucht man, ein paternalistisches 
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Verhältnis aufrechtzuerhalten, das mehr mit Einflusssicherung als mit Partner-
schaft zu tun hat. Wer es in der SPD nicht mehr macht, der macht es immer noch 
in der Arbeiterwohlfahrt. Auf lokaler Ebene gehört zum Paternalismus natürlich 
auch Legitimationsbeschaffung in öffentlichen Ritualen. Man zeigt sich gerne 
bei Sportfesten und Feuerwehrvereinen. Sich als Beschützer aufspielen, aber 
auch vom moralischen Kredit gemeinnütziger Organisationen zu profitieren, die 
man gleichzeitig nur als Vertreter von Partialinteressen gelten lässt, gehört ganz 
wesentlich zu dem ‚falsch verbunden‘ von Parteien und der Welt von Vereinen 
Verbänden und anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren.

Dazu passt eine weitere Beobachtung. Das hohe Lied auf den „Beitrag zivil-
gesellschaftlicher Organisationen zum sozialen Zusammenhalt“, also als Dienst-
leister, hat seine Kehrseite darin, dass die ebenfalls bedeutende Rolle dieser Orga-
nisationen als Themenanwälte und die Frage nach der Art ihrer Beteiligung in den 
Prozessen der politischen Willensbildung in der Praxis, aber auch der Program-
matik der politischen Parteien heute kaum noch Erwähnung findet. Wenn man in 
die Programme der Parteien schaut, lässt sich kaum irgendetwas Substantielles 
zu zivilgesellschaftlichen Organisationen und ihrer Anerkennung als Partner ent-
decken. Unterhalb der Ebene wolkiger Lobpreisungen von Zivilgesellschaft sind 
Fragen nach institutionalisiertem Dialog, danach, wie mit organisierten Beiträ-
gen, Forderungen, Anrufungen, aber auch der Eigentätigkeit dieser Organisatio-
nen umgegangen werden sollte, ein ziemlich totes Thema.

Ich kann  – auch in den grünen Programmen  – nichts entdecken, das in 
Bezug auf dieses Problem gedanklich oder praktisch bewegend wäre und über 
den Status quo hinausreichen könnte. Es ist deshalb auch kein Zufall, dass in 
den zahlreichen Vorschlägen zur Revitalisierung von Mitgliederaktivitäten in den 
Parteien die Frage nach einer Neugestaltung ihrer Beziehungen an der „Basis“ 
mit Blick auf die Mitglieder in Initiativen, Vereinen und Projekten aus der lokalen 
Bürgergesellschaft nicht vorkommt. Wenn man den aktiven Bürger anspricht, 
dann als Individuum, medial oder im symbolischen „Gespräch mit dem Bürger“. 
Und wenn es um Mitgliedschaften geht, dann um Parteimitgliedschaften. Dass 
Gesellschaft unterhalb der Parteien auch deshalb Zivil-Gesellschaft ist, weil es 
hier Hunderttausende von Vereinen, Initiativen und Organisationen gibt, von 
denen viele so oder so mit Politik und auch Parteien in Berührung sind, wird 
kaum wahrgenommen.

Der übliche Parteientalk richtet sich nicht an zivilgesellschaftliche Organi-
sationen, sondern an Einzelbürger, so als gäbe es keine Gesellschaft mit eigenen 
Assoziationen und Netzwerken, kleinen und großen, sondern nur Einzelpersonen. 
Dieser verengte Blick ist ja auch für Parteiinitiativen wie „Aufstehen“ kennzeich-
nend, wo man den Eindruck gewinnt, dass es nur Einzelbürger zu sammeln gilt, 
aber nicht in Kontakt zu treten mit Umwelt-, Sozial- und Kulturorganisationen.
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Überhaupt überlässt man die Auseinandersetzung mit ihnen seitens der poli-
tischen Parteien – das wäre meine dritte Beobachtung – weitgehend Behörden, 
Ämtern und ihren Fachleuten und Spezialprogrammen. Die vielfältigen Betei-
ligungsformen der organisierten Zivilgesellschaft bleiben damit aber verwiesen 
auf einen vorpolitischen Bereich. Der vorgängige Korridor von politischen Ent-
scheidungen durch Parteienpolitik bleibt bei solcher Beteiligung der organisier-
ten Zivilgesellschaft am Verwalten und Ausgestalten in der Regel unberührt. Und 
auch deshalb bekommen die beteiligten Bürger, Vertreter von Initiativen und 
Projekten, die etwa bei einer Stadtteilplanung mitmachen und mitreden wollen, 
Partei- und Politikvertreter nur selten zu Gesicht. Soweit meine Beobachtungen 
zu den schwachen und problematischen Verbindungen heutiger Parteien zur 
„organisierten Zivilgesellschaft“.

Falsch verbunden? Was auf Seiten zivilgesell-
schaftlicher Organisationen schiefläuft
Mein dritter Punkt betrifft nun die Entsprechung dieser negativen Befunde auf der 
Parteienseite, ein Reduktionismus von Denken, Anspruch und Handeln, auf der 
Seite der zivilgesellschaftlichen Organisationen und Akteure. Auch dazu einige 
Fragen und Beobachtungen.

Es gehört sicherlich zur zivilgesellschaftlichen Vielfalt, dass ein großer Teil 
der dortigen Vereine und Gruppierungen, die in Lebensstil- und anderen Verände-
rungsfragen, bspw. in Projekten etc., kleinteilig agieren, eigentlich ganz zufrieden 
sind, wenn ihre Alltagspraxis und Subkultur eine Nische hat. Aber muss man 
nicht auch die Frage stellen, inwieweit ein der Politik aus dem Weg gehen, den 
Kontakt mit ihr vermeiden, auch damit zu tun haben könnte, wie die Politik ihnen 
gegenübertritt? Inwieweit hat das „Wir machen es lieber selber“ nicht auch damit 
zu tun, dass man sich von Parteipolitik und ihren Vertretern eigentlich nichts 
erwartet?

Weiterhin möchte ich daran erinnern, dass man durch die eingangs erwähnte 
Zweiteilung – dort Staat, hier Gesellschaft – und die Positionierung von Partei-
enpolitik auf einer dieser beiden Seiten gar nicht mehr wahrnimmt, dass es in 
unseren Parteien nach wie vor eine große Menge an Personen gibt, die zu den 
„bürgerschaftlich Engagierten“ dazu gehören und die vielleicht viel politisierter 
sind und viel politischer agieren, als diejenigen, die sich das mit ihrer ökologi-
schen oder sozialen Initiative selbst zuschreiben. Ich selbst treffe immer wieder in 
Diskussionen auf parteipolitisch Engagierte, insbesondere auf lokaler Ebene, die 
sich beklagen, dass sie von den zivilgesellschaftlich Aktiven überhaupt nicht als 
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Engagierte wahrgenommen werden. Auch das sind Kosten des m.  E. problemati-
schen Verständnisses von Zivilgesellschaft als einem Sektor und von Engagement 
als etwas, das an ihm seine Grenzen findet.

Zu sprechen kommen möchte ich hier schließlich auch auf den ‚kreativen 
Opportunismus‘ so vieler zivilgesellschaftlicher Organisationen, die selbst 
Projekte entwickeln und tragen und die dabei staatliche Unterstützung durch 
Modell- und Finanzierungsprogramme suchen. Man könnte hier auch von einem 
„Klientelismus 2.0“ sprechen. Lokale Freiwilligen-Agenturen etwa leben ganz 
überwiegend von Zuteilungen aus ministeriellen oder lokalen Modellprogram-
men. Solche Modellprogramme zu bekommen oder nicht zu bekommen, ist oft 
eine Überlegungsfrage. „Kreativer Opportunismus“ heißt dann: Was ihr von oben 
geschneidert habt, das haben wir zwar nicht mitschneidern dürfen, aber es trifft 
sich mit etwas, von dem was wir wollen. Man sucht die Erwartungen der Geld-
geber zu bedienen und sich auch in der öffentlichen Darstellung mit ihnen zu 
arrangieren. Man ist nah an der Politik, ohne doch nennenswerten Einfluss auf 
deren Programme und Bewertungen der Ergebnisse zu haben. Es entsteht eine 
Kultur der Abhängigkeiten und eines entsprechend „diplomatischen“ Umgangs, 
in der die kritische Rolle von Zivilgesellschaft schlecht gedeihen kann. „Wes Brot 
ich ess‘, des Lied ich sing“.

Neue Verbindungen zwischen staatlicher Politik 
und zivilgesellschaftlicher Aktion
Es wäre etwas Anderes denkbar, das ich hier in einem vierten und letzten Punkt 
kurz umreissen möchte: die Suche nach besseren Verbindungen zwischen staatli-
cher Politik und zivilgesellschaftlicher Aktion, nach Beiträgen dazu von Seiten der 
Parteienpolitik und auch der zivilgesellschaftlichen Organisationen. Ich meine, 
dass wir eine neue Art von Dialog auf zentraler und lokaler Ebene benötigen, 
zwischen engagierten Vertretern aus der Parteien- und der Initiativlandschaft. Es 
sollte dabei nicht um Einzelaktionen, sondern um die Frage gehen: Was erwarten 
wir eigentlich voneinander?

Wie will man von Seiten der politischen Parteien – und hier insbesondere 
der Grünen – auf zentralen Ebenen das Verhältnis zu großen Verbänden wie etwa 
BUND oder Nabu gestalten? Inwieweit bezieht man zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen in die parteiliche Meinungs- und Willensbildung mit ein bei gleich-
zeitiger Wahrung wechselseitiger Eigenständigkeit? So etwas würde allerdings 
auch erfordern, auf beiden Seiten den engen Horizont eines rein instrumentellen 
Interesses an der jeweils anderen Seite zu überschreiten.
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Schaut man auf die lokale Ebene und die Praxis dortiger kleinteiliger Ini-
tiativen, Vereine und Projekte, dann stellt sich etwa die Frage: Warum sucht man 
nicht stärker das Gespräch mit der Basis von Parteien? Wäre es nicht für beide 
Seiten von Vorteil, wenn Ortsvereine auch zu den Foren zählen würden, wo die 
Anliegen von Bürgerinitiativen oder Fördervereinen zum Thema würden?

Wenn es darum ginge, Vorstellungen über die Zukunft des Verhältnisses von 
Parteienengagement und Engagement in Bürgerorganisationen zur Diskussion zu 
stellen, dann könnten übrigens gerade Stiftungen wie die Böll-Stiftung, aber auch 
andere Parteienstiftungen eine wichtige Rolle spielen.

Angesichts der Tatsache, dass die Abgehobenheit der politischen Klasse und 
der Parteiendiskurse mit einigem Erfolg von der extremen Rechten aufgegriffen 
wird, sollte man aufmerksam sein für den Wert guter Verbindungen und für 
Fragen dazu, wie diese guten Verbindungen herstellbar sind. Das erfordert nicht 
zuletzt auch ein Verständnis davon, wie heutzutage gute Verbindungen zwischen 
Alltagsengagement und Fragen der großen Politik hergestellt werden können. 
Großereignisse wie die Münchener Kundgebung „Ausgehetzt!“ vom Herbst dieses 
Jahres oder auch die letztjährige Berliner Großdemonstration „Wir haben es satt“ 
gegen die Industrialisierung von Ernährung und Landwirtschaft leben – das wäre 
meine These – wesentlich davon, dass sie die speziellen und mitunter scheinbar 
politikfernen Anliegen kleiner lokaler Gruppen und Initiativen aufgreifen und 
so zu vernetzen verstehen, dass sie bei zentralen Aktionen wirksam zum Aus-
druck kommen und selbst wieder politisiert werden. Ganz anders als es bei „Auf-
stehen“ gedacht wird, erreicht hier parteipolitisch ungebundenes, aber doch mit 
der Sphäre der großen politischen Auseinandersetzungen verbundenes Bürger-
engagement politische Wirksamkeit.

Dafür sollten sich gerade Parteien wie die Grünen sehr viel stärker sensibi-
lisieren und versuchen, jene „intermediäre“ Mittlerrolle zwischen gesellschaft-
lichen Bewegungen und institutionalisierter Politik wiederzugewinnen, die weit 
mehr meint als Deals mit Umweltlobbies und Verbänden oder die bessere Kom-
munikation mit dem Bürger allein als Wähler.

Ich hoffe, dass deutlich geworden ist, was ich mit „Falsch verbunden“ meine 
und wo ich Ansätze sehe, bessere neue Verbindungen zwischen zivilgesellschaft-
lichem Engagement und Politik zu knüpfen.

Adalbert Evers, CSI, Universität Heidelberg. Kontakt: adalbert.evers@csi.uni-heidelberg.de.
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Wir sollten darüber nachdenken, wie wir in diesen Zeiten unsere Demokratie 
besser schützen können – und zwar alle gemeinsam, egal, wo wir uns in der Zivil-
gesellschaft engagieren, ob im Traditionsverein, in der NGO, im kleinen Verein 
oder in einer demokratischen Partei. Es ist nicht selbstverständlich, wie wir unsere 
Demokratie am besten verteidigen und wie wir sie weiterentwickeln können, 
gerade auch nach den Erfahrungen von Chemnitz. Denn Demokratie ist nichts 
Statisches, sie verändert sich.

Unabhängigkeit, gerade für die lebendige Zivilgesellschaft, für die vielen 
NGOs, Initiativen und Vereine ist von ganz großer Bedeutung. Ich selber kam aus 
einer dieser Initiativen zu den Grünen. Unsere Initiative hat damals sehr bewusst 
auf Staatsknete verzichtet und durch all ihre Arbeit in eigenen Kollektivbetrieben 
Lebensunterhalt erwirtschaftet. Ich habe immer mit Genuss gesehen, wie manche 
Professoren der Bielefelder Universität uns allen rieten, auf jeden Fall so weiter-
zumachen, auch als wir schon längst unsere Vereinsstrukturen nicht mehr im 
Kollektiv aufrechterhalten konnten. Von daher habe ich eine lange Erfahrung 
und auch einen interessierten Blick darauf – einen sowohl theoretischen als auch 
einen praxisbezogenen Blick.

Ich finde „Unabhängigkeit“ nach wie vor besonders bedeutend und wichtig. 
Denn natürlich kennen wir alle, die wir uns im Engagement, in Parteien enga-
gieren, dieses ambivalente Verhältnis, das Adalbert Evers gerade beschrieben 
hat. Es gibt natürlich auch ein instrumentelles Verhältnis zwischen Parteien und 
Zivilgesellschaft. Darüber hinwegzusehen wäre absurd. Das ist etwas, was wir 
erleben. Aber ich glaube, dass es sowohl im Spannungsverhältnis und im Verhält-
nis zwischen den Parteien und der Zivilgesellschaft Bewegung und Ideen braucht, 
wie eine stärkere (oder andere) Vernetzung stattfindet. Ich glaube, dass sich in 
diesem Verhältnis etwas ändert: nicht nur im Verhältnis zwischen Parteien und 
Bewegung oder Initiativen, sondern auch im Blick von Bürgerinnen und Bürgern 

*Kontakt: Britta Haßelmann, MdB, Bündnis 90/Die Grünen, Deutscher Bundestag, Platz der 
Republik 1, 11011 Berlin, Deutschland, E-Mail: Britta.Hasselmann@bundestag.de
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darauf. Häufig sind NGOs Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für ein 
konkretes Anliegen von BürgerInnen und dieses in viel größerem Maße, als das 
vielleicht eine Partei ist. Über solche Veränderungen ist es wichtig zu sprechen 
und die Debatte offensiv zu führen.

Für mich gibt es da kein schwarz-weiß. Es gibt sehr viele positive Beispiele 
von Bündnissen eines sehr pragmatischen, positiven Zusammenwirkens von 
NGOs, von Zivilgesellschaft und Parteien – auch in den letzten Tagen, Wochen 
oder Jahren. Ich habe drei Beispiele herausgesucht.

Positive Beispiele
Beim Bündnis „Wir haben es satt“ sehe ich das ganz anders als Adalbert Evers. Sie 
haben gerade die ganzen beteiligten NGOs aufgezählt. Aber „Wir haben es satt“ 
wäre nicht in der Stärke da – das sage ich mal ganz selbstbewusst –, wenn nicht 
Bündnis 90/Die Grünen (und andere demokratische Parteien) wie auch Stiftun-
gen seit Jahren dieses Bündnis unterstützen würden. Ich denke an den großen 
Kongress, der hier in der Böll-Stiftung jedes Jahr stattfindet. Bei „Wir haben es 
satt“ ist es gut gelungen, dass Bewegung, Initiativen ganz unterschiedlicher Art 
und Parteien kooperieren.

Ein zweiter Punkt: Die Berliner Erklärung. Glaubt jemand hier im Saal, wir 
hätten ohne diese Initiative im Deutschen Bundestag in der letzten Legislatur die 
Quoten für Frauen in Aufsichtsräten verabschiedet? Ich glaube das nicht. Jetzt 
kann man sagen: Das reicht doch dir als Grüne sicher nicht! – Nein, es reicht mir 
auch nicht. Ich sage nur: Ohne die Berliner Erklärung und die vielen Frauen, die 
sich engagiert haben, aus unterschiedlichen NGOs, aus unterschiedlichen demo-
kratischen Parteien, wäre noch nicht einmal das erreicht worden, was wir heute 
erreicht haben. Ein sehr gutes Zusammenspiel. Ein sehr vertrauensvolles, sehr 
wenig instrumentelles Zusammenspiel zwischen NGOs und Parteien.

Drittes Beispiel: die Ehe für alle. Auch das wäre nicht gelungen im Deutschen 
Parlament  – bei den Mehrheitsverhältnissen  – ohne das Zusammenspiel von 
NGOs der unterschiedlichsten Art, von demokratischen Parteien, die dieses Ziel 
mit verfolgt haben, und von einer breiteren engagierten Zivilgesellschaft.
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Vertrauen erfordert Transparenz
Das sind nur drei Beispiele. Ich habe viele nicht hervorgehoben. Aber die drei gab 
und gibt es sehr zeitnah. Sie hatten gesellschaftliche Veränderungsrelevanz, die 
sehr bedeutend ist. Deshalb habe ich sie erwähnt.

Dennoch ist klar: Das Stichwort Vertrauensverlust in Politik insgesamt und 
auch in demokratische Parteien, auch in Politikerinnen und Politiker ist groß. Ich 
habe mit großem Interesse euren Artikel „Falsch verbunden“ gelesen und mich 
damit beschäftigt. Aber mir fehlt an einer Stelle ein ganz bedeutender Punkt, 
nämlich die Transparenz. Ich glaube, dass es ohne eine umfassende Transparenz-
initiative nicht gelingen kann. Das ist ein ganz essentieller Schlüssel für die, wie 
ihr das beschreibt, „dickere Demokratie“.

Es geht nicht nur um das Verhältnis von Parteien zur Zivilgesellschaft. Es 
geht auch darum: Wie finden Menschen wieder mehr Vertrauen in demokrati-
sche Prozesse und um die Frage, wie diese Demokratie „dicker“ zu machen ist? 
Dazu braucht es ganz klar mehr Transparenz und Transparenzinitiativen, Dis-
kursfreude und Dialogbereitschaft. Transparenz heißt Nachvollziehbarkeit von 
Entscheidungen, heißt Öffentlichkeit von Ausschüssen im Parlament, heißt 
Lobby-Register, heißt legislativen Fußabdruck, damit Menschen überhaupt nach-
vollziehen können, wie parlamentarische Entscheidungsprozesse entstanden 
sind.

Die Reform der Regierungsbefragung oder der Fragestunde, die Kontroll-
rechtestärkung von Parlamentarierinnen und Parlamentariern und nicht zuletzt 
die transparente Parteienfinanzierung sind aus meiner Sicht ganz erhebliche 
Elemente, die bei dem Thema Parteien und Zivilgesellschaft an der einen oder 
anderen Stelle ein Scharnier sind und eine wichtige Bedeutung haben. Das ist mir 
ganz wichtig, den Fokus darauf zu legen.

Transparenz und Beteiligung
Man kann aus meiner Sicht über die wirklich bedeutende Rolle von Stiftungen 
auch nicht reden ohne die Debatte über Transparenz. Ich halte ein Stiftungsgesetz 
für mehr Transparenz für überfällig. Ich habe Probleme damit, dass es bisher 
noch immer keins gibt und dass es fortwährend ein gewisses Blockadepotenzial 
gibt, endlich dazu zu kommen.

Ein weiterer Punkt ist für mich die Frage nach mehr Elementen direkter 
Demokratie und Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern. Das Spannungsver-
hältnis wurde angesprochen: Wer ist die Zivilgesellschaft? In welchem Verhältnis 
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steht jemand der/die in einem Verein aktiv ist zu einer Partei? Bei mehr Betei-
ligungsmöglichkeiten geht es auch um Bürgerinnen und Bürger, die sonst nicht 
organisiert sind. Deshalb glaube ich, dass Fragen wie Wahlalter ab 16, dass Fragen 
nach mehr Elementen direkter Demokratie, eine hohe Relevanz haben, wenn wir 
über das Zusammenwirken und das Zusammenspiel und das „Verdicken“ der 
Demokratie reden.

Ich kann mir vorstellen, dass wir neben unserer repräsentativen Demokratie 
Elemente direkter Demokratie aufnehmen und andere Beteiligungsformen schaf-
fen, ähnlich wie wir entsprechende Verfahren auf Landes- oder auf kommunaler 
Ebene haben. Wichtig ist mir dabei der zu schützende Grundrechtekanon. Das ist 
vollkommen klar: Die Grundrechte, das Grundgesetz, der Ausschluss der Beschä-
digung von Minderheitenrechten, ist etwas, was in der aktuellen Diskussion gerne 
hinten runterfällt. Das ist aber eine ganz zentrale Frage, gerade auch aufgrund des 
Erstarkens von Rechtspopulismus und Rechtsextremismus.

Ernüchternde Blicke auf derzeitige Realpolitik
Ja, ich bin mir ganz sicher, dass wir in Teilen der NGOs genauso wie in Teilen der 
Parteien ein sehr instrumentelles Verhältnis zueinander haben. Das erlebt natür-
lich jede und jeder von uns in den unterschiedlichen Rollen. Die einen fühlen sich 
als NGO benutzt, weil sie sagen: Jetzt müssen wir als Feigenblatt herhalten für 
irgendeine politische Partei – ob für die Grünen, die SPD oder wen auch immer. 
Das gleiche kennen wir natürlich umgekehrt auch. Am besten ist: Wir stellen die 
ganze Logistik und organisieren die Demo. Aber reden darf von uns gar keiner, 
weil wir ja unabhängig sind. Das ist, wenn man sich parteipolitisch engagiert, 
etwas, mit dem man auch hin und wieder konfrontiert wird.

Ich glaube, dass wir uns an der Stelle nicht ersparen dürfen zu betrachten, 
wie reale Politik im Moment im Parlament stattfindet. Anstatt dort darüber nach-
zudenken, wie Parteien und Zivilgesellschaft besser miteinander funktionieren 
könnten, sich befruchten könnten, der Austausch intensiver wird, findet eigent-
lich gerade das Gegenteil statt. Es gibt laut Koalitionsvertrag der GroKo 15 Kom-
missionen, die im Deutschen Bundestag in dieser Legislaturperiode eingesetzt 
werden – so wünschen es sich SPD und CDU/CSU. Von diesen Kommissionen sind 
bisher ein paar eingerichtet, keine mit Beteiligung des Parlaments und schon gar 
keine mit Beteiligung der Zivilgesellschaft.

Wenn wir über die Frage von Demokratiestärkung und auch über Vertrauens-
verlust in Politik reden, müssen wir darüber reden, wie inflationär das gerade 
gehandhabt wird: so viele Kommissionen einzurichten, die man dem Parlament 
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entzieht. Das hat etwas Entdemokratisierendes. Da entzieht man dem Parlament 
und damit auch der Demokratie Beteiligung. In Bezug auf die zwei Themen 
Demokratie und Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, jeweils hochdialogi-
sche Fragen, die komplex und schwierig sind, halte ich die Ausgrenzung des Par-
laments für ein Problem.

Denn ich muss mich ja letztlich als gewählte Parlamentarierin eigentlich für 
solche Kommissionen und Kommissionsergebnisse rechtfertigen, erfahre aber 
wahrscheinlich genauso wie Sie aus der Zeitung von irgendeinem Zwischen-
ergebnis, weil es so gut wie immer eine Regierungskommission ist. Das ist eine 
anachronistische Entwicklung. Sie steht im Gegensatz zu dem, was wir eigentlich 
brauchen. Ich kann an der Stelle überhaupt nicht verstehen, was die politisch 
Verantwortlichen aus Union und SPD dazu veranlasst, die Kommissionen so zu 
konzipieren. Beim Parlament ist klar: Diskurs, Dialogbereitschaft, der Austausch 
unterschiedlicher Positionen, die Darlegungs- und Begründungspflicht für Ent-
scheidungen sind etwas, was wirklich in der letzten Legislaturperiode sehr zu 
kurz gekommen ist. Es wurde vernachlässigt angesichts einer 80 Prozent Mehr-
heit der Groko und 20 Prozent Opposition, obwohl es ja keine Koalition in der 
Opposition gibt. Wenn man sich ansieht, wie wir gearbeitet haben, sehen wir: Die 
Diskursfreude, die Unterschiedlichkeiten auch herauszuarbeiten, sie mit Verve 
zu vertreten und mit Engagement für Positionen einzutreten und zu diskutieren – 
das ist deutlich zu kurz gekommen. Auch deshalb brauchen wir im Parlament 
eine ganze Reihe von Parlamentsreformen.

Die Grenzen des Sagbaren werden im Deutschen 
Bundestag verschoben
Wir sind im Parlament derzeit einer Situation ausgesetzt, die wirklich schwierig 
ist. Wir sind sechs Fraktionen im Parlament. Die Härte der Auseinandersetzung, 
der Hass, die Hetze, Angriffe, Entgleisungen… Wenn mir jemand im Bundestag 
entgegnet, dass es, wenn es um die doppelte Staatsbürgerschaft geht, um „ent-
artete Pässe“ geht, und sich daran eine scharfe Auseinandersetzung entzün-
det – und das ist nur ein Beispiel, ich könnte viele nennen –, dann wird da eine 
Grenze des Sagbaren systematisch verschoben. Alle Demokratinnen und Demo-
kraten im Parlament sind aufgefordert, dem klar zu entgegnen und dafür Sorge 
zu tragen, dass unsere Demokratie nicht nur „dicker“ wird, sondern vor allen 
Dingen auch geschützt ist. Der Versuch der Verächtlichmachung des Parlaments 
hat mit der AfD in einem Maße Einzug gehalten, das man sich nicht vorstellen  
kann.



300   Britta Haßelmann

Der letzte Punkt, den ich kurz ansprechen will: Wenn wir über Demokratie 
reden, dann müssen wir, da ich ja Parlamentarierin bin, auch darüber reden, dass 
wir eigentlich im Parlament gerade die Hälfte derjenigen, die Bürgerinnen dieses 
Landes sind, nicht mehr hinreichend repräsentieren. Wir haben einen Frauen-
anteil von 30,9 Prozent im Deutschen Bundestag. Das ist so niedrig wie seit der 14. 
Legislaturperiode nicht mehr. Ich finde, das ist ein Problem, das wir auch unter 
dem Aspekt von Demokratie diskutieren müssen. Es sind alles gewählte Abge-
ordnete auf Listen und in Wahlkreisen. Aber es ist ein Repräsentationsproblem 
in unserer Demokratie. Diese Frage war heute nicht im Fokus. Aber ich wollte sie 
wenigstens ansprechen.

Britta Haßelmann, MdB – Erste Parlamentarische Geschäftsführerin und kommunalpolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen. Kontakt: Britta.Hasselmann@
bundestag.de.
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Infolge der rasant gestiegenen Aufmerksamkeit für Migration und Flucht in 
Deutschland seit spätestens Sommer 2015 erlebte auch die sozialwissenschaftliche 
Auseinandersetzung mit dem Themenkomplex eine Hochkonjunktur: unzählige 
Forschungsprojekte sind angelaufen, Professuren geschaffen und neue Institute¹ 
gegründet worden (Braun et al. 2018). Allein für den Bereich der Fluchtforschung 
schätzt Olaf Kleist (2018), dass sich die Zahl neu begonnener Projekte zwischen 
2013 und 2016 verfünffacht hat. Auch der Themenkomplex soziale Bewegungen 
und Migration erfährt angesichts einer signifikanten Zunahme von migrations-
bezogenen Protestereignissen (Rucht 2018) und neu aufgelegter Förderlinien² 
an der Schnittstelle von Migration und Zivilgesellschaft eine neue Dynamik, 
nachdem das Feld jahrelang relativ wenig bearbeitet wurde und disziplinär frag-
mentiert blieb. Das neu entfachte Interesse betrifft das gesamte Spektrum migra-
tionsbezogener Bewegungen, das heißt politische Mobilisierungen gegen, für und 
von Migrant*innen.

Hochkonjunkturen im wissenschaftlichen Betrieb bringen Licht- und Schat-
tenseiten mit sich (vgl. Grimm 2018; Teune/Ullrich 2018) und damit den Bedarf 
nach (inter-)disziplinärer Metareflexion über die Entwicklung des Feldes jenseits 
des volatilen Tagesgeschäfts. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit sollen hier als 
Anstoß einige theoretische, ethische und methodische Fragen skizziert werden.

1 Z.B. das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung in Berlin, das Interdis-
ziplinäre Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung an der Universität Duisburg-Essen 
und das als Netzwerk konzipierte Institut für Gesellschaftlichen Zusammenhalt.
2 Siehe z.  B. die Förderlinien des BMBF: https://www.bmbf.de/de/kulturelle-vielfalt-und-
zivilgesellschaft-800.html 

*Kontakt: Elias Steinhilper, Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung 
(DeZIM) e.  V., Mauerstrasse 76, 10117 Berlin, Deutschland, E-Mail: steinhilper@dezim-institut.
de
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1  Theoretischer Brückenschlag
Migrationsbezogene Bewegungsforschung ist in Deutschland keineswegs neu. 
Besonders in den 1990er Jahren erlebte das Feld – nicht zuletzt als Reaktion auf 
die hitzigen Debatten um Fluchtmigration, die Erosion des Asylrechts durch den 
sogenannten Asylkompromiss 1993 und eine Serie rassistischer Pogrome – ein 
erstes Hoch. Dabei wurden zunächst primär Mobilisierungen gegen Menschen 
mit Migrationsgeschichte in den Blick genommen (Thränhardt 1995; Koopmans/
Rucht 1996; Koopmans 1998). In der Folgezeit befasste sich das Projekt MERCI 
(‚Mobilisation on Ethnic Relations, Citizenship and Immigration’) als eines der 
ersten ländervergleichenden Großprojekte mit politischen und diskursiven Gele-
genheitsstrukturen für politische Mobilisierung anhand das Themas Migration, 
wodurch auch einige Beiträge zu Deutschland entstanden (Koopmans/Statham 
1999b, 1999a; Koopmans et al. 2005).

Studien zu politischen Mobilisierung von Migrant*innen blieben dagegen 
lange die absolute Ausnahme (Koopmans 2004), bzw. hatten Überblickscharakter 
(Rucht/Heitmeyer 2008). Dies lag unter anderem an der Fokussierung der Bewe-
gungsforschung auf interne Ressourcen und (offene) Gelegenheitsstrukturen, 
wonach Migrant*innen als gesellschaftlich und diskursiv marginalisierte Akteure 
als ‚unwahrscheinliche‘ Subjekte politischer Mobilisierung galten. Während das 
Interesse am Thema Migration in der deutschen Bewegungsforschung in der Fol-
gezeit überschaubar blieb, entstand in der Kritischen Migrationsforschung (auch 
bezeichnet als Kritische Grenzregimeforschung) hingegen ein umfassender Kanon 
zu Widerstand und Protest von und in Solidarität mit Migrant*innen (Forschungs-
gruppe Transit Migration 2008; Hess and Kasparek 2010).

Ein Dialog zwischen diesen beiden Disziplinen blieb jedoch mit wenigen Aus-
nahmen (z.  B. Schwenken 2006) lange Zeit aus. Während die Bewegungsforschung 
von den Debatten der kritischen Migrationsforschung wenig Notiz nahm, wurden 
umgekehrt bisweilen große Vorbehalte deutlich (Stierl 2012). Anders als die stark 
strukturalistisch geprägten (dominanten) Bewegungstheorien betonte die Kriti-
sche Migrationsforschung die Agency von Migrant*innen und die sozial-trans-
formative Kraft („Autonomie“) von Wanderungsbewegungen. Durch diese Linse 
wird das bewusste hinwegsetzen über restriktive Grenzpolitiken als Ausdruck 
politischen Handelns mit Protestcharakter, und damit Migration gewissermaßen 
selbst als soziale Bewegung verstanden (Atac, Rygiel and Stierl, 2017). Dies schärft 
auch den Blick für unsichtbare widerständige Alltagspraktiken, die als „social 
non-movements“ in der Bewegungsforschung nur marginal beforscht werden 
(Bayat 2013). Anders als die migrationsbezogene Bewegungsforschung, welche 
sich aufgrund ihrer Fokussierung auf Proteste öffentlich sichtbare Mobilisierun-
gen also stark an gesellschaftlichen Konjunkturen orientierte (und dafür kritisiert 
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wurde), erlaubte ein breiterer Fokus auf (widerständige) Handlungsmacht in der 
Kritischen Migrationsforschung sich kontinuierlicher mit dem Themenkomplex 
Migration auseinanderzusetzen.

Nach einer langen Phase disziplinärer Fragmentierung, erfuhr das Themen-
feld in den letzten Jahren allerdings eine Re-Dynamisierung und Diversifizierung, 
die alle Bereiche – Mobilisierungen gegen, für und von Migrant*innen erfasste – 
und sich an zentralen Ereignissen rekonstruieren lässt: Im Frühjahr 2012 erreich-
ten selbst-organisierte Proteste von Geflüchteten in Deutschland eine beispiellose 
Größe und Aufmerksamkeit (Jakob 2016). Ausgehend von einem in Würzburg 
gestartetem Protestmarsch waren eine Vielzahl dezentraler Protestcamps von 
Asylsuchenden anschließend auf dem Oranienplatz in Berlin-Kreuzberg zusam-
mengeführt worden. Das Protestcamp in der Hauptstadt mit zeitweise mehreren 
hundert Protestierenden stieß nicht nur eine gesellschaftliche Debatte zu Rechten 
von Asylsuchenden an, sondern spiegelte sich auch in zahlreichen sozialwissen-
schaftlichen Beiträgen wieder (Borri/Fontanari 2014; Glöde/Böhlo 2015; Wilcke/
Lambert 2015). Ab Herbst 2014 richtete sich der Blick angesichts der wöchent-
lichen Aufmärsche der rechtsnationalen, anti-muslimischen Pegida-Bewegung 
verstärkt auf rechte Mobilisierungen. Der Brückenschlag verschiedener Milieus 
inklusive neonazistischer Kader sowie regelmäßige Großproteste verstärkten das 
Interesse der Bewegungsforschung am Rechtsradikalismus, der bis dato primär in 
der Parteien- oder Radikalisierungsforschung behandelt worden war (Rucht 2014, 
2018; Daphi et al. 2015). Schließlich entstanden nach der Massenmobilisierung 
von Zehntausenden im ‚langen Sommer der Migration‘ 2015 unzählige Beiträge 
zum Thema, die analog zur selbst sehr heterogenen „Bewegung der Flüchtlings-
hilfe“ (Karakayali/Kleist 2016) von klassischer Engagement- bis zur Bewegungs-
forschung reichten (Lewicki et al.  2017; Fleischmann/Steinhilper 2017; Kleres 
2018).

Der Boom, der seit 2012 und nochmals verstärkt seit 2015 in Deutschland ein-
setzte, hat auch neue theoretische Brückenschläge zwischen beiden Disziplinen 
begünstigt (Atac et al.  2017; della Porta 2018; Rosenberger et al.  2018). Das ist 
schon allein deshalb zu begrüßen, weil sich die Literaturen bestens ergänzen und 
in Kombination ihre jeweiligen Blindstellen reduzieren. Mittlerweile sind einige 
(Nachwuchs-)Forschende in disziplinären Netzwerken beider Strömungen aktiv. 
Dazu versuchen dezidiert integrative Arbeitskreise im Netzwerk Fluchtforschung³ 
und im Institut für Protest- und Bewegungsforschung (ipb)⁴ eine Plattform zu 
schaffen, um den zaghaften Austausch nachhaltig produktiv zu gestalten, der 

3 Informationen unter: https://fluechtlingsforschung.net/ak/soziale-bewegungen/ 
4 Informationen unter: https://protestinstitut.eu/uber-das-institut/arbeitskreise/ak-migration/ 
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im Zuge des Wachstums und der zunehmenden Vielfalt des Feldes möglich und 
nötig geworden ist. Auch mit Hinblick auf rechte Protestmobilisierungen wurde 
am ipb ein Arbeitskreis⁵ geschaffen, um den Austausch zwischen Rechtsextremis-
mus- und Bewegungsforschung zu fördern. Neben dem Bedarf nach theoretischer 
Reflektion und interdisziplinärem Austausch hat das neu entfachte Interesse aber 
auch ethische und methodische Fragen aufgeworfen.

2  Ethische Herausforderungen
Unweigerlich stellen sich im Beforschen politisierter und bisweilen kriminalisier-
ter Bewegungsakteur*innen ethische Fragen, die um die Themen Kontrollwissen, 
Repräsentation und Ausbeutung knapper Ressourcen kreisen (Gillan/Pickerill 
2012). Allerdings verschärfen sich diese in der Forschung zu marginalisierten 
Migrant*innen, die oftmals über keinen sicheren Aufenthaltsstatus verfügen 
und Erfahrungen der Gewalt, Diskriminierung und/oder Bevormundung mit-
bringen. Wie sich diese Fragen konkret manifestieren, zeigte sich beispielsweise 
im Kontext der oben erwähnten Geflüchtetenbewegung am Berliner Oranien-
platz: Die immense Popularität und Sichtbarkeit der Bewegung machte die über-
schaubare Anzahl ihrer Protagonist*innen zur favorisierten ‚Datenquelle‘ unzäh-
liger Forschungsprojekte – von Grundstudiums-Hausarbeiten bis Doktorarbeiten. 
Während jahrzehntelange Proteste zumeist unsichtbar blieben, und wenn über-
haupt von Personen beforscht wurden, die sich sowohl im aktivistischen als auch 
im akademischen Milieu verorteten, hat die derzeitige Themenkonjunktur das 
Feld verändert. Die fraglos überwiegend gut gemeinten Projekte wurden zuneh-
mend zur Belastung für die Protestierenden selbst und infolgedessen in post-kolo-
nialer Tradition von den Beforschten kritisch hinterfragt. Aktivist*innen erlebten 
viele Forschungsprojekte als unkritisch gegenüber wissenschaftlichen Privile-
gien, einseitig in ihrem Nutzen für die Forschenden und am Ende kontraproduktiv 
für die Bewegung selbst, da sie deren ohnehin knappe Ressourcen banden. In 
Reaktion darauf findet sich mittlerweile auf der Internetseite www.o-platz.net, 
die aus dem Protestcamp in Kreuzberg hervorging und weiterhin Informationen 
zu selbst-organisierten migrantischen Kämpfen bündelt, ein expliziter Hinweis: 
Forschende, die Aktivist*innen interviewen möchten, mögen doch bitte vorab 
ihre eigene gesellschaftliche Position reflektieren, und darüber nachdenken, in 
welcher Form die Geflüchtetenbewegung und die einzelnen Aktivist*innen von 

5 Informationen unter: https://protestinstitut.eu/uber-das-institut/arbeitskreise/ak-rechte-
protestmobilisierungen/ 
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der Interaktion profitieren könnten.⁶ Diese Kritik an den Forschungspraktiken, 
die sich im Feld der migrationsbezogenen Bewegungsforschung etabliert haben, 
schließt dabei auch an die Auseinandersetzung um humanitäre Hilfe an, die 
Abhängigkeiten und Hierarchien reproduzieren, anstatt sie abzubauen (Fleisch-
mann/Steinhilper 2017; Painemal/Bahar 2017).

Es geht hier keineswegs darum, mit dem Finger auf Forschende zu zeigen, 
sondern darum, deutlich zu machen, dass das Feld in Deutschland jung ist und 
dringender Bedarf nach Austausch, Reflektion und spezifischer Qualifizierungen 
besteht, in deren Kontext unter anderem aus dem Erfahrungsschatz der Kriti-
schen Migrationsforschung geschöpft werden kann. Eine Initiative des Instituts 
für Protest- und Bewegungsforschung brachte bereits 2015 Forschende aus der 
Bewegungs- und Migrationsforschung in einem Workshop zusammen, um über 
ethische Fragen, inklusive des Verhältnisses zwischen Aktivismus und Forschung 
nachzudenken.⁷ Infolgedessen streben einige Projekte in der Tradition der Par-
tizipativen und/oder Aktionsforschung eine Zusammenarbeit auf Augenhöhe an 
und dekonstruieren bewusst die Grenzen zwischen Wissenschaft und Aktivis-
mus (z.  B. Dilger et al.  2016). Auch für Forschende, die aus epistemologischen 
Erwägungen eine Distanz zwischen Forscher*in und Beforschten für unerläss-
lich erachten, wurde angesichts des selbstbewussten Auftretens migrantischer 
Aktivist*innen deutlich, dass forschungsethische Fragen und Verhandlungen 
über Positionalität, Repräsentation und Schutz der Beforschten Kern der Zusam-
menarbeit von Wissenschaftler*innen und migrantischen Aktivist*innen im For-
schungsprozess sein müssen. Das gilt genauso in Kontexten, in denen die Protago-
nist*innen dies nicht von sich aus aktiv einfordern und liegt in der Verantwortung 
der Forschenden, den Zugang zum Feld umsichtig und verantwortlich auszuhan-
deln. Fragen des Feldzugang stellen auch die Forschung zu anti-migrantischen 
Mobilisierungen vor Herausforderungen, die jedoch anders als in Studien zu sub-
alternen migrantischen Akteuren nicht ethischer, sondern primär methodischer 
Natur sind. Rechte Mobilisierungen haben die empirische Protestforschung bis-
weilen ans „Limit“ geführt (Daphi et al. 2015). Oftmals bleibt Forschenden hier 
aufgrund des verschlossenen Zugangs gar keine andere Möglichkeit, als sich 
völkischen, rassistischen und/oder fremdenfeindlichen Bewegungsmilieus auch 
(oder ausschließlich) durch die Analyse vom Online-Strategien und Interaktionen 
zu nähern (Berntzen/Weisskircher 2016; Fielitz/Thurston 2018). Insofern hat auch 
hier angesichts konkreter Herausforderungen, ein Nachdenken über methodische 
Innovation eingesetzt.

6 Zu finden unter: https://oplatz.net/contact/ 
7 Informationen unter: https://protestinstitut.eu/veranstaltungen_uberblick/workshop-refugee-
mobilizations/
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3  Methodische Pluralisierung
Infolge des Wachstums an Beiträgen zu migrationsbezogenen Sozialen Bewe-
gungen beginnt sich das Feld methodisch zu diversifizieren. Während die ersten 
Studien zu migrantischen Protesten nach 2012 ausschließlich auf qualitativen 
Fallstudien basierten, entstanden im Zuge der sogenannten ‚Willkommenskultur‘ 
zahlreiche quantitative, Umfragen-basierte Beiträge, die jedoch stärker in der 
Engagement- als in der Bewegungsforschung verortet waren. An die Ursprünge 
der dezidiert quantitativ-vergleichenden migrationsbezogenen Bewegungsfor-
schung zu Deutschland (z.  B. Koopmans 2004), wird erst kürzlich wieder ange-
knüpft. Das liegt unter anderem daran, dass seit 2015 deutlich mehr Forschungs-
mittel bereitgestellt wurden, um kostenintensive vergleichende Projekte mit 
quantitativer Methodologie zu stemmen. Bereits vor dem Boom 2015 leistete in 
dieser Hinsicht das trinationale Projekt ‚Taking Sides‘ zu Protesten gegen Abschie-
bungen in Deutschland, Österreich und der Schweiz Pionierarbeit.⁸

Mittlerweile widmen sich unter anderem die Projekte ‚Agonistic Encounters‘⁹ 
und ‚Teilhabekonflikte‘¹⁰ der vergleichenden quantitativen (Protestereignis-)
Analyse von migrationsbezogenen Protesten auf nationaler und lokaler Ebene 
in Deutschland. Diese neue Generation an Projekten kombiniert zunehmend 
quantitative und qualitative Methoden, um zusätzlich zu einem makroskopischen 
Überblick, auch lokale Dynamiken und Konstellationen von Protest gegen, für 
und von Migrant*innen in den Blick zu nehmen. Darüber hinaus wurde ein erster 
Versuch von Protestbefragungen auf diversen, auch stark migrantisch geprägten 
Demonstrationen unternommen (Zajak/Steinhilper 2019): Bei der Befragung der 
„Welcome United“ Demonstration im Herbst 2018 in Hamburg wurde unmissver-
ständlich deutlich, dass die standardisierten Instrumentarien der Bewegungs-
forschung bislang erstens von privilegierten Protestierenden mit Staatsbür-
ger*innenrechten ausgehen und zweitens kaum in der Lage sind, transnationale 
(Protest-)Biographien zu erfassen. Nur durch einen vertieften Austausch zwischen 
Protest- und Migrationsforschung und methodische Pluralisierung wird es gelin-
gen, das Zusammenspiel von Transnationalismus und Protest besser zu verstehen 
und die komplexen kollektiven Dynamiken und individuellen Motivationen diffe-
renziert sichtbar zu machen (vgl. Steinhilper, 2018). Derzeit läuft mit ‚MOBILISE‘ 

8 Informationen unter: https://www.imis.uni-osnabrueck.de/forschung/flucht_und_fluechtlinge/
taking_sides.html 
9 Informationen unter: http://forena.de/gif/
10 Informationen unter: https://www.dezim-institut.de/das-dezim-institut/abteilung-konsens-
konflikt/projekt-konflikte-um-gesellschaftliche-teilhabe-teilhabekonflikte/ 
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(„Determinants of Mobilization at Home and Abroad“) ein in dieser Hinsicht viel-
versprechendes Projekt mit qualitativen und quantitativen Komponenten an.¹¹

4  Vom Hype zur Konsolidierung
Der Boom der letzten Jahre hat das Forschungsfeld bereichert und neu belebt. 
Dennoch wirkt die lange Zeit stiefväterliche (und disziplinär fragmentierte) 
Behandlung des Themenfelds nach. So bleibt unverändert ein immenser Nach-
holbedarf was die ethische Reflektion, interdisziplinäre Befruchtung und 
methodische Auffächerung anbelangt. Es bleibt also trotz des Wachstums im 
Forschungsfeld viel zu tun, um Raum für komplementäre oder auch produktiv 
konkurrierende methodische und theoretische Perspektiven zu schaffen. Obwohl 
viele Ressourcen in eine teilweise neue Forschungsinfrastruktur geflossen sind, 
muss davon ausgegangen werden, dass der Boom nachlässt, wenn die tempo-
rären Förderquellen versiegen. Diejenigen, die aus intrinsischem Interesse weiter 
zum Thema arbeiten, werden gut daran tun, die Kräfte zu bündeln. Nur durch 
interdisziplinären Dialog, forschungsethische Reflexivität und Methodenplura-
lismus kann der temporäre Boom produktiv genutzt werden – und bleibt kein 
konjunkturell bedingtes Strohfeuer.

Elias Steinhilper ist Mitglied des Instituts für Protest- und Bewegungsforschung (ipb). Er hat 
bei Donatella della Porta in Florenz promoviert und arbeitet derzeit als Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter in der Abteilung Konsens und Konflikt am Deutschen Zentrum für Integrations- und 
Migrationsforschung in Berlin. Kontakt: steinhilper@dezim-institut.de.
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Die Hochkonjunktur des Forschungsfeldes spiegelt sich auch in der Arbeit des ipb wider. Zahl-
reiche Mitglieder arbeiten aktuell in verschiedenen Formaten zum Thema:

Projekte: In der Abteilung Konsens & Konflikt am Deutschen Institut für Integrations- und 
Migrationsforschung (DeZIM) befassen sich Sabrina Zajak und Elias Steinhilper in 
verschiedenen Formaten mit Protest in der Migrationsgesellschaft, darunter im Projekt 
‚Teilhabekonflikte‘ mit einer Protestereignisanalyse zu deutschen Mittelstädten 
2014–2018. Priska Daphi und Verena Stern (Universität Bielefeld) untersuchen im 
DFG-geförderten Projekt ‚Willkommen oder beschimpft?‘ vergleichend die Reaktionen 
auf Geflüchtetenunterkünfte in Deutschland. Judith Vey (TU Berlin) geht in ‚Handlungs-
fähigkeit in der bundesdeutschen Flüchtlingsunterbringung‘ Möglichkeiten und Grenzen 
migrantischer Handlungsmacht im deutschen Asylsystem nach.

Publikationen: ipb-Gründungmitglied Donatella della Porta hat kürzlich den Sammelband 
‚Solidarity Mobilizations in the ‚Refugee Crisis‘. Contentious Moves‘ bei Palgrave (2018) 
herausgegeben, der einen theoretischen ‚state of the art‘ und eine breite empirische 
Betrachtung des ‚Sommers der Migration‘ liefert. Ein zweiter Sammelband ‚Protest 
Movements in Asylum and Deportation‘ – herausgegeben von Verena Stern, Sieglinde 
Rosenberger und Nina Merhaut – setzt zeitlich früher an, stellt jedoch gerade durch 
den Fokus auf Mobilisierungen im deutschsprachigen Kontext und die Integration 
von Autor*innen unterschiedlicher Theorietraditionen einen wichtigen Brückenschlag 
zwischen Bewegungs- und (kritischer) Migrationsforschung dar.

Konferenzen: Donatella della Porta und Elias Steinhilper organisieren vom 16.–17. Mai 2019 
am Centre for Social Movement Studies der Scuola Normale Superiore in Florenz eine 
Konferenz zum Thema ‚The Contentious Politics of Solidarity‘, die Konflikte um Praktiken 
der Solidarität mit Migrant*innen in den Blick nimmt.

Arbeitsgruppen: In Reaktion auf das Wachstum des Forschungsfelds wurde im Rahmen der 
letzten ipb-Jahrestagung im November 2018 ein neuer Arbeitskreis (Arbeitstitel: AK 
Migration) im Institut für Protest- und Bewegungsforschung gegründet, der für alle 
am Thema Interessierten offensteht. Nähere Informationen finden sich unter: https://
protestinstitut.eu/uber-das-institut/arbeitskreise/ak-migration/.
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Die Bewegungsforschung (wie auch die Wissenschaft allgemein) kennt verschie-
dene Riten, deren Inhalte sich über die Jahre kontinuierlich ändern. Forschende 
begrüßen neue Konzepte, betonen deren Relevanz und bekunden in Konferen-
zen, Workshops und Zeitschriften regelmäßig ihre Zugehörigkeit zu der sich ent-
sprechend entwickelten Denkrichtung. Manche Konzepte erreichen einen solch 
hohen Grad der allgemeinen Zustimmung, dass sich die Frage stellt, wo denn 
dann eigentlich konzeptuelle und theoretische Unstimmigkeiten bestehen.

Das Konzept der Human Agency, also die Fähigkeit von Individuen, freie Ent-
scheidungen zu treffen, reflektiert spätestens seit den „cultural“ und „processual 
turns“ einen solchen Prozess. Kaum eine Bewegungsforschende würde sich heute 
gegen die zentrale Rolle von „Human Agency“ aussprechen. Regelmäßige Bekun-
dungen, die Rolle von Agency mitzudenken, schützen potenziell und präventiv 
gegen Vorwürfe von Determinismus oder Strukturalismus. In einer solchen Situa-
tion erscheint es besonders nützlich, existierende Diskrepanzen verschiedener 
Auffassungen dezidiert herauszuarbeiten.

Mit „Players and Arenas“ (2015a) sowie „Breaking Down the State“ (2015b) 
bescheren uns die beiden prominenten Bewegungsforscher Jan Willem Duyven-
dak und James Jasper gerade in dieser Hinsicht zwei höchstinteressante editierte 
Sammelbände, die unser theoretisches Verständnis von Individuen und Agency 
in Protestdynamiken entscheidend voranbringen. Sie verstehen ihr Projekt als 
eine theoretische Synthese (2015b: 9), die versucht, die Pattsituation zwischen 
strukturellen und kulturellen Ansätzen der Bewegungsforschung zu überwinden 
(2015a: 9).

Die beiden Editionen gehen dabei eine Arbeitsteilung ein: Während „Players 
and Arenas“ eine Vielzahl gesellschaftlicher Spieler*innen („Player“) analysiert, 
bezieht sich „Breaking Down the State“ auf die verschiedenen Arenen des 
Staates. Dementsprechend finden sich in den Büchern Kapitel zu beispielsweise 
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Bewegungsfraktionen, Stiftungen, Unternehmen, Gewerkschaften und Intellek-
tuellen einerseits; und zu — unter anderem – Gerichten, politischen Parteien, 
Polizei, Militär und Vereinten Nationen andererseits. Lesende sollten sich daher 
überlegen, welcher Fokus ihren eigenen Interessen besser entspricht. Für einen 
Gesamtüberblick des innovativen Ansatzes lohnt sich jedoch auf jeden Fall eine 
Lektüre beider Open Access Werke, die in der „Protest and Social Movements“ 
Reihe der Amsterdam University Press erschienen sind. Im vorliegenden Fall 
macht es Sinn, mit „Players and Arenas“ anzufangen, dessen Einleitung die 
generelle Denkart am gründlichsten ausführt.

Ich möchte zunächst den Ansatz kurz zusammenfassen, um ihn dann in Hin-
blick auf die Dekonstruktion des Staates zu reflektieren. Dabei konzentriere ich 
mich hauptsächlich auf die Ausführungen der herausgebenden Autoren, wodurch 
die sehr lesenswerten Kapitel der restlichen Beitragenden (leider) etwas in den 
Hintergrund geraten.

Spieler*innen, Arenen, strategische Interaktionen

Duyvendak und Jasper beziehen sich auf drei zentrale Elemente, die ihren „strate-
gischen Interaktionismus“ konstituieren: Spieler*innen, Arenen, sowie die strate-
gisch-dynamischen Interaktionen zwischen Spieler*innen innerhalb von Arenen. 
Spieler*innen/Akteure („Player“) können einzelne Individuen oder Verbunde aus 
Individuen sein, die sich zu konkreten Zwecken an strategischen Interaktionen 
beteiligen (2015a: 10  ff). Diese Zwecke variieren zum einen zwischen verschiede-
nen Fraktionen innerhalb der Spieler*innen, zum anderen auch über die Zeit. 
Auch Spieler*innen selbst sind dynamisch, verändern sich also kontinuierlich 
und überschneiden sich mit anderen Akteuren (2015a: 11, 295).

Individuen sind dabei zentral und sollten als idiosynkratische, als eigenwil-
lige Individuen¹ verstanden werden, deren Handeln nicht nur von Interessen und 
kühler Berechnung getrieben wird, sondern auch von Identitäten und Emotionen 
(2015a: 47). Sie beeinflussen konkrete Ereignisse sowohl als direkte Entschei-
dungstragende als auch als repräsentative Symbole. Eine (methodologisch-indivi-
dualistische) Perspektive auf Makro-Prozesse sollte laut Jasper entsprechend auf 
der Basis des Individuums beginnen und sich von interaktiven Mikro-Prozessen 
ausgehend wieder nach oben arbeiten (siehe auch Jasper 2016).

1 Jasper führt sein Verständnis von wirklichen Individuen („real individuals“) an andere Stelle 
eloquent und mit mehr Detail aus (Jasper 2016).
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In Bezug auf Bewegungsforschung stellt sich dabei die Frage: Sind soziale 
Bewegungen (und Staaten) Spieler*innen oder Arenen? Die Antwort lautet ver-
mutlich weder noch und beides. Das Konzept der Spieler*in beschreibt Jasper 
als Alternative zum sehr vagen Begriff der sozialen Bewegung. Der Gedanke ist 
dabei nicht, das Konzept der sozialen Bewegung zu verwerfen, sondern es im 
Hinblick auf seine Schwächen kritisch zu erweitern. Reale soziale Bewegungen 
(sowie auch Staaten) behaupten laut Duyvendak und Jasper einen Level an 
interner Geschlossenheit, der empirisch de facto oft nicht gegeben ist, aber dafür 
(im Falle einer Bewegung) eine vielleicht „notwendige Fiktion“ darstellt (2015a: 
14). Diese Konzepte möchte der strategische Interaktionismus dekonstruieren in 
jene Spieler*innen und Arenen, die eine Bewegung oder einen Staat ausmachen. 
Bewegungsakteure in Form von Gruppen oder Organisationen sind laut den 
beiden Herausgebern also oft gleichzeitig selbst Arenen für interne Konflikte und 
Koordination.

Arenen sind ein Bündel an Regeln und Ressourcen, das strategische Inter-
aktionen zwischen Akteuren erlaubt (2015a: 14  ff). Regeln (wie auch die Arenen 
selbst) sollten dabei nicht statisch verstanden werden, denn sie werden ständig 
gebrochen, strategisch interpretiert oder ignoriert. Der Begriff Arena ähnelt der 
Metapher des „Feldes“, das für verschiedene verwandte Ansätze verwendet wird 
(DiMaggio/Powell 1983; Bourdieu/Wacquant 1992; Fligstein/McAdam 2012). 
Duyvendak und Jasper betonen den akademischen Mehrwert entsprechender 
Ansätze, argumentieren aber gleichzeitig, dass sie das Bild der Arena jenem des 
Feldes aus verschiedenen Gründen vorziehen (2015a: 17  f, 300  ff; 2015b: 17). Zu 
diesen Gründen gehört, dass sie das Konzept Feld zu statisch und zu metapho-
risch finden: Felder werden von Sozialwissenschaftler*innen konstruiert und 
müssen sich anhand von Daten vorgestellt werden, während Arenen von Spie-
ler*innen selbst gebaut werden und man in ihnen meist „Platz nehmen“ kann, 
um die Interaktionen zu beobachten (beispielsweise in Fernsehsendungen oder 
Websites) (2015a: 18).

Strategische Interaktionen beschreiben zuletzt interaktive Dynamiken von 
Spieler*innen und Arenen. Strategie meint dabei jene Bemühungen, andere dazu 
zu bringen, zu machen, was man möchte (2015a: 19). Interaktionen erschaffen, 
definieren und verändern Akteure, Arenen und die gesamte soziale Welt. Tempo-
ralität ist wichtig, denn Ereignisse beeinflussen auf sie folgende Interaktionen. 
Der von Jasper entwickelte Ansatz des „strategischen Interaktionismus“ hinter 
diesen Annahmen interpretiert den „symbolischen Interaktionismus“ (Blumer 
1969) aus einer „strategischen“ (Goffmann 1969) Perspektive, also mit einer ana-
lytischen Zuspitzung auf die zielorientierten Praktiken menschlicher Interaktion.
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Strategisch-interaktionistische Staatstheorie

Ein solcher strategischer Interaktionismus soll dazu dienen, Staaten zu zerle-
gen, wie sich das wunderbare Wortspiel „breaking down the state“ vielleicht am 
ehesten übersetzen lässt. Diesem ambitionierten Projekt widmen die Herausgeber 
und Autor*innen wie oben bereits erwähnt einen ganzen Sammelband. Der Staat 
soll nicht mehr als Akteur verstanden werden, denn „der Staat“ existiert nicht. 
Stattdessen dekonstruiert der strategische Interaktionismus den Staat in die ihn 
konstituierenden Akteure und Arenen, in (wiederum fragmentierte) Einheiten 
wie Institutionen des Rechts, „Ordnungskräfte“ wie Polizei oder Militär oder 
internationale Arenen wie die Vereinten Nationen. In den entsprechenden Arenen 
treffen sich unterschiedlicher Spieler*innen, bei denen die Grenzen zwischen 
Bewegung und staatlichen Akteuren verschwimmen. Strategische Interaktionen 
verändern und schaffen Gesetze und staatliche Akteure können selbst zu Protest-
spieler*innen werden (2015b: 95  ff).

Das Feld der Bewegungsforschung befindet sich aktuell an einem interessan-
ten Punkt, dem verschiedene Transformationen folgen können. Zum einen haben 
sich weite Teile des Feldes von großen Theorien verabschiedet; zum anderen 
fordert ein anderer Teil eine Rückkehr kritischer Kapitalismusforschung und 
politischer Ökonomie (Barker et al. 2013; della Porta 2015). Speziell beim Mar-
xismus bedient sich Jasper regelmäßig einem Zerrbild, das sich im Gegensatz zu 
seiner Staatstheorie äußerst statisch und monolithisch darstellt, und das mehr 
zur eigenen Identitätskonstruktion als zum kritischen Austausch dient. Während 
Jasper „den Marxismus“ als positivistische Religion darstellt (Goodwin/Jasper 
2014), haben viele real existierende Marxismen ähnliche Kritiken des Struk-
turalismus formuliert, wie er selbst. Gerade dieser Aspekt macht das Projekt des 
strategischen Interaktionismus potenziell bedeutsam für eine konstruktive (Re-)
Inklusion kritischer Theorien des Kapitalismus, eben um deterministische Ele-
mente nicht zurückzuholen.

Da die Bücher aber auch ansonsten weit über Perspektiven der Bewegungs-
forschung hinausgehen, eignen sie sich auch für Studierende sozialer und poli-
tischer Theorie. Ihren Ansatz und wichtigen Beitrag fasst James Jasper vielleicht 
selbst am besten zusammen: “In this volume we try to develop a more strategic-
interactive picture of politics, full of actions and reactions, expectations and cal-
culations, and also emotions: reactions like anger, moods such as cynicism, and 
long-run patterns of love and hate. A strategic vision respects the rich complexity 
of the people we study instead of reducing them to stick figures. We owe them that. 
We also owe that to ourselves, because we end up with fuller, better explanations” 
(2015b: 20).
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Der Herausgeberband „Social Movements and Organized Labour” von Jürgen 
R. Grote und Claudius Wagemann befasst sich mit sozialen Bewegungen und 
Gewerkschaften vor dem Hintergrund der jüngsten Finanz- und Eurokrisen, 
sowie mit den Potenzialen und Hindernissen, die Kräfte dieser Akteure zu ver-
einigen und Allianzen zu schmieden. Der Band nimmt eine analytisch-empirisch 
originelle und zugleich normativ inspirierte Perspektive auf soziale Bewegungen 
und Gewerkschaften ein – zwei Gruppierungen, die von der akademischen Litera-
tur üblicherweise getrennt voneinander behandelt werden. Die in dem Band ent-
wickelte gemeinsame theoretische und empirische Betrachtung erlaubt nicht nur 
einen systematischen Vergleich von Strukturen, Strategien, Motiven und Werte-
ordnungen der individuellen und kollektiven Akteure, sie legt auch den Blick frei 
auf verschiedene Formen der Kooperation zwischen sozialen Bewegungen und 
Gewerkschaften, deren Hintergründe und Konsequenzen. Solche Allianzen, so 
die Herausgeber, könnten sich zu einer gesellschaftlichen Gegenbewegung im 
Sinne von Karl Polanyis „countermovement“ entwickeln und dazu beitragen, 
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Liberalisierungen, Privatisierungen und Verelendungen weiter Teile der Bevölke-
rungen – zum Beispiel in Südeuropa – zu unterbrechen oder sogar rückgängig zu 
machen (vgl. vor allem den Beitrag von Sabrina Zajak in dem Band).

Spaltung überwinden

Neben der Einleitung und dem Schlusskapitel der Herausgeber enthält der Band 
fünf theoretische und vier empirische Beiträge zu Spanien, Portugal, Italien und 
Griechenland, die vor dem Hintergrund der europäischen Krisenpolitik für einen 
Workshop im Jahr 2013 geschrieben und anschließend weiterentwickelt worden 
sind. In ihrem Einleitungskapitel entfalten die Herausgeber ihre analytische 
Leitdifferenz zwischen materiellen Interessen (‚interests‘) und immateriellen 
Anliegen (‚passions‘), um die Defizite und Desiderata der existierenden Literatur 
aufzuzeigen und ihre eigene Perspektive auf Gewerkschaften und soziale Bewe-
gungen herauszuarbeiten.

In der Literatur zur Politischen Ökonomie und Politischen Theorie demo-
kratischer Gesellschaften würden, erstens, Verfallsprozesse gesellschaftlicher 
Strukturen, wie Fragmentierung, Individualisierung und Marginalisierung von 
Bevölkerungsgruppen, abnehmendes Vertrauen in politische Institutionen und 
soziale Schließungsprozesse zugunsten kleiner politischer und ökonomischer 
Eliten, überbetont, während den kollektiven Organisierungspotenzialen, Bedürf-
nissen und Interessen jener Gruppen, die am meisten unter diesen Entwicklun-
gen leiden, wenig bis gar keine Beachtung geschenkt werde. Zweitens verorten 
die Herausgeber eine anhaltende wechselseitige Ignoranz der beiden Literatur-
stränge, die sich explizit mit Gewerkschaften und (neuen) sozialen Bewegungen 
auseinandersetzen, namentlich der Industrielle Beziehungen und gewerkschaft-
liche Revitalisierungsforschung einerseits und der soziale Bewegungsforschung 
andererseits. Anstatt die Voraussetzungen und Kapazitäten für gemeinsames kol-
lektives Handeln herauszuarbeiten und den Blick für ein möglicherweise entste-
hendes neues „politisches Subjekt“ zu schärfen, dominiert in jener Literatur, die 
sich überhaupt für beide genannten Akteure zugleich öffnet, eine instrumentelle 
Perspektive: Soziale Bewegungen erweitern die gewerkschaftliche Fokussierung 
auf materielle Interessen um immaterielle Anliegen der sozialen Bewegungen 
und würden dadurch ihre Attraktivität erhöhen. Soziale Bewegungen erhielten 
durch Kooperationen mit Gewerkschaften zusätzliche Ressourcen und würden 
dadurch schlagkräftiger. Drittens, und an den vorherigen Kritikpunkt anschlie-
ßend, werden Akteure häufig implizit oder explizit einer Seite der genannten 
Dichotomie von materiellen Klasseninteressen auf Seite der Gewerkschaften und 
immateriellen Anliegen wie etwa Anerkennung, Authentizität, Identität, Nach-
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haltigkeit, auf Seite der soziale Bewegungen zugeordnet. Diese in der Literatur 
behauptete Spaltung der Gewerkschaften und sozialen Bewegungen würde sich 
mitnichten aus einer weiteren empirischen Perspektive auf die zunehmende Auf-
lösung traditioneller „cleavages“ zwischen gesellschaftlichen Klassen, Schichten 
und Gruppen, deren sozioökonomische Situationen, Normen, Werte, Weltbilder 
und Verhaltensweisen sowie aktuell beobachtbaren Allianzen zwischen verschie-
den orientierten Gruppierungen bestätigen.

Neue Konfliktlinien

Während die von den AutorInnen des Bandes vorgeschlagene konzeptionelle 
Öffnung (vgl. vor allem die Beiträge von Mario Dani und Amanda Tattersall) ein 
besseres Verständnis für neue übergreifende materielle und postmaterielle Kon-
fliktlinien, Identitäten und deren mögliche Politisierung durch Gewerkschaften 
und soziale Bewegungen erlaubt, legt sie allerdings eine weitere theoretische 
Schwachstelle offen. Die Frage, ob und warum sich gesellschaftliche Gegen-
bewegungen zur neoliberalen Marktdominanz als progressive, an inklusive 
Solidaritäten anknüpfende Bewegungen oder als reaktionäre, nationalistische 
Gruppierungen formieren, bleibt von den etablierten sozialwissenschaftlichen 
Makrotheorien ebenso unbeantwortet, wie die Frage, welche Faktoren zu einer 
Radikalisierung dieser Bewegungen in linksextreme oder rechtsextreme, xeno-
phobe Formen beitragen. Einige Erklärungsansätze finden sich in den der Ein-
leitung der Herausgeber folgenden, theoretischen Kapiteln des Bandes, in denen 
Theorien und Konzepte der Gewerkschafts- und der sozialen Bewegungsfor-
schung diskutiert werden.

Andy Mathers, Martin Upchurch und Graham Taylor, beispielsweise, liefern 
mit ihrer Aussicht auf eine radikal-politische Gewerkschaftsbewegung („radical 
political unionism“, RPU) einige Anhaltspunkte und Erklärungen für die Radi-
kalisierung strategischer Gewerkschaftspolitik. Die Autoren konstatieren einen 
Zusammenhang zwischen De-Institutionalisierungsprozessen wohlfahrtsstaatli-
cher Arrangements in Westeuropa, die zu einer Schwächung des Nexus zwischen 
sozialdemokratischen Parteien und Gewerkschaften geführt haben, einerseits, 
und der gewerkschaftlichen Reorientierung und teilweisen Restrukturierung in 
Richtung soziale Bewegungen andererseits (vgl. auch Taipa und Alberti in dem 
Band). Beispielhaft werden die beiden Eisenbahnergewerkschaften in Groß-
britannien und Frankreich, RMT „railworkers’ union“ und SUD-Rail, angeführt, 
deren Mitglieder sich durch eine zunehmend militante Zurückweisung neo-
liberaler Orthodoxie charakterisieren lassen. Beide Gewerkschaften orientieren 
sich stärker in Richtung ihrer Mitglieder und haben sich für niederschwellige Dis-
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kussionsprozesse und Bewegungsformen geöffnet. In beiden Fällen identifizieren 
die Autoren einen Linksruck der Gewerkschaften und eine Öffnung gegenüber 
sozialen Bewegungen, wie etwa ATTAC oder Vereinigungen für arbeitslose und 
obdachlose Menschen. Wie nachhaltig solche Entwicklungen radikal-politischer 
Gewerkschaften sind und ob sie einen dauerhaften Bruch mit der traditionell 
sozialdemokratischen Gewerkschaftsform bedeuten, bleibt allerdings offen.

Reaktionen auf Austeritätspolitik

Die empirischen Beiträge zu Spanien (von Holm-Köhler, José Pablo und Calleja 
Jiménez), Portugal (von Hermes Augusto Costa und Elisio Estanque), Italien 
(Alice Mattoni) und Griechenland (Markos Vogiatzoglou) in dem Sammelband 
geben spannende und tiefe Einblicke in die gewerkschaftlichen und zivilgesell-
schaftlichen Reaktionen auf die Krisen- und Austeritätspolitiken der nationalen, 
supranationalen und internationalen Akteure, wie zum Beispiel der Troika, 
bestehend aus der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank 
und dem Internationalen Währungsfonds, und zu einem geringeren Anteil zu 
den Verflechtungen zwischen den genannten Akteuren und politischen Parteien. 
Der empirische Fokus auf eine Auswahl südeuropäischer Länder wird methodisch 
nachvollziehbar auf die vergleichsweise verheerenden Auswirkungen der Krise(n) 
und Krisenpolitiken für die hiesigen Bevölkerungen begründet. Vereinzelte Ver-
weise auf westmitteleuropäische Länder, die USA oder Australien machen aber 
deutlich, dass die neoliberale Politik auch in diesen Ländern zu einer Verschär-
fung der Spaltungen zwischen verschiedenen Gruppen auf dem Arbeitsmarkt 
und zwischen diesen und den „Abgehängten“ ohne Aussicht auf eine dauerhafte 
Integration in den Arbeitsmarkt geführt hat. Die Fragen nach der Nachhaltigkeit 
von Allianzen zwischen Gewerkschaften und sozialen Bewegungen, den politi-
schen und gesellschaftlichen Orientierungen (kosmopolitische Öffnung versus 
nationalistische und gruppenspezifische Schließungen) sowie deren Effekten 
bleiben aber letztlich offen und können durch den Verweis auf Polanyis „Pendel“ 
zwischen ökonomischer Liberalisierung und protektionistischer Gegenbewegung 
kaum zufriedenstellend beantwortet werden.

Wie die Herausgeber des Sammelbandes in den Schlussfolgerungen betonen, 
handelt es sich bei der aktuellen Phase des Neoliberalismus um eine seit mehre-
ren Dekaden andauernde Bewegung von oben, die ungeachtet der Finanz- und 
Eurokrise(n) ihre hegemoniale Stellung kaum eingebüßt und bestehende Spal-
tungen und Konflikte zwischen und innerhalb von Gewerkschaften, sozialen 
Bewegungen und Parteien stark vergrößert hat. Um diese Entwicklungen zu ver-
stehen, verweisen die AutorInnen dieses Bandes zu Recht auf die Notwendigkeit 
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der konzeptionellen Öffnung und der gemeinsamen Analyse von Gewerkschaften 
und sozialen Bewegungen, ein Unterfangen, das mit dem Band jedenfalls sehr gut 
gelungen ist. Für ein umfassendes Verständnis des Wechselspiels zwischen den 
Bewegungen von unten und oben wird neben der Analyse des Zusammenspiels 
von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen aber der Stellenwert von Parteien, 
der Wissenschaft (insbesondere der wirtschaftswissenschaftlichen Orthodoxie) 
und weiterer gesellschaftlicher Felder zu berücksichtigen sein.

Die soziale Basis des Rechtspopulismus
Becker, Karina/Dörre, Klaus/Reif-Spirek, Peter (Hg.) 2018: Arbeiterbewegung von 
rechts? Ungleichheit – Verteilungskämpfe – populistische Revolte. Frankfurt am 
Main: Campus.
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01307 Dresden, Deutschland, E-Mail: Felix.Schilk@tu-dresden.de
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Nach dem knappen Wahlsieg Donald Trumps und dem Brexit-Referendum hat 
es oft geheißen, dass der überproportionale Stimmenanteil von den meist männ-
lichen Industriearbeitern aus dem amerikanischen Rustbelt und den englischen 
Midlands das Zünglein an der Waage war. Seitdem wird in den Sozialwissen-
schaften über neue, die westlich-postindustriellen Gesellschaften dominierende 
Konfliktachsen diskutiert, die habituell zwischen „Kommunitaristen und Kosmo-
politen“ (Wolfgang Merkel), „somewheres und anywheres“ (David Goodhart) oder 
„Kulturessenzialismus und Hyperkultur“ (Andreas Reckwitz) verlaufen und die 
Konjunktur des Rechtspopulismus erklären sollen. Dahinter steht die Überlegung 
einer Wahlverwandtschaft zwischen neoliberalen Flexibilisierungsprozessen und 
gewissen Spielarten einer liberalen Identitätspolitik, die Nancy Fraser mit Blick 
auf Hillary Clinton als „progressiven Neoliberalismus“ bezeichnet hat. Handelt es 
sich bei der Zustimmung zu rechtspopulistischen Parteien um „eine Art politische 
Notwehr“ gegen diese „libertär-liberale“ Allianz und die „Klassenvergessenheit“ 
der Linken, wie es in der deutschen Übersetzung von Didier Eribons „Rückkehr 
nach Reims“ heißt? Immerhin haben rechtspopulistische Parteien in Europa das 
Mobilisierungspotential der sozialen Frage erkannt und in ihre politischen Hege-
monieprojekte integriert. Wie ist das Aufgreifen der sozialen Frage von rechts also 
analytisch zu bewerten?

Die Frage, ob es eine „Arbeiterbewegung von rechts“ gibt, steht im Zentrum 
des Sammelbandes von Karina Becker, Klaus Dörre und Peter Reif-Spirek, der 
im Oktober 2018 erschienen ist und auf eine gleichnamige Tagung im Rahmen 
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des DFG-Kollegs „Postwachstumsgesellschaften“ an der Friedrich-Schiller-Uni-
versität Jena zurückgeht. Das Buch will sowohl „neue Momente des (Rechts-)
populismus auf der konzeptionellen Ebene erfassen als auch deren gesellschaft-
lichen Ursachen nachgehen“ (13). Dabei wird die Konjunktur von populistischen 
Strömungen als ein „Produkt von Krisen des politischen Systems“ (16) verstanden 
und auf ihre politischen Implikationen hin befragt. Teil dieser „konstruktiven 
Kontroverse“ (18) sind empirisch-konzeptuelle Überlegungen zu den Ursachen 
des Rechtspopulismus, Studien zum Nexus von Populismus, Arbeitswelt und 
Gewerkschaften, vergleichende Blicke auf rechte Parteien in Österreich, Polen 
und Portugal sowie eine Debatte über das Verhältnis von Klassen- und Identitäts- 
politik.

Die deep story des Rechtspopulismus

In ihrer vielbeachteten ethnografischen Studie Strangers in Their Own Land hat die 
Soziologin Arlie Russell Hochschild die prekäre Lebenswelt von US-Amerikaner/-
innen in den Südstaaten Louisiana und Mississippi untersucht, wo 78 Prozent 
Trump ihre Stimme gegeben haben und die Tea-Party-Bewegung ihre größten 
Erfolge feierte. Dass ausgerechnet die Lohnarbeiter/-innen für eine radikal wirt-
schaftsliberale und deregulierende Politik stimmten, ist das „große Paradox“, das 
Hochschild verstehen will. Im Laufe ihrer Untersuchungen hat sie eine „Tiefen-
geschichte“ herausgearbeitet, in der das leistungsbasierte Aufstiegsversprechen 
des amerikanischen Traums einem „Kampf um oder Hoffnung auf Besitzstands-
wahrung gegen Abstiegserfahrungen oder auf Wiederaufstieg“ (39) gewichen ist, 
wie Brigitte Aulenbacher in ihrem Beitrag zu Hochschild schreibt. Weniger die 
reale Deprivation, sondern vor allem das Gefühl, einem unfairen Wettbewerb 
ausgesetzt zu sein und die Grammatik der kulturellen Distinktion nicht mehr zu 
beherrschen, mache weiße Arbeiter empfänglich für den Rechtspopulismus.

Die Metapher der „Warteschlage“, die in Hochschilds Tiefengeschichte eine 
wichtige Rolle spielt, greift auch Klaus Dörre in seinem Beitrag auf, in dem er 
die Funktion des Rassismus als „exklusive Solidarität“ nachzeichnet und seine 
„rationellen klassenpolitischen Kern“ herausarbeiten will: „Kein Lohnabhängiger 
ist ausschließlich Rassist. Auch rechtsaffine Arbeiterinnen und Arbeiter warten 
in der Schlange, um den Berg der Gerechtigkeit zu besteigen“ (60). Doch den 
Rechtspopulisten gelinge es, diese im Kern soziale Frage mit „ethnopluralistisch-
nationalistischen Deutungsmustern zu besetzen“ (51). Sieht man sich empirische 
Daten an, dann fällt auf, dass die AfD bei männlichen Arbeitern und abhängig 
Beschäftigten überdurchschnittliche Ergebnisse einfährt. Dennoch sei die AfD 
keine Arbeiterpartei, da sich ihre Wählerschaft interklassistisch zusammensetze. 
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Dörre hofft deshalb ähnlich wie Martin Kronauer in seinem Plädoyer für soziale 
Gerechtigkeit auf eine „inklusive demokratische Klassenpolitik“, die „die Neue 
Rechte in ernsthafte Schwierigkeiten bringen“ (73) könne.

Gudrun Hentges will anhand von Äußerungen von AfD-Politikern zeigen, dass 
es sich bei der „exklusiven Solidarität“ vor allem um „soziale Demagogie“ (113) 
handelt, die eine „multiple Krisenentwicklung (ökonomisch, sozial, politisch 
und kulturell)“ (107) symbolisch verdichtet und geschickt mit dem Themen-
komplex Flucht und Migration verbindet. Falsche Kontrastierungen von sozio-
ökonomischen und identitätspolitischen Ursachen des Populismus gingen am 
eigentlichen Problem vorbei, da der Rechtspopulismus unterschiedliche soziale 
Gruppen und Milieus mobilisiere und eine „populistische Lücke“ (113) besetze.

Wilhelm Heitmeyer untermauert diese These mit empirischen Befunden aus 
seinen Langzeitstudien. Demzufolge habe sich aus dem „Zusammenspiel zwi-
schen einem autoritären Kapitalismus mit seinen Kontrollgewinnen gegenüber 
der nationalstaatlichen Politik und den komplementären Kontrollverlusten von 
Politik und Gesellschaft“ (119) ein neuer Typus des „autoritären Nationalradika-
lismus“ herausgebildet. Soziale Desintegrations- und Ohnmachtserfahrungen 
seien der Nährboden, auf dem die politische Forderung nach Wiederherstellung 
von Kontrolle ein konstantes, rechtspopulistisches Potential von etwa 20 Prozent 
der Bevölkerung aktivieren könne. In den Befragungen sei außerdem eine starke 
Korrelation von Krisenbedrohung, Krisenbetroffenheit und Aggression sichtbar 
geworden, die sich in den Jahren nach der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2009 
verstärkt habe.

Ist die AfD eine postindustrielle Arbeiterpartei?

Die These des Kontrollverlustes in einem „Regime subjektiver Verunsicherung“ 
(185) oder einem „Regime der Unsicherheit“ (203) dominiert auch die sieben Bei-
träge zu Arbeitswelt und Gewerkschaften, die den Befund von Richard Detjes und 
Dieter Sauers zu einer „Erosion der meritokratischen Ordnung“ (204) teilen. Im 
Zentrum der rechtspopulistischen Mobilisierung stehen nicht primär die eigene 
Erfahrung von Prekarität, sondern vor allem die „Angst vor dem Abstieg“ (153) 
und die „Antizipation realer Deprivation“ (187). Die Wahlerfolge der AfD sind 
insofern, wie Hans-Jürgen Urban richtig bemerkt, „lediglich der parlamentari-
sche Ausdruck gesellschaftlicher Strukturbrüche“ und haben ihre Ursachen in 
den „sozialen Ungleichheitsstrukturen und Segmentierungen des Gegenwarts-
kapitalismus“ (186).

In narrativen und Leitfadeninterviews, die Jule-Marie Lorenzen, Denis 
Neumann, Alexandra Seehaus und Vera Trappmann mit jungen Erwachsen und 



322   Literatur 

Sophie Bose, Jakob Köster und John Lütten mit Gewerkschaftsaktiven geführt 
haben, werden „kulturelle Fremdheitserfahrungen“ (145) und ein „individualis-
tisches Gesellschaftsbild“ (217) deutlich, die „proaktiv an die Diskurse der Leis-
tungsgesellschaft anschließen“ (146) und zum Teil verschwörungstheoretische 
Züge aufweisen. Das Fehlen gesellschaftlicher Vorstellungskategorien übertrage 
sich auch auf die Erwartungshaltungen gegenüber den Gewerkschaften. Bei vielen 
Befragten fällt eine strikte Trennung von Betriebs-, Gewerkschafts- und Gesell-
schaftspolitik auf, bei der die Gewerkschaften als „reine Dienstleister“ (229) ohne 
gesellschaftspolitischen Auftrag begriffen werden und gesellschaftliche Interes-
senkonflikte verschwinden: „Gewerkschaften sollen auf der betrieblichen Ebene 
agieren, Tarifverträge und verbesserte Arbeitsbedingungen erkämpfen – und sich 
ansonsten aus allem Politischen heraushalten“ (231). Das deckt sich ebenfalls 
mit den Untersuchungen, die Harald Wolf aus dem Forschungsprojekt „Brüchige 
Legitimationen – neue Handlungsorientierungen? Gerechtigkeitsansprüche und 
Interessenorientierungen in Arbeit und Betrieb“ des ISF München und SOFI 
Göttingen referiert. Er unterscheidet fünf „moralische Anspruchsmuster“ (159), 
von denen die Idee der Leistungsgerechtigkeit den Kernanspruch der meisten 
Befragten bilde. Entsprechend hoch sei die Frustration, wenn „leistungsbasierte 
Gerechtigkeitsnormen“ mit der „Transformation von kapitalistischen Arbeits-
gesellschaften in erfolgsorientierte Marktgesellschaften (…) aus dem moralischen 
Horizont der Gesellschaft tendenziell verschwinden“ (160). Urban verweist daher 
auf die Dringlichkeit der „diskursiven Arbeit am Entwurf eines zeitgemäßen 
Anerkennungsregimes“ (192), um den sozialen Desintegrationserfahrungen und 
Anerkennungsverlusten zu begegnen.

In der Auseinandersetzung mit dem Rechtspopulismus spielen die Gewerk-
schaften eine große Rolle, da sie „als eine von wenigen demokratischen Orga-
nisationen“ (239) überhaupt noch rechtspopulistisch orientierte Lohnabhängige 
erreichen könnten. Dass es mit einem Anteil von 15 Prozent innerhalb der Gewerk-
schaftsmitglieder besonders viele AfD-Wähler/-innen gäbe, wird von Annelie 
Buntenbach allerdings mit einem Hinweis auf eine Studie der Hans-Böckler-
Stiftung revidiert, „weil jene Bevölkerungsgruppen, die eine überdurchschnitt-
liche AfD-Affinität aufweisen, nämlich Männer und Arbeiter, auch stärker in 
den Gewerkschaften vertreten sind“ (172). Dennoch stehen die Gewerkschaften 
angesichts der rechtspopulistischen Einstellungen eines Teils ihrer Mitglieder 
vor einem Spannungsfeld, das unterschiedlich bewertet wird. Kann man mit 
offen rechten Betriebsräten zusammenarbeiten? Sollen rechte Mitglieder kon-
sequent aus der Organisation ausgeschlossen werden oder können „gemeinsame 
positive Erlebnisse“ und „demokratische Selbstwirksamkeit“ zur Ausbildung 
„gesellschaftspolitisch emanzipatorischer Positionen“ (235) beitragen? Aus ihren 
Gesprächen mit Gewerkschaftsfunktionären hat Sophie Bose zwei entgegen-
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gesetzte Strategien entnommen, die sie als „‘klare Kante‘ gegen Rechts“ und als 
„Erziehungsauftrag der Gewerkschaften“ (234  f.) bezeichnet. Voraussetzung für 
eine glaubhafte Umsetzung beider Strategien sei jedoch zunächst die Stärkung 
eines gesellschaftspolitischen Bewusstseins innerhalb der Gewerkschaften, das 
in den letzten Jahrzehnten zunehmend einem Fokus auf betriebliche Mitglieder-
entwicklung gewichen sei.

Der Blick, den Jörg Flecker, Carina Altreiter und Saskja Schindler auf die Regie-
rung in Österreich und Adam Mrozowicki und Justyna Kajta auf Polen richten, 
zeigt, dass die soziale Frage von den Rechtspopulisten vor allem mit kulturellen 
Motiven aufgeladen wird. Während die FPÖ die „Unterordnung des Individuums 
unter die ‚völkischen‘ Zielsetzungen“ (252) fordere und „hinter der mit sozialen 
Slogans maskierten Fassade eine Politik des Sozialabbaus“ (250) betreibe, sei die 
polnische PiS durch ihren politischen Klientelismus und der Adressierung „kol-
lektiver und individueller Ängste vor symbolischer und kultureller Ausgrenzung“ 
(268) erfolgreich. Das von Elísio Estanque und Dora Fonseca angeführte Beispiel 
Portugals zeigt indes, dass die „Verteidigung des europäischen Sozialmodells“ 
(283) durch ein linkes Parteienbündnis den Rechtspopulismus weitgehend mar-
ginalisieren konnte.

Rechtspopulismus zwischen „Kulturkampf“ und „rationalen 
Motiven“

Die Frage, mit welchen politischen Strategien der Rechtspopulismus erfolgreich 
zurückgedrängt werden kann, wird erwartungsgemäß kontrovers diskutiert. Dirk 
Jörke kritisiert in seinem Beitrag die Moralisierung der akademischen Debatten, 
in denen „es weniger um die Überzeugungskraft des Arguments als um die Frage 
ging, ob man auf der richtigen Seite steht.“ Der Vorwurf des „Ressentiments“ 
oder der „autoritären Persönlichkeit“ an den Rechtspopulismus sei verkürzt und 
blende die „rationalen Motive der Wahl rechtspopulistischer Parteien“ (287  f.) 
aus, weshalb „die unter ‚Linken‘ weit verbreitete Ansicht, die WählerInnen der 
RechtspopulistInnen würden gegen ihre eigentlichen Interessen stimmen“ (294), 
falsch sei. Ganz ähnlich bewertet Andreas Nölke die aus seiner Sicht „fragwürdi-
gen Strategien“ (325) im Umgang mit der AfD und sieht im liberalen Populismus-
vorwurf eine „geschickte Etablierung einer neuen Hegemoniestrategie, die zu 
einer Konsolidierung bürgerlich-liberaler Parteien führt“ (329). Angesichts der 
schlechten Umfragewerte der Volksparteien und dem Aufgreifen populistischer 
Rhetorik durch die CSU scheint diese Einschätzung jedoch ebenso wenig überzeu-
gend wie die Behauptung, dass „die zunehmende Fokussierung der politischen 
Auseinandersetzung auf den fundamentalen ‚Kulturkampf‘ zwischen ‚Populisten‘ 
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und ‚Populistengegnern‘ dazu [führe], dass jene sozioökonomischen Fragen, die 
für die Linken traditionell sehr wichtig sind, tendenziell ins Abseits der öffent-
lichen Wahrnehmung geraten“ (330). Silke van Dyk und Stefanie Graefe halten 
Nölkes „linkspopuläre Position“ (334) daher für eine falsche Alternative, weil 
sie unterschlage, dass der Rechtspopulismus klassenübergreifend mobilisiere 
und es versäume, „die scheinbar sozialkritisch begründete Wut (…) daraufhin zu 
befragen, inwiefern sie auch auf der Vorstellung ‚natürlicher‘ weißer und/oder 
männlicher Privilegien gegründet ist“ (343). Statt ein „neues Hauptwiderspruchs- 
und Ableitungsdenken“ (349) einzuleiten, plädieren beide für die Etablierung 
einer „dritten Kraft“, die die „vermeintlich konträren Pole Kosmopolitismus und 
soziale Frage verbindet“ (350). Birgit Sauer versteht den Rechtspopulismus als 
„männliche Identitätspolitik“ (313), in der das Geschlecht als „leerer Signifikant“ 
und „Modulator eines umfassenden Kulturkampfes, eines Kampfes um politische 
Hegemonie“ (321) fungiere. Klaus Kraemer wiederum analysiert die „symbolische 
Ökonomie des Neonationalismus“ (304) als Reaktion auf die „symbolische Ent-
wertung“ von „Lebensstilen und Lebensweisen durch die neuen transnationalen 
Elitenerzählungen in Ökonomie, Politik und Kulturproduktion“ (310) mit Pierre 
Bourdieus Theorie des sozialen Raums und unterscheidet drei in der Debatte 
vorherrschende Erklärungsmodelle: Erstens ein „Gefühl der kulturellen Hei-
matlosigkeit“, bei dem der Neonationalismus als „Identitätsanker“ fungiere, 
zweitens ein auf „segmentäre Ausgrenzung“ zielender Konkurrenzkampf um 
Positionen und Güter sowie drittens eine „politische Repräsentationskrise der 
politischen Ordnung“ (299  ff.). In allen drei Erklärungsansätzen sieht Kraemer 
jedoch Ungereimtheiten und Inkonsistenzen, weil „hinter den konkurrierenden 
Erklärungsmodellen ein Deutungskonflikt um die Legitimität unterschiedlicher 
gesellschaftspolitischer Strategien zur Eindämmung des neuen Nationalismus 
aufscheint“ (303).

Empirische Stärken und begriffliche Mängel

Das liest sich wie ein abschließender Kommentar zum Sammelband, der eher 
durch seine empirischen Untersuchungen überzeugen kann als durch seine kon-
kreten Handlungsempfehlungen an gesellschaftspolitische Akteure. Der „Arbeits-
weltvergessenheit der Populismusforschung“ (189) begegnet er mit profundem 
und vielschichtigem Material. Auch der methodische Pluralismus von Einstel-
lungsuntersuchungen, Befragungen und Interviews gehört zu den Stärken des 
Bandes. Eine intensivere Auseinandersetzung mit dem Neoliberalismus, der als 
Begriff durch zahlreiche Beiträge geistert, ohne einmal präzise eingeführt zu 
werden, hätte den Band dagegen bereichert. Friedrich August von Hayeks Idee 
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einer „spontanen Ordnung“ korrespondiert nicht zufällig mit konservativen 
Ordnungsvorstellungen, marktradikalen Gesellschaftsbildern und populisti-
schen Kompensationspolitiken, die in allen rechtspopulistischen Parteien eine 
Synthese bilden und auf strukturelle Gemeinsamkeiten zurückgeführt werden 
können. Jörkes Behauptung, dass sich rechtspopulistische Parteien wie der Front 
National und die polnische PiS „größtenteils von neoliberalen Positionen ver-
abschiedet haben“ (294), ist vor diesem Hintergrund falsch und begrifflich blind. 
Der Neoliberalismus ist in erster Linie ein Gesellschaftsbild und als solches ana-
lytisch von Prozessen sozialer Differenzierung, ökonomischer Deregulierung und 
kommunikativer Globalisierung zu trennen, die auch in anderen Beiträgen immer 
wieder vermengt werden. Dass sich die Eribon zugeschriebene und oft angeführte 
„Notwehrthese“ im französischen Original von „Rückkehr nach Reims“ nicht 
findet und stattdessen von „dernier recours“ (Eribon 2009: 137), also letzter Hoff-
nung, die Rede ist, muss indes dem deutschen Übersetzer angelastet werden.

Obwohl in den empirischen Beiträgen immer wieder auf die Neigung zu ver-
schwörungstheoretischen Erklärungen hingewiesen wird, reduzieren fast alle 
Autor/-innen den Rechtspopulismus auf seine rassistischen und geschlechter-
politischen Implikationen. An keiner Stelle wird erwähnt, dass die binäre Gegen-
überstellung von kosmopolitischer Elite und abgehängten Industriearbeitern 
auch einer latent antisemitischen Codierung folgt und an rechte und linke Dis-
kurse anschlussfähig ist. Hier liegt ein folgenschwerer blinder Fleck der Unter-
suchungen. Da viele Kurzbeiträge andauernden Forschungsprojekten entnommen 
sind, bleibt zu hoffen, dass Überlegungen zum Verhältnis von Antisemitismus 
und Rechtspopulismus dort ebenso stärkere Berücksichtigung finden wie Hin-
weise auf historische Studien aus dem Kontext des Instituts für Sozialforschung, 
die bekanntlich von der gleichen Frage motiviert waren, weshalb die Arbeiter/-
innen gegen ihre ökonomischen Interessen stimmen. Immerhin wies Herbert 
Marcuse bereits 1934 auf das instrumentelle Verhältnis der autoritären Rechten 
zur sozialen Frage hin, das auch heute nichts an Aktualität verloren hat: „Nicht 
also der Sorge um die Beseitigung des Massenelends gelten die Anstrengungen 
dieser Theorie; sie betrachtet vielmehr das Wachsen dieses Elends als ihre unver-
meidliche Voraussetzung“ (Marcuse 1968: 42).
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Es gehört zu den Kernmerkmalen von Medien, Dinge, Menschen und deren 
Handeln für Andere wahrnehmbar zu machen (Krämer 2008). Wer diese Anderen 
sind und was mit dem eigenen medialen Abbild geschieht, ist nicht immer kon-
trollierbar. Ob eine fotografierte Person zur Ikone einer Protestbewegung wird, 
auf den Fahndungslisten von Sicherheitsbehörden auftaucht oder beides zugleich 
eintritt, ist vielmehr ein Resultat komplexer Dynamiken und spezifischer Möglich-
keitsstrukturen. In Zeiten umfassender digitaler Mediatisierung und damit ver-
bundener soziokultureller Wandlungsprozesse ist es daher besonders geboten, 
die digitalen Medien als „double-edged sword“ (118) zu untersuchen und damit 
den Blick für Ambivalenzen, diskontinuierliche Entwicklungen und alternative 
bis widerständige Medienpraktiken zu weiten (Grenz/Pfadenhauer 2017).

Den vielschichtigen Bedeutungen der digitalen Mediatisierung für soziale 
Bewegungen geht der Sammelband Protests in the Information Age. Social Move-
ments, Digital Practices and Surveillance aus Sicht der Surveillance Studies und der 
Protestforschung nach. Diese Doppelperspektive ermöglicht es den Autor*innen 
des Sammelbandes, sich der ambivalenten Rolle von digitalen Medien zu nähern. 
Denn Medien ermächtigen soziale Bewegungen dazu, ihre Proteste hör- und 
sichtbar zu machen, können aber auch ihrer Kontrolle und Überwachung dienen. 
Diese Grundthese legen die Herausgeber Lucas Melgaço und Jeffrey Monaghan 
gleich zu Beginn dar und gliedern auch den Sammelband nach diesen zwei Per-
spektiven.

Dabei versammelt der Sammelband acht Fallstudien. Die ersten vier ana-
lysieren digitale Medienpraktiken als Teil von Protestrepertoires und legen vor 
allem die Möglichkeiten dar, die digitale Medien für soziale Bewegungen eröff-
nen. Der zweite Teil des Sammelbandes vereint wiederum vier Studien, die sich 
mit Medien im Kontext digitaler Überwachung beschäftigen. Hervorzuheben ist, 
dass die acht Fallstudien eine sehr große geografische Bandbreite abbilden. Sie 
behandeln Protestbewegungen auf fast allen Kontinenten, wenn auch vorrangig 
in liberalen Demokratien westlicher Prägung. Erwähnung finden neben den ever-
greens der Bewegungsforschung (zum Beispiel die spanische Bewegung 15-M und 
die palästinensische Autonomiebewegung) auch hierzulande weniger bekannte 
Kampagnen und Bewegungen (zum Beispiel die Chicagoer #RahmRepNow-Kam-
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pagne für Entschädigungszahlungen an Opfer von Polizeigewalt und brasilia-
nische Bürger*innenjournalismusplattformen).

Die Ambivalenzen digitaler Medien

Das zentrale Vorhaben des Sammelbands ist es, den Blick auf die Ambivalenzen 
der digitalen Medien zu richten und dabei zu fragen, wie soziale Bewegungen mit 
diesen umgehen. Die Ambivalenzen entstehen den Herausgebern zufolge deshalb, 
weil digitale Medien Sichtbarkeit erzeugen. Sie erleichtern sozialen Bewegungen 
somit einerseits den Zugang zur Öffentlichkeit, machen sie damit aber anderer-
seits für Überwachung anfällig. Wie folgenreich dies ist, führen die Herausgeber 
bereits in ihrer theoretischen Einführung aus. Sie unterstreichen, dass die digita-
len Informations- und Kommunikationstechnologien und damit auch die für sie 
konstitutiven Ambivalenzen die „logics of protesting“ (4) grundlegend verändern. 
So ist es zu erklären, dass die medialen Sichtbarkeitsbeziehungen auch Gegen-
stand von Auseinandersetzungen um (legitime) Bildpraktiken sind.

Die acht Fallstudien zeigen dann auf, wie vielgestaltig sich die Ambivalen-
zen von Ermöglichung und Überwachung in verschiedenen Protest- und Über-
wachungspraktiken äußern. Dabei ist die thematische Spanne der Beiträge breit: 
von der #RahmRepNow-Kampagne gegen Polizeigewalt, die soziale Medien als 
Kommunikationskanäle nutzte und damit tradierte Protestrepertoires ergänzte, 
bis hin zu Regierungsinitiativen für ein Vermummungsverbot auf Versammlungen 
in Kanada.

Bosk et al. ermöglichen einen Blick auf die Hinterbühne der Entwicklung digi-
taler Protestmedien. In einer fiktionalen userstory über die Aktivist*innen „Alice“ 
und „Bob“ und ihrem staatlichen Überwacher „Eve“ beleuchten die Autor*innen 
aus der ihnen eigenen Perspektive der ‚Medienmacher*innen‘ verschiedene Pro-
testpraktiken, wie das Mobilisieren, Organisieren und Koordinieren von Straßen-
protest sowie Methoden für das Zählen von Demonstrationsteilnehmer*innen. Sie 
diskutieren dabei verschiedene technische Lösungen für den Schutz vor Über-
wachung. Um technische Lösungen zu finden, abstrahieren, übersetzen und 
übertragen die Autor*innen für andere soziale Felder entwickelte Software in das 
Protestfeld. So zeigen sie das medienarchitektonische Spannungsfeld zwischen 
Offenheit für Partizipation und Anonymität gegenüber den Überwacher*innen 
auf, indem sich die Softwareentwicklung bewegt.

Dass Überwachung nicht nur organisatorische Schließung bewirken muss, 
zeigt der Beitrag von Maroto und Segura zur spanischen Bewegung 15-M, die 
im Rahmen der Anti-Austeritätsproteste 2011 entstand. In diesem Fallbeispiel 
spiegelte sich der partizipative Anspruch der Bewegung auch im Umgang mit 
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staatlicher Überwachung wider. 15-M reagierte auf forcierte polizeiliche Kontrolle 
mit Transparenz und Offenheit. Die Autor*innen argumentieren dann durchaus 
plausibel, dass erst dieser spezifische Umgang die Möglichkeit schaffte, breite 
Partizipation über die ersten Platzbesetzungen hinaus zu erreichen, die zu einer 
Politisierung von bis dato protestfernen Bevölkerungsteilen beitrug.

Gegenüberwachungspraktiken, die mehr Wert auf Anonymität legen, beob-
achtet Marco Krüger in seinem Beitrag über polizeiliches Video Tracking und den 
Umgang von Ultra-Fans mit Videoüberwachung in Deutschland. Mit den maschi-
nisierten Trackingroutinen widmet sich Krüger dabei einer rezenten Innovation 
polizeilicher Videoüberwachung im deutschen Kontext.

Er konstatiert, dass die Fans unsicher sind, ob sie in bestimmten Situatio-
nen überwacht werden. Diese Ungewissheit rufe Verhaltensänderungen hervor. 
Während Krüger damit im Kern der Panopticonthese Michel Foucaults folgt, kriti-
siert er, dass Foucault die Widerstände gegen Überwachungsregime vernachläs-
sigt habe. Diese sind aber für sein Fallbeispiel besonders relevant. Die Ultra-Fans 
passten ihr Verhalten zwar an die Videoüberwachung an, versuchten dabei aber 
Überwachungsmaßnahmen durch verschiedenen ‚Neutralisierungstechniken‘ 
unwirksam zu machen. Video Tracking sei nun eine polizeiliche Innovation, die 
auf diese Praktiken der Ultra-Fans antwortet und Überwachungspotentiale stei-
gert. Nun ist allerdings zu fragen, inwiefern diese Argumentation tatsächlich von 
Foucaults Arbeiten zum Panopticon abweicht. Denn für Foucault sind Widerstand 
und Macht immer aufeinander bezogen und bilden ihre historisch-spezifischen 
Formen und Strategien erst im Wechselspiel aus – also genau so wie es Krüger an 
seinem Fallbeispiel darstellt.

Zur Analyse der Wirkungen von Videoüberwachung stützt sich Krüger auf 
empirisches Material aus Interviews mit Fans und Polizist*innen, mit dem er 
subjektive Perspektiven auf die neuartige Überwachungstechnik aufzeigen kann. 
Diese Innensichten verdeutlichen aber auch eine Leerstelle der anderen Beiträge, 
die kaum von einer Beobachter*innenperspektive abrücken. Dadurch entgehen 
den Autor*innen oft subtile Machteffekte der ambivalenten digitalen Medien.

Während der Großteil der Beiträge Überwachungs- und Gegenüberwachungs-
praktiken von staatlichen Akteuren und Protestierenden untersuchen, behandelt 
Julie Uldam die corporate surveillance von Umweltaktivist*innen durch den BP-
Konzern. BP betreibe damit ein visibility management, das der Unterbindung der 
Kampagnen von Umweltaktivist*innen diene. Das Sichtbarkeitsmanagement 
nimmt im empirischen Beispiel sowohl Formen der reaktiven Eindämmung von 
politischen Kampagnen als auch proaktive Taktiken, wie Sponsoring oder Zensur, 
an. Zentral sind die Sozialen Medien, die den Umweltkampagnen zur Vernetzung 
und als Öffentlichkeit dienen. So ermächtigen diese Medien die Aktivist*innen. 
Zugleich nutze BP diese Medien aktiv zur Überwachung der Aktivist*innen, indem 
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der Konzern ihre Aktivitäten verfolge und gegen Kampagnen vorgehe. Aktuell 
sieht Uldam die Überwachung als dominante Seite des zweischneidigen Schwerts 
der digitalen Medien an, da sowohl Regulierung als auch die technische Archi-
tektur der Medien Interessen mächtiger Akteure bevorzuge. Uldam gelingt es in 
ihrem Beitrag am empirischen Fall eindrücklich die Ambivalenzen der Sozialen 
Medien zu beschreiben, während andere Beiträge des Bandes dazu neigen in ihrer 
Darstellung entweder den Überwachungsaspekt oder die Ermächtigungsfunktion 
zu betonen. So gelingt es den Autor*innen des Bandes nicht in jedem Fall, den 
anspruchsvollen theoretischen Rahmen, den die Ambivalenzthese aufspannt, 
empirisch mit Leben zu füllen.

Lesarten

Man kann Protests in the Information Age auf verschiedene Weisen lesen und 
der Band bietet für unterschiedliche Publika verschiedene Einsichten. Er eröff-
net durch seinen poststrukturalistischen Theorieschwerpunkt interessante Per-
spektiven für die Protestforschung, in der diese Ansätze bisher erstaunlicher-
weise kaum präsent sind. Forscher*innen, die sich mit Überwachungspraktiken 
beschäftigen, werden darauf hingewiesen, keine Vereinseitigung der digitalen 
Medien vorzunehmen und deren Vielschichtigkeit in den Blick zu nehmen. Eine 
Berücksichtigung der Ermächtigungsfunktion digitaler Medien kann dabei gerade 
für die Surveillance Studies interessante neue Fragen aufwerfen. Umgekehrt ist der 
vorgeschlagene Perspektivwechsel auf Ermächtigung und Überwachung sicher-
lich auch für Medienforscher*innen interessant, die komplementär zur Über-
wachungsforschung nicht selten zu einseitiger Betrachtung der ermöglichenden 
Aspekte von Medien neigen. Denn erst die Berücksichtigung der Ambivalenz 
digitaler Medien in Bewegungskontexten – dies macht der Sammelband in seiner 
Gesamtheit durchaus stringent deutlich – macht deren mitunter widersprüchli-
chen Gebrauch verstehbar.
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